Heft 4602873] 


66. Jahrgaug 


13. November 1937 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Organ der Reichsgruppe Rechtsanwälte des NS. Rechtswahrer⸗Bunde⸗ 
Herausgegeben von dem Reichsgruppenwalter Rechtsanwälte Dr. B. Droege 


Der Nückgriffsanſpruch des Dienſtherrn im neuen deutſchen Beamtenrecht 


A. 
Von Amts- und Landrichter Dr. Rothe, Naumburg (Saale) 


Wenn ein Beamter in Ausübung der ihm anvertrauten 
öffentlichen Gewalt durch ſchuldhafte Amtspflichtverletzung 
einem Dritten Schaden zufügt, ſo haftet dafür nicht der Be⸗ 
amte ſelbſt, ſondern an ſeiner Stelle das Gemeinweſen, in 
deſſen Dienſten er ſteht (ſein „Dienſtherr“). Nach außen, 
dem geſchädigten Dritten gegenüber, trägt allein der Dienſt⸗ 
herr die Verantwortung. Damit iſt aber nicht geſagt, daß 
der Schaden endgültig auf dem Dienſtherrn laſten bleibt. 
Dieſer kann ſich unter Umſtänden, nachdem er dem Dritten 
Schadenserſatz geleiſtet hat, ſeinerſeits an den Beamten 
halten und von ihm das, was er an den Dritten hat zahlen 
müſſen, wieder erftattet verlangen („Rückgriffsanſpruch“ des 
Dienſtherrn). Ob im einzelnen Fall ein ſolcher Rückgriffs⸗ 
anſpruch beſteht, ergibt ſich aus dem Beamtenverhältnis; 
denn dieſes bildet die Grundlage für alle rechtlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen dem Beamten und ſeinem Dienſtherrn. Das 
Beamtenverhältuis iſt nunmehr durch das Deutſche Beamten⸗ 
geſetz (DB.) v. 26. Jan. 1937 (RG Bl. I, 39), das am 
1. Juli 1937 in Kraft getreten iſt, für ſämtliche deutſchen 
Beamten nen und einheitlich geregelt worden. Das Geſetz 
befaßt ſich auch mit dem Rückgriffsrecht des Dienſtherrn und 
bringt darüber Beſtimmungen, die von dem bisherigen 
Rechtszuſtand nicht unerheblich abweichen. 


I: 
Die wichtigſte der neuen Vorſchriften ift der $ 23 
Abſ. 2 DBG. : 
„Hat der Dienſtherr einem anderen Schadenserſatz ge⸗ 
leiſtet, weil ein Beamter in Ausübung der ihm ander» 
trauten öffentlichen Gewalt ſeine Amtspflicht verletzt hat, 
ſo hat der Beamte dem Dienſtherrn den Schaden nur 
inſoweit zu erſetzen, als ihm Vorſatz oder grobe Fahr- 
läſſigkeit zur Laſt fällt !).“ 
Die Rückgriffshaftung iſt durch dieſe Beſtimmung gegen⸗ 
über den früheren Vorſchriften weſentlich eingeſchränkt wor⸗ 
den. Der Beamte haftet ſeinem Dienſtherrn jetzt nicht mehr 
ſchlechthin, ſondern es hängt jeweils von dem Grade ſeines 
Verſchuldens ab, ob er erſatzpflichtig iſt oder nicht. 
I. Vor dem Inkrafttreten des DBG. gab es — von 
einer noch zu erörternden Ausnahme abgeſehen — eine ſolche 
Abſtufung nicht. Auf den Grad des Verſchuldens kam es 
bisher überhaupt nicht an. Der Beamte haftete für jedes 
Verſchulden; auch bei nur ganz geringer Fahrläſſigkeit war 
er gleichwohl ſeinem Dienſtherrn wegen des geſamten Scha⸗ 
dens erſatzpflichtig. So beſtimmte z. B. 8 3 des preußi⸗ 
ſchen Geſetzes über die Haftung des Staates und anderer 
Verbände für Amtspflichtverletzungen bei Ausübung der 
öffentlichen Gewalt v. 1. Aug. 1909 (GS. 691), daß der 
Staat, wenn er wegen vorſätzlicher oder fahrläſſiger Amts⸗ 


9 Ju der gleichen Weiſe iſt jetzt auch die Rückgriffshaftung 
A en geregelt; vgl. Reichsgeſetz v. 7. April 1937 (NO- 


pflichtverletzung eines feiner Beamten mit Erfolg in Anſpruch 
genommen worden ſei, ſeinerſeits von dem Beamten Scha⸗ 
denserſatz verlangen könne. Inhaltlich damit übereinſtim⸗ 
mende Vorſchriften enthielten die Staatshaftungsgeſetze der 
meiſten übrigen deutſchen Länder (vgl. etwa 8 2 des anhalti⸗ 
ſchen Geſetzes Nr. 1304 v. 2. April 19102). Das gleiche galt 
ſchließlich auf Grund des $ 2 des Geſetzes über die Haftung 
des Reichs für feine Beamten v. 22. Mai 1910 (RGBl. 
798) auch hinſichtlich der Reichsbeamten. 

Eine Ausnahme gab es allerdings auf dem Gebiete des 
Grundbuchrechts. Art. 8 Pr Ausf. zur GBO. v. 26. Sept. 
1899 (GS. 307) beſtimmte nämlich, daß ein Grundbuch⸗ 
beamter dem Staate gegenüber nach Maßgabe des 8 839 
BGB. nur dann verantwortlich ſei, wenn er die ihm ob⸗ 
liegende Amtspflicht „vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſig⸗ 
keit“ verletzt hatte. Für leichtfahrläſſige Amtspflichtverletzun⸗ 
gen hafteten ſomit die Grundbuchbeamten in Preußen nicht. 
Dies wurde, als die Rechtspflege von den Ländern auf das 
Reich überging, mit Wirkung v. 1. April 1935 auf alle deut⸗ 
ſchen Grundbuchbeamten ausgedehnt (8 2 VO. über die Haf⸗ 
tung des Reichs für die Juſtizbeamten v. 3. Mai 1935 
(RGBl. I, 587]: „Von einem Grundbuchbeamten kann das 
Reich Erſag ... nur verlangen, wenn die Amtspflichtver⸗ 
letzung auf Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit beruht“). Die 
Grundbuchbeamten waren alſo hinſichtlich der Rückgriffs⸗ 
haftung beſſer geſtellt als alle anderen Beamtengattungen. 
Der Grund hierfür iſt ſeiner Zeit die Erwägung geweſen, 
im Grundbuchverkehr jet die Gefahr, daß ein Beamtenver⸗ 
ſehen zu Schädigungen Dritter führe, größer als auf anderen 
Rechtsgebieten ?); könne aber der Grundbuchbeamte wegen 
jedes Verſehens in Anſpruch genommen werden, ſo wäre 
die Folge davon eine übertriebene Angſtlichkeit und die häufige 
Zurückweiſung von Anträgen; eine allzu ſtraffe Handhabung 
des ſtaatlichen Rückgriffsrechts würde daher nicht nur dem 
Grundbuchbeamten ſelbſt, ſondern im Ergebnis auch den 
Rechtsſuchenden nachteilig fein). 

Da die Grundbuchbeamten ſomit bereits ſeit dem 1. Jan. 
1900 (Inkrafttreten der GBO.) die bevorzugte Stellung 
gegenüber Rückgriffsanſprüchen eingenommen haben, die ſeit 
dem 1. Juli 1937 (Inkrafttreten des DBG.) alle deutſchen 
Beamten genießen, kann man den Art. 8 PrAusfG. zur 
GBO. als den Vorläufer des jetzt geltenden $ 23 Abſ. 2 
DBG. bezeichnen. Dieſe Feſtſtellung iſt um jo bemerkens⸗ 
werter, als gerade das Grundbuchrecht ſich auch ſchon bei der 
Haftung nach außen, dem geſchädigten Dritten gegenüber, als 
Schrittmacher der Rechtsfortbildung erwieſen hat: Der uns 
heute ſelbſtverſtändlich erſcheinende Grundſatz, daß für Amts⸗ 
pflichtverletzungen im Sinne von 8 839 BGB. nicht der 


2) Heinze, „Sammlung Anhaltiſcher Geſetze und Verord⸗ 
nungen“, Deſſau 1926, S. 214. — Eine Aufzählung der Staats⸗ 
haftungsgeſetze der einzelnen deutſchen Lander findet ſich bei 
Meyer, „Staatsrecht“, 7. Aufl., S. 612 Anm. b. 

3) Güthe-Triebel, 5. Aufl., Anm. 1 zu § 12 G80. 
(S. 174). 

4) Güthe⸗Triebel, Anm. 1 zu Art. 8 PrAusfG. z. GBO. 
(S. 1423). 
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ſchuldige Beamte perſönlich, ſondern an feiner Stelle der 
Dienſtherr des Beamten hafte, iſt nämlich erſtmalig auf dem 
Gebiete des Grundbuchrechts aufgeſtellt worden. § 12 (a. F.) 
GBO. v. 24. März 1897 beſtimmte, daß bei ſchuldhaften 
Amtspflichtverletzungen eines Grundbuchbeamten die Ver⸗ 
antwortlichkeit den Beteiligten gegenüber an Stelle des Be⸗ 
amten den Staat treffe. Auf allen anderen Rechtsgebieten 
gab es etwas Derartiges damals noch nicht; dort war der 
Beamte ſelbſt dem geſchädigten Dritten unmittelbar haftbar. 
Die Verantwortlichkeit des Dienſtherrn auch für alle übrigen 
Beamtengattungen wurde erſt ein reichliches Jahrzehnt ſpäter 
eingeführt (Preußiſches Geſetz v. 1. Aug. 1909 und — ihm 
folgend — das Reichsgeſetz v. 22. Mai 1910 ſowie die Haf⸗ 
tungsgeſetze der übrigen deutſchen Länder) s). 

2. Die neue Regelung des § 23 Abſ. 2 DBG., wonach 
nunmehr nicht nur den Grundbuchbeamten, ſondern allen 
Beamten gegenüber der Rückgriff lediglich bei vorſätzlichem 
oder grobfahrläſſigem Handeln zuläſſig iſt, bedeutet einen 
begrüßenswerten Fortſchritt. Der bisherige Rechtszuſtand war 
in mehrfacher Hinſicht unbefriedigend. Über dem Haupte des 
Beamten ſchwebte ſtündig wie ein Damoklesſchwert die Ge⸗ 
fahr, wegen eines geringfügigen Verſehens, wie es auch ſorg⸗ 
fältigen und gründlichen Leuten einmal unterlaufen kann, 
ſich plötzlich einem in die Tauſende gehenden Rückgriffs⸗ 
anſpruch ausgeſetzt zu ſehen. Dieſe Gefahr beſtand, da die 
Folgen von Amtspflichtverletzungen bisweilen erſt viel jpäter 
in Erſcheinung treten, noch nach Jahren oder gar Jahr- 
zehnten. Der Beamte konnte eigentlich ſeines Lebens niemals 
ganz froh werden; noch im Ruheſtande mußte er mit der 
Möglichkeit rechnen, aus Anlaß irgendeiner lange Jahre zu⸗ 
rückliegenden Amtshandlung in einer längſt vergeſſenen Sache 
auf einmal von ſeinem früheren Dienſtherrn wegen leichtfahr⸗ 
läſſiger Amtspflichtverletzung in Auſpruch genommen zu wer⸗ 
den. Die Gefahr, durch geringfügige Unachtſamkeiten einem 
anderen Schaden zuzufügen, beſteht nicht etwa allein oder 
vorwiegend für Grundbuchbeamte. Auch andere Beamten⸗ 
gattungen ſind ihr in kaum geringerem Maße ausgeſetzt. So 
z. B. der Polizeibeamte, deſſen Beruf nur zu häufig ein raſch 
entſchloſſenes und tatkräftiges Handeln ohne Möglichkeit vor⸗ 
herigen Überlegens erforderte), oder der Gerichtsvollzieher; 
dasſelbe gilt für die Tätigkeit des Vormundſchafts⸗ 
richters oder gar die des Zwangsverſteigerungsrichters. Die 
fortwährende Drohung, auch wegen leichtfahrläſſiger Amts 
pflichtverletzungen zur Verantwortung gezogen zu werden und 
für etwaige Schäden im vollen Umfange aufkommen zu 
müſſen, bedeutete gerade für die gewiſſenhafteren und ſorg⸗ 
fältigeren unter den Beamten eine nicht unerhebliche ſeeliſche 
Belaſtung. Sie führte, wie die Väter des Pr Ausf. z. GBO. 
richtig erkannt haben, leicht zu übertriebener Angſtlichkeit und 
Peinlichkeit und wirkte ſich damit letzten Endes auch zum 
Nachteil der Rechtsſuchenden aus. 

Noch weniger erfreulich war der bisherige Rechtszuſtand 
für den Dienſtherrn. Er bedarf zur Erfüllung ſeiner Auf⸗ 
gaben einer entſchloſſenen und tatkräftigen Beamtenſchaft. 
Nicht allein Gewiſſenhaftigkeit und gediegene Fachkenntniſſe 
machen den Wert des Beamten aus. Ebenſo wichtig bei Aus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt ſind Entſchlußkraft, eine friſch zu⸗ 
packende Art und die zielſichere und unbeirrbare Durch 
führung des einmal eingeſchlagenen Weges. Gerade dieſe 
Eigenſchaften jedoch wurden durch die bisherigen Haftungs. 
beſtimmungen verkümmert. Die ſtändig drohende Rückgriffs 
gefahr lähmte die Entſchlußfreudigkeit des Beamten und er⸗ 
zog ihn zu Bedenklichkeit, Formalismus und zauderndem, 
unentſchloſſenem Hin⸗ und Herſchwanken. Daß dies für den 
Dienſtherrn, deſſen Aufgaben der Beamte wahrzunehmen 
hatte, kein Gewinn war, bedarf keiner Erörterung. Durchaus 
abträglich für das Anſehen des Dienſtherrn war auch die bis 


5) Nach Meißner („Das Staatsrecht des Reichs und feiner 
Länder“, 2. Aufl., 1923, S. 283) iſt in manchen deutſchen Ländern 
(3. B. Sachſen) der Zuſtand, daß der Beamte dem Gejchädigten 
unmittelbar haftete, ſogar erſt durch Art. 131 WeinVerf. be⸗ 
ſeitigt worden. 

6) Amtl. Begründung z. DBG-, zu Abſchnitt III letzter Abſatz. 
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weilen zu beobachtende unwürdige Erſcheinung, daß ſkrupel⸗ 
loſe Beteiligte den Beamten (etwa den Zwangsverſteigerungs⸗ 
richter) durch Androhung eines „Regreſſes“ in ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung zu beeinfluſſen und „unter Druck zu ſetzen“ ver⸗ 
ſuchten. Die durch § 23 Abſ. 2 DBG. geſchaffene Einſchrän⸗ 
kung der Rückgriffshaftung wird ſich hier ſegensreich aus⸗ 
wirken. „Der Beamte ſoll“ — ſo heißt es in der amtlichen 
Begründung!) — „in Lagen, die ſchnellen Entſchluß und 
ſchnelles Handeln fordern, in ſeiner Entſchlußfähigkeit nicht 
dadurch gehemmt werden, daß er ſich von Erwägungen über 
feine etwaige Haftung beeinfluſſen läßts).“ 

Auch für den Dienſtvorgeſetzten, der für die Durch⸗ 
führung des Rückgriffs zuſtändig iſt“), hatte die bisherige 
Regelung manches Unbefriedigende. Es iſt vielfach nicht be⸗ 
kannt, daß es keineswegs im Belieben der Rückgriffsbehörde 
ſteht, ob ſie gegen den ſchuldigen Beamten vorgehen oder von 
dem Rückgriff Abſtand nehmen will. Beſteht ein Anſpruch, 
ſo muß er nach den maßgebenden haushaltsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften auch geltend gemacht werden; zum mindeſten dann, 
wenn das Reich unmittelbarer Dienſtherr des Beamten iſt. 
Von der Geltendmachung eines dem Reich erwachſenen Rück⸗ 
griffsanſpruches kann nur dann abgeſehen werden, wenn er 
von dem zuftändigen Reichsminiſter gemäß $ 54 Reichshaus⸗ 
halts O. (i. d. Faſſ. des Geſ. v. 17. Juni 1936 [(RGBl. II, 
2090) niedergeſchlagen wird 10); zu der Niederſchlagung be⸗ 
darf es in der Regel der Zuſtimmung des Reichsminiſters 
der Finanzen. Bei Beamten der Reichs j uſt iz verwaltung 
pflegt der Reichsminiſter der Juſtiz eine etwaige Nieder⸗ 
ſchlagung des Rückgriffsanſpruchs aus Billigkeitsgründen, 
wie ſie häufig ſeitens der Beamten erbeten wird, früheſtens 
dann in Erwägung zu ziehen, wenn der Erſatzpflichtige 
zuvor der Reichskaſſe wenigſtens einen angemeſſenen Teil 
des Schadens erſtattet hat 1); in anderen Verwaltungs- 
zweigen werden ähnliche Grundſätze beſtehen. Da aber der 
bisherige Rechtszuſtand nicht nur bei Vorſatz und grober 
Fahrläſſigkeit, ſondern bei jedem Verſchulden einen 
Rückgriffsauſpruch entſtehen ließ, war der Dienſtvorgeſetzte 
nicht ſelten gezwungen, ſeine Beamten wegen ganz gering 
fügiger Verſehen zur Verantwortung zu ziehen. Dieſe Not; 
wendigkeit wurde oftmals von den Beteiligten — einſchließ⸗ 
lich des den Rückgriff durchführenden Dienſtvorgeſetzten — 
als ausgeſprochene Härte empfunden, z. B. wenn es ſich um 
einen mit Dienſtgeſchäften ſtark belaſteten großſtädtiſchen 
Richter oder Rechtspfleger handelte. Beſonders unerfreulſch 
wirkte ſich hier die bisweilen zu beobachtende Neigung mancher 
Gerichte aus, bei Rechtsſtreitigkeiten, die ein durch Beamten⸗ 
verſehen geſchädigter Dritter gegen den Dienſtherrn des Be⸗ 
amten — den ſog. „Fiskus“ — führt, an die Sorgfalts⸗ 
pflicht des betreffenden Beamten einen übertrieben ſtreugen 
Maßſtab anzulegen und damit die Verſchuldenshaftung des 
„Fiskus“ praktiſch zur Gefährdungshaftung auszuweiten („in 
dubio contra fiscum“) 12); denn der Beamte, dem in dem 
Rechtsſtreit zwiſchen dem Geſchädigten und dem Dienſtherrn 
ſeitens des letzteren der Streit verkündet worden war, mußte 
dann ſpäter im Rückgriffsverfahren die in dem Urteil ge- 


N) a. a. O. (Anm. 6). 

„) Vgl. anch Ruppect: Da. 1937, 307. Ferner die ähn- 
lichen Erwägungen in der amtlichen Erläuterung zu dem Geſetz über 
die Beſchräunkung der Rückgriffshaftung der Soldaten (Di. 
1937, 646). 

9) Bei Juſtizbeamten ſind dies der Oberlandesgerichtspräſi⸗ 
dent und der Generalſtaatsanwalt, jeder für die Beamten ſeines 
Geſchäftsbereichs (Rundverfügung des RIM. v. 15. Juli 1937, 
3431 — VIöas 730). 

to) Daneben kommt, wenn der Anſpruch aus tatſächlichen 
Gründen uneinziehbar iſt, noch die Vorſchrift des § 67 der Reichs 
wirtſchaftsbeſtimmungen v. 11. Febr. 1929 in Betracht. Vgl. auch 
Nr. 51 Abſ. 2 der Vollzugsbeſtimmungen zu den Reichswirtſchafts⸗ 
beſtimmungen für den Geſchaftsbereich der Reichsjuſtizverwaltung. 

11) Ziffer IV der Rundverfügung v. 15. Juli 1937 (vgl. 
Aum. 9.) 

12) Bol. Rothe, „Schadenserſatzanſpruch und Gemeinſchafts⸗ 
gedanke“: JW. 1937, 1449 (1452). 
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troffene Feſtſtellung, daß er eine ſchuldhafte Amtspflichtver⸗ 
letzung begangen habe, gemäß $$ 74 Abſ. 3, 68 ZPO. als 
verbindlich gegen ſich gelten laſſen, und der zuſtändige Dienſt⸗ 
vorgeſetzte war demgemäß genötigt, gegen ihn, obgleich ein 
Verſchulden in Wirklichkeit nicht vorlag, den Rückgriff durch⸗ 
zuführen. Abgeſehen von ſolchen beſonders kraſſen Fällen 
haftete aber auch ſonſt dem Rückgriff wegen nur leichifahr- 
läſſiger Amtspflichtverletzung regelmäßig eine gewiſſe Un⸗ 
billigkeit an. Es war nun einmal nicht recht vereinbar mit 
dem das Beamtenverhältnis beherrſchenden Grundſatz wechſel— 
ſeitiger Treue, wenn der Dienſtherr ein ganz geringfügiges 
Verſehen zum Anlaß nehmen mußte, gegen Beamte, die 
ſeiner Fürſorge anvertraut waren, vorzugehen und durch 
Einbehaltung eines Teiles ihrer Dienſtbezüge, deren ſie zu 
einer angemeſſenen Lebenshaltung bedurften, ihnen und ihren 
Angehörigen wirtſchaftliche Entbehrungen aufzuerlegen. Manch⸗ 
mal war der Beamte, als er die leichtfahrläſſige Amts⸗ 
pflichtverletzung beging, gar ohne Entgelt — etwa als un⸗ 
beſoldeter Aſſeſſor — tätig geweſen; der Staat hatte alſo 
ſeine Arbeitskraft in Anſpruch genommen, ohne ihm die 
Möglichkeit zu bieten, ſich durch Abſchluß einer Haftpflicht⸗ 
verſicherung gegen etwaige Erſatzanſprüche zu ſichern; auch in 
einem ſolchen Falle mußte früher Rückgriff genommen wer⸗ 
den, zum mindeſten in Höhe eines angemeſſenen Teiles des 
entſtandenen Schadens. 


IT. 


An die Stelle einer Regelung, die zu jo unerfreulichen 
Auswirkungen führte, iſt jetzt alſo die Vorſchrift des 8 23 
Abſ. 2 DBG. getreten, wonach die Beamten nur noch für 
Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit einzuſtehen haben. 

1. An der Haftung des Dienſtherrn hat ſich da⸗ 
durch nichts geändert. Nach außen, dem geſchädigten Dritten 
gegenüber, haftet die Körperſchaft, in deren Dienſten der be 
treffende Beamte ſteht, nach wie vor für jedes Verſchulden 
des Beamten. Das ergibt ſich aus den bereits erwähnten 
verſchiedenen Haftungsgeſetzen, die inſoweit unverändert fort- 
gelten (z. B. 8 1 PrGeſ. v. 1. Aug. 1909). Iſt das Reich 
der unmittelbare Dienſtherr des Beamten, ſo folgt die Haf— 
tung für jedes Verſchulden aus SI NGeſ. v. 22. Mai 1910 
(i. d. Faſſ. des 8 4 des Gef. v. 30. Juni 1933 [RG Bl. I, 
4331), einer Vorſchrift, die übrigens ſeit dem nationale 
ſozialiſtiſchen Umbruch und dem Übergang zahlreicher Hoheit- 
licher Aufgaben von den Ländern auf das Reich an Bedeutung 
gewonnen und deren Anwendungsbereich ſich erheblich ver⸗ 
größert hat. Die genannte Vorſchrift iſt z. B. ſeit dem 
1. April 1935 auch die geſetzliche Grundlage für die Haftung 
des Reichs bei Verfehlungen von Juſt iz beamten, allerdings 
nur für Amtspflichtverletzungen, die nach dieſem Zeitpunkt 
begangen ſind; ſind ſie vor dem 1. April 1935 begangen, ſo 
ſind die bisherigen Vorſchriften (Haftungsgeſetz des betreffen⸗ 
den Landes oder Art. 131 Weim erf mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß an die Stelle des Landes jetzt das Reich 
getreten iſt (88 1, 6 VO. v. 3. Mai 1935). 

Die Haftung im Außenverhältnis iſt alſo heute anders 
geregelt als die im Innenverhältnis: nach außen muß der 
Dienſtherr für jedes Verſchulden feines Beamten einſtehen: 
Rückgriff nehmen kann er gegen dieſen Beamten jedoch nur 
bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit. Früher gingen, wenn 
es ſich nicht zufällig um eine Grundbuchangelegenheit handelte, 
Verantwortlichkeit nach außen und Rückgriff Hand in Hand; 
haftete der Dienſtherr einem Dritten, ſo hatte er damit 
zwangsläufig auch einen Erſatzanſpruch gegen den ſchuldigen 
Beamten. Bei der heutigen Verſchiedeuheit der Haftungs⸗ 
maßſtäbe iſt das nicht mehr der Fall. Der Dienſtherr kann 
Schäden, die ihm durch Erſatzleiſtungen an Dritte entſtanden 
ind, nur noch unter beſonderen Vorausſetzungen im Rück⸗ 
Kriffswege von ſich abwälzen. In allen Fällen, in denen der 


Beamte leichtfahrläſſig gehandelt hat — und das dürften die 


zahlenmäßig überwiegenden ſein —, kommt eine Abwälzung 
des Schadens nicht mehr in Betracht. 

Die Lage des Dienſtherrn hat ſich ſomit verſchlechtert. 
Er muß jetzt in zahlreichen Fällen Erſatz leiſten, ohne einen 


Rückgriffsanſpruch zu haben, und der Schaden bleibt end⸗ 
gültig auf ihm laſten. Die dadurch geſchaffene Mehrbelaſtung 
iſt allerdings nicht ganz fo groß, wie es zunächſt ſcheinen 
könnte. Auch früher ſchon war gerade bei größeren Schäden 
meiſtens der Dienſtherr der Leidtragende. Denn wenn der 
rückgriffspflichtige Beamte nicht etwa gegen Haftpflicht ver⸗ 
ſichert war, ſcheiterte die glatte Durchführung des Rückgriffs 
gegen ihn in der Regel an ſeiner Vermögensloſigkeit. Der 
Beamte hatte lediglich ſein ſchmales Dienſteinkommen, und 
durch Abzüge davon ließ der Schaden ſich nur ſehr allmählich 
und bei hohen Schadensſummen auch lediglich zu einem 
Bruchteil tilgen. Der Rückgriffsanſpruch hatte daher nicht 
immer großen praktiſchen Wert. Aber trotzdem bleibt dem⸗ 
gegenüber die neue Regelung, die für zahlreiche Fälle ſchon 
von vornherein jegliche Rückgriffsmöglichkeit abſchneidet, eine 
Schlechterſtellung des Dienſtherrn. 

Da der Dienſtherr ſtets ein Gemeinweſen — oftmals 
ſogar das umfaſſendſte Gemeinweſen, nämlich das Deutſche 
Reich — iſt, trifft ein dem Dienſtherrn zugefügter Schaden 
in Wirklichkeit die Gemeinſchaft der Volksgenoſſen, aus denen 
ſich das geſchädigte Gemeinweſen zuſammenſetzt. Muß das 
Reich Schadenserſatz leiſten, jo wird damit ein Betrag, der 
eigentlich den Geſamtzwecken der Volksgemeinſchaft hatte 
dienen ſollen, dieſer ſeiner Beſtimmung entzogen. Die 
Schlechterſtellung des Dienſtherrn in der Rückgriffsfrage be⸗ 
deutet alſo letzten Endes eine Mehrbelaſtung der Geſamtheit. 
Das führt zu der Überlegung, ob es nicht im Zuge einer ge⸗ 
ſunden, am Gemeinſchaftsgedanken ausgerichteten Rechtspolitik 
läge, wenn man — der durch § 23 Abſ. 2 DBG. geſchaffenen 
Einſchränkung im Innenverhältnis entſprechend — nunmehr 
auch die Haftung des Dienſtherrn nach außen, dem geſchädigten 
Dritten gegenüber herabmindern würde. Eine Einſchränkung 
der Verantwortlichkeit des Dienſtherrn auf die Fälle, in 
denen ſeine Beamten vorſätzlich oder grobfahrläſſig handeln, 
erſcheint zum mindeſten für den oberſten Dienſtherrn aller 
deutſchen Beamten, das Deutſche Reich, erwägenswert. 


Man muß ſich nämlich folgendes vor Augen halten: Der 
Grundſatz, daß das Reich für jedes, auch das geringfügigſte 
Verſchulden ſeiner Beamten einzuſtehen und dem dadurch 
Verletzten ſeinen Schaden im vollen Umfange zu erſetzen 
habe, war folgerichtig vom Standpunkt einer Weltanſchauung 
aus, die den einzelnen Menſchen in den Mittelpunkt ihrer 
Betrachtung ſtellte und die vornehmſte Aufgabe der Rechts⸗ 
ordnung in dem größtmöglichen Schutz dieſes einzelnen gegen 
Eingriffe in ſeinen Rechtskreis erblickte. Der Staat war für 
dieſe Auffaſſung ein außerhalb ſtehendes feindſeliges Etwas, 
demgegenüber die „Grundrechte“ des einzelnen genau ab- 
gegrenzt und für unverletzlich erklärt wurden. Taſtete der 
Staat gleichwohl durch Handlungen ſeiner Beamten eines 
dieſer geheiligten Rechte an, dann hatte dem Verletzten volle 
Genugtuung zu geſchehen, und der Staat war für jedes Ver⸗ 
ſchulden der Beamten uneingeſchränkt verantwortlich zu machen. 
Heute, eine Reihe von Jahren nach dem Siege des National⸗ 
ſozialismus, denken wir über das Verhältnis des einzelnen 
zum Staat weſentlich anders. Der Staat iſt uns nichts dem 
einzelnen feindlich Gegenüberſtehendes, ſondern er ſtellt ledig⸗ 
lich eine Erſcheinungsform der Volksgemeinſchaft dar — der⸗ 
ſelben Gemeinſchaft, der auch der einzelne als Glied angehört. 
Erhebt jemand gegen dieſen Staat einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch, ſo bedeutet das nichts Geringeres als den Verſuch 
eines einzelnen Volksgenoſſen, einen erlittenen Schaden auf 
die Gemeinſchaft aller übrigen Volksgenoſſen abzuwälzen 18). 
Eine ſolche Belaſtung der Geſamtheit zugunſten eines ein⸗ 
zelnen Gliedes von ihr aber ſollte mit Rückſicht auf den 
Grundſatz „Gemeinnutz vor Eigennutz“ nur in beſonders 
kraß liegenden Fällen zugelaſſen werden. Hat der betreffende 
Beamte in grobfahrläſſiger oder gar vorſätzlicher Weiſe gegen 
ſeine Amtspflichten verſtoßen, dann entſpricht es allerdings 
der Billigkeit, daß der dadurch geſchädigte Volksgenoſſe Ge⸗ 
nugtuung erfährt und von der Volksgemeinſchaft, für die der 
ſchadenſtiftende Beamte gehandelt hat, ſchadlos geſtellt wird. 


13) Vgl. Rothe a. a. O., insbeſ. S. 1452. 
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Anders dagegen bei nur leichtfahrläſſigen Amtspflichtver⸗ 
letzungen. Es liegt in der natürlichen Unvollkommenheit alles 
Menſchlichen begründet, daß auch dem gewiſſenhafteſten und 
ſorgfältigſten Beamten einmal ein Verſehen unterlaufen kann. 
Menſchen ſind keine Präziſionsmaſchinen. Jeder, der mit 
ſtaatlichen Einrichtungen in Berührung kommt, muß mit der 
wenn auch entfernten Möglichkeit rechnen, daß ihm durch 
irgendein geringfügiges Verſehen eines Beamten ein Scha⸗ 
den entſtehen könnte. Tritt dieſer Fall aber wirklich ein, fo 
iſt kein zwingender Grund dafür erſichtlich, weshalb nun 
ſofort die Volksgemeinſchaft in die Breſche ſpringen und den 
Schaden auf ſich nehmen ſollte. Entſpricht es wirklich dem 
Gemeinſchaftsgedanken, daß der einzelne Volksgenoſſe, der 
z. B. von der ſtaatlichen Grundbucheinrichtung in ſeinem 
eigenen Intereſſe Gebrauch macht und ſich von ihr Vorteile 
verſpricht, im Falle ihres gelegentlichen Verſagens ohne 
weiteres berechtigt fein ſoll, die Folgen feines Mißgeſchicks 
auf die Schultern aller übrigen Volksgenoſſen abzuwälzen? 


Falls es zu gewagt erſcheint, das Reich von der Haf— 
tung für leichtfahrläſſiges Verhalten aller Beamten frei 
zuſtellen, könnte wenigſtens daran gedacht werden, eine ſolche 
Haftungsbeſchränkung zunächſt nur hinſichtlich der Grund⸗ 
buchbeamten einzuführen. Das Grundbuchrecht, das ſich für 
die Beamtenhaftung ſchon zweimal als Pionier der Rechts⸗ 
fortbildung erwieſen hat (vgl. oben Abſchnitt 1 1), ſcheint auch 
hier beſonders geeignet; denn die Grundbucheinrichtung hat 
die Beſonderheit, daß es bei ihr mehr als bei anderen ſtaat⸗ 
lichen Einrichtungen dem einzelnen freiſteht, ob er von ihr 
Gebrauch machen will oder nicht"). 


2. Die Haftungsbeſchränkung des § 23 Abſ. 2 DBG., 
wonach der Beamte feinen Dienſtherrn lediglich wegen vor⸗ 
ſätzlichen oder grobfahrläſſigen Verhaltens verantwortlich iſt, 
tritt nicht bei jeder Amtspflichtverletzung ein, ſondern ſie gilt 
nur bei mittelbarer Schädigung des Dienftherru. Die 
ſchadenſtiftende Handlung des Beamten darf ſich nicht gegen 
den Dienſtherrn ſelbſt gerichtet haben; Vorausſetzung iſt viel⸗ 
mehr die Schädigung eines Dritten, der ſich dann ſeinerſeits 
an den Dienſtherrn des ſchuldigen Beamten gehalten hat und 
von ihm entſchädigt worden iſt. Fügt dagegen der Beamte 
ſeinem Dienſtherrn unmittelbar Schaden zu, beſchädigt er bei⸗ 
ſpielsweiſe Sachen, die im Eigentum des Dienſtherrn ſtehen, 
dann greift die Haftungsbeſchränkung nicht Platz. Der Be⸗ 
amte haftet hier nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 23 
Abſ. 1 DBG. für jedes Verſchulden, alſo auch für leichte 
Fahrläſſigkeit. 


Sogar bei mittelbarer Schädigung des Dienſtherrn be⸗ 
ſchränkt ſich die Haftung des Beamten nicht immer auf Vor⸗ 
ſatz und grobe Fahrläſſigkeit. Als weiteres Erfordernis muß 
vielmehr noch hinzukommen, daß der Beamte, wenn er dem 
Dritten Schaden zufügt, dabei „in Ausübung der ihm an⸗ 
vertrauten öffentlichen Gewalt“ handelt (8 23 Abſ. 2 DBG.) 
Andernfalls kann ihn der Dienſtherr, nachdem er den Dritten 
entſchädigt hat, auch wegen nur leichtfahrläſſigen Verhaltens 
zur Verantwortung ziehen. So z. B. wenn der Beamte bei 
der Führung eines Dienſtkraftwagens jemanden anfährt oder 
wenn er es pflichtwidrig unterläßt, in einem öffentlichen Ge⸗ 
bäude mit ſtarkem Publikumsverkehr Warnungsſchilder hin⸗ 
ſichtlich des ſriſchgeſtrichenen Treppengeländers oder des kurz 
vorher geölten und daher glatten Fußbodens anzubringen 16). 


14) Im landwirtſchaftlichen Entſchuldungsrecht beſchräukt ſich 
übrigens gem. Art. 4 Abf. 1 Satz 2 der 6. DurchfVO. v. 7. Juli 1934 
(RGBl. I, 609) die Haftung der Eutſchuldungsſtellen den Be⸗ 
teiligten gegenüber auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit. Die Ent 
ſchuldungsſtellen ſind nicht Beamte, haben aber nach Harmening⸗ 
Pätzold („Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung“, 2. Aufl., 
S. 333) eine „amtsähnliche Stellung“. 


15) Vgl. Abſchnitt III Abſ. 2 der Rundverfügung des RIM. 
v. 15. Juli 1937 (oben Anm. 9), auch zu der Frage, ob 8 23 
Abſ. 2 DBG. entſprechend angewendet werden kann, wenn 
der Schaden zwar bei Ausübung öffentlicher Gewalt, aber nicht 
einem andern, ſondern dem Reich ſelbſt (etwa in feiner Eigenſchaft 
als Hypothekengläubiger) zugefügt worden iſt. 


3. Der Rückgriffsanſpruch des Dienſtherrn unterliegt, 
ebenſo wie andere Anſprüche auch (§ 194 BGB.), der Ver⸗ 
jährung. Es fällt auf, daß das DBG. ſelbſt nichts 
darüber enthält, ſondern daß die wichtige Verjährungsvor 
ſchrift an verhältnismäßig verſteckter Stelle ſteht, nämlich 
in der auf Grund des 8 183 DBG. von dem RMd J. und 
dem RF M. erlaſſenen DurchfVO. v. 29. Juni 1937 (RG⸗ 
Bl. I, 669). Daher iſt es nicht weiter verwunderlich, daß nach 
der Veröffentlichung des Geſetzes zunächſt die Anſicht ver⸗ 
treten wurde, Rückgriffsauſprüche könnten künftig überhaupt 
nicht mehr verjähren, da § 23 Abſ. 2 DBG., der an die 
Stelle aller früheren den Rückgriff regelnden Vorſchriften 
getreten ſei, eine Verjährung nicht vorſehe 1). Dieſe Anſicht 
iſt nunmehr durch die Beſtimmung zu 8 23 Ziff. 2 Satz 2 
Durchf Vo. überholt. Danach verjährt der Rückgriffsanſpruch 
in drei Jahren. Gegenüber früher bedeutet das keine Neue 
rung. Die vor dem 1. Juli 1937 geltenden Rückgriffsvor⸗ 
ſchriften ſahen gleichfalls wohl ausnahmslos eine dreijährige 
Verjährung vor (3. B. 8 2 Satz 2 RGeſ. v. 22. Mai 1910, 
83 Satz 2 Pr&ef. v. 1. Aug. 1909, Art. 8 Satz 2 Pr⸗ 
Ausf G. z. GBD.). 


Auch hinſichtlich des Beginns der Verjährung ſtimmt 
die neue Vorſchrift mit der bisherigen Regelung inhaltlich 
überein. Die Dreijahresfriſt beginnt mit dem Zeitpunkt zu 
laufen, „in dem der Erſatzanſpruch des Dritten dieſem gegen⸗ 
über von dem Dienſtherrn anerkannt oder dem Dienſtherrn 
gegenüber rechtskräftig feſtgeſtellt iſt“. Es beſteht daher nach 
wie vor ein Unterſchied zwiſchen der Verjährung des Scha⸗ 
denserſatzanſpruchs, den der geſchädigte Dritte gegen den 
Dienſtherrn des Beamten hat, und der Verjährung des Nüd- 
griffsanſpruchs. Die Anſprüche verjähren zwar beide in drei 
Jahren. Die Verjährung beginnt jedoch bei dem Erſatz⸗ 
anſpruch gegen den Dienſtherrn gemäß $ 852 BGB. bereits 
mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der geſchädigte Dritte 
„von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen 
Kenntnis erlangt“ hat, während fie bei dem Rückgriffs⸗ 
anſpruch, wie erwähnt, erſt mit der Anerkennung oder rechts- 
kräftigen Feſtſtellung des gegen den Dienſtherrn gerichteten 
Erſatzauſpruchs einſetzt. Die Haftung des Beamten iſt ſomit 
in der Regel von längerer Dauer als die des Dienſtherrn. 
Andererſeits iſt der Beamte inſofern günſtig geſtellt, als der 
Rückgriffsanſpruch völlig unabhängig von der Kenntnis 
feiner, des Beamten, Perſon zu verjähren beginnt. Die Ver⸗ 
jährung kann alſo unter Umſtänden ſchon eintreten, bevor 
der Dienſtherr überhaupt erfährt, welcher Beamte den 
Schaden angerichtet hat 1). Manchmal läuft auch bereits die 
Verjährung des Rückgriffsanſpruchs, obgleich dem Dienſt⸗ 
herrn ein Schaden bisher noch nicht entſtanden iſt. Das iſt 
z. B. der Fall, wenn der Dienſtherr verurteilt iſt zur Zah⸗ 
lung Zug um Zug gegen Abtretung gewiſſer Anſprüche oder 
Abgabe irgendeiner Erklärung ſeitens des Dritten. Hier 
braucht der Dienſtherr, ſolange der Dritte die Abtretung nicht 
vornimmt oder die Erklärung nicht abgibt, auch ſeinerſeits 
nicht zu leiſten und iſt ſomit einſtweilen noch nicht geſchädigt. 
Gleichwohl hat ſein Rückgriffsanſpruch gegen den ſchuldigen 
Beamten ſchon mit der Rechtskraft des Urteils zu verjähren 
begonnen. Ahnlich liegt es dann, wenn es ſich bei dem gegen 
den Dienſtherrn ergangenen Urteil nur um ein Grundurteil 
(8 304 ZPO.) handelt oder wenn er feine Schadenserſatz⸗ 
pflicht dem Dritten gegenüber lediglich dem Grunde nach an“ 
erkannt hat. Auch hier iſt die Verjährung bereits im Lauf, 
obgleich ſich der Streit über die Höhe des Erſatzanſpruchs 
zwiſchen dem Dienſtherrn und dem Dritten möglicherweiſe 
noch monate- oder gar jahrelang hinzieht. In ſolchen Fällen 
muß der für den Rückgriff zuſtändige Dienſtvorgeſetzte dafür 
Sorge tragen, daß der Anſpruch gegen den ſchuldigen Be⸗ 
amten nicht der Verjährung anheimfällt; er wird, um die 


16) So Wittland in feinem — mehrere Monate vor Ber? 
öffentlichung der DurchfVO. erſchienenen — Aufſatz: JW. 1937, 
345 ff. (351). 

17) Rh.: JW. 1937, 229924 mit Anm. von Lehman n. 
Val. auch SeuffArch. 83, 359. 
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Verjährung zu unterbrechen (88 208 f. BGB.), den Be⸗ 
amten veranlaſſen, feine Erſatzpflicht (zum mindeſten dem 
Grunde nach) anzuerkennen, und wird im Weigerungsfalle 
gegen ihn (Feſtſtellungs⸗) Klage erheben. 


. 4. Die erörterte Verjährungsvorſchrift gibt zugleich einen 
Fingerzeig dafür, wann der Rückgriffsanſpruch entſteht. 
Gemäß § 198 BGB. beginnt die Verjährung eines An⸗ 
ſpruchs mit ſeiner Entſtehung. Daraus wird man umgekehrt 
folgern dürfen, daß der Rückgriffsanſpruch in dem Augen 
blick zur Entſtehung gelangt, in dem ſeine Verjährung ein⸗ 
ſetzt; das wäre alſo der Zeitpunkt, in dem der Erſatzanſpruch 
des geſchädigten Dritten entweder von dem Dienſtherrn an⸗ 
erkannt oder ihm gegenüber rechtskräftig feſtgeſtellt wird. 
Die Entſtehung des Rückgriffsanſpruchs etwa erſt auf den 
Zeitpunkt zu verlegen, in dem der Dienſtherr geſchädigt wird, 
geht nicht an. Denn dann würde, da der Verjährungsbeginn 
von dem Schadenseintritt unabhängig iſt, in manchen Fällen 
die Verjährung bereits laufen, ohne daß bisher überhaupt 
ein Anſpruch, der verjähren könnte, vorhanden wäre. Anderer⸗ 
ſeits kann man die Entſtehung des Rückgriffsanſpruchs auch 
nicht vorverlegen auf den Zeitpunkt der Amtspflichtverletzung 
ſelbſt. Denn wenn ein Beamter ſeine Amtspflicht verletzt und 
dadurch Schaden anrichtet, ſo ſteht damit noch keineswegs feſt, 
daß fein Dienſtherr von dem geſchädigten Dritten ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig gemacht werden wird. Es iſt durchaus denkbar, 
daß der Dritte von der Geltendmachung feines an ſich be⸗ 
ſtehenden Erſatzanſpruchs abſieht, etwa weil er die Rechts⸗ 
lage falſch beurteilt und ſich keinen Erfolg davon verſpricht, 
oder weil er dem Beamten, den er vielleicht perſönlich nahe⸗ 
ſteht, einen Rückgriff erſparen möchte; nicht ſelten kommt es 
auch vor, daß der ſchuldige Beamte ſich ſelbſt mit dem Ger 
ſchädigten in Verbindung ſetzt und ihm den Schaden uns 
mittelbar erſtattet, um die Inanſpruchnahme ſeines Dienſt⸗ 
herrn und den ſich anſchließenden Rückgriff abzuwenden. Für 
die Entſtehung des Rückgriffsanſpruches kann es daher weder 
auf die Amtspflichtverletzung noch auf den Eintritt des Scha⸗ 
dens des Dienſtherrn ankommen. Maßgebend iſt vielmehr 
allein der Zeitpunkt, in dem die Erſatzpflicht des Dienſt⸗ 
herrn entweder freiwillig anerkannt oder rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt wird. 


5. Der Dienſtherr, der wegen Amtspflichtverletzung 
ſeines Beamten Schadenserſatz hat leiſten müſſen, hat bis⸗ 
weilen neben dem Rückgriffsanſpruch noch einen Erſatz⸗ 
anſpruch gegen einen Dritten. Schon früher war es meiſt 
üblich, daß der Dienſtherr derartige Anſprüche dem Beamten, 
gegen den Rückgriff genommen wurde, abtrat — zum min» 
deſten dann, wenn der Beamte darum bat. Dieſe bisher frei⸗ 
willige übung iſt nunmehr vom Geſetz zur allgemeinen Regel 
erhoben worden. § 23 Abſ. 3 DBG. beſtimmt, daß Erſatz⸗ 
anſprüche, die der Dienſtherr gegen Dritte hat, mit dem 
Rückgriff auf den in Anſpruch genommenen Beamten iiber 
gehen. Es handelt ſich alſo um einen Forderungsübergang 
kraft Geſetzes; einer beſonderen Abtretung bedarf es künftig, 
nicht mehr. Große praktiſche Bedeutung wird dies kaum 
haben, weil die betreffenden Erſatzanſprüche faſt immer 
wertlos ſein werden. Steht dem Dienſtherrn nämlich ein An⸗ 
bruch zu, von deſſen Geltendmachung er ſich Erfolg ver⸗ 
ſpricht, ſo kommt es überhaupt nicht zum Rückgriff; der 
Dienſtherr hält ſich dann, anſtatt gegen ſeinen Beamten vor⸗ 
zugehen, an den außenſtehenden Anſpruchsgegner. Von dem 
Aeblichen Forderungsübergang werden daher nur ſolche 

uſprüche betroffen werden, die entweder fo zweifelhaft find, 
daß ihre gerichtliche Geltendmachung ein kaum zu recht⸗ 
lertigendes Wagnis darſtellt, oder die wegen Vermögensloſig⸗ 
keit des Anſpruchsgegners nicht beitreibbar find. 


II. 


Auch in der Durchführung des Rückgriffs ſind 
durch das DBG. weſentliche Anderungen eingetreten. 

1. Für die gerichtliche Geltendmachung von Rückgriffs⸗ 
auſprüchen werden künftig nicht mehr die ordentlichen Ge 
richte zuſtändig fein, ſondern die Verwaltungsgerichte (8 142 


Abſ. 2 DES). Ausgenommen find lediglich Rückgriffs⸗ 
anſprüche gegen Juſtiz beamte aus Amtspflichtverletzungen, 
die „in oder bei Ausübung der Rechtspflege“ begangen wor⸗ 
den ſind; hier verbleibt es bei der bisherigen Zuſtändigkeit 
der ordentlichen Gerichte (Satz 2 a. a. O.). Der Grund, wes⸗ 
halb man die Entſcheidung im Regelfalle den Verwaltungs⸗ 
gerichten übertragen hat, liegt darin, daß es ſich bei dieſen 
Entſcheidungen im weſentlichen um Fragen der Verwaltung 
und des Verwaltungsrechts handelt. Nicht minder verſtänd⸗ 
lich iſt es, daß man die gegen Juſtizbeamte gerichteten Rück⸗ 
griffsanſprüche, bei denen meiſt Angelegenheiten der Rechts⸗ 
pflege zur Erörterung ſtehen, den mit dieſen Dingen beſſer 
vertrauten ordentlichen Gerichten vorbehalten hat 16). 


übrigens liegt der Übergang der Zuſtändigkeit auf die 
Verwaltungsgerichte noch in der Zukunft. 8 142 DB. wird 
erſt mit der Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts in 
Kraft treten (8 182 DBG.). Bis dahin verbleibt es bei 
den früheren Vorſchriften. Einſtweilen ſind alſo nach wie vor 
ſämtliche Rückgriffsanſprüche bei den ordentlichen Gerichten 
geltend zu machen. Ausſchließlich zuſtändig find die LG. ($ 71 
Abſ. 2 Ziff. 2 GVG. und die auf Grund von Abſ. 3 a. a. O. 
erlaſſenen landesrechtlichen Beſtimmungen, z. B. 8 39 Pu 
AusfG. z. GVG.), und Berufung und Reviſion find ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes zuläſſig 
(88 511 a Abſ. 4, 547 Ziff. 2 ZPO.). 


2. Von Einfluß auf die Durchführung des Rückgriffs iſt 
ferner die bereits erörterte Verſchiedenartigkeit der Haftungs⸗ 
maßſtäbe im Außen⸗ und Innenverhältnis: während der 
Dienſtherr nach außen für jedes Verſchulden einzuſtehen hat, 
iſt ihm der Beamte nur noch bei Vorſatz und grober Fahr⸗ 
läſſigkeit verantwortlich. Man könnte meinen, der Aufgaben⸗ 
bereich des für den Rückgriff zuſtändigen Dienſtvorgeſetzten 
habe ſich dadurch verkleinert, denn der Vorgeſetzte ſei ja nun 
in all den nicht ſeltenen Fällen, in denen nur leichte Fahr⸗ 
läſſigkeit vorliege, der Notwendigkeit, Rückgriff zu nehmen, 
enthoben. In Wirklichkeit iſt jedoch die Tätigkeit der Rück⸗ 
griffsbehörde durch $ 23 Abſ. 2 DBG. nicht einfacher, ſon⸗ 
dern im Gegenteil ſchwieriger geworden. 


Für den früheren Rechtszuſtand war kennzeichnend die 
enge Verknüpfung der Rückgriffshaftung mit der Verant⸗ 
wortlichkeit nach außen. Wurde gegen den Dienſtherrn ein 
Schadenserſatzanſpruch geltend gemacht, ſo bedurfte es ge⸗ 
wiſſermaßen nur einer Entſcheidung, die in gleicher Weiſe 
für Außen⸗ und Innenverhältnis galt: bejahte man die 
Haftung nach außen, ſo ergab ſich daraus zwangsläufig auch 
die Erſatzpflicht. Infolgedeſſen machte der Dienſtherr ſein 
Verhalten gegenüber dem Anſpruchſteller meiſt von der 
Stellungnahme des ſchadenſtiftenden Beamten abhängig. Er⸗ 
kannte dieſer an, ſich erſatzpflichtig gemacht zu haben, ſo 
beſtand für den Dienſtherrn im allgemeinen kein Anlaß, die 
Anerkennung ſeiner eigenen Erſatzpflicht zu verweigern. Er 
leiſtete dem Dritten Erſatz und nahm dann gegen den Be⸗ 
amten nach Maßgabe ſeines Anerkenntniſſes Rückgriff. Ver⸗ 
weigerte dagegen der Beamte die Anerkennung ſeiner Er⸗ 
ſatzpflicht, ſo pflegte der Dienſtherr den Anſpruch abzu⸗ 
lehnen und den Dritten auf den Klageweg zu verweiſen. In 
dem nun folgenden Rechtsſtreit wurde dem Beamten ſeitens 
des Dienſtherrn der Streit verkündet. Dadurch verlor er, 
falls es zu einer Verurteilung des Dienſtherrn kam, gemäß 
85 72 Abf. 1, 68 ZPO. den Einwand, der Rechtsſtreit ſei 
unrichtig entſchieden worden, und mußte die rechtskräftige 
Feſtſtellung, daß er ſchuldhaft ſeine Amtspflicht verletzt und 
auf dieſe Weiſe den Dritten geſchädigt habe, als verbindlich⸗ 
gegen ſich gelten laſſen. 


Heute hat ſich der Zuſammenhang zwiſchen Verantwort⸗ 
lichkeit nach außen und Rückgriffshaftung ſtark gelockert. In⸗ 
folge der Verſchiedenheit der Haftungsmaßſtäbe ſteht, wenn 
der Dienſtherr mit Erfolg in Anſpruch genommen worden. 
iſt, die Frage, ob er ſich im Rückgriffswege an den Beamten 
halten darf, noch durchaus offen. Statt einer ſind jetzt z wei 


18) Amtliche Begründung zu Abſchnitt IX. 
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Entſcheidungen erforderlich. Eine Ausnahme bilden lediglich 
die Fälle, in denen von vornherein zweifelsfrei feſtſteht, daß 
nur leichte Fahrläſſigkeit in Frage kommt. Hier iſt allerdings 
mit der Schadenserſatzleiſtung an den Dritten die Angelegen⸗ 
heit erledigt. In allen übrigen Fällen dagegen ſchließt ſich an 
die Auseinanderſetzung zwiſchen dem geſchädigten Dritten und 
dem Dienſtherrn heute eine zweite Auseinanderſetzung an, die 
zwiſchen dem Dienſtherrn und dem ſchadenſtiftenden Beamten 
ausgetragen wird. Der Dienſtherr muß jetzt gleichſam auf 
zwei Fronten kämpfen. 


Die Notwendigkeit, ſich mit dem Beamten über den 
Grad ſeines Verſchuldens auseinanderzuſetzen, erſchwert die 
Durchführung des Rückgriffs erheblich. Es iſt menſchlich ver 
ſtändlich, daß ſich heute nahezu jeder Beamte, gegen den ein 
Rückgriffsanſpruch erhoben wird, zunächſt einmal damit zu 
verteidigen ſucht, ihm falle nur leichte Fahrläſſigkeit zur 
Laſt. So war es ſchon von jeher bei den Grundbuchbeamten, 
die ja auch nach früherem Recht nur für Vorſatz und grobe 
Fahrläſſigkeit einzuſtehen hatten; wäre es hier nach der Auf; 
faſſung der betreffenden Beamten gegangen, ſo gäbe es grob 
fahrläſſige Amtspflichtverletzungen im Grundbuchverkehr über⸗ 
haupt nicht. Die Abgrenzung zwiſchen leichter und grober 
Fahrläſſigkeit bereitet aber in der Tat oftmals ernſtliche 
Schwierigkeiten. Da ein objektiver Maßſtab fehlt und es 
jeweils auf die Umſtände des einzelnen Falles ankommt, iſt 
es im weſentlichen eine Ermeſſensfrage, ob man das Ver⸗ 
ſchulden, das jemand in einer beſtimmten Lage bewieſen hat, 
als ſo ſchwerwiegend anſehen will, daß es nicht mehr unter 
den Begriff der leichten, ſondern ſchon unter den der groben 
Fahrläſſigkeit einzuordnen iſt. Es gibt zahlreiche Grenzfälle, 
in denen man geteilter Anſicht ſein kann. Die Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen dem Dienſtherrn und dem Beamten wird 
daher häufig nicht weniger ſchwierig und im Ergebnis nicht 
weniger zweifelhaft ſein als der voraufgegangene Streit 
zwiſchen dem geſchädigten Dritten und dem Dienſtherrn. Sehr 
oft wird ſich die Frage der Rückgriffspflicht nur im Wege 
eines Rechtsſtreits klären laſſen. Der Dienſtherr muß dann 
außer dem erſten Rechtsſtreit mit dem geſchädigten Dritten 
alſo noch einen zweiten mit dem ſchadenſtiftenden Beamten 
führen. 

Dieſe „Zweiſpurigkeit“ in der Prozeßführung iſt natür⸗ 
lich wenig erfreulich, läßt ſich aber kaum vermeiden. Der 
zweite Rechtsſtreit wäre nur dann zu entbehren, wenn be⸗ 
reits in dem erſten Rechtsſtreit nicht lediglich das Verſchulden 
des Beamten — Vorſatz oder Fahrläſſigkeit —, ſondern zu 
gleich auch der Grad der etwaigen Fahrläſſigkeit — leichte 
oder grobe — geklärt und in einer ſowohl für den Dienſt⸗ 
herrn als auch für den Beamten verbindlichen Weiſe feſt⸗ 
geſtellt werden könnte. Ob ſolch eine Feſtſtellung demnächſt in 
dem Verfahren vor den Verwaltungsgerichten (88 142 Abſ. 2, 
182 DBG.) möglich fein wird, läßt ſich, da die maßgebenden 
Verfahrensvorſchriften noch nicht erlaſſen ſind, zur Zeit nicht 
ſagen. Vor den ordentlichen Gerichten, die für Rückgriffs⸗ 
anſprüche augenblicklich noch allgemein zuſtändig ſind und die 
auch ſpäter, ſoweit es ſich um Juſtizbeamte handelt, zuſtändig 
bleiben werden, dürfte dafür ſchwerlich Raum ſein. Unſer 
geltendes Zivilprozeßrecht kennt keine Möglichkeit, im Rahmen 
eines Rechtsſtreits Fragen zu klären, die für die Entſcheidung 
dieſes Rechtsſtreits ſelbſt ohne Belang ſind und erſt nach 
ſeinem Abſchluß Bedeutung gewinnen. Insbeſondere wäre 
eine Zwiſchenfeſtſtellungsklage gemäß § 280 ZPO. nicht zur 
läſſig; denn der Grad der Fahrläſſigkeit iſt kein „Rechtsver⸗ 
hältnis, von deſſen Beſtehen oder Nichtbeſtehen die Entſchei⸗ 
dung des Rechtsſtreits ganz oder zum Teil abhängt”, 


Das über den erſten Rechtsſtreit entſcheidende Gericht 
iſt allerdings, wenn es auch nicht gezwungen werden kann, 
Feſtſtellungen über den Grad der Fahrläſſigkeit zu treffen, 
andererſeits nicht gehindert, ſich freiwillig darüber zu 
äußern. Es kann in dem Urteil, das zwiſchen dem geſchädigten 
Dritten und dem Dienſtherrn ergeht, etwa ausführen, der 
Beamte habe „in gröblicher Weiſe“ fahrläſſig gehandelt, 
oder — umgekehrt — es liege eine „wenn auch nur leichte, 
ſo doch immerhin nicht mehr völlig entſchuldbare, im Rechts 


ſinne fahrläſſige Verletzung ſeiner Amtspflicht“ 5) vor. Der 
artige beiläufige Feſtſtellungen in dem erſten Rechtsſtreit 
ſind für die anſchließende Erörterung der Rückgriffsfrage 
zwiſchen Dienſtherrn und Beamten von großem Wert. Ver⸗ 
fahrensrechtliche Wirkungen im Sinne von § 68 38D. 
dürften ſie zwar kaum haben; der Beamte wird, auch wenn 
ihm der Streit verkündet worden iſt, durch die in dem erſten 
Urteil enthaltene beiläufige Bemerkung, er habe grobfahr⸗ 
läſſig gehandelt, ſicherlich nicht gehindert, in einem ſpäteren 
Rückgriffsrechtsſtreit ſich trotzdem auf leichte Fahrläſſigkeit 
zu berufen. Nicht zu unterſchätzen aber ift die praktiſche Be⸗ 
deutung derartiger Feſtſtellungen — zumal dann, wenn das 
Gericht, das den erſten Rechtsſtreit entſchieden hat, zugleich 
für den Rückgriffsrechtsſtreit zuſtändig iſt. Sie wirken ſich 
nämlich dahin aus, daß es zu einem Rechtsſtreit zwiſchen 
Dienſtherrn und Beamten in der Regel überhaupt nicht mehr 
kommen wird. Der Dienſtherr wird, wenn in dem erſten Ur 
teil ausdrücklich von nur leichter Fahrläſſigkeit die Rede iſt, 
ſich von einer gerichtlichen Geltendmachung eines Rückgriffs— 
anſpruchs meiſt keinen Erfolg mehr veriprechen, und um 
gekehrt wird der Beamte, wenn das Gericht ihm bereits grob 
fahrläſſiges Handeln beſcheinigt hat, es auf einen Rechts⸗ 
ſtreit kaum noch ankommen laſſen, ſondern ſeine Rückgriffs⸗ 
pflicht freiwillig anerkennen. 

Die Gerichte ſollten ſich daher, wenn fie ein Gemein⸗ 
weſen wegen fahrläſſiger Amtspflichtverletzung ſeines Be⸗ 
amten zu Schadenserſatz verurteilen, in dem Urteil nach Mog⸗ 
lichkeit auch über den Grad der Fahrläſſigkeit auslaſſen, falls 
der Sachverhalt hierfür genügend geklärt erſcheint. Solche 
Kußerungen werden in der Regel einen ſonſt kaum vermeid⸗ 
baren weiteren Rechtsſtreit über den gleichen Sachverhalt 
überflüſſig machen. 

3. Für die Durchführung des Rückgriffs iſt auch die 
Vorſchrift des 8 39 Abſ. 2 DBG. von Bedeutung, wonach 
der Dienſtherr au den Dienſtbezügen des Beamten ein Auf⸗ 
rechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur inſoweit geltend 
machen kann, als ſie pfändbar ſind oder als er einen voll⸗ 
ſtreckbaren Anſpruch auf Schadenserſatz wegen vorſätzlicher 
unerlaubter Handlung hat. Eine Aufrechnung gegen den un⸗ 
pfändbaren Teil der Gehaltsforderung wurde — trotz des 
Wortlauts des 8 394 BGB. — bisher für zuläſſig er⸗ 
achtet, wenn die Forderung, mit der aufgerechnet wurde, aus 
einer zum Nachteil des Staates begangenen vorſätzlichen un! 
erlaubten Handlung herrühre (RG. 85, 108 ff.; 135, If. 
— JW. 1932, 492 2 [m. Anm.). Dieſer Grundſatz wird durch 
8 38 Abſ. 2 DBG. im weſentlichen aufrechterhalten. Eine 
Anderung iſt nur inſofern eingetreten, als der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch jetzt vollſtreckbar ſein muß. Dieſe Vollſtreck⸗ 
barkeit läßt ſich, falls der Beamte bei Begehung der un; 
erlaubten Handlung zugleich gegen ein Strafgeſetz verſtoßen 
hat, unſchwer durch ein Verfahren nach Maßgabe des Er⸗ 
ſtattungsgeſetzes v. 18. April 1937 (RGBl. I, 461) herbei⸗ 
führen (vgl. § 1 Abi. 2 Ziff. 2, 88 5 und 7 a. a. O.) 20). 


IV. 


Die Übergangsvorſchrift für das Inkrafttreten 
der neuen Rückgriffsbeſtimmungen ſteht in der DurchfVO. 
v. 29. Juni 1937 zu $ 23 Ziff. 1. Danach beſtimmen ſich 
die Rechtsfolgen von Amtspflichtverletzungen, die vor dem 
1. Juli 1937 begangen find, nach dem bisherigen Recht. 
Auf ſolche früheren Amtspflichtverletzungen findet alſo die 
durch § 23 Abſ. 2 DB. eingeführte Beſchränkung der 
Rückgriffspflicht auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit keine 
Anwendung 21). Die oberſte Dienſtbehörde — z. B. bei Juſtiz⸗ 


10) So Rh.: Seuff Arch. 91, 180 über einen Grundbuchrichter. 

20) Vgl. Abſchnitt III der Rundverfügung des RIM. vont 
15. Juli 1937 (Anm. 9]. 

21) Anders bei der durch Geſetz v. 7. April 1937 eingeführten 
Beſchräunkung der Nückgriffshaftung der Soldatenz fie erſtreckt 
ſich auf alle im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes noch 
nicht befriedigten Schadenserſatzanſprüche des Reiches, greift alſo 
auch dann Platz, wenn die ſchadenſtiftende Handlung bereits vorher 
begangen worden ift (vgl. amtliche Erläuterung: D. 1937, 646). 
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beamten der RIM. — kann jedoch § 23 Abi. 2 DBG. an⸗ 
wenden, wenn der Rückgriffsanſpruch noch nicht rechtshängig 
geworden iſt und wenn ſeine Geltendmachung eine Härte für 
den Beamten bedeuten würde 22). 


B. 
Von Rechtsanwalt Reuß, Berlin 


Der Aufſatz von Rothe iſt ein verdienſtvoller Beitrag 
zum neuen deutſchen Beamtenrecht. Das Verdienſt, das ſich 
Rothe mit feiner klaren und gründlichen Unterſuchung er— 
worben hat, ſoll nicht geſchmälert werden, wenn ich ſeinem 
Aufſatz nachſtehend einige Bemerkungen anfüge: 

Rothe führt am Anfang ſeines Aufſatzes aus, daß ſich 
der öffentliche Dienſtherr, „nachdem er dem Dritten Scha⸗ 
denserſatz geleiſtet hat“, unter Umſtänden ſeinerſeits an 
ſeinen Beamten halten kann. Zur Vervollſtändigung dieſer 
Darſtellung mag ergänzungsweiſe auf Brand („Komm. z. 
DBG.“ S. 212 Ziff. 6) verwieſen werden, wo folgendes aus⸗ 
geführt wird: „Zur Inanſpruchnahme des Beamten iſt Vor⸗ 
ausſetzung, daß der Dienſtherr den Verletzten bereits ent⸗ 
ſchädigt hat. . . . Der Dienſtherr kann aber (alſo ſchon vor- 
her, d. Verf.) nach den SS 249, 257 BGB. vom Beamten 
Befreiung von der ihm dem Dritten gegenüber er⸗ 
wachſenen Erſatzpflicht verlangen.“ In dieſem Zuſam⸗ 
menhang müſſen auch Bedenken gegen die Ausführungen 
Rothes unter Ziff. II 4 ſeines Aufſatzes erhoben werden. 
Der Anſpruch des Dritten gegen den Dienſtherrn des Be— 
amten entſteht im Zeitpunkt der Amtspflichtverletzung; ent⸗ 
gegen dem Standpunkt Rothes iſt anzunehmen, daß auch 
in dieſem Zeitpunkt bereits der Anſpruch des Dienſtherrn 
gegen den Beamten auf interne Schadloshaltung entſteht. 
Allerdings iſt dieſer Anſpruch, ſolange der Dienſtherr dem 
geſchädigten Dritten noch keinen Schadenserſatz geleiſtet hat, 
nur vorſorglich auf Freihaltung von der eventuellen eigenen 
Inanſpruchnahme des Dienſtherrn gerichtet. 

Recht beachtlich ſind die Ausführungen Rothes unter 
Ziff. 12 a. E. ſeines Aufſatzes. Zutreffend weiſt Rothe 
hier auf die Rechtsnatur des Beamtenverhältniſſes als eines 
beider ſeitigen Treueverhältniſſes hin. Daraus ergibt ſich 
u. E. in der Tat eine innere Grenze des beamtenrechtlichen 
Haftpflichtrechts, wozu ich auf die auch heute noch beacht⸗ 
lichen Ausführungen von Radloff: JW. 1929, 1777 ver⸗ 
weiſe. Die Treue iſt heute weniger als je nur ein „leerer 
Wahn“; ihr inneres Weſen muß vielmehr auch rechtlich 
fruchtbar gemacht werden. Das iſt beſonders bedeutſam im 
Hinblick auf die zutreffenden Ausführungen Rothes unter 
Ziff. II 2 feines Aufſatzes, aus denen ſich ergibt, daß die 
geſetzliche Beſchränkung der Haftung des Beamten auf Vor⸗ 
atz und grobe Fahrläſſigkeit keineswegs durchgehend gilt. 
Die Geltendmachung einer nur leichten Fahrläſſigkeit des Be⸗ 
amten verſtößt aber bisweilen, worauf Rothe (a. a. O.) 
und Radloff (a. a. O.) mit Recht hinweiſen, gegen die 
Treuepflicht des öffentlichen Dienſtherrn. 


— 


„ 22) Vgl. auch den Runderlaß des Reichsführers SS. und 
Chefs der Deutſchen Polizei im RMdg. über den Rückgriff gegen 
olizei beamte v. 19. Aug. 1937 (MBliV. 1937, 1420 a) 
% .. Der REM. hat ſich damit einverſtanden erklärt, daß ſchon 
letzt in Fällen, die ſich vor dem 1. Juli 1937 ereignet haben, aber 
noch nicht endgültig erledigt ſind, die Rückgriffsfrage ebenſo be⸗ 
handelt wird, als ob zur Zeit der Entſtehung des Schadens die 
Beſtimmungen des DBG. bereits in Geltung geweſen wären“). 


ge 
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Bei ſeinen bemerkenswerten Ausführungen unter Ziff. 
III 2 ſeines Aufſatzes („Zweiſpurigkeit“ in der Prozeßfüh⸗ 
rung) läßt Rothe offenbar außer acht, daß die Entſcheidung 
über Amtspflichtklagen Dritter gegen den öffentlichen Dienſt⸗ 
herrn auch in Zukunft zur Zuſtändigkeit der Zivilgerichte 
gehört; mit dieſen Klagen hat das DBG. die Verwal⸗ 
tungsgerichte nicht betraut. Es wird alſo in Zukunft ſogar 
dahin kommen, daß die Klage des Dritten gegen den Dienſt⸗ 
herrn vor den Zivilgerichten, die Rückgriffsklage des Dienſt⸗ 
herrn gegen den Beamten dagegen vor den Verwaltungs⸗ 
gerichten zur Entſcheidung kommt. Die von Rothe vor⸗ 
geſchlagene Löſung, eine einheitliche, auch den Verſchuldens⸗ 
grad außer Streit ſtellende Entſcheidung vorzuſehen, ließe 
ſich allenfalls durch einen Ausbau des Konfliktverfahrens 
gemäß § 147 DBG. erreichen. Es ift aber verdienſtvoll, daß 
Rothe auch auf dieſe verfahrensrechtlichen Fragen einge- 
gangen iſt. 


Dem Vorſchlag Rothes (vgl. Ziff. II 1 des Aufſatzes), 
auch die Außenhaftung des öffentlichen Dienſtherrn gegenüber 
dem geſchädigten Dritten auf Fälle eines qualifizierten Ver⸗ 
ſchuldens (Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit) zu beſchränken, 
muß m. E. widerſprochen werden. Es wäre bedauerlich, wenn 
Rothe mit dieſem Vorſchlag bei maßgeblichen Stellen Ge⸗ 
hör fände. Zu Unrecht beruft ſich Rothe bei dieſer An⸗ 
regung auf das Gemeinſchaftsdenken unſerer Zeit. Gerade 
dieſes Denken muß es als die gerechte Löſung erſcheinen 
laſſen, daß die finanzielle Verantwortung für die Tätigkeit 
der öffentlichen Behörden die Steuerkraft der Allgemeinheit 
zu tragen hat; es kann nicht gebilligt werden, daß ſie in 
völlig unproportionaler Weiſe ausgerechnet denjenigen tref⸗ 
fen ſoll, der ohnehin durch den behördlichen Fehlgriff be⸗ 
troffen worden iſt. Viele Schultern tragen vereint eine Laſt 
leichter als der einzelne. Es liegt nicht in der Linie eines 
geſunden Gemeinſchaftsdenkens, dem bloßen Zufall zufolge 
den einzelnen Volksgenoſſen vielleicht unter ſeiner Bürde 
zuſammenbrechen zu laſſen, während dieſe für die Allgemein⸗ 
heit kaum ſpürbar wird, wenn alle für einen ſtehen. In dem 
einzelnen, der ja vor allem ein Teilträger der völkiſchen 
Kulturwerte iſt, ſchützt die Gemeinſchaft letzten Endes nur 
ſich ſelbſt. Auch ſtaatspolitiſche Erwägungen ſtehen der von 
Rothe empfohlenen Löſung entgegen: Das Vertrauen zu 
den öffentlichen Behörden würde erſchüttert, wenn ſich der 
einzelne Volksgenoſſe ihrer Arbeit nicht ohne perſönliches 
Riſiko anvertrauen könnte. Mit Recht hält es das geltende 
Geſetz, das m. E. inſoweit nicht reformbedürftig iſt, für un⸗ 
zumutbar, daß man im Umgang mit Dienſtſtellen des 
Staates oder anderer öffentlicher Körperſchaften die aus der 
Pflichtwidrigkeit eines Beamten etwa erwachſenden Schäden 
hinzunehmen habe, obwohl man auf die Auswahl des Be⸗ 
amten, zu dem man in Beziehung tritt, keinerlei Einfluß 
beſitzt und in aller Regel der in ſeiner Perſon vielleicht ge⸗ 
gebenen Gefährdung gar nicht ausweichen kann (vgl. Reuß: 
JW. 1937, 1968). Hier hat die Gemeinſchaft des Volkes mit 
ihrer Steuerkraft dafür einzuſtehen, daß der Lebensraum des 
einzelnen Volksgenoſſen, der ja in erſter Linie ein ſozialer 
Teilraum iſt, keine unverhältnismäßige Einengung erleidet; 
in einem gerechten Ausmaß nimmt auch der betroffene 
Volksgenoſſe ſelbſt als Steuerpflichtiger an den allgemeinen 
Laſten teil. Dieſe Regelung hat nichts mit einer gemein⸗ 
ſchaftswidrigen Haltung oder gar mit Staatsgegnerſchaft zu 
tun. Es trägt der verpflichtenden Bindung echter Gemein⸗ 
ſchaft m. E. eher Rechnung, wenn alle für einen ſtehen, 
als wenn man den einen, den zufällig das behördliche Miß⸗ 
geſchick getroffen hat, den vielleicht vernichtenden Folgen 
dieſes Mißgeſchicks allein überläßt. 
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Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


verwaltungsgebühren und verfahrenskoſten im verwaltungsſtreitverfahren 
vor den Kreis⸗(Stadt⸗) verwaltungsgerichten 


Gibt es hier noch verfahrenskoſten! 
Von Magiſtratsrat Ludwig Albert, Frankfurt a. M. 


I. Verfahrens⸗ und Sachgebühr 


a) Ahnlichkeit und Gegenſatz. — „Wer im 
Prozeß unterliegt, zahlt die Koſten.“ Das gilt auch im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren. Nach 88 103, 106 LVG. find dem 
Unterliegenden im Urteil (Beſcheid) die Koſten und die 
baren Auslagen des Verfahrens zur Laſt zu legen; zugleich 
iſt der Wert des Streitobjektes feſtzuſetzen. An Koſten wird 
ein Koſtenpauſchquautum erhoben. Damit wird die Tätigkeit 
des Verwaltungsgerichts im Verwaltungsſtreitverfahren ab- 
gegolten. Es handelt ſich ſomit um gerichtliche Ver⸗ 
fahrenskoſten im eigentlichen Sinne. Der zu erhebende 
Koſtenpauſchſatz iſt erſchöpfend geregelt durch den RdErl. 
v. 24. Dez. 1926 (MBliV. 1927, 3), abgedruckt hei 
Brauchitſch, Anhang 11, hier kurz als „Pauſchſatz VO.“ 
bezeichnet. Im Verwaltungsſtreitverfahren vor den Kreis⸗ 
und Stadtverwaltungsgerichten beträgt er z. B. durchweg 
30% des Streitwertes, wozu ein Zuſchlag (halber Satz) für 
eine Beweisaufnahme hinzutritt. Umgekehrt ſind beſtimmte 
Ermäßigungen vorgeſehen, wenn die Entſcheidung ohne münd⸗ 
liche Verhandlung ergeht, wenn die Sache ſich durch Zu⸗ 
rücknahme der Klage erledigt uſw. Dieſe PauſchſatzVO. von 
1926 gilt nahezu unverändert auch heute noch und iſt 
dem Verwaltungsrichter ebenſo geläufig wie der hergebrachte 
Grundſatz: Zu jedem Urteil gehört die Koſten entſchei⸗ 
dung mit Streitwertfeſtſetzung, und an die Koſtenentſchei 
dung ſchließt ſich der Veſchluß des Vorſitzenden über die 
Feſtſetzung der Koſten und baren Auslagen au. 


Man hätte eigentlich annehmen ſollen, dieſe Rechts⸗ 
übung ſei unerſchütterlich und der Abſchnitt des LVG. über 
die „Koſten des Verwaltungsſtreitverfahrens“ (§8 103 ff. 
LVG.) liege weitab vom Gebiet der neuzeitlichen Umgeſtal⸗ 
tung. Und doch hat ſich — ziemlich unbemerkt — auch hierin 
ein Wandel vollzogen. Die obigen Grundſätze über die 
Aufbürdung und Berechnung der Verfahrenskoſten gelten 
nämlich nicht mehr für jedes Verwaltungsſtreitverfahren. 
Im Bereich der unteren Verwaltungsgerichte muß viel⸗ 
mehr neuerdings unterſchieden werden, welchen ſachlichen 
Gegenſtand das Klagebegehren und die zu treffende 
Entſcheidung hat. Denn auf beſtimmten Sachgebieten hat 
der oben behandelte Koſten gedanke vor dem neueren Ge⸗ 
bühren gedanken weichen müſſen. Die Streitkoſten ſind 
inſoweit von der ſeit 1923 eingeführten „Verwaltungs- 
gebühr“ ſozuſagen verſchluckt worden. Das klingt zu⸗ 
nächſt ungereimt. Denn auch die gerichtlichen Streitkoſten 
find Gebühren. Der Koſtenpauſchſatz wird ja in der 
VO. von 1926 ausdrücklich (jeweils in Klammern) als 
„Gebühr“ bezeichnet. Sie find ſogar ſtaatliche Verwal- 
tungs gebühren im weiteren Sinne und als ſolche vom 
VerwGebG. von 1923 (f. u.) ausdrücklich in den Gebühren⸗ 
bereich einbezogen. Umgekehrt gelten auch die eigentlichen 
Verwaltungsgebühren landläufig als „Koſten“, z. B. die 
Paß⸗, Jagdſcheingebühren uſw. Inſofern beſteht alſo zwiſchen 
beiden eine nahe Verwandtſchaft. Aber es iſt doch ein innerer 
Unterſchied zwiſchen einer Gebühr, die für den Prozeli- 
aufwand erhoben wird, alſo einer Verfahrens gebühr, 
und einer Gebühr für einen beſtimmten ſtaatlichen Ge⸗ 
währungsakt, alſo einer Sach gebühr. Sie unterſcheiden ſich 
alſo nicht etwa deshalb, weil die eiue im Verfahren an⸗ 
fällt, die andere im formloſen Verwaltungsweg. Viel⸗ 
mehr könnte die Sachgebühr ausnahmsweiſe auch inner⸗ 
halb eines Streitverfahrens anfallen. Aber auch dann würde 
der Unterſchied im ſachlichen Zielpunkt beſtehen bleiben: Die 
eine wäre Abgeltung der gerichtlichen Verfahrenstätigkeit und 
der prozeſſualen Koſtenpflicht, die andere wäre Abgeltung 


einer auf dem Klagewege begehrten oder veranlaßten behörd⸗ 
lichen Leiſtung. Der Fall iſt eingetreten! Die Sachgebühr iſt 
tatſächlich in das Streitverfahren eingedrungen und iſt dabei 
der Verfahrensgebühr ins Gehege gekommen. 


b) Widerſtreit und Sieg der Sachgebühr. — 
Die auf Grund des erwähnten Preuß. Rahmengeſetzes über 
ſtaatliche Verwaltungsgebühren (VGG.) v. 29. Sept. 1923 
(GS. 455) von den Miniftern für die einzelnen Bereiche erſt⸗ 
mals erlaſſenen allgemeinen und beſonderen GebO. ſind 
ſpäter in der VerwGebO. v. 30. Dez. 1926 (GS. 327) zu⸗ 
ſammengefaßt worden, deren Neufaſſung am 19. Mai 1934 
(GS. 261) bekanntgemacht wurde. Dieſe Ver w e b O. 
von 1934 ſchreibt die Erhebung von Verwaltungsgebühren 
vor „für einzelne Amtshandlungen, die auf Veranlaſſung 
der Beteiligten von ſtaatlichen Organen oder kraft ſtaatlichen 
Auftrages von nichtſtaatlichen Organen vorgenommen wer⸗ 
den“. In einem beigegebenen Tarif find auch gewiſſe Er- 
laubnis erteilungen aufgeführt, z. B. in Tarif⸗Nr. 30 die 
Gaſtſtätten erlaubniſſe, an anderer Stelle auch die Ver⸗ 
ſteigerererlaubniſſe uſw. Es leuchtet ein: dies ſind aus⸗ 
geſprochene Sach gebühren. — Aber auch das Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren als ſolches war gleichzeitig (be⸗ 
reits ſeit 1926) in der gleichen VerwGebdO. einer Verwal⸗ 
tungsgebühr unterworfen, und zwar in Tarif⸗Nr. 79, aller- 
dings nicht mit eigenen Gebührenſätzen, ſondern unter Ver⸗ 
weiſung auf die PauſchſatzvO. von 1926. Dieſe Nr. 79 trägt 
das Kennwort „Verwaltungsſtreitverfahren“ und lautete noch 
in der Faſſung von 1934: „Es gilt die VO. v. 24. Dez. 
1926.“ Damit war alſo eine ausgeſprochene Verfahrens 
gebühr in den Tarifbereich einbezogen. — Im Laufe des 
Jahres 1934 wurden nun aber nacheinander gewiſſe gewerbe⸗ 
polizeiliche Aufgaben und namentlich die erwähnten Er 
laubnis erteilungen in 1. Inſtanz den Kreis- und Stadt⸗ 
verwaltungsgerichten zur Behandlung im Verwaltungs 
ſtreitverfahren zugewieſen, darunter auch die Saft: 
ſtättenerlaubnis. Der Widerſtreit war gegeben! 


Es erhob' fi) nunmehr die Streitfrage, ob derartige Ge 
richtsentſcheidungen über ein Erlaubnisbegehren, da ſie ja 
jetzt im Verwaltungsſtreitverfahren getroffen werden mußten, 
mit einer doppelten Gebühr zu belegen ſeien, nämlich ſo— 
wohl mit der Sach gebühr (3. B. in Gaſtſtättenſachen aus 
Nr. 30), wie auch mit der Verfahrens gebühr (Pauſch⸗ 
fa) aus Nr. 79, oder ob eine den Vorrang habe und 
welche. — Der Widerſtreit führte in der Praxis zu vielfachen 
Zweifeln und ſogar örtlich zu unterſchiedlicher Handhabung. 
Man hielt aber durchweg am Koſtentenor und am Pauſchſatz 
feſt. Nebenher wurde allerdings auch die vorgeſchriebene 
Sachgebühr erhoben, zum mindeſten für die gewährte Er⸗ 
laubnis. Die Kraft des Herkömmlichen wirkte ſich eben aus. 
Die Sachgebühr hatte nach damaliger Auffaſſung die Ver⸗ 
fahrenskoſten nicht zu erſetzen; man bezog eben die Koſten 
auf das Verfahren und die Gebühr ausſchließlich auf die 
ſpäter auszuſtellende Erlaubnisurkunde. Nach allzulanger 
Rechtsunſicherheit iſt die Streitfrage endlich 1936 beſeitigt 
worden, und zwar durch die Ando. v. 24. März 1936 
(GS. 84). In die VerivGebd. von 1934 wurde jetzt ein 
neuer § 14a eingefügt, deſſen 1. Satz lautet: „Wird über 
eine gebührenpflichtige Angelegenheit im Verwaltungs 
ſtreitverfahren entſchieden, fo werden Gebühren und 
Auslagen ausſchließlich nach dieſer GebD. erhoben.“ 
Weiterhin wurde in der Tarif⸗Nr. 79, die ihr Kennwort 
„Verwaltungsſtreitverfahren“ beibehielt, ein 2. Satz im gleichen 
Sinne angehängt: „Es gilt die BO. v. 24. Dez. 1926.) Sie 
iſt nicht anzuwenden, wenn i m Berwaltungsftreit” 
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verfahren über eine gebührenpflichtige Angelegenheit ent⸗ 
ſchieden wird.“ Der Wettſtreit hatte alſo jetzt mit einem 
Sieg der Sachgebühr geendigt. Man kann heute 
ſagen: mit einem klaren und eindeutigen Sieg! — Der Um⸗ 
ſchwung hat ſich aber in der Praxis nur ſchrittweiſe durch⸗ 
geſetzt. Die inneren Widerſtände wollten es auch diesmal nicht 
zulaſſen, aus den beiden kurzen Gebührenbeſtimmungen, die 
obendrein in einen langen Katalog von fremdartigen Tarif⸗ 
änderungen verſteckt eingeſtreut waren, einen Wandel der 
bisher gehandhabten Koſtengrundſätze herauszuleſen. Koſten⸗ 
entſcheidung und Koſtenerhebung auf der einen, Gebühren- 
erhebung auf der anderen Seite mögen vielfach auch 
jetzt noch in buntem Neben einander gehandhabt wor⸗ 
den ſein. Die 88 103 ff. LVG. waren ja noch nicht auf⸗ 
gehoben! — Zwar hatte der Finanzminiſterialerlaß vom 
3. April 1936 (Bes Bl. Nr. 14) alsbald ausgeſprochen: 
neben der für die Erteilung oder Verſagung einer Er⸗ 
laubnis (3. B. aus Nr. 30) fälligen Sachgebühr darf nicht 
außerdem noch die Verfahrensgebühr (Nr. 79) erhoben wer⸗ 
den. Aber dieſe Erläuterung war doch nicht eingehend genug, 
um auch die letzten Auswirkungen zu klären, mit denen die 
tägliche übung allein zu tun hat. Ein größeres StadtVerw⸗ 
Ger. hat z. B. bis in die jüngſte Zeit einerſeits den Kläger 
oder den Beklagten in die „Koften des Verfahrens“ ver- 
urteilt, andererſeits aber an dieſen Urteilsſatz jeweils einen 
„Vorbehalt“ für die vom Kläger nach der VerwGebd. ftatt 
deſſen zu entrichtende „Verwaltungsgebühr“ angehängt. Es 
mag Gerichte geben, die auch heute noch in Erlaubnis⸗ 
ſachen über die „Koſten des Verfahrens“ nach 88 103—107 
LVG. im Urteilstenor entſcheiden. Zwiſchen den einzelnen 
Sprengeln beſteht ja leider kein Austauſch. 


II. Geſtaltung der Sachgebühr und der Auslagen 
a) Umgekehrter Belaſtungsgrundſatz. — 

Nach dem neuen § 144 VerwGebdO. darf es ein ſolches 
Neben einander oder Über einander der beiden Gebühren 
und ihrer Erhebungsformen überhaupt nicht mehr geben. 
Denn bei der Eutſcheidung über ein Erlaubnisbegehren wird 
der Antragſteller nicht nur dann von der Sachgebühr be 
troffen, wenn er die Erlaubnis erhält, ſondern auch 
dann, wenn fie ihm verſagt wird, im letzteren Falle aller- 
dings nur bis zur halben Gebühr. Demgemäß iſt die Ver— 
fahrensgebühr (Pauſchſatz) völlig verdrängt. Dann 
bleibt aber auch für eine Koſtenentſcheidung 
im Urteil kein Raum mehr. Weder über die behörd— 
lichen Verfahrenskoſten darf entſchieden werden, noch über die 
behördlichen Auslagen. Nicht nur die PauſchſatzV O., auch die 
Beſtimmungen des LVG. find inſoweit nicht mehr anmwend- 
bar. Dann entfällt natürlich im gleichen Umfange auch die 
Feſtſetzung des Streitwertes. (Der Streitwert muß 
allerdings aus einem anderen Grunde doch im Tenor er- 
ſcheinen; darüber unter k.) An die Stelle der alten Koſten— 
entſcheidung tritt aber nicht etwa im Tenor die Entſcheidung, 
über die Sachgebühr, der Platz bleibt vielmehr leer. Davon 
wird unter b die Rede ſein. 

In dieſer grundlegenden Wandlung ſteckt aber mehr als 
ein bloßer Wechſel der einſchlägigen Tarifſtelle und der Ent⸗ 
ſcheidungsform, alſo mehr, als letzten Endes ein anderes Rech⸗ 
nungsergebnis. Nach der bis 1936 geltenden Tarif-Nr. 79 war 
ja die PauſchſatzVO. im Streitverfahren ſtets als ein Ganzes 
anzuwenden. Zu ihrer gedanklichen Einbettung gehört aber vor 
allem der aus 8 103 LVG. folgende Aufbürdungsgrund⸗ 
ſatz, wonach die unterliegende Partei ohne weiteres die Ge⸗ 
richtskoſten zu tragen hat und die obſiegende frei ausgeht, 
während die jetzt allein zuläſſige Sachgebühr in voller Höhe 
umgekehrt gerade den trifft, der die Erlaubnis im Streit⸗ 
verfahren erwirkt hat, und nur mit einem Bruchteil den, der 
mit ſeinem Antrag abgewieſen wurde. Wer im Koftenr- 
gedanken des § 103 LVG. aufgewachſen iſt, wird ſich den 
ab 1936 geltenden neuen Rechtszuſtand nur daun zu eigen 
machen können, wenn er die verfahrensmäßige Aufbürdungs⸗ 
regel ganz über Bord wirft. Die neue Regelung hat ſich be⸗ 
wußt von ihr losgeſagt, notgedrungen, denn für eine doppelte 
Gebühr ſollte kein Raum bleiben. Auch die Sachgebühr be- 


ruht ja ſchließlich auf einem ganz geſunden Gedanken: Wer 
zu ſeinem Vorteil eine ſtaatliche Gewährung erwirkt, gleich⸗ 
gültig ob erſt nach gewonnenem Streit, ſoll für das Er⸗ 
langte etwas bezahlen; wer aber dabei nicht zu feinem 
Ziele kommt, ſoll für den unnötigen Aufwand einen Teil 
davon bezahlen! Bei dieſer Betrachtungsweiſe muß man eben 
das Gerichtsverfahren und ſeinen Aufwand, als wäre das 
ganze Prozeſſieren nur ein Durchgangsweg, ganz hinter das 
Ziel des Antrages und des Verfahrens zurücktreten laſſen. 
War die Verfahrensgebühr darauf abgeſtellt, den Streik 
um die Konzeſſion zu treffen, ſo will die Sachgebühr die er⸗ 
ſtrittene Konzeſſion ſelbſt treffen. Dann aber müſſen 
die alten Vorſtellungen von der Koſtenlaſt des Unterliegenden 
und von der Koſtenfreiheit des Obſiegenden das Feld räumen. 
b) Feſtſetzung der Gebühr und Anfechtung. 
— Daraus darf nun aber keineswegs gefolgert werden, der 
ganze Abſchnitt des LVG. über die „Koſten im Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren“ ſei im Erlaubnisbereich gegenſtandslos 
geworden. Vielmehr haben nur diejenigen Beſtimmungen 
ihre Anwendbarkeit verloren, in denen der ungültig gewor⸗ 
dene Aufbürdungsgrundſatz zum Ausdruck kommt, 
alſo die Belaſtung des Unterliegenden im Urteil ($ 103 
Abſ. 1), die Streitwertfeſtſetzung im Urteil (8 103 Abſ. 2), 
die Belaſtung des Obſiegenden mit den durch ſein Verſchulden 
entſtandenen Koſten und Auslagen ($ 104), der Ausſchluß 
der ſelbſtändigen Anfechtung der Koſtenentſcheidung (8 105) 
und die Erhebung des Koſtenpauſchquantums (§ 106). Die 
Vorſchriften des LVG. über die weitere Behandlung der 
Koſten, die ſich an die Koſtenentſcheidung anſchließt, alſo die 
Vorſchriften über die dem Urteil nachfolgende Koſtenfeſt⸗ 
ſetzung (8 108 Abſ. 1) und über ihre Anfechtung 
(§ 108 Abſ. 2), find nach wie vor auch auf die Sach⸗ 
gebühr anzuwenden. Dieſe Sachgebühr wendet zwar ihr 
Geſicht nicht dem Streit verfahren zu, ſondern dem 
fachlichen Streiter gebnis, aus dem heraus nunmehr der 
Koſtenpflichtige und die Höhe ſeiner Koſtenlaſt beſtimmt wird, 
aber trotzdem ſteht ſie mit den Füßen im Verfahren ſelbſt. 
Sie wird ja nicht etwa im Anſchluß an ein Gerichtsverfahren 
für eine dann nachfolgende Amtshandlung erhoben, ſondern 
im Gerichtsverfahren für die Entſcheidung, die, wie es im 
8 14a heißt, über eine gebührenpflichtige Angelegenheit 
(Erlaubniserteilung) im Verwaltungsſtreitverfahren ergeht. 
Inſofern gehört auch die Sachgebühr zu den „Gerichtskoſten“ 
im weiteren Sinne. Denn ſie unterſcheidet ſich von der Ver⸗ 
fahrensgebühr nicht im Wo?, ſondern im Wofür? 
Daraus ergibt ſich zunächſt für die Form der Ge⸗ 
bührenerhebung: Die Sachgebühr iſt im Anſchluß an 
die fachliche Entſcheidung vom Vorſitzenden in einem 
beſonderen Beſchluß feſtzuſetzen (OVG. v. 16. März 1933: 
RVerwBl. 1934, 1057). Dieſer Feſtſetzungsbeſchluß beſtimmt 
nicht nur die zahlenmäßige Höhe der Gebühr, ſondern auch 
den Zahlungspflichtigen. Nach § 14a iſt dies immer der 
„Antragſteller“, mag er gewonnen oder verloren haben. Es 
iſt unzuläſſig, dieſe Gebührenfeſtſetzung zum Grund oder gar 
zur Höhe im Urteilstenor ſelbſt vorzunehmen. Sie gehört 
nicht hinein, weil es ſich dabei um einen reinen Verwaltungs⸗ 
akt handelt, worüber nicht das Gericht, ſondern der Vor⸗ 
ſitzende allein zu entſcheiden hat. Es würde ſich auch nur um 
eine äußere Verbindung zweier verfahrensrechtlich verſchie⸗ 
dener Entſcheidungen handeln (OVG. a. a. O.). Weiterhin 
gilt für die Anfechtung dieſes Beſchluſſes: Die ſonſt 
gegen die Gebührenerhebung ganz allgemein in $ 11 Verw⸗ 
GebO. vorgeſehene Aufſichtsbeſchwerde kann hier 
nicht ſtattfinden, weil durch 8 108 Abſ. 3 LVG. gerade im 
Verwaltungsſtreitverfahren die Anfechtung „anders“ geregelt 
iſt (8 11 VerwGebᷣO. räumt einer „abweichenden Regelung“ 
ausdrücklich den Vorrang ein). Sonſt müßte die Beſchwerde 
an den RegPräſ. gehen, dem aber gegenüber den Gerichten 
nur ein eng begrenztes Dienſtaufſichtsrecht zuſteht. Vielmehr 
hat über die Beſchwerde das Bez Verw Ger. zu entſchei⸗ 
den. Gegen deſſen in der Berufungsinſtanz ergehende Koſten⸗ 
feſtſetzungen iſt gleichfalls die Beſchwerde (an das OVG.) 
gegeben, obgleich ſeine Entſcheidungen zur Hauptſache end⸗ 
gültig ſind (OVG. a. a. O.). — Solche Beſchwerden gegen 
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die Gebührenfeſtſetzung kommen aber in der Praxis ſehr 
ſelten vor, weil die Betroffenen nicht etwa über die Höhe, 
ſondern über die Geringfügigkeit der Gebühr „betroffen“ 
ſind, wovon noch die Rede ſein wird. 

c) Die Gebührenarten. — Folgende Gebühren- 
arten find nach der VerwGebO. zu unterſcheiden: 

1. Gebühr für die Erlaubniserteilung: voll; 

2. Ablehnungsgebühr: / bis 1%; 

3. Rücknahmegebühr: ½0 bis Yu; 

4. . Die um ½ erhöhte Ablehuungs— 

gebühr. 
Bei Ablehnung und Rücknahme kann Gebührenfreiheit ge: 
währt werden, wenn entſchuldbare Unkenntnis oder Unwiſſen⸗ 
heit vorliegt. Sonſt iſt Herabſetzung bis auf 0,50 RM nur 
im Bedürftigkeitsfalle möglich; die baren Auslagen find 
aber immer zu erſtatten. Die Beitreibung erfolgt im Ber- 
waltungszwangsverfahren. Die Rechtsmittelgebühr kann in 
2. Inſtanz nur dann erhoben werden, wenn der Antrag: 
ſteller in 1. Inſtanz abgewieſen war und ſeine Berufung 
ebenfalls verworfen wird. Gewinnt er nämlich die Berufung, 
dann zahlt er nur die eigentliche Erlaubnisgebühr der 1. In. 
ſtanz. War aber die Berufung von der Gegenſeite eingelegt, 
dann iſt eine Rechtsmittelgebühr in keinem Falle zu erheben, 
weil der Bewerber den 2. Rechtszug nicht „veranlaßt“ hatte. 
Die baren gerichtlichen Auslagen. — 

Nach § 14a VerwGebdO. werden auch die bei Gericht ent⸗ 
ſtandenen Auslagen ausſchließlich nach der Verw⸗ 
Gebo, erhoben. Sie find alſo nicht gemäß § 103 LVG. dem 
unterliegenden Teil aufzuerlegen, ſondern ebenfalls ſtets 
vom Antragſteller einzufordern, mag er obſiegen oder unter- 
liegen. Für den Ausſpruch im Urteil bleibt alſo auch hier 
kein Raum. Sie werden zugleich mit der Gebühr vom Vor⸗ 
ſitzenden feſtgeſetzt. Zu erſtatten find aber nach 8 12 Verw⸗ 
Gebo. nur die „beſonderen“ Auslagen, z. B. für Dienſt 
reiſen, Gutachten, Zeugengebühren uſw. Die „gewöhnlich“ 
entſtehenden Auslagen für Porto, Schreibmaterialien, Vor⸗ 
drucke uſw. ſind bereits durch die Gebühr abgegolten. Man 
wird auch die üblichen Zuſtellungskoſten dazu zu rechnen 
haben. In Sachen ohne Beweisaufnahme kommen alſo Ver⸗ 
fahrensauslagen kaum vor. Der Antragſteller kann von, 
ſolchen Auslagen freigeſtellt werden, die durch unbegründete 
Einwendungen des Kommiſſars uſw. entſtanden ſind. 

e) Die baren Auslagen des obſiegenden 
Teiles. — Nach § 103 LVG. find fie im Urteil ebenfalls 
dem unterliegenden Teil aufzuerlegen und nach $ 108 Abſ. 2 
vom Vorſitzenden der 1. Inſtanz feſtzuſetzen, der dabei zu 
beſtimmen hat, inwieweit ſie „erforderlich“ waren und dem 
gemäß erſtattungsfähig ſind. Es fragt ſich, ob für dieſe ur- 
teilsmäßige Abbürdung auf den Gegner heute noch 
Raum bleibt. Man muß die Frage um deswillen be⸗ 
jahen, weil die Koſtenregelung der 88 103—109 LVG. 
vor der Sachgebühr ja nur inſoweit hat zurückweichen müſ⸗ 
fen, als die VerwGebO. eingreift. Dieſe regelt nun aber 
außer der eigentlichen Sachgebühr nur die behördlichen 
Auslagen, ſpricht aber nicht von der Erſtattung der Par⸗ 
tei auslagen, die durch das Verwaltungsſtreitverfahren ent- 
ſtanden find. Wenn Freisler⸗Grauert (Bd. Ia Nr. 26 
S. 79) aus dieſem Schweigen den Schluß zieht, die Verw⸗ 
GebD. lehne im Gegenſatz zu § 103 LVG. die Erſtattung 
von baren Auslagen des Antragſtellers ab und das gleiche 
müſſe daher im Rahmen des § 14a gelten, dann kann dem 
nicht gefolgt werden. Die VerwGebd. hat ihre geſetzliche 
Grundlage im VGG. von 1923. Dieſes Geſetz läßt aber die 
Vorſchriften des LVG. über die Parteiauslagen un⸗ 
berührt. Die VerwGebO. kann über dieſen geſetzlichen Rahmen 
nicht hinausgreifen, tut es auch nicht. Demnach iſt der 
Erſtattungsanſpruch des Obſiegenden im Ur⸗ 
teil auszuſprechen, ſei es des Antragſtellers, ſei es 
(3. B. in der 2. Inſtanz) des Kommiſſars, der Polizei— 
behörde, der Wirtſchaftsgruppe uſw. Es wäre auch un 
billig, wenn z. B. der in 2. Inſtanz obſiegende Kläger auch 
noch auf ſeinen Anwalts⸗, Reiſekoſten uſw. ſitzenbleiben 
ſollte, obgleich er ohnedies bereits mit einer Sachgebühr be 
laſtet iſt. Erſt recht gilt dies aber im umgekehrten Falle für 


die Auslagen der behördlichen Vertreter uſw., wenn die in 
1. Inſtanz erteilte Konzeſſion auf deren Betreiben in der 
2. Inſtanz endgültig verſagt worden iſt. 

Im RdErl. v. 31. Mai 1937 (RM BliV. 939) wird 
allerdings die gegenteilige Auffaſſung vertreten: im 
Rahmen des 8 144 VerwGebd. ſoll im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren eine Erſtattung von Auslagen der obſiegenden 
Partei überhaupt nicht mehr ſtattfinden. Auch in 
einem auf Anfrage ergangenen, nicht veröffentlichten MinErl. 
v. 20. Juli 1937 wird (unter Verweiſung auf Freisler⸗ 
Grauert a. a. O. und auf OVG.: RVerwBl. 1936, 660) 
im gleichen Sinne gejagt, durch § 14a ſei der § 103 bzw. 
108 Abſ. 2 LVG. aufgehoben. Dem kann nicht zu— 
geſtimmt werden, weil es iuſoweit an einer geſetzlichen Er⸗ 
mächtigung fehlt. Leider wird es kaum möglich ſein, dieſe 
grundſätzliche Frage, die über den Gebührenbereich hinaus 
greift, dem OVG. zur Entſcheidung zuzuleiten. Eine baldige 
Klärung wäre aber dringend notwendig, um einer unter— 
ſchiedlichen Handhabung vorzubeugen, notfalls müßte eine 
geſetzliche Neuregelung erfolgen. 

f) Die Urteils formel. — Dann muß aber auch 
ein Streitwert beſtimmt werden, weil z. B. Anwalts, 
koſten ſonſt nicht feſtgeſetzt werden könnten. Der Streit⸗ 
wert kehrt alſo auf dieſem Wege doch wieder 
in die Urteilsformel zurück. Er iſt jedoch nicht in 
Höhe des „Wertes des Gegenſtandes“ zu beſtimmen, der 
hinterher für die Sachgebühr maßgebend iſt, z. B. in Gaſt⸗ 
ſtättenſachen nach Tarif-Nr. 30 die 150 fache Monatsmiete, 
ſondern nach der PauſchſatzVO. als frei geſchätzter „Kapitals⸗ 
wert“, alſo je nach der örtlichen Übung z. B. in Höhe der 
achtfachen Monatsmiete. Das iſt ein großer Unterſchied! Es 
gibt dann alſo zwei verſchiedene Ausgangswerte: den Wert 
des geſamten „Gegenſtandes“ für die Sachgebühr und 
das geringere „Streitobjekt“ für die Auslagenerftat- 
tung. Darin liegt kein Widerſpruch, denn der Wert des 
Gegenſtandes iſt begrifflich etwas anderes als der Ver 
fahreusſtreitwert. — 

Faßt man die Darlegungen unter II zuſammen, dann 
ergibt ſich etwa folgende Urteils formel, anſchließend 
au den fachlichen Entſcheidungsſatz: „Dem (unterlegenen) 
Beklagten werden die dem Kläger erwachſenen notwendigen 
baren Auslagen nach einem Streitwert von .. zur Laſt ge 
legt. Gegen dieſes Urteil uſw.“ — oder aber: „Dem (ab 
gewieſenen) Kläger werden die dem Beklagten erwachſenen 
uſw.“ Von der Sach gebühr und von den gerichtlichen 
Auslagen iſt alſo im Urteil überhaupt nicht die Rede. Es 
wäre auch überflüſſig, einen Verwaltungsakt, der ohnedies 
nachfolgen muß, und der nicht zur gerichtlichen Entſcheidung 
gehört, im voraus anzukündigen. 

In der 1. Juſtanz kommen nun aber erſtattungsfähige 
Parteiauslagen ſo gut wie gar nicht vor, wenigſtens nicht 
in den Städten. Es hat daher hier wenig Sinn, den An 
tragſteller im Urteil zur Anmeldung von Koſten zu er⸗ 
muntern, die hinterher unbeſehen geſtrichen werden müßten. 
In der 1. Inſtanz könnte daher im Einzelfall oder im alle 
gemeinen die Entſcheidung über die Auslagenerſtattung un⸗ 
bedenklich fortgelaſſen werden. Darüber entſcheiden die 
örtlichen Erfahrungen. In der 2. Inſtanz iſt aber gerade 
dieſer Urteilsſatz von erheblicher praktiſcher Bedeutung, 
weil die Parteiauslagen oft ein Vielfaches der ganzen Sach— 
gebühr ausmachen. Hier iſt er unerläßlich. 

III. Hier Sachgebühr, dort Verfahrenskoſten 

A. Sachgebühr ſtatt Verfahrenskoſten: 

1. In Gaſtſtättenſachen: für die Entſchei⸗ 
dung über rechtsbegehrende Anträge. 7 

Den Kreis⸗(Stadt⸗) VerwGer. find ſämtliche Aufgaben 
der erſtinſtanzlichen Erlaubnisbehörde zur Behandlung im 
Verwaltungsſtreitverfahren zugewieſen, alſo nicht nur die 
Gewährungs⸗, ſondern auch die Entziehungs⸗ und Ber 
laſtungsentſcheidungen (VO. v. 6. Febr. 1934 [GS. 59). 
Zunächſt beſchäftigen uns nur die erſteren. Da ſie bereits 
oben als Vorbild gedient haben, genügen zwei Ergänzungen. 

a) Sachliche Gebührenpflicht. — Die ge 
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bührenpflichtigen Entſcheidungen find in Tarif⸗Nr. 30 Id 
erſchöpfend aufgezählt. Sie betreffen: die eigentliche Be⸗ 
triebserlaubnis nach 8 1 GG. (volle Gebühr), die Stell⸗ 
vertretungserlaubnis nach 8 6 GG. (Ye Gebühr) und die 
Friſtverlängerungen und Friſtungen nach 8 4 GG. (½ Ge⸗ 
bühr). Die ſog. „Zuſa tz erlaubniſſe“ find nicht beſonders 
aufgeführt, z. B. Betriebserweiterungen in Hinſicht auf Ge⸗ 
tränke, Raum, Zeit oder Perſonenkreis, ferner Betriebs⸗ 
einſchränkungen, Anderungen der Betriebsart oder der Bau⸗ 
anlage. Sie ſind aber, wie ſich unter B 3 zeigen wird, 
nicht etwa nach Abſchnitt II der Nr. 30 zu behandeln, 
wo von „ſonſtigen Erlaubniſſen“ die Rede iſt, ſondern 
ſinngemäß nach Nr. 30 I d. Die Mindeſtgebühr von 10 AM 
wird dabei kaum einmal überſchritten werden. 

b) Berechnung der Gebühr. — Zur Höhe be 
ſtimmt Nr. 30 Id: Die Erteilung der Betriebserlaubnis 
(81 GG.) iſt mit einer Gebühr in Höhe von 1 vom Tau⸗ 
ſend des „Betriebsvermögens“ zu belegen. Es heißt 
dann weiter: „Der Wert des Betriebsvermögens iſt der Ein⸗ 
heitswert des gewerblichen Betriebes zuzüglich des Wertes 
der gemieteten und gepachteten Gegenſtände; dieſer Wert (]!) 
iſt das 12½ fache des Jahresmiet⸗ oder »pachtzinſes.“ Dieſer 
Satz iſt für die Praxis von jeher ein Rätſel geweſen. Nach 
Freisler⸗Grauert a. a. O. S. 47 ſoll damit geſagt 
werden: Betreibt der Eigentümer ſelbſt die Wirtſchaft 
im eigenen Hauſe, dann iſt allein der Einheitswert des Be⸗ 
triebes maßgebend; hat er ausnahmsweiſe fremde Räume, 
bewegliche Sachen oder Rechte hinzugemietet oder -gepachtet, 
dann iſt der 12½ fache Jahresmiet⸗ oder ⸗pachtzins zum Eins 
heitswert hinzuzuzählen. Wird aber, was in Großſtädten die 
Regel iſt, die Wirtſchaft von einem Pächter betrieben, der 
die Räume und u. U. auch das Inventar gemietet oder ge— 
pachtet hat, dann iſt ſtatt des Einheitswertes immer nur 
das 12½ fache ſeines geſamten Jahresmiet- oder »pachtzinſes 
in Anſatz zu bringen. Dieſe Sinngebung iſt vernünftig, ſie 
kann aber aus dem Text nur dann herausgeleſen werden, 
wenn man ſie kennt. — Die Rechnungsergebniſſe ſind keines⸗ 
wegs ausgeglichen. So hat z. B. der Pächter, der in der 
Großſtadt für eine ſchon ziemlich anfehnliche Bierwirtſchaft 
eine Monatsmiete von 120 „ zahlt, für die Erlaubnis 
eine Gebühr von 18 RM zu entrichten. Wird er nach langem 
Streit abgewieſen, dann zahlt er für den ganzen Aufwand 
höchſtens 9 RM. Die Parteien werden ſich wundern, wie 
billig die Gerichte arbeiten. Es macht nicht einmal einen 
Unterſchied, ob es ſich um die Errichtung eines ganz neuen 
Betriebes oder um einen bloßen Beſitzwechſel handelt. Eine 
Friſtung, die oft über den Weiterbeſtand des Betriebes ent- 
ſcheidet, würde im obigen Beiſpiel 4,50 RM koſten, die Ab⸗ 
lehnung aber höchſtens 2,25 RM, ſelbſt wenn lange ver⸗ 
handelt worden war. Die polizeiliche Vorerlaubnis nach 8 7 
GG., mag ſte noch ſo ſelbſtverſtändlich fein, um z. B. einen. 
örtlich unentbehrlichen Betrieb nicht ſtillzulegen, koſtet wie- 
der 18 K.. Die Unſtimmigkeiten können nur angedeutet 
werden. Jedenfalls hat die „Koſtenlaſt“ hier ihre Schrecken 
verloren. 


2. In Verſteigererſachen: ebenfalls für 
die Entſcheidung über rechtsbegehrende An- 
träge. 


Dieſes Gewerbe iſt reichsrechtlich geregelt durch das 
Verſtch. v. 16. Okt. 1934 und durch die Verſteigerervor⸗ 
ſchriften v. 30. Okt. 1934. Zur Durchführung ſind die Preuß. 
Verſt Beſt. v. 3. Dez. 1934 (GS. 439) ergangen, worin die 
Kreis⸗ (Stadt-) VerwGber. als Erlaubnisbehörden beſtimmt 
ſind. Zur einheitlichen Gebührenregelung hat das Reich am 
31. Juli 1935 (RG Bl. 1061) eine eigene Gebo. erlaſſen, 
die heute anzuwenden iſt. Die PrVerwGebO. wurde 1936 
hieran angeglichen, indem einerſeits, wie oben dargetan, der 
neue § 14a und der 2. Satz der Tarif⸗Nr. 79 eingefügt, 
weiterhin aber in Tarif⸗Nr. 77 unter dem Kennwort „Ver⸗ 
ſteigerer“ beſtimmt wurde: „Es gelten die reichsrecht⸗ 
lich geregelten Gebührenſätze.“ Da die Kreis⸗(Stadt⸗) Verw⸗ 
der. auch hier im Verwaltungsſtreitverfahren entſcheiden, 
darf für die in der RGebO. mit beſtimmten N. Rahmen 


ſätzen aufgeführten 14 Amtshandlungen neben der reichs⸗ 
rechtlichen Sachgebühr eine Verfahrensgebühr nicht erhoben 
werden: Die PauſchſatzVO. von 1926 iſt nicht anwendbar. 
Die Rechtslage iſt danach die gleiche, wie oben für die Gaſt⸗ 
ſtättenſachen dargelegt; an die Stelle der Tarif⸗Nr. 30 Id 
tritt lediglich die Nr. 77 mit ihrer Verweiſung auf die 
Reichsrahmenſätze. Das Betriebsvermögen iſt alſo hier nicht 
maßgebend. Bis zum Erlaß eines RGeb ch. ſind die 88 1—15 
PrVerwGeboO. ergänzend anzuwenden. Die RGebdO. von 
1935 regelt auch die Ablehnungs⸗, die Zurücknahme⸗ und die 
Rechtsmittelgebühr und zwar annähernd im Sinne der Pr⸗ 
VerwGebd. Auf die obigen Darlegungen kann daher zu- 
ſammenfaſſend verwieſen werden. Demnach iſt in der Formel 
des Urteils, das über einen auf Rechtsgewährung ab⸗ 
zielenden Antrag ergeht, auch hier nur Raum für die Ab⸗ 
bürdung der Auslagen des obſiegenden Teiles und inſofern 
für die Streitwertfeſtſetzung. 

B. Verfahrenskoſten ohne Sachgebühr: 

1. In Gaſtſtättenſachen: für das Rechts⸗ 
entziehungs verfahren. 

Die alte Verfahrensgebühr (Pauſchſatz) iſt, wie unter 
II a gezeigt wurde, nur inſoweit von der Sachgebühr ver⸗ 
drängt worden, als es ſich um Anträge handelt, die auf 
einen im Tarif unter Gebührenpflicht geſtellten Gewäh 
rungsakt abzielen. Handelt es ſich dagegen um ein Ver 
fahren, das auf Rechtsentziehung, Rechtsſchmälerung oder 
auf eine Belaſtung des Erlaubnisinhabers abzielt, kurz um 
ein Entziehungs verfahren, dann kommt natürlich eine 
Sachgebühr nicht in Frage. Denn ein ſolches Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren richtet ſich ja gegen den Erlaubnisinhaber. 
Er iſt wohl in letzter Linie auch „Veranlaſſer“, aber nicht 
„Antragſteller“, denn er begehrt nichts, ſondern er wehrt 
ſich. Derartige Entziehungsverfahren ſind im Gaſtſtätten⸗ 
recht in folgenden Fällen vorgeſehen: Erteilung von Auflagen 
(§ 11 Abſ. 1 G.), Zurücknahme der Erlaubnis ($ 12), 
Unterſagung des Kleinhandels mit Bier oder Wein, des 
Milchausſchankes im Falle des § 9 und des Speiſewirt⸗ 
ſchaftsbetriebes (8 13 Abſ. I), Unterſagung der Bed iti- 
gung von leitenden Angeſtellten (8 17 Abſ. 1 Satz 1), vor 
läufige Schließung des Betriebes (8 22 Abſ. 2). In dieſer 
Reihe ſteht — vermutlich nur aus Verſehen — an letzter 
Stelle auch die Verlängerung der dreijährigen Betriebs⸗ 
ruhe für realberechtigte Wirtſchaften (8 24 Abſ. 1 Satz 2), 
obgleich es ſich um einen rechtsge währenden Akt 
handelt, der eigentlich unter die Sachgebühr der Tarif- 
Nr. 30 Id fallen müßte. 

In allen dieſen Fällen greift der erſte Satz der Tarif⸗ 
Nr. 79 ein: Die PauſchſatzVO. ift anzuwenden. Es iſt alſo 
eine ordnungsmäßige Koſtenentſcheidung im Urteil zu 
treffen. Die 88 103 ff. LVG. find dabei ohne Einſchrän⸗ 
kung anzuwenden. 


2. In Verſteigererſachen: ebenfalls für 
das Rechtsentziehungs verfahren. 

Auch hier reicht das Vorrecht der Sachgebühr über den in 
der RGebd. von 1935 gezogenen Rahmen nicht hinaus. In 
allen gegen den Verſteigerer durchgeführten Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren iſt alſo die PauſchſatzbdO. und das LVG. un⸗ 
geſchmälert anzuwenden, insbeſondere alſo im Entziehungs⸗ 
verfahren. 


3. In Milchhandelsſachen: für die Ent⸗ 
ſcheidungüber rechtsbegehrende Anträge und 
für das Entziehungs verfahren. 

Die Milchhandelsſachen nehmen in dieſer Reihe eine 
Sonderſtellung ein. Ihre gewerbepolizeiliche Regelung ſchließt 
ſich zwar eng an die des Gaſtſtätten⸗ und des Verſteigerer⸗ 
weſens an. Auch verfahrensrechtlich ſind ſie gleichgeſchaltet, 
da über die Erteilung der Handels- und der Stellvertretungs⸗ 
erlaubnis und über ihre Zurücknahme in Preußen ebenfalls 
die Kreis⸗ (Stadt-) VerwGer. im Verwaltungsſtreitverfahren 
entſcheiden. Trotz dieſer inneren Verwandtſchaft gehen ſie 
aber gebühren rechtlich einen anderen Weg. Sie ſind 
nämlich im Tarif der PrVerwGebO. überhaupt nicht 
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aufgeführt, weder mit eigenen Gebührenſätzen noch durch eine 
Verweiſung. Auf der Suche nach einem Ausweg hat die 
Praxis mitunter auf den bereits erwähnten Abſchnitt II 
der Tarif⸗Nr. 30 zurückgegriffen, wo „ſonſtige Erlaubnis⸗ 
erteilungen (auch gewerblicher Art) zum unmittelbaren Nutzen 
der Beteiligten“ mit N. Rahmenſätzen vorgeſehen find. Dem 
Sinn dieſer offenbar für unvorhergeſehene Reſte erlaſſenen 
Sammelvorſchrift entſpricht dies aber ſicherlich nich t. Die 
Milchſachen mit ihrer volks⸗ und privatwirtſchaftlichen Bedeu⸗ 
tung und mit ihrer verfahrensrechtlichen und ſtofflichen Aus⸗ 
prägung paſſen in dieſes farbloſe „Insgemein“ einfach nicht 
hinein. Sie werden ja auch nicht von „Orts-, Mittel⸗ und 
Zentralbehörden“ behandelt. Ihre Nichterwähnung im Tarif 
zwingt vielmehr zu dem Schluß: Sie find nicht ſach⸗ 
gebührenpflichtig. Nach Tarif⸗Nr. 79 Satz 1 wäre daher 
die PauſchſatzVO. von 1926 anzuwenden, alſo mit urteils⸗ 
mäßiger Koſtenentſcheidung nach 88 103 ff. LVG. Dies gilt, 
abweichend von den Gaſtſtätten- und Verſteigererſachen, nicht 
nur für das Entziehungsverfahren, ſondern auch für die 
Entſcheidung über die Erlaubniserteilung ſelbſt, ein⸗ 
ſchließlich der Beſitzwechſel⸗ und Verlegungsfälle. 

Das Ergebnis iſt höchſt unerfreulich. Ein innerer Grund 
für dieſe abweichende Behandlung iſt nicht erſichtlich. Die 
Lücke ſollte baldigſt ausgefüllt werden. Jedenfalls aber iſt 
eine Klärung erforderlich. 


4. Im Verfahren über behördliche Ein⸗ 
griffe in die Lehrlingshaltung nach 88 126 a, 
128 Gew O. 


Gemäß VO. v. 19. Aug. 1897 (GS. 401) war der 
frühere Kreis⸗ (Stadt⸗) Ausſchuß zur Entſcheidung berufen, 
wenn der Landrat (bzw. die Gemeindebehörde) einem Ge⸗ 
werbetreibenden die Befugnis zum Halten und zur Anleitung 
von Lehrlingen nach 8 126 Gewd. ganz entzogen oder nach 
8 128 eingeichränft hatte und der Gewerbetreibende Klage da⸗ 
gegen erhob. Dieſe Zuſtändigkeit iſt nach 8 2 Anpcf. bei den 
Kreis- (Stadt⸗) VerwGker. geblieben. Im Falle des 8 1262 
greift allerdings, wenn es ſich um einen in die Handwerks⸗ 
rolle eingetragenen Gewerbetreibenden handelt, ein chren- 
gerichtliches Verfahren bei der Handwerkskammer vor (VO. 
v. 15. Juni 1934 [RG Bl. 493]). 


5. In allen Streitſachen, die der Voraus⸗ 
zuſtändigkeit des Kreis VerwGer. unterliegen. 


Von jeher waren dem Kreisausſchuß gewiſſe Streitſachen 
zugeteilt, für die es im Stadtbereich eine entſprechende Zu⸗ 
ſtändigkeit des Stadtausſchuſſes nicht gab. Dieſe Gabe⸗ 
lung der Zuſtändigkeiten beſteht auch heute noch. — Das 
KreisVerwGer. hat vor dem StadtVerwGer. eine ſolche 
Voraus zuſtändigkeit zunächſt in dem ihm durch das ZuſtG. 
zugewieſenen Streitſachen über die Teilnahme an den Ger 
meindenutzungen und an den Gemeinde- und Schullaſten, 
ferner in Sachen der Wegepolizei, der Armenlaſten im Guts⸗ 
bezirk uſw. Ergänzend greift die DGem O. ein, z. B. 8 29 
über das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Gemeinde⸗ 
einrichtungen. — Die gleiche Vorgabe iſt dem Kreis VerwGer. 
in den nachſtehend angedeuteten gewerbe polizeilichen 
Streitſachen ſowohl durch das ZuftG. wie durch beſondere 
VO. eingeräumt. Es handelt ſich dabei um behördliche Eim- 
griffe, die bereits verfügt wurden oder die die Behörde auf 
dem Klagewege erſt begehrt, ſei es durch Verſagung oder 
Zurücknahme einer Erlaubnis, ſei es durch Unterſagung oder 
Beſchränkung einer ſonſt freien Gewerbebetätigung: 

a) Erlaubnisverſagung und Verbot der Druckſchriftenver⸗ 
breitung (8 116 .Zuft®.), 

b) Unterſagung der in den 88 35, 35b und 37 GemDd. ge⸗ 
nannten Betriebe: Tanz⸗, Turn⸗, Schwimmunterricht, 
Trödelhandel uſw., Handel mit Gegenſtänden des täg⸗ 
lichen Bedarfes und ſog. Straßengewerbe (§ 119 Ziff. 1 
Zuſtch.), 

c) Zurücknahme der Erlaubnis zum Betrieb der Pfandleihe 
und des Gifthandels (8 119 Ziff. 2), 

d) desgleichen zu Singſpielen und zum Stadthauſiergewerbe 


(88 33 a, 42 b GewO. und VO. v. 31. Dez. 1883 [GS. 
1884, 7), 
e) desgleichen zum Bewachungsgewerbe (8 34 a GewO. und 
VO. v. 24. April 1927 [GS. 78). 
In allen dieſen Fällen it alſo wohl das Kreis VerwöGer. 
zuſtändig, wicht aber im gleichen Falle auch das Stadt- 
VerwGer. Im ſtädtiſchen Bereich entſcheidet vielmehr in 
1. Inſtanz nach wie vor das Bez VerwGer. In allen dieſen 
Streitſachen werden ausſchließlich Verfahrenskoſten erhoben. 


IV. Gewerbliche Anlagen des 8 109 ZuſtG. (im Beſchluß⸗ 
verfahren): Sachgebühr 

Dieſes letzte Zuſtändigkeitsgebiet der Kreis⸗ und Stadt⸗ 
VerwGer. wird anhangsweiſe mitaufgeführt, obgleich es 
außerhalb des hier gezogenen Rahmens liegt. Denn die 
Eutſcheidung über die Errichtung und Veränderung ge> 
werblicher Anlagen nach §§ 16 ff. GewO. iſt ausnahms⸗ 
weiſe wicht im Verwaltungs ſtreit verfahren, zu fällen, 
ſondern im alten Beſchluß verfahren, dem hier durch 
§ 12 AnpG. ein letzter Reſt der alten Geltung im Kol⸗ 
legialverfahren eingeräumt iſt. Einige Stichworte müſſen 
daher genügen: Nach § 22 Gewd. find, abweichend von 
§ 124 LVG., die Verfahrenskoſten ſtets vom Unternehmer 
zu tragen, allenfalls von einem widerſprechenden Dritten. 
Unter dieſe Verfahrenskoſten fallen jedoch nach Ziff. 33 der 
Ausf Anw. zur Gemd. nur die behördlichen Auslagen 
und die Partei auslagen des Obſiegenden. Iſt demnach 
eine der Parteien (der Unternehmer oder der Wider⸗ 
ſprechende) gemäß § 22 GewO. in die Koſten des Ver⸗ 
fahrens verurteilt worden, jo hat ſie (abweichend von 8 124 
Abſ. 1 LVG.) dem Gegner auch die baren Parteiauslagen 
zu erſetzen, worunter auch die Anwaltskoſten fallen. Das Ge⸗ 
richt ſetzt dieſe „Koſtenverteilung“ nach freiem Ermeſſen feſt. 
Hier iſt alſo eine Abbürdung der Parteiauslagen ausdrück⸗ 
lich vorgeſehen. 

Außerdem iſt in Tarif Nr. 2 der PrVerwGebdO. 
eine Sachgebühr vorgeſehen für die Anlagegenehmigung 
ſelbſt, für ihre Verſagung, für den in zweiter und letzter In⸗ 
ſtanz ergehenden Rekursbeſcheid des Miniſters und für die 
erwähnte „Koſtenverteilung“. Die volle Gebühr für die Ge— 
nehmigung beträgt z. B. 2 vom Tauſend der Anlagekoſten. 
Sie trifft immer den Unternehmer und richtet ſich im ein⸗ 
zelnen nach 8 14 VerwGebdO. 


V. Ergebnis und Anregungen 


Wenn man die unter III und IV behandelten Sach⸗ 
gebiete, aus denen ſich der Zuſtändigkeitsbereich 
der Kreis» (Stadt-) VerwöGer. zuſammenſetzt, nach 
der Zahl der Anträge und nach ihrer Aufwendigkeit bemißt, 
dann erweiſt ſich das Ga ſtſtätten gebiet als das bei 
weitem beherrſchende. Sein Bereich wird aber wiederum von 
den eigentlichen Erlaubnis anträgen faſt völlig aus⸗ 
gefüllt. Da die bodenſtändigen Verfteigerer- und Milchhandels- 
betriebe inzwiſchen übergeleitet ſind, ſomit alſo in der Haupt⸗ 
ſache nur vereinzelte Verlegungs- und Beſitzwechſelfälle an: 
fallen, da ferner die Anlagegenehmigungen nach 88 16 ff. 
Gewd. im allgemeinen wenig vorkommen, die unter III B 4, 5 
genannten Gewerbeeingriffe aber nur ganz vereinzelt, weiſt 
ein größeres StadtVertwßer. jetzt folgende Beſchäftigungs⸗ 
ziffer auf: Annähernd 95% aller Anträge und 
der geſamten Arbeit entfallen auf Gaſtſtätten⸗ 
ſachen und zwar auf die Erlaubnisanträge. 
Die in der Überſchrift geſtellte Frage, die manchem als kühn, 
erſchienen ſein mag, muß daher mit geringfügigen Einſchrän⸗ 
kungen verneint werden: Verfahrenskoſten im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren gibt es bei den 
unteren Gerichten tatſächlich nur noch in Aus⸗ 
nahmefällen. (Die mitgeteilte Beſchäftigungsziffer hat 
aber darüber hinaus eine richtunggebende Bedeutung: 
Bei der Planung des Neuaufbaues der unteren Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit könnte fie einen neuen Aus⸗ 
gangspunkt abgeben!) — 

Die Sachgebühr bringt natürlich im geldlichen Er— 
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gebnis ein weſentlich erhöhtes Aufkommen. Wohl hätte der 
abgewieſene Gaſtwirt nach der PauſchſatzVO. weitaus 
höhere Verfahrenskoſten zu entrichten, z. B. im obigen 
Beiſpiel 30 bzw. 45 N, während er nach der VerwGebd. 
heute nur 9 RM bezahlt. Aber dieſer Ausfall verſchwindet 
neben dem Neuaufkommen an Sachgebühren, die der ob- 
ſiegende Gaſtwirt, noch dazu willig und gern, für ſeine 
Erlaubnis entrichtet, alſo z. B. in der Großſtadt für die 
zahlreichen glatten Beſitzwechſelfälle. — Unbefriedigend iſt 
gleichwohl die ſchonende Behandlung des abgewieſenen 
Antragſtellers, der höchſtens zur halben Sachgebühr heran- 
gezogen werden kann, obgleich häufig genug gerade er einen 
Berg von Arbeit verurſacht hat. Es wäre de lege ferenda 
zu überlegen, ob man ſich hier nicht doch wieder dem alten 
Koſtengedanken annähern ſollte, vielleicht ſogar durch irgend⸗ 
eine Verkoppelung der beiden Belaſtungsgrundſätze. — Die 
Sachgebühr iſt überhaupt auffallend niedrig bemeſſen. 
Beiſpiele wurden oben gebracht. Ein Schankwirt, der für 


die Erlangung einer Bierwirtſchaft an den Staat ſchließlich 
12—18 RA entrichtet, vielleicht genau ſoviel, wie er für das 
Anſtreichen des neuen Schildes hat bezahlen müſſen, wird 
eine geringe Meinung vom Wert der behördlichen Arbeit 
und Leiſtung bekommen, zumal wenn er bei der Verhand⸗ 
lung ſein angeſchwollenes Aktenſtück ſieht. Eine Erhöhung 
wäre ohne weiteres angebracht. — Eine gewiſſe Verede⸗ 
lung und Auswägung der Gebühr wäre gleichfalls 
wünſcheuswert. Es iſt z. B. unbillig, wenn für den gewöhn⸗ 
lichen Beſitzwechſel, auch für den unter Verwandten, die 
gleiche Gebühr erhoben wird, wie für die „Neugeburten“, 
die ſich eben noch durch die ſchmale Pforte der Sperre hin 
durchgezwäugt haben uſw. — Die baren Parteiaus⸗ 
lagen des Obſiegenden ſollten aber unter allen Umſtänden 
erſtattungsfähig ſein, zum mindeſten im ohnehin engen 
Rahmen des bisher Zuläſſigen. Schon nach heutiger Rechts⸗ 
lage hat der Obſiegende darauf einen begründeten Anſpruch, 
den die Gerichte nicht gut übergehen können. — 


Die Penfion der Witwe 


des ungetreuen Beamten 


Von Senatspräſident Dr. Rumpf, Danzig 


Das RG. hat in feinem Urteil v. 25. Mai 1937 (JW. 
1937, 25312?) der Witwe eines ungetreuen Beamten, der vor 
Abſchluß des Diſziplinarverfahrens freiwillig aus dem Leben 
geſchieden war, die Penſion in voller Höhe zugeſprochen und 
die Einwendungen der geſchädigten Stadt mit der Begrün- 
dung zurückgewieſen, daß für die Beamten und ihre Hinter— 
bliebenen die Einwirkung von Straftaten und diſziplinariſchen 
Vergehen auf die Gehalts- und Verſorgungsanſprüche in den 
Straf und Diſziplinargeſetzen erſchöpfend geregelt ſei; die im 
Diſziplinarverfahren ausgeſprochene Dienſtentlaſſung des Bes 
amten bewirke zwar auch den Verluſt der Hinterbliebenen⸗ 
auſprüche; ohne ein ſolches geſtaltendes Urteil des Dienſtſtraf— 
richters oder des Strafrichters aber trete der Verluſt der 
Verſorgungsanſprüche nicht ein. Eine Aufrechnung mit einer 
der Beklagten gegen den Ehemann zuſtehenden Schadens- 
erſatzforderung ſei nicht zuläſſig, da der Witwenanſpruch ſelb— 
ſtändiger Natur ſei. 

Die Ergebniſſe, zu denen die Begründung dieſes Urteils 
führt, ſtehen mit dem Rechtsgefühl ſchwerlich im Einklang. 
Leider nimmt das NG. nicht Stellung zu den beiden Ent- 
ſcheidungen des Danziger OVG. v. 13. Juni 1931 (JW. 
1932, 551) und v. 25. April 1934 (JW. 1934, 1667). In 
beiden Fällen handelte es ſich nicht darum, ob die Witwe des 
ungetreuen Beamten überhaupt Penſion fordern, ſondern in 
welcher Höhe ſie das tun könne. Im erſten Falle verlangte 
die Witwe eines Leihamtsvorſtehers ſtatt der ihr von der 
Stadt zugebilligten 200 Gulden monatlich den ihr rechnungs— 
mäßig zuſtehenden Betrag von 273 Gulden. Im zweiten Falle 
war der Witwe eines höheren Beamten einſchließlich Zulage 
für ein Kind ein Betrag von 300 Gulden gewährt worden; 
ſie verlangte aber das Mehrfache dieſes Betrages. Beide Fälle 
lagen übrigens vor der Guldenumwertung, die erſt 1935 er⸗ 
folgte. Das Danziger OVG. hat den Witwen die Mehrbeträge 
abgeſprochen und inſoweit die Aufrechnung der Kommunen 
mit ihren Schadenserſatzanſprüchen aus den unerlaubten 
Handlungen der Ehemänner, die ebenfalls beide durch Selbſt— 
mord vor Abſchluß der Straf- bzw. Dienſtſtrafverfahren ge 
endet hatten, für zuläſſig erklärt. Begründet find dieſe Ent- 
ſcheidungen mit der Anwendung von Rechtsgedanken aus dem 
bürgerlich⸗ rechtlichen Inſtitut des Vertrages zugunſten eines 
Dritten auf das öffentlich-rechtliche Verhältnis des Beamten 
und ſeiner Hinterbliebenen zum Staat bzw. zur Kommune. 
Wichtiger als dieſe juriſtiſche Konſtruktion, die das OVH. in 
ſeiner zweiten Entſcheidung gegenüber den Einwendungen von 
Brand und gegenüber dem abweichenden Standpunkt des 
Danziger Obergerichts aufrechterhalten und noch weiter aus⸗ 
gebaut hat, find die jenſeits der Konſtruktion liegenden Bilfig- 
keitserwägungen. Und da leuchtet es nicht ein, daß die Witwe 


aus der Hand desſelben Staates, der durch ſchweren Ver⸗ 
trauensbruch des Mannes zu Schaden gekommen iſt, lebens⸗ 
länglich Beträge ſoll beanſpruchen können, die fie nicht etwa. 
nur vor Elend ſchützen, ſondern die ihr ein Leben im alten 
Stil ermöglichen ſollen. Hätte der Mann ſich den Folgen 
ſeiner Straftat nicht durch den Freitod entzogen, ſo wäre er 
mit einer kriminellen Strafe belegt worden, die ſeine Dienſt⸗ 
entlaſſung zur Folge gehabt hätte, oder wäre im Dienſtſtraf⸗ 
verfahren zur Dienſtentlaſſung verurteilt worden. Damit wäre 
auch der Penſionsanſpruch der Witwe verwirkt geweſen. 
Dieſer in ſo hohem Maße von dem Verhalten des Beamten 
abhängige Anſpruch ſoll nun plötzlich durch den Freitod jeder 
weiteren Einwirkung entzogen und zu einem gleichſam ab⸗ 
ſtrakten, von feinem Rechtsgrund losgelöſten Anſpruche ge— 
worden ſein. Der Sinn des Penſionsanſpruches iſt der, daß 
der Witwe ein Leben in derjenigen Lebensſchicht gewährleiſtet 
wird, der der Beamte bei ſeinen Lebzeiten angehört hat, und 
daß auch inſoweit noch die Achtung, die die Beamtenſchaft 
genießt, aufrechterhalten wird. Dazu liegt kein Anlaß mehr 
vor, wenn ſich der Beamte ſelbſt der Stellung für unwürdig 
erwieſen und durch ſeine Schuld ſeine und ſeiner Angehörigen 
Ausſtoßung aus dieſer Lebensſchicht verurſacht hat. Was bei 
ſeinem Weiterleben die Angehörigen mit voller Schärfe mit⸗ 
getroffen hätte, kann und braucht durch ſeinen Freitod nicht 
auf einmal völlig ungeſchehen gemacht zu werden. Die Schick⸗ 
ſalsgemeinſchaft, die beide Ehegatten auf Gedeih und Verderb 
miteinander verbunden hat, muß auch über den Tod hinaus 
noch weiter wirken. Zu berückſichtigen iſt auch die ſtets hohe 
Wahrſcheinlichkeit, daß die Frau, ſelbſt wenn ſie nicht Mit⸗ 
wiſſerin war, an den Vorteilen, die ſich der Beamte durch 
ſeine Straftat verſchafft hat, auch ihrerſeits teilgehabt und ſich 
dem Leben „über die Verhältniſſe hinaus“ im Zweifel nicht 
entzogen hat. Wer aber den guten Tropfen genoſſen hat, dem 
braucht der böſe nicht erſpart zu werden. Über das durch eine 
gerechte Intereſſenabwägung zu ermittelnde Maß hinaus aber 
geht die Zumutung an die durch den Staat repräſentierte 
Volksgemeinſchaft, den Vertrauensbruch des Beamten für die 
Zukunft einfach zu ignorieren, den angerichteten Schaden 
allein zu tragen und die Witwe ebenſo zu alimentieren wie 
die eines Beamten, der zeit ſeines Lebens ſeine Pflicht und 
Schuldigkeit getan hat. 


Für alles Weitere muß auf die eingehenden Ausführun⸗ 
gen des Danziger OVG. verwieſen werden. Ein Hauptgrund 
dafür, daß Prozeſſe dieſer Art immer wieder auftauchen, 
ſcheint mir darin zu liegen, daß die Frage regelmäßig auf 
ein „alles oder nichts“ geſtellt wird, nämlich dahin, ob die 
Witwe die Penſion in voller Höhe oder ob ſie überhaupt 


nichts erhalten ſoll. Durch eine ſolche Frageſtellung mag die 
Beantwortung konſtruktiv erleichtert werden. Darauf darf es 
aber nicht ankommen. Die Sache gewinnt in dem Augenblick ein 
anderes Anſehen, in dem die Frage dahin geſtellt wird: ſoll 
die Witwe des ungetreuen Beamten nur vor drohendem Elend 
geſchützt werden oder ſoll ſie von dem geſchädigten Staat 
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darüber hinaus auch noch „ſtandesgemäß“ unterhalten wer⸗ 
den? Mit juriſtiſchen Konſtruktionen allein iſt dieſer Frage 
nicht beizukommen. Wo ſie vom Rechtsgefühl im erſten Sinne 
beantwortet wird, bieten ſich Rechtskonſtruktionen dar, die, 
auch ohne daß erſt der Geſetzgeber angerufen werden müßte, 
auf überzeugende Weiſe zu billigem Ergebnis führen. 


Um die Freiheit vertraulichen Gedankenaustauſchs 
Von Aſſeſſor Rudolf Leppin, Berlin 


In der Strafſache 5 0 760/36 hatte das RG. über fol⸗ 
genden Sachverhalt zu entſcheiden: Eine Mutter hatte in 
verſchiedenen Briefen an ihren erwachſenen Sohn ihren Ge 
danken über Perſönlichkeiten und Geſchehniſſe des politiſchen 
Lebens Ausdruck gegeben und dabei Wendungen gebraucht, 
die formell beleidigenden Charakter hatten. Mutter und Sohn 
hatten ausdrücklich vereinbart, daß ihr brieflicher Gedanken— 
austauſch ſtreng vertraulich behandelt und niemandem zu⸗ 
gänglich gemacht werden ſollte. Bei einer polizeilichen Durch⸗ 
ſuchung der Wohnung des Sohnes wurden die Briefe ge⸗ 
funden. Gegen die Mutter wurde das Strafverfahren wegen 
Beleidigung eröffnet. LG. Königsberg verurteilte. Das RG. 
ſtimmte den Rechtsausführungen des LG. in einem ausführ- 
lich begründeten Urteil v. 15. Febr. u. 18. März 1937: JW. 
1937, 2389 56 zu. Mezger hat das Urteil des RG. bereits 
einer Kritik unterzogen („Beleidigung durch Außerungen im 
engſten Familienkreis?“: ZW. 1937, 2329 ff.) und erklärt, 
daß das Urteil „für alle diejenigen, die unter dem Eindruck 
der neuen Gedanken des 8 2 StGB. n. F. und der gleich 
gerichteten Beſtrebungen des kommenden deutſchen Strafrechts 
auf einen allmählichen Übergang von der formellen zur rechts 
inhaltlichen (materiellen) Rechtsbetrachtung, von der bloßen 
Wortauslegung zur Sinndeutung auch im Gebiete des Otraf- 
rechts und ſeiner Praxis hofften und hoffen, eine Enttäuſchung 
iſt. Nicht als ob wir ſein ſchließliches Ergebnis: auch in ganz 
vertraulichen Außerungen, die im engſten Familienkreis fallen, 
könne eine Beleidigung liegen“, unter allen Umſtänden für 
falſch halten. Aber die Art der Begründung dieſes Satzes, 
das Sichbeſchränken auf äußere und formale Beweisgründe 
und das Sichverſchließen gegen eine inhaltliche Erfaſſung des 
Beleidigungsbegriffes, muß bei dem Leſer immer wieder Be— 
denken und Widerſpruch erregen.“ 

Man kann dieſer Kritik nicht nur beipflichten, ſondern. 
muß m. & noch über ſie hinausgehen. 

Der Streit der Meinungen darüber, ob eine Äußerung 
im engſten Familienkreis eine ſtrafbare Beleidigung einer 
dritten, nicht zur Familie gehörenden Perſon ſein könne, iſt 
alt. Es kann in dieſer Hinſicht auf das erwähnte RGurteil 
und vor allem auf den Aufſatz von Mezger verwieſen 
werden, dort ſind die verſchiedenen Anſichten erſchöpfend dar⸗ 
geſtellt. Mit Recht kommt Mezger zur Ablehnung jener 
Verſuche, die Strafloſigkeit ſolcher Außerungen damit zu be 
gründen, daß eine Gleichſtellung mit einem Selbſtgeſpräch 
vorgenommen wird. Es iſt ihm auch darin zu folgen, daß 
das Ergebnis nur durch eine rechtsinhaltliche Betrachtungs 
weiſe gefunden werden kann. 

Für die Entſcheidung der geſtellten Frage kanu es, das 
muß von vornherein feſtgeſtellt werden, keinen Unterſchied 
machen, wer von den Äußerungen betroffen wird. Ob ſich 
die fragliche Außerung gegen den Privatmann K., den Be⸗ 
amten Y. oder die politiſche Perſönlichkeit Z. richtet, iſt grund⸗ 
ſätzlich für die Frage der Strafbarkeit einer ſolchen Außerung 
als Beleidigung völlig belanglos. Eine andere Frage iſt, 
ob die Außerung zugleich den Tatbeſtand einer anderen 
Straftat erfüllt, und das iſt bei Außerungen über politiſche 
Perſönlichkeiten oder mit politiſchem Inhalt leichter der Fall 
als bei anderen Betroffenen. 

Es iſt alſo völlig gleichgültig, ob die Beleidigung auf 
politiſchem oder unpolitiſchem Gebiete erfolgt. Es ſoll damit 


keineswegs den Meckerern das Wort geredet werden, ebenfo- 
wenig wie den Verſuchen illegaler politiſcher Betätigung da⸗— 
mit Vorſchub geleiſtet werden ſoll. Dieſe Fälle ſind be 

reits nach anderen Strafbeſtimmungen verfolgbar; hier han 

delt es ſich lediglich um die Straftat der Beleidigung. Die 
Möglichkeit des Bekanntwerdens einer im Familienkreis er⸗ 
folgten „Kundgebung der Mißachtung“ iſt aber gerade — und 
nahezu ausſchließlich — bei politiſchen Außerungen gegeben 
(Auffinden von Briefen bei Hausſuchungen, Anzeige bei 
Verſchiedenartigkeit der politiſchen Einſtellung); in anderen 
— nicht politischen — Fällen iſt ein Bekanntwerden und: 
damit eine Verfolgung von ſolchen vertraulichen Außerungen 
ſo gut wie ausgeſchloſſen. Es würde alſo praktiſch im Ergeb- 
nis darauf hinauslaufen, daß nur eine eng begrenzte Art 
von Außerungen im Familienkreiſe — eben die politiſchen — 
beſtraft würde; das liegt m. E. weder im Intereſſe der Rechts⸗ 
pflege noch der Staatsführung. Schon dieſer Geſichtspunkt 
ſpricht für die Strafloſigkeit des vertraulichen Gedanken⸗ 
austauſches. 

Das NE. ſtützt ſich bei feiner Anficht auf das kommende 
„neue Strafrecht“, indem es auf die Ausführungen von 
Dahm (Gürtner, „Das kommende deutſche Strafrecht“, 
Beſonderer Teil, 2. Aufl., S. 397/98) verweiſt. „Danach 
ſollen unter vier Augen begangene Ehrenkränkungen, wobei 
keine Ausnahmen für beſonders vertrauliche Mitteilungen im 
engften Familienkreiſe gemacht werden, nur dem Richter ent⸗ 
zogen und der Entſcheidung anderer Stellen (Schiedsmann, 
Friedensrichter od. dgl.) übertragen werden; aber es beſtand 
in der Strafrechtskommiſſion Einigkeit darüber, daß Ehren 
kränkungen unter vier Augen nicht von vornherein aus dem 
Bereiche des ſachlichen Strafrechts ausgeſchloſſen werden dür⸗ 
fen, wenn man alles abwäge, was für und gegen die Be⸗ 
ſtrafung ſolcher Handlungen ſpreche.“ Dieſe Beweisführung 
des RG. iſt abwegig. Die angeführte Stelle bezieht ſich, wie 
der weitere Inhalt und der Wortlaut ergeben, lediglich auf 
„Beleidigungen unter vier Augen“. Beleidigungen unter vier 
Augen aber haben mit den hier fraglichen vertraulichen Mit 
teilungen im engſten Familienkreis nicht das geringſte gemein. 
Bei Beleidigungen unter vier Augen ſtehen ſich Beleidiger 
und Beleidigter allein gegenüber, die Kundgebung der Mip- 
achtung wird alſo unmittelbar gegen den Beleidigten gerich⸗ 
tet, ohne Dritten bekannt zu werden. Nur dieſer Tatbeſtand 
ſtellt eine Beleidigung unter vier Augen dar. Er iſt von den 
beleidigenden vertraulichen Außerungen im engſten Familien 
kreis ebenſo verſchieden wie von jeder anderen Beleidigung, 
die nicht unter vier Augen begangen iſt. Die Beleidigung 
unter vier Augen iſt nichts weiter als eine unmittelbare Be- 
leidigung ohne Zeugengegenwart. Die vom RG. angenommene 
Beleidigung durch Außerungen im engſten Familienkreis iſt 
im äußeren Tatbeſtand nichts anderes als eine durch Kund⸗ 
geben der Mißachtung gegenüber Dritten in Abweſenheit des 
Betroffenen begangene Beleidigung. Daß die Beleidigung 
unter vier Augen überhaupt in der Strafrechtskommiſſion 
erörtert worden ift, hat feinen Grund darin, daß die Ver- 
folgung dieſer Art der Beleidigungen „mit beſonderen Be⸗ 
weisſchwierigkeiten zu kämpfen hat“ (Dahm a. a. O.), und 
daß in manchen (durchaus nicht allen!) Fällen die Beleidi⸗ 
gung unter vier Augen weniger ehrlos und ſtrafwürdig iſt; 
denn, ſo wurde verſchiedentlich ausgeführt, es gehöre mehr 
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Mut und Charakter dazu, einem anderen ſeine Mißachtung 
unverblümt ins Geſicht zu ſagen, als gegenüber Dritten über 
andere abfällig zu ſprechen. Aus den angeführten Gründen 
war in Erwägung gezogen worden, die Beleidigung unter 
vier Augen ganz ſtraffrei zu laſſen; dieſe Erwägung iſt jedoch 
in der amtlichen Strafrechtskommiſſion einmütig abgelehnt 
worden (vgl. Dahm a. a. O. S. 398 u. 403/04). Das be⸗ 
ſagt aber nicht das geringſte für oder gegen die Strafwürdig⸗ 
keit und Strafbarkeit von vertraulichen Außerungen im engiten 
Familienkreis, die das RG. willkürlich und unter Verkennung 
des Begriffs der Beleidigung unter vier Augen in dieſe Er⸗ 
örterungen einbezieht. Für dieſe Frage gibt das ganze Kap. 23 
(Ehrenkränkung) in Gürtner, „Das kommende deutſche 
Strafrecht“ (S. 397-419) keinen Fingerzeig. 

Das RS. ſieht die Beleidigung in einer Kundgebung der 
Mißachtung. „Die Kundgebung muß an einen anderen ge 
richtet und gewollt ſein, wobei es aber gleichgültig iſt, ob die 
Kundgebung an den, für den ſie beſtimmt iſt, oder an einen 
anderen gelangt.“ Ahulich, und doch mit einem feinen und 
bedeutſamen Unterſchied, weil nicht von der formellen De⸗ 
finition, ſondern vom Weſensinhalt ausgehend, ſieht Mezger 
(a. a. O. S. 2331 unter III) die Beleidigungsmerkmale in 
einer „äußeren Kundgebung“ und einem „inneren Beleidi⸗ 
gungswillen“, der Tendenz der Kundgebung. Und 
hier iſt der Punkt, an dem ſich die Beantwortung der Frage, 
ob vertrauliche Außerungen im engſten Familienkreis als Be⸗ 
leidigung ſtrafbar ſind, entſcheidet. 

Geht man ohne Berückſichtigung der tatſächlichen Ge⸗ 
ſtaltung des Lebens nur von den ſtarren Richtlinien aus: 
Kundgebung an einen anderen, objektiv beleidigender Cha⸗ 
rakter, ſo iſt nichts daran zu rütteln: So geſehen, iſt jede 
Kußerung im engſten Familienkreis, die die Mißachtung eines 
anderen kundtut, eine ſtrafbare Beleidigung. 

Verſchließt man ſich aber nicht den Vorgängen des täg⸗ 
lichen Lebens, den Zuſammenhängen des Lebens in einer 
Familiengemeinſchaft, urteilt man einmal nicht als objektiver 
Richter, ſondern gefühlsmäßig — ſubjektiv, dann ſteht feſt: 
Es iſt ein gewaltiger Unterſchied zwiſchen einer in der All⸗ 
gemeinheit kundgegebenen Mißachtung und derſelben Auße⸗ 
rung im Brief einer Mutter an ihren erwachſenen Sohn. 
Gewiß iſt das eine wie das andere eine „Kundgebung“; und 
doch iſt ein Unterſchied zwiſchen beiden Kundgebungen, und 
dieſer Unterſchied liegt in dem Empfänger der Kund⸗ 
gebung. Das RG. ſagt zwar, es ſei gleichgültig, ob die 
Kundgebung an den, für den ſie beſtimmt iſt, oder an einen 
‚anderen gelangt; eine Begründung gibt es für dieſe Be⸗ 
hauptung nicht. Dem Geſetz iſt eine Begründung für dieſen 
Satz nicht zu entnehmen; denn das geltende Recht kennt den 
Begriff der Kundgebung im Rahmen der Beleidigung nicht, 
ebenſo, wie auch das kommende Recht ihn nicht enthalten 
wird. Der Begriff der Kundgebung iſt eine Schöpfung der 
Rechtſprechung, und nichts hindert die Rechtſprechung, dieſe 
Begriffsgebung einer neuerlichen Prüfung und Anderung zu 
unterziehen. Maßgeblich für die Beleidigungs⸗„Kundgebung“ 
iſt nämlich entgegen der Anſicht des RG. die Perſon des⸗ 
jenigen, an den die Kundgebung gerichtet iſt und gelangt; 
nur dadurch, daß ſich die Kundgebung willentlich an einen 
anderen richtet, erhält die Kundgebung nach den eigenen 
Worten des RG. ſtrafbaren Charakter. Darum läßt das RG. 
ein Selbſtgeſpräch, das objektiv ja auch eine Kundgebung iſt, 
ſtraffrei, auch wenn es von dritten Perſonen wahrgenommen 
wird. Der Empfänger der Kundgebung muß alſo 
vom Vorſatz des Täters erfaßt werden. Dann 
aber liegt es nahe, dem Leben Rechnung zu tragen und eben 
le nach der Perſon des Empfängers der Kundgebung eine 
Kundgebung als ſtrafbar oder ſtraflos anzuſehen. Und zwar 
iſt zu unterſcheiden, in welchem Lebenskreis die fragliche Kund⸗ 
gebung erfolgt, ob fie gegenüber einem Außenſtehenden oder 
einem Vertrauten vorgenommen wird. Bei aller Anerken⸗ 
nung der Forderung des RG.: „Selbſtzucht anch im Kreiſe 
der Familie iſt geboten“ bleibt doch eine unabweisbare Not⸗ 
wendigkeit beſtehen: Der Menſch braucht einen Kreis, in dem 
er ſich einmal reſtlos ausſprechen kaun, braucht einen Men⸗ 
ſchen, dem gegenüber er kein Blatt vor den Mund nehmen 


muß. Der naturgegebene Kreis für eine ſolche offene Aus⸗ 
ſprache von Menſch zu Menſch iſt die Familie, und wo das 
Familienleben geſund iſt, da werden auch ſolche Ausſprachen 
erfolgen. Gewiß, dieſe Ausſprachen brauchen keineswegs 
immer für Dritte beleidigend zu ſein. Wenn ſich aber in einer 
vertrauten Ausſprache, zwiſchen Mann und Frau, zwiſchen 
Eltern und Kindern, unter Geſchwiſtern, aller Unmut, aller 
Arger des Tages löſt, dann kann auch einmal ein Wort 
dazwiſchenfahren, das objektiv eine Ehrenminderung eines 
anderen darſtellt. Dieſer Angriff ſchadet aber der Ehre 
des Betroffenen nicht, ganz abgeſehen davon, daß weder er 
noch ein Fremder regelmäßig davon überhaupt etwas er⸗ 
fährt; denn die Fälle, in denen die vertrauliche Ausſprache 
weitergetragen und gar der Vater von feinem Sohn, ein 
Bruder vom anderen und ein Freund vom anderen „Freund“ 
denunziert und angezeigt wird, gehören glücklicherweiſe noch 
zu den Seltenheiten. 

Es wäre lebensfremd, wollte man dieſe Geſpräche — es 
braucht ſich keineswegs immer um ein „Herzausſchütten“ zu 
handeln — unter Zenſur legen und ſie dadurch unmöglich 
machen, daß man an die in ihrem Verlauf gefallenen Auße⸗ 
rungen den Maßſtab der §8 185 ff. StGB. legt. Was für 
die Geſpräche geſagt worden iſt, gilt auch für den brieflichen 
Gedankenaustauſch zwiſchen vertrauten Menſchen. Auch hier 
kommt in allererſter Linie für den vertraulichen Kreis die 
Familie in Betracht, doch erfordert es das Verſtändnis gegen⸗ 
über den Lebensvorgängen, daß auch der Fall einer echten 
Freundſchaft einbegriffen wird; denn es gibt ſo manchen 
Menſchen, deſſen ganzes Vertrauen einem Freunde gehört, 
während ihn mit ſeiner Familie keine tieferen ſeeliſchen Bande 
verknüpfen. 

Da das Geſetz nichts dazu jagt, jo iſt es in die Hand, 
der Rechtſprechung gegeben, als Beleidigung nur ſolche Kund⸗ 
gebungen der Mißachtung anzuſehen, die nicht ausſchließlich 
im engſten Familienkreis oder gegenüber einem beſonders 
vertrauten Menſchen erfolgt ſind; dabei iſt es gleichgültig, in 
0 äußeren Form (Geſte, Brief, Wort) die Kundgebung 
erfolgt. 

Selbſtverſtändlich kann ſich die Straffreiheit nur auf 
ſolche Außerungen erſtrecken, die vertraulich ſind, die alſo 
unter normalen Umſtänden nicht auch zur Kenntnis anderer 
gelangen können. Vertraulich ſind alſo Briefe, deren Inhalt 
anderen nicht mitgeteilt werden ſoll, vertraulich ſind Auße⸗ 
rungen unter „vier Augen“ zwiſchen Vertrauten. Dagegen 
kann ſich die Straffreiheit z. B. nicht auf Außerungen er⸗ 
ſtrecken, die wohl unter Vertrauten fallen, aber in Gegen⸗ 
wart von Dienſtboten, Angeſtellten oder von jüngeren Kindern, 
die erfahrungsgemäß leicht weitererzählen, was ſie hören. 

Schließlich ſei noch darauf hingewieſen, daß eine ſtraf⸗ 
rechtliche Sonderſtellung zumindeſt der Außerungen im engſten 
Kreis der Familie keineswegs etwas Abſonderliches iſt. Unſer 
geltendes Strafrecht kennt bereits eine ganze Reihe von 
Fällen, in denen der Familienzugehörigkeit Einfluß auf die 
Strafbarkeit eingeräumt worden iſt. Ich erinnere nur an die 
58 232, 247, 263, 266, 303 StGB. (Zuläſſigkeit der Rück⸗ 
nahme des Strafantrags, wenn die Tat gegen einen An⸗ 
gehörigen verübt worden iſt), § 247 Abſ. 2 (Strafloſigkeit 
des Diebſtahls von Verwandten aufſteigender Linie gegen Ver⸗ 
wandte abſteigender Linie oder unter Ehegatten), § 263 Abſ. 5 
(Antragserfordernis bei Betrug gegen Angehörige, das von 
der Rechtſprechung auch für § 266 StGB. aufgeſtellt worden 
iſt), 88 264 a, 248 a, 289, 370 Ziff. 5 Steh B. (Strafloſigkeit 
des Notbetrugs, der Notentwendung, der Pfandkehrung, des 
Mundraubs gegen Verwandte abſteigender Linie und Ehe⸗ 
gatten). Die zugunſten eines Angehörigen begangene Be⸗ 
günſtigung ($ 257 Abſ. 2 StGB.) und Strafvereitelung 
($ 2572 StGB.) iſt ſtraffrei. Der Verlobte, der Ehegatte 
und beſtimmte Verwandte und Verſchwägerte des Beſchuldig⸗ 
ten ſind zur Verweigerung des Zeugniſſes (852 StPO.), der 
Auskunft (855 StPO.) und der Eidesleiſtung (863 StRD.) 
berechtigt. Es wird alſo dadurch, daß die vertraulichen Auße⸗ 
rungen im engſten Familienkreis aus der Strafbeſtimmung 
der SS 185 ff. StGB. herausgenommen werden, kein fremder 
Geſichtspunkt in unſer Strafrecht hineingetragen. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Fur Mitwirkung des Keichspatentamtes in patentſtreitſachen vor den 
ordentlichen Gerichten 


Von Reichsamtsleiter Barth, Leiter des Amts für Rechtspolitik im Reichsrechtsamt der NS DAP. 


Bekanntlich hat das neue PatG. in 8 52 eine Mitwir⸗ 
kung des RPatA. in Patentſtreitſachen (insbeſondere in Pa⸗ 
tentverletzungsprozeſſen) gebracht, die über die bis dahin vor⸗ 
geſehene Gutachtertätigkeit (§ 18 altes PatG.) weit hinaus⸗ 
geht. Das Gericht iſt nunmehr verpflichtet, den Präſidenten 
des RPat A. über jede anhängig werdende Patentſtreitſache 
durch Überſendung von Abſchriften der Schriftſätze, Proto⸗ 
kolle, Verfügungen und Entſcheidungen zu unterrichten. Das 
RPat A. kann dann entweder auf Erſuchen des Gerichts oder 
aber auch aus eigenem Entſchluß in dem Prozeß mitwirken, 
indem es ſich ſchriftlich zum Streitſtoff äußert oder einen 
Vertreter in die mündliche Verhandlung entſendet, der dort 
mündliche Ausführungen machen, ſelbſt an die Parteien, 
Zeugen, Sachverſtändige Fragen richten und darüber hinaus 
1110 N Gericht ſogar noch zur Beratung zugezogen wer⸗ 
en kann. 


In den „Mitteilungen der Deutſchen Patentanwälte“ 
1937, 192 wird von Patentanwalt Dipl.⸗Ing. Licht ein Fall 
mitgeteilt, in dem das RPat A. von ſich aus in einem Patent⸗ 
prozeß dem LG. Berlin gegenüber eine ſchriftliche Erklärung 
zum Streitſtoff abgegeben hat. In dieſer Erklärung teilt das 
RPatA. mit, daß die techniſche Vorrichtung, die die Klage⸗ 
partei durch ihr Patent geſchützt haben will, ſeinerzeit bei der 
Patentanmeldung im Patentanſpruch nicht benannt worden 
ift, daß daher für den Prüfer kein Anlaß beſtand, die Prü⸗ 
fung des Patentanſpruchs auch auf dieſe Vorrichtung aus⸗ 
zudehnen und daß es ſo auch tatſächlich nicht zur Prüfung 
gekommen iſt, ob die techniſche Vorrichtung zur Zeit der 
Anmeldung neu und patentfähig war. Daran knüpfen ſich 
noch einige Bemerkungen über den einſchlägigen Stand der 
Technik. Patentanwalt Licht hält das Vorgehen des RPat A. 
für durchaus begrüßenswert, ſpricht aber dabei den Wunſch 
aus, daß eine über die ſchlichte Mitteilung von Tatſachen 
hinausgehende Stellungnahme des RPat A. zu Patentver⸗ 
— auch in Zukunft unterbleibe. In der 
DJ. 1937, 1574 hat Geh. RegR. Brückner im RPat A. 
zu dieſer Angelegenheit Stellung genommen und dabei die 
Frage aufgeworfen, ob bei der Schaffung des 852 des neuen 
PatG. beabſichtigt war, dem RPat A. eine jo weitgehende 
Beſchränkung bei ſeiner Mitwirkung im Patentprozeß aufzu⸗ 
erlegen und ob es nicht für die Klärung der Rechtslage im 
Patentſtreit und außerdem auch für die patentamtliche Tätig⸗ 
keit ſelbſt erwünſcht ſein kann, die Grenzen der Mitwirkung 
des RPatA. bei der Behandlung der Patentſtreitſachen doch 
etwas weiter — über die Tätigkeit eines Prüfers hinaus, der 
ſich mit der Feſtſtellung des Standes der Technik befaßt — 
zu ziehen. 

Aus den rechtspolitiſchen Verhandlungen um die Geſtal⸗ 
tung des neuen PatG. kann über die Gründe, die zu der Ein⸗ 
fügung des § 52 PatG. führten, folgendes mitgeteilt werden: 

über die Gerichtspraxis in Patentſtreitigkeiten wurde 
von beteiligten Wirtſchaftskreiſen manche Klage erhoben. Es 
wurde darauf hingewieſen, die ganze Patentrechtspraxis ſtehe 
unter dem unheilvollen Einfluß der bekannten jüdiſchen Pa⸗ 
tentrechtler. Vor allem wurde darüber geklagt, daß die 
Rechtspraxis zu einer, in ſich ungerechtfertigten und unnatür⸗ 
lichen völligen Auseinanderſpaltung des Patentanſpruchs, 
der bei der Patenterteilung zu prüfen ſei, und des recht⸗ 
lichen Schutzumfangs des Patentes, das dann vor allem im 
Patentverletzungsſtreit zu beurteilen ſei, geführt habe; die 
Gerichte ſetzten ſich darüber, was ſeinerzeit im Patent⸗ 
erteilungsverfahren als Patentanſpruch aufgeſtellt, geprüft 
und durch die Patenterteilung vom RPat A. anerkannt worden 
iſt, hinweg und gingen von ſich aus nun ſelbſt nach eigenem 


Ermeſſen an die Unterſuchung der Frage heran, wie das 
Patent auszulegen ſei, was als durch das Patent geſchützt 
anzuſehen ſei. Dabei würden ſie zu einer ſo weiten Aus⸗ 
legung des Patentſchutzes neigen, daß einmal die Durch⸗ 
ſetzung neuer Erfindungen außerordentlich gehemmt werde 
und daß weiter angeſichts der mangelnden Vorausberechen⸗ 
barkeit der gerichtlichen Patentauslegung überhaupt eine ſehr 
bedenkliche Rechtsunſicherheit im Patentweſen eingeriſſen habe. 
Dieſer Zuſtand werde natürlich von wirtſchaftsſtarken und in 
ihren Geſchäftsmethoden gewiſſenloſen Parteien gerne und 
leicht mißbraucht. Mancher lege es bereits ſogar von vorn⸗ 
herein darauf ab, im Patenterteilungsverfahren den Pateut⸗ 
anſpruch möglichſt ungenau aufzuſtellen und durchzuſetzen, 
um dann ſpäter im Kampfe gegen ſeine Wettbewerber im 
Wege des Patentprozeſſes eine weiteſtgehende, den eigent⸗ 
lichen Exfindungsgedanken weſentlich überſchreitende Patent⸗ 
auslegung zu erwirken. Dazu komme, daß die Gerichte ohne 
die erforderliche Sachkenntnis in eigenmächtiger Weiſe — 
insbeſondere ohne Beachtung der Tatſachen und Erwägun⸗ 
gen des Patenterteilungsverfahrens — über techniſch bedingte 
und wirtſchaftlich höchſt folgenſchwere Fragen entſcheiden. 
Vielfach iſt auch darüber geklagt worden, daß es in zahlreichen 
Streitfällen von vornherein unmöglich ſei, einen Sachver⸗ 
ſtändigen zu erhalten, der nicht nur die erforderliche Sach⸗ 
kunde auf dem Spezialgebiet, ſondern außerdem auch die 
ae perſönliche Unabhängigkeit und Unbefangenheit 
eſitze. 

Zur Behebung der behaupteten Mißſtände wurden von 
den verſchiedenſten Stellen eine Reihe von Vorſchlägen ge⸗ 
macht. So wurde u. a. vielfach gefordert, daß der techniſche 
Richter eingeführt werde, d. h. daß in den Patentprozeſſen 
das Gericht mit techniſch ſachverſtändigen Beiſitzern beſetzt 
ſein ſoll. Andererſeits wurde daran gedacht, die Entſcheidung 
über die Patentauslegung, alſo über den Schutzumfang des 
Patentes überhaupt aus der Zuſtändigkeit der ordentlichen. 
Gerichte herauszunehmen und, wie es z. B. in Ofterreich und 
in anderen Ländern entſprechend geregelt iſt, dem Pat A. zu 
übertragen, das ja auch zur ſachkundigen Entſcheidung über 
die Erteilung des Patentes und über die Nichtigkeit eines 
Patentes berufen iſt. Schließlich verblieb es dann doch bei 
der ſchon im Frühſtadium der rechtspolitiſchen Verhandlungen 
um das neue PatG. von den Vertretern der NSDAP. er⸗ 
wogenen Löſung, daß die Zuſtändigkeit der ordentlichen Ge⸗ 
richte zur Behandlung der Patentſtreitſachen und zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Patentauslegung im Streitverfahren auf⸗ 
rechterhalten bleiben, daß aber das RPat A. zu einer weſent⸗ 
lichen Mitwirkung im Prozeß berufen ſein ſoll. Da das 
RPat A. ſich bei jeder Patenterteilung ja darüber klar fein 
muß, was der Anmelder geſchützt haben will und inwieweit 
es ſelbſt einen Patentſchutz zuerkennen will, und da es weiter 
mit der erforderlichen Sachkenntnis auf den verſchiedenſten 
Spezialgebieten auch die notwendige perſönliche Unabhängig⸗ 
keit und Objektivität zur unparteiiſchen Mitwirkung in einem 
Rechtsſtreite erfüllt, verſprach man ſich von dieſer Neuerung, 
daß ſie geeignet und andererſeits auch vorläufig genügend 
ſei, auf eine Behebung der behaupteten Mißſtände in der 
Patentrechtspraxis hinzuwirken. 

Aus dieſen Gedankengängen iſt auch für die Praxis Be⸗ 
deutung und Umfang der Mitwirkung des RPat A. nach 8 52 
zu beurteilen. Die Stellung des RPat A. geht dabei nach dem 
Willen des Geſetzgebers, der auch in der Geſetzesfaſſung 
durchaus verſtändlich zum Ausdruck kommt, über die Tätig⸗ 
keit eines bloßen techniſchen Sachverſtändigen oder Ober⸗ 
gutachters hinaus. Denn, wie ſollte es ſonſt dazu kommen, 
daß das RPatA. über jeden Patentſtreit und feinen ganzen 
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Verlauf unterrichtet werden muß, daß es von ſich aber 
auch ohne Erſuchen des Gerichts im Prozeß durch Abgabe 
einer ſchriftlichen Stellungnahme, durch mündliche Ausfüh⸗ 
rungen eines zur Verhandlung entſendeten Vertreters, durch 
Stellung von Fragen an Parteien, Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändige im Prozeß mitwirken kann. Auf der anderen Seite 
iſt das RPat A. dann, wenn das Gericht um eine Mitwirkung 
erſucht, auch zur Mitwirkung verpflichtet. Es kann lediglich 
unter beſtimmten Vorausſetzungen davon Abſtand nehmen, 
dem Erſuchen des Gerichts um Entſendung eines Vertreters 
zur mündlichen Verhandlung zu entſprechen, und ſich auf die 
Abgabe einer ſchriftlichen Stellungnahme beſchränken. Der 
weitgehenden Regelung des 8 52 hätte es beſtimmt nicht 
bedurft, wenn der Geſetzgeber nur hätte ermöglichen wollen, 
daß das RPat A. als Sachverſtändiger oder Oberbegutachter 
in einem Patentprozeß herangezogen werden kann. Die Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers war vielmehr gerichtet auf eine offizielle 
Einſchaltung des RPat A. als der nach ihrem ganzen Auf⸗ 
gabenkreis und ihrer Sachkunde berufenen Stelle. Daher war 
es wichtig, im Geſetz zu verankern, daß das RPatA. auf der 
einen Seite auf Erſuchen des Gerichts mitwirken muß und 
daß es aber andererſeits auch von ſich aus zur Mitwirkung 
ſchreiten kann. Dabei hat das RPat A. aber auch dann, wenn 
ein Erſuchen des Gerichts um Mitwirkung nicht vorliegt, 
ohne Zweifel die dienſtliche Pflicht, im Einzelfall zu prüfen, 
ob nicht das Intereſſe an der Klärung der Sach- und 
Rechtslage und damit an der Vermeidung eines unzweck⸗ 
mäßigen Prozeßverlaufs und einer unrichtigen Prozeßentſchei⸗ 
dung eine Einſchaltung geboten erſcheint, und ſich dann auch 
gegebenenfalls einzuſchalten. Wenn das RPatA. dann in die⸗ 
ſer Weiſe ſeiner ihm von der Volksführung durch das Geſetz 
auferlegten Dienſtpflicht nachkommt, darf das Gericht nun 
nicht darin einen läſtigen oder gar unzuläſſigen Eingriff in 
feinen Zuſtändigkeitsbereich erblicken. Für das Gericht beſteht 
andererſeits genau ſo die dienſtliche Pflicht, im Einzelfall zu 
prüfen, ob nicht die Sach⸗ und Rechtslage des Prozeſſes die 
Mitwirkung des RPatA. als nötig erſcheinen läßt und dann 
gegebenenfalls von ſich aus ſchon das RPatA. um Mitwir⸗ 
kung zu erſuchen. Dabei iſt keineswegs auszugehen von Fra⸗ 
gen des perſönlichen Preſtiges, ſondern von den Forderun⸗ 
gen, die das deutſche Volk an eine klare, vernünftige und ge⸗ 
rechte Rechtſprechung ſtellen muß. Eine reichliche Anwendung 
der Möglichkeiten des § 52 würde ſicherlich dem Willen des 
Geſetzgebers mehr entſprechen, als eine ſparſame Gebrauchs⸗ 
anwendung. 


Es iſt durchaus zu begrüßen, daß der Präſident des 
RPatA. in dem von Patentanwalt Licht angeführten Falle 
von ſich aus offenbar ſofort auf die Klagerhebung hin dem 
Gericht eine aufklärende Mitteilung über die damaligen Prü⸗ 
fungsvorgänge und einige Hinweiſe auf den Stand der Tech⸗ 
nik gegeben hat. Für den Beginn eines Prozeſſes wird es 
durchaus richtig ſein, vorläufig die Stellungnahme auf eine 
„ſchlichte Mitteilung von Tatſachen“ zu beſchränken. Dann 
aber, wenn das RPatA. auf Grund feiner Information 
über den weiteren Verlauf des Prozeſſes den Eindruck ge 
winnt, daß die Parteien oder vielleicht ſogar das Gericht 
infolge unrichtiger Darſtellungen den Streitſtoff unrichtig 
beurteilen, oder daß das Gutachten eines Sachverſtändigen 
als falſch erſcheint, dann hat das RPatA. auf Grund des 
$ 52 Pat. nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, 
ſeine eigene Auffaſſung über den Streitſtoff dem Gericht 
mitzuteilen. Dabei kann m. E. die techniſche und rechtliche 
Seite der Frage des Schutzumfanges des Patentes nicht ſo 
auseinandergehalten werden, daß ſich die Erklärung des 
RPatA. nur auf techniſche Tatſachen beſchränken kann. Ge⸗ 
wiß handelt es ſich im Rechtsſtreit bei der Patentauslegung 
um eine Rechtsfrage, aber doch nur deshalb, weil an das 
Patent und damit auch an ſeine Auslegung Rechtsfolgen ge⸗ 
knüpft ſind, über die nun geſtritten wird. Mit der gleichen 
Berechtigung könnte man bei einer unjuriſtiſchen Betrachtung 
auch behaupten, daß ſich die Rechtsfolgen anknüpfen an tech⸗ 
niſche Vorgänge und Beurteilungen und daß die Entſcheidung 
über die Rechtsfolgen völlig abhängig ſind von dieſen tech⸗ 
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niſchen Beurteilungen und daß es ſich ſomit im Prozeß in 
erſter Linie um eine techniſche Frage handelt. Ich halte einen 
Streit darüber, ob Rechtsfrage oder techniſche Frage für un⸗ 
nütz. Feſt ſteht, daß die ausgeklügelte und deutſchem Rechts⸗ 
denken eigentlich widerſtrebende völlige Aufſpaltung von 
Rechtsfrage und techniſche Frage gerade zu jenen bedenklichen 
Erſcheinungen der Patentrechtspraxis geführt hat, von denen 
eingangs die Rede war. In den Fällen, um die es hier geht, 
laſſen ſich techniſche Frage und Rechtsfrage nicht ſo einfach 
auseinanderſchneiden. 


Für das RPat A. iſt die Mitwirkung in Patentprozeſſen 
eine zusätzliche Arbeit und daher angeſichts der ſtarken Be⸗ 
ſchäftigung ſeiner einzelnen Dienſtſtellen eine ſpürbare Mehr⸗ 
belaſtung. Um ſo begrüßenswerter iſt es, daß der Präſident 
des RPat A. auch von ſich aus in Patentſtreitigkeiten tätig 
wird und daß Sachbearbeiter des RPat A. ſich offen für einen 
Ausbau ſeiner Mitwirkung ausſprechen. Davon, daß das 
Rat A. ſich bei dieſer Mitwirkung einer nicht ganz unberech⸗ 
tigten Kritik ausſetzen würde, kann ich nicht überzeugt ſein. 
Das RpatA. erfüllt hier eine ihm von der Volksführung 
übertragene Pflicht. Es muß dabei in Kauf nehmen, daß ſeine 
Stellungnahme von den Parteien oder auch von dem Gericht 
einer Kritik unterzogen wird. Es iſt im übrigen eine nicht 
ſeltene Erſcheinung, daß Maßnahmen und Stellungnahmen 
von Behörden und Dienſtſtellen von den Beteiligten oder von 
anderen Stellen kritiſch beurteilt werden. Eine Kritik könnte 
nur dann berechtigt ſein, wenn die Stellungnahme des 
RPat A. in Wirklichkeit falſch wäre. Wenn das Gericht, das 
an die Stellungnahme des RPatA. nicht gebunden iſt, in 
feinem Urteil von der Auffaſſung des RPatA. abweichen 
ſollte, dann wäre damit nicht ohne weiteres eine Herabſetzung 
des RPat A. und feiner Tätigkeit verbunden. Das RPat A. 
könnte nach wie vor für ſich in Anſpruch nehmen, daß ſeine 
Stellungnahme richtig iſt, und dann auch in der oberen 
Inſtanz dieſe gleiche Auffaſſung wieder mit Nachdruck ver⸗ 
treten und im übrigen dem Gericht für ſeine gerichtliche 
Entſcheidung die volle Verantwortung überlaſſen. Wenn Auf⸗ 
faſſungsverſchiedenheiten grundſatzlicher Natur zwiſchen Ge⸗ 
richt und RPat A. beſtehen, dann iſt es beſſer, wenn dieſe 
Widerſprüche zutage treten und wenn im Wege höchſtrichter⸗ 
licher Rechtſprechung oder auf ſonſt einem geeigneten Wege 
dieſe überwunden werden, als daß ſolche Widerſprüche nicht 
zu einer Entſcheidung kommen und in der Praxis doch in ſo 
unerwünſchter Weiſe weiter fortwirken. Auf der anderen Seite 
darf ſich auch das Gericht nicht einfach auf den Standpunkt 
eigener unfehlbarer Prozeßleitung und Prozeßentſcheidüng 
ſtellen. Seine Entſcheidungen begegnen oft einer ſehr harten 
Kritik beteiligter Parteien und vielleicht auch der oder jener 
anderen Dienſtſtelle. Es gibt doch zu denken, wenn z. B. die 
Klage vorgetragen wird, daß eine gewiſſe Firma mit allen 
nur möglichen Mitteln dahin wirke, die Zuſtändigkeit eines 
beſtimmten Gerichts in einer beſtimmten Stadt zu begründen, 
weil ſie nach ihren bisherigen Erfahrungen gerade von die⸗ 
ſem Gericht eine für ſie günſtige Entſcheidung erwartet, eine 
Entſcheidung, die in dieſem Falle von der Gegenpartei als 
techniſch unmöglich und weiter auch als für die deutſchen 
Wirtſchaftsintereſſen verheerend angeſehen wird. Die zur 
Behandlung von Patentſtreitigkeiten berufenen Gerichte ſollen 
es freudig begrüßen, daß das neue PatG. ihnen die unter⸗ 
ſtützende Mitwirkung des RPat A. gebracht hat. Sie werden 
dadurch befreit von der Schwierigkeit, einen wirklich ſach⸗ 
kundigen und perſönlich unabhängigen Sachverſtändigen zu 
bekommen, ſie erfahren in ihrer großen Verantwortung, die 
durch die Beurteilung techniſcher Vorgänge ohne eigene Sach⸗ 
kunde beſonders erſchwert iſt, eine weſentliche Entlaſtung, 
und ſie finden ſo in ihrer ſchweren Berufsaufgabe, deren 
Erfüllung oft entſcheidend iſt für die wirtſchaftliche Exiſtenz 
des einzelnen, für das Wohlergehen ganzer Betriebsgemein⸗ 
ſchaften und oft auch für das wirtſchaftliche Schickſal des 
Deutſchen Volkes, eine weſentliche Unterſtützung durch die 
Stelle, die mit der erforderlichen Sachkunde und der not⸗ 
wendigen Unabhängigkeit die offizielle Berufung und Autori⸗ 
tät zur Mitwirkung verbindet. 
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Prozeßvollmacht und Urkundenſteuer 


Von Rechtsanwalt und Notar Theodor Sonnen, Berlin 


Der Ri. hat in zwei grundlegenden Entſcheidungen 
v. 1. Okt. 1937 (unten S. 2930) die Urkundenſteuerpflicht 
von Prozeßvollmachten auch für den Fall verneint, daß ſie 
die beſondere Ermächtigung enthielten, „Geld und Wert⸗ 
ſachen“ (ſo bei der Zivilprozeßvollmacht), „Gelder, Wert⸗ 
ſachen und Dokumente“ (ſo bei der Strafprozeßvollmacht „in 
Empfang zu nehmen“. Die Entſcheidungen und ihre Be⸗ 
gründung ſind geeignet, weit verbreitete Irrtümer in der 
Auslegung des Geſetzes zu beſeitigen. Beide beziehen ſich 
zwar auf ältere Vordrucke, bringen aber zugleich die Ent⸗ 
ſcheidung über die vielfach zu Unrecht bejahte Steuerpflicht 
einiger mit Rückſicht auf das UrfSt®. neu gefaßter und 
ausdrücklich vom Herſteller als ſteuerfrei bezeichneter Vor⸗ 
drucke. So enthält z. B. der Vordruck V 108 der Hans- 
Soldan⸗Stiftung für die Strafprozeßvollmacht die Ermächti⸗ 
gung, „Geld, Wertſachen und Urkunden ... in Empfang zu 
nehmen, ſoweit das Verfahren dazu Anlaß gibt“. Trotz des 
Zuſatzes haben nicht nur Gerichte und Finanzämter in 
großer Zahl, ſondern auch ſchon verſchiedene Finanzgerichte 
Vollmachten nach dieſem Vordruck für ſteuerpflichtig erklärt. 
In mehreren Bezirken ſoll ſogar eine Nachprüfung aller 
weggelegten Akten daraufhin angeordnet ſein, ob ſich nicht 
darin ſolche Vollmachten noch unverſteuert finden! Dem 
machen die Urteile des Rü. nunmehr ein Ende: mit Recht 
betonen fie, daß dieſe Ermächtigung auch ohne den ein- 
ſchränkenden Zuſatz ſchon nach dem allgemeinen Grundſatz 
des § 133 BGB. nur inſoweit gelte, als die Empfang⸗ 
nahme aus Anlaß des Verfahrens geſchehe und mit ihm in 
Beziehung ftehe. 

Die Begründung für die gegenteilige Anſicht, die übri⸗ 
gens auch im Schrifttum vorwiegend vertreten wird (vgl. 
z. B. Boruttau 11 [1], Eiffler 30 ff., insbeſondere 34 
zu § 27 UrkStG.), geht meiſt dahin, die erwähnte Er⸗ 
mächtigung gehe über den Rahmen einer Prozeßvollmacht 
hinaus: jede Befreiungsvorſchrift des UrkStch. ſei eng aus⸗ 
zulegen; deshalb ſei jede Ermächtigung zur Vornahme von 
anderen Geſchäften rechtlicher Natur als die Vertretung in 
dem Verfahren ſteuerpflichtig; insbeſondere ſei es nicht zu⸗ 
läſſig, aus der Tatſache, daß der Geſetzgeber ſelbſt die Er⸗ 
mächtigung zur Empfangnahme des „Streitgegenſtandes“ 
ausdrücklich freilaſſe, zu folgern, daß auch die Empfangnahme 
anderer Gelder ſteuerfrei ſein könne; der Begriff „Empfang⸗ 
nahme des Streitgegenſtandes“ dürfe nicht ausdehnend aus⸗ 
gelegt werden; am wenigſten könne er im Strafprozeß ent⸗ 
ſprechend angewandt werden, in dem es keinen „Streitgegen- 
ſtand“ gebe. Dabei wird ſowohl im Schrifttum wie in den 
Entſcheidungen einzelner Finanzgerichte ausdrücklich auf die 
frühere Rechtſprechung zu Tarifſt. 19 PrStempStG. Bezug 
genommen. 

Dem ſetzt der Ric. zunächſt grundſätzlich entgegen, 
daß die Befreiungsvorſchriften des UrkStch. im Sinne des 
§1 Abſ. 2 StAnpG. ausgelegt werden müſſen, daß aljo 
die Volksanſchauung, ihr Zweck und ihre wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung zu berückſichtigen find. Es iſt falſch, grundſätzlich 
jede Befreiungsvorſchrift eng auszulegen. Allerdings ſind 
die Befreiungsvorſchriften Ausnahmen von einer Regel. Aber 
auch Ausnahmebeſtimmungen ſind in erſter Linie nach ihrem 
Zweck auszulegen, und jede enge Auslegung iſt falſch, die 
dem Zweck der Ausnahme widerſprechen oder — ein ſehr 
feiner Gedanke! — „zu Unterſcheidungen und Erwägungen 
nötigen würde, die der Anſchauung der beteiligten Volks⸗ 
kreiſe unberechtigt erſcheinen müßten“. Die geſunde Volks⸗ 
anſchauung lehnt mit Recht ſpitzfindige Unterſcheidungen und 
Tüfteleien ab. Wo die Rechtsanwendung zu ſolchen zwingt, 
iſt das immer ein Warnungszeichen: habt acht, ob ihr der 
Natur noch ſeid auf rechter Spur! 


1. Damit ergibt ſich zunächſt eine einfache Löſung für 


alle Streitfragen, die ſich aus dem Inhalt der Verfahrens- 
vollmacht ergeben: Das Geſetz ſelbſt erklärt eine Prozeß voll⸗ 
macht für ſteuerfrei, auch wenn ſie im Gegenſatz zu der Rege⸗ 
lung der Prozeßgeſetze zur Empfangnahme des Streitgegen⸗ 
ſtandes und zur Verfügung über ihn berechtigt. Aber es iſt 
falſch, hier von einer „Erweiterung“ zu ſprechen, als wenn 
grundſätzlich nur die Prozeßvollmacht im engſten Sinne der 
in der Prozeßordnung in ihr enthaltenen Befugniſſe ſteuerfrei 
wäre und hier eine ganz beſtimmte einzelne Befugnis hin⸗ 
zugezogen würde. Die Zulaſſung der den Streitgegenſtand 
betreffenden Vollmacht geſchieht vielmehr im Anſchluß an 
das ſächſiſche Recht deshalb, „weil dieſe Zuſatzbeſtimmung 
den Bedürfniſſen des Verkehrs gerecht wird und Streitfragen 
vermeidet (Begründung zum UrkStG. [RSt Bl. 1936, 500)“, 
Dann aber iſt ſie nur ein Beiſpiel, und auch andere den In⸗ 
halt und Umfang der Prozeßvollmacht erweiternde Ermächti⸗ 
gungen können die Steuerfreiheit nicht in Zweifel ziehen, 
wenn die Bedürfniſſe des Verkehrs ſie verlangen und nach 
der Volksanſchauung unberechtigte Unterſcheidungen dadurch 
unnötig werden. 


Spitzfindige lebensfremde Unterſcheidungen ſind es aber, 
wenn die Entſcheidung über die Steuerpflicht der Prozeß- 
vollmacht davon abhängig ſein ſoll, ob ſie ermächtigt: 

ausſchließlich zu Prozeßhandlungen im Sinne der 88 81, 
82 3PO. und der entſprechenden Vorſchriften der StPO. 
wie bei Verfahren, wo entſprechende Vorſchriften nicht be⸗ 
ſtehen, etwa dem der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder einem 
Verfahren vor den Polizeibehörden oder den Verwaltungs- 
gerichten ?) 


oder auch zu materiellrechtlichen Geſchäften, die aus Au⸗ 
laß des Verfahrens und in engſtem Zuſammenhang mit ihm 
geſchloſſen werden, 


zur Empfangnahme des „Streitgegenſtandes“ (Frage: 
was iſt „Streitgegenſtand“, wenn im Prozeß über eine Teil⸗ 
klage auf 6100 KN. ein Vergleich über 30 000 AM ge 
ſchloſſen wird?) 


oder auch zur Zurücknahme hinterlegter Sicherheiten, 
Empfangnahme der zugeſprochenen Buße im Strafprozeß, 
der beſchlagnahmten und dann freigegebenen Gegenſtände, 


zur Empfangnahme der vom Gegner zu erſtattenden 
Koſten (§S 81 ZRD.) 

oder auch zur Empfangnahme der von der eigenen 
Partei zu viel bezahlten Gerichtskoſten, 


im Verfahren vor dem RPat A.: zur Anmeldung eines 
Patentes, zur Prioritätserklärung, zur Mitwirkung bei der 
Prüfung, bei der Anhörung der Beteiligten, zur Einſicht der 
Anmeldungen und Beilagen, zur Einlegung und Durch⸗ 
führung von Einſprüchen, Beſchwerden, Klagen, Berufungen 
uſw. und den entſprechenden Handlungen nach GebrMuſtch. 
und WG. 

oder auch zu Handlungen, die nicht zum eigentlichen Ge» 
ſchäftsbereich des Pat A. im engeren Sinne gehören, z. B. 
zur Entrichtung von Gebühren, Empfangnahme zurückzuerſtat⸗ 
tender Gebühren, zur Verfügung über eingereichte Urkunden, 
Zeichnungen, Proben, Muſter, Modelle uſw. 

Alle dieſe — und noch manche andere! — Unterſchei— 
dungen, zu denen das frühere PrStempStG. zwang, ſind 
heute überholt: grundſätzlich find nicht mehr nur ſteuerfrei 
„Vollmachten in allen durch die StPO. und ZPO. ger 
regelten Angelegenheiten ...“ (fo PrStempStG. Tar⸗ 
St. 19), ſondern ſchlechthin jede „Vollmacht zur Vertretung 
in einem Verfahren vor einem Gericht oder einer ſonſtigen 
Behörde“. Gewiß mag es grundſätzlich richtig fein, daß die 
Rechtſprechung zum bisherigen PrStempStch. auch in Zu⸗ 
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kunft noch ihre Bedeutung behält. Aber ſie darf doch niemals 
ungeprüft übernommen werden, vielmehr iſt ſtets genau zu 
unterſuchen, ob nicht das neue Recht vom alten abweicht. Das 
tut es hier: nicht nur iſt der Grundſatz des 81 StAupG. in 
verſtärktem Maße zur Geltung zu bringen, auch die Faſſung 
des Geſetzes ſelbſt iſt geändert, und die Empfangnahme des 
Streitgegenſtandes und Verfügung über ihn iſt bewußt im 
Gegenſatz zum preußiſchen Recht geregelt worden. Früher 
zwang der Wortlaut der TarSt. 19 dazu, in jedem einzelnen 
Falle zu unterſuchen, ob es ſich noch um eine in der ZPO. 
oder StPO. geregelte Angelegenheit handelte oder die im 
Einzelfall erteilte Ermächtigung „über den Rahmen der 
Prozeßvollmacht hinausging“. (Deshalb war nicht ſtempel⸗ 
frei eine Vollmacht zur Vertretung in einem Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit!) Heute fragt es ſich nur, ob es 
eine „Vollmacht zur Vertretung in einem Verfahren vor 
einem Gericht oder einer ſonſtigen Behörde“ iſt: jede Voll⸗ 
macht zur Vertretung in einem Gerichtsverfahren, ganz gleich, 
welchen Umfang ſie hat, iſt ſteuerfrei, ſofern nur die Voll⸗ 
macht überhaupt noch im Zuſammenhang mit dem Ver⸗ 


fahren ſteht und nicht etwa — beabſichtigt! 8133 BGB. — 


dem Verfahren und ſeinem Gegenſtand fremde Vollmachten 
in die Verfahrensvollmacht hineingebracht find. Entſcheidend 
iſt der wirtſchaftliche Zweck: eine Generalvollmacht, die in 
eine Verfahrensvollmacht eingekleidet ift, it eine General⸗ 
vollmacht und nicht mehr eine Verfahrensvollmacht, eine 
Verfahrensvollmacht dagegen bleibt eine ſolche, auch wenn ſie 
zu außergerichtlichen Verhandlungen mit dem Gegner er⸗ 
mächtigt oder im Räumungsprozeß zur Entgegennahme von 
Mietzahlungen, die nicht Streitgegenſtand ſind. 


Nur dieſe Auslegung iſt geeignet, „den Bedürfniſſen 
des Verkehrs gerecht“ zu werden und „Streitfragen zu ver⸗ 
meiden“. Sie gibt regelmäßig eine klare Entſcheidung der 
mancherlei Zweifelsfragen, die der jeweilige Inhalt der Ver⸗ 
fahrensvollmacht aufivirft: Steuerfrei iſt die Ermächtigung 
zur Empfangnahme von Geld, Wertſachen, Urkunden auch 
dann, wenn ſie nicht ausdrücklich beſchränkt iſt „ſoweit das 
Verfahren dazu Anlaß gibt“. Steuerfrei iſt die Ermächtigung, 
dem Gegner auch außergerichtlich Stundung zu gewähren, 
wenn nur der Zuſammenhaug mit dem Prozeßgegenſtand ge⸗ 
wahrt bleibt. Steuerfrei iſt die Ermächtigung, hinterlegte 
Gelder nicht nur zur Auszahlung an den Machtgeber ab⸗ 
zurufen, ſondern auch ſelbſt in Empfang zu nehmen, zurüd⸗ 
zuerſtattende Gebühren in Empfang zu nehmen und darüber 
zu quittieren, über eingereichte Urkunden, Zeichnungen, Pro⸗ 
ben, Modelle uſw. zu verfügen, ſie in Empfang zu nehmen 
und darüber zu quittieren, und zwar nicht nur im Verfahren 
vor dem Pakt A. (f. oben), ſondern auch in jedem anderen 
Verfahren. Steuerfrei iſt die Ermächtigung des Patent⸗ 
anwaltes zur Empfangnahme der Patenturkunde (nicht weil 
dieſe „Streitgegenſtand“ wäre, jonder weil fie zum Ver⸗ 
jahren vor dem Pat A. gehört). Steuerfrei iſt die Ermächti⸗ 
gung zur Empfangnahme des Streitgegenſtandes und zur 
Verfügung über ihn auch dann, wenn ſie erteilt iſt „ohne die 
Beſchränkung des § 181 BGB.“ (fo die Vordrucke V 102 
bis 105 der Hans⸗Soldan⸗Stiftung). Selbſt dieſer Zuſatz iſt 
zum Anlaß genommen worden, eine Steuerpflicht zu kon⸗ 
ſtruieren: Auch hier wurde behauptet, dieſe Vollmacht gehe 
über den Rahmen der Prozeßvollmacht hinaus. Das Ent⸗ 
ſcheidende iſt aber folgendes: Umfang und Inhalt der be⸗ 
ſonderen Ermächtigung zur Verfügung über den Streitgegen- 
ſtand ergibt ſich nicht aus den Prozeßgeſetzen, muß vielmehr 
nach dem allgemeinen Sprachgebrauch beſtimmt werden: alles, 
was nach ihm „Vollmacht zur Empfaugnahme des Streit⸗ 
gegenſtandes und zur Verfügung über ihn“ iſt, iſt ſteuerfrei. 
Zuläſſig iſt deshalb jede Ermächtigung zu irgendeiner „Ver⸗ 
fügung“ über den Streitgegenſtand, gleichgültig, ob ſie be⸗ 
ſchränkt oder unbeſchränkt gegeben iſt, insbeſondere, ob fie 
die nach § 181 BGB. erforderliche beſondere „Geſtattung“ 
zum Handeln mit ſich ſelbſt enthält oder nicht. Auch die aus⸗ 
drücklich „ohne die Beſchränkung des § 181 BOB. erteilte 
Vollmacht zur „Verfügung über den Streitgegenſtand“ bleibt 
eine „Vollmacht“, die „zur Empſangnahme des Streitgegen⸗ 
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ſtandes und zur Verfügung über ihn ermächtigt“. Es kann 
nicht etwa, wie einige Finanzämter wollten, gefolgert wer⸗ 
den, „Vollmacht zur Verfügung über den Streitgegenſtand“ 
ſei dieſe Vollmacht nur in dem Umfang, in dem regelmäßig 
eine ſolche Vollmacht erteilt werde, werde ſie aber mit der 
beſonderen „Geſtattung“ aus 8 181 BGB. verbunden, jo 
höre ſie auf, „Vollmacht zur Verfügung über den Streit⸗ 
gegenſtand“ zu ſein und werde damit eine Vollmacht anderer 
Art, die ſteuerpflichtig ſei. Dies kann um ſo weniger an⸗ 
genommen werden, als nach der Rechtſprechung des RG. 
die „Geſtattung“ nach 8 181 gar nicht ausdrücklich gegeben 
zu werden braucht, ſondern ſich auch aus den Umſtänden er⸗ 
geben kann, daß es ſogar nach RG. 64, 373 genügt, wenn 
die Verweigerung der Zuſtimmung argliſtig ſein würde. 
Durch Erlaß des RF M. iſt denn auch die Freiheit dieſes 
Zuſatzes anerkannt worden. Steuerfrei iſt ſelbſtverſtändlich 
auch heute die Ermächtigung zur Empfangnahme der vom 
Gegner zu erſtattenden Koſten, die ſchon nach 881 3PO. in 
den Rahmen der Prozeßvollmacht fällt. Es kann nicht etwa, 
wie allerdings einige Finanzämter verſucht haben, aus der 
Tatſache, daß das Geſetz die Ermächtigung zur Empfang⸗ 
nahme des Streitgegenſtandes ausdrücklich nennt, durch 
Gegenſchluß gefolgert werden, dieſe Ermächtigung ſei jetzt 
ſteuerpflichtig. 

2. Der Re. weiſt aber auch den Weg zur Löſung 
anderer Streitfragen, die nicht mehr den Inhalt, ſondern 
das Weſen der Verfahrensvollmacht ſelbſt betreffen: Wie 
für den Inhalt der Zweck der einzigen den Inhalt betreffen⸗ 
den Vorſchrift des Geſetzes entſcheidend iſt, ſo für die Frage, 
ob überhaupt eine ſteuerfreie Verfahrensvollmacht vorliegt, 
der Zweck, den das UrkStG. (und früher ſchon das Landes⸗ 
recht) mit der Freilaſſung der Prozeßvollmachten verfolgt. 
Der Zweck dieſer Befreiungsvorſchrift iſt aber kurz geſagt 
die Vermeidung der Doppelbeſteuerung. Weil das DGK. 
die „Juſtizſteuer“ ausſchließlich regelte, durften die Landes⸗ 
geſetze nach 8 2 Abſ. 1 DERG. neben den Gebühren Stempel 
nicht mehr erheben. Und was das Reichsrecht für ſolche Rechts⸗ 
ſachen, auf die das DERG. nach feinem 8 1 Anwendung 
findet, verbot, hat das Landesrecht freiwillig — aber doch 
nur in gewiſſen Grenzen! — auch da nicht getan, wo die 
Ahnlichkeit der tatſächlichen Verhältniſſe „zu Erwägungen ge- 
nötigt“ haben würde, „die unberechtigt erſcheinen mußten“. 
An die Stelle der Landesrechte iſt das Reichsrecht des 
UrkStG. getreten. Die hiſtoriſche Entwicklung gibt aber auch 
heute noch eine klare Richtſchnur für die Auslegung der Be⸗ 
freiungsvorſchrift: ſie gilt zur Vermeidung einer Doppel⸗ 
beſteuerung für alle Verfahren, für die das Reich oder ein 
Land bereits eine Steuer erhebt, und auch die Gebühren⸗ 
erhebung iſt eine Art der Beſteuerung. Freilich bleiben auch 
dann noch genügend Grenzfragen, bei denen die Entſcheidung 
zweifelhaft ſein kann. Es ſeien deshalb als Beiſpiele noch 
einige Fälle kurz erörtert, und zwar im Anſchluß an die 
Erörterung bei Eiffler, 80 ff. zu 8 27 UrkSt. (ſoeben 
erſchienen). 


a) „Verfahren vor einer Behörde“ liegt nur da vor, 
wo der Staat als Hoheitsträger beteiligt iſt. So bei An⸗ 
trägen auf Genehmigung oder auf Vornahme anderer Amts⸗ 
handlungen. Nicht aber da, wo der Staat lediglich als Fiskus 
beteiligt iſt. Wie, wenn der Staat zwar als Hoheitsträger 
beteiligt iſt, aber nur in dem Sinne, daß er Einrichtungen 
für die Zwecke Privater zur Verfügung ſtellt, wenn er alſo 
durch gerichtliche Beurkundung zum Abſchluß eines Rechts⸗ 
geſchäfts mitwirkt, wenn er Grundbuchämter, Regiſterbehör⸗ 
den, Hinterlegungsſtellen uſw. zur Verfügung ſtellt? Nach 
Eiffler ſoll eine Vollmacht zur Vertretung bei ſolchen 
Geſchäften ſteuerpflichtig ſein: das Gericht werde hier nicht 
„als Verwaltungs- bzw. gerichtliche Aufſichtsbehörde“ tätig, 
ſondern es handele ſich um „eine zur Erreichung einer privat» 
rechtlichen Wirkung geſetzlich vorgeſchriebene Maßnahme“. Als 
Beiſpiele führt er an den Antrag auf Umſchreibung eines 
Grundſtücks oder Eintragung einer Hypothek, die Anmeldung 
eines Vereins zum Vereinsregiſter. Aber die Steuerfreiheit 
ſoll ſofort wieder eintreten, wenn der Antrag, z. B. vom 
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GA,, abgelehnt ift und nunmehr Vollmacht zur Beſchwerde 
dagegen erteilt wird. Ich glaube, auch das iſt eine „Unter⸗ 
ſcheidung, die der Anſchauung der beteiligten Volkskreiſe un⸗ 
berechtigt erſcheinen muß“. Der Staat ſtellt das beſondere 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit gegen beſondere 
Gebühren zur Verfügung. Nach dem Zweck der Befreiungs⸗ 
vorſchrift muß deshalb dieſes Verfahren freibleiben von 
einer weiteren Steuer: die Vollmacht zur Vertretung . 
bei der gerichtlichen Beurkundung eines Grundſtückskaufver⸗ 
trages oder bei einem Antrag an das GBA. iſt ſteuerfrei. 
Daun ergibt ſich aber ſofort die weitere Frage, wie die ent⸗ 
ſprechende Vollmacht zur Beurkundung durch den Notar be- 
handelt werden ſoll. Der Notar iſt weder „Gericht“, noch 
ſonſtige Behörde“, ſondern nur „Träger eines öffentlichen 
Amts“. Trotzdem muß m. E. auch die Vollmacht zur Ver⸗ 
tretung vor dem Notar urkundenſteuerfrei ſein: auch von 
dem Verfahren vor dem Notar erhebt das Reich eine Steuer 
in Geſtalt der Gebührenabgabe. Hierzu kommt, daß die 
Reichsgeſetzgebung in den letzten Jahren das Ziel verfolgt, 
die Tätigkeit der Notare niemals finanziell ſtärker zu be⸗ 
laſten als die entſprechende Tätigkeit der Gerichte: die Koftd. 
hat nicht nur die Gebühren für beide völlig gleich geſtaltet, 
ſondern auch dem Notar verboten, davon abzuweichen. 

b) Auch der Gerichtsvollzieher iſt weder „Gericht“ noch 
„ſonſtige Behörde“. Deshalb hat ein Finanzamt die Mit⸗ 
teilung an den Gerichtsvollzieher nach dem Anhang des 
Vordrucks V 105 der Hans⸗Soldan- Stiftung, daß Prozeßvoll⸗ 
macht erteilt ſei, für urkundenſteuerpflichtig erklärt, weil der 
Bevollmächtigte erſt nach Beendigung des Prozeſſes im 
Vollſtreckungsverfahren mit der Vertretung betraut war und 
nur für dieſes. Wäre er tätig geworden gegenüber dem Ge- 
richt als Vollſtreckungsorgan, ſo wäre die Vollmacht ſteuer⸗ 
frei geweſen. Da es ſich aber um eine Pfändung von beweg⸗ 
lichen Sachen durch den Gerichtsvollzieher als Vollſtreckungs⸗ 
organ handelte, ſoll die Vollmacht ſteuerpflichtig fein! „Unter 
ſcheidungen, die der Anſchauung der beteiligten Volkskreiſe 
unberechtigt erſcheinen müſſen!“ Und ſie ſind hier auch 
ſicher falſch: Der Gerichtsvollzieher iſt Hilfsorgan des Ge— 
richts. Seine Gebühren fließen in die Staatskaſſe. Der An⸗ 
hang von V 105 enthält eine ſog. „Vollmachtgeſtändnis⸗ 
urkunde“, „Vollmachtsanzeige“. Eine ſolche ift nach § 27 
Abſ. 1 Satz 3 ſteuerpflichtig, wenn die Vollmacht ſelbſt nicht 
beurkundet iſt. Aber ſie iſt dann doch nicht ſchlechthin immer 
ſteuerpflichtig, ſondern nur dann, wenn auch die angezeigte 
Vollmacht ſteuerpflichtig wäre. Wäre dieſe ſelbſt als Prozeß⸗ 
vollmacht ſteuerfrei, ſo kann unmöglich die Anzeige an den. 
Gerichtsvollzieher, ein Hilfsorgan des Gerichts, daß ſie er⸗ 
teilt ſei, ſteuerpflichtig ſein. Die Frage iſt dieſelbe, die auch 
für die Untervollmacht erörtert iſt. Freilich hat es auch hier 
für das preußiſche Recht erſt einer Entſcheidung des NFH. 
(REH. 40, 138; RStBl. 1936, 1103) bedurft, um klar⸗ 
zuſtellen, daß auch die Untervollmacht des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten ſteuerfrei iſt. 

e) Wie im Zwangsverſteigerungsverfahren? Die frühere 
Entſcheidung des PrFin Min., die Steuerfreiheit der Voll— 
macht erſtrecke ſich nicht auf das Verfahren der Zwangs⸗ 
verſteigerung zum Zwecke der Auseinanderſetzung einer Ge⸗ 
meinſchaft (SS 180 ff. ZwVerſtG.), kaun heute m. E. — im 
Gegenſatz zu Eiffler — nicht mehr aufrechterhalten wer⸗ 
den. Unbeſtritten iſt ſteuerfrei die Vollmacht eines am Ver- 
fahren Beteiligten, ihn zu vertreten. Aber auch dann, wenn 
ſie gleichzeitig ermächtigt mitzubieten? Das wird von der 
herrſchenden Lehre verneint. Der Bieter iſt als ſolcher nicht 
„Beteiligter“, und ſeine Vollmacht ſoll aus denſelben Grün⸗ 
den ſteuerpflichtig ſein wie die Vollmacht zum Abſchluß eines 
Rechtsgeſchäfts vor dem beurkundenden Gericht. Und doch 
bleibt auch ſeine Vollmacht eine „Vollmacht zur Vertretung 
in einem Verfahren vor einem Gericht oder einer ſonſtigen 
Behörde“, wobei es natürlich keinen Unterſchied machen kann, 
ob der Bieter zufällig „Beteiligter“ iſt oder nicht. Im Sinne 
der früheren Erörterungen müßte demnach die Bietungsvoll⸗ 
macht urkundenſteuerfrei ſein. Und dasſelbe müßte wohl auch 
— ebenfalls im Gegenſatz zur herrſchenden Anſicht — gelten 
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bei der Vollmacht zur Abtretung des Rechts aus dem Meiſt⸗ 
gebot, zur Abtretung der Forderung des Vollmachtgebers 
oder zur Weiterbelaſſung des fälligen Kapitals an den 
Erſteher, zur Empfangnahme des Verſteigerungserlöſes. 
Eiffler verneint mit der herrſchenden Anſicht in allen 
dieſen Fällen die Steuerfreiheit mit der Begründung, daß 
dieſe Vollmacht „über den Rahmen der Prozeßvollmacht hin⸗ 
aus“ gehe: aber auch hier kommt es m. E. heute darauf 
nicht mehr an, wenn nur die Ermächtigung zu dem Ver⸗ 
fahren vor dem Gericht in Beziehung ſteht und gerade aus 
Anlaß dieſes Verfahrens gegeben wird und andererſeits das 
Reich für das Verfahren Gebühren erhebt. 0 


d) Sonſtige Zweifel bei der Abgrenzung der „Gerichte“ 
und „Behörden“: die Dienſtſtrafgerichte ſind „Gerichte“, 
Vollmachten zur Vertretung vor dieſen ſind ſteuerfrei. Da⸗ 
gegen find die Parteigerichte der NSDAP., die Ehrengerichte 
für Anwälte, Arzte uſw. oder die nach dem Arb OG. beſtell⸗ 
ten Ehrengerichte nicht „Gerichte“. Ebenſo nicht Schiedsge⸗ 
richte, auch nicht die Schiedsgerichte beim Reichsnährſtand, 
obwohl ſie im Sinne des Strafrechts Behörden ſind und ob⸗ 


wohl das Oberſchiedsgericht ſelbſt ſie — wohl mit Recht — 


als reichsgeſetzlich beſtellte beſondere Gerichte im Sinne des 
§ 13 GVG. anſieht: Staatliche Gebühren werden für ſie nicht 
erhoben. 


e) Steuerpflichtig iſt die Vollmacht für den nach § 16 
PatGö., § 20 GebrMuft®., § 35 Abſ. 2 WZG. zum Vertreter 
eines im Ausland wohnenden Berechtigten beſtellten Patent⸗ 
anwalt oder Rechtsanwalt: ſie gilt nicht nur zur Vertretung 
in einem Verfahren vor dem RPat A. und in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten oder Strafverfahren, die das Patent, Ge⸗ 
brauchsmuſter oder Warenzeichen betreffen, ſondern weit 
darüber hinaus zu jeder Geltendmachung von Rechten aus 
dem Patent uſw. 


Das die Zivilprozeßvollmacht betreffende Urteil des 
RAD. erklärt ferner für ſteuerfrei die Ermächtigung zur 
Vernichtung der Handakten. Es läßt dahingeſtellt, 
ob hier eine einſeitig unterzeichnete Vertragsurkunde im 
Sinne des § 2 Abſ. 1 Nr. 2b UrkStc. vorliege (vgl. dazu 
für das frühere Recht meinen Aufſatz: JW. 1938, 3343 ff.). 
Es verneint die Urkundenſteuerpflicht ſchon deshalb, weil der 
Vertrag jedenfalls nicht einen vermögensrechtlichen Gegen— 
ſtand im Sinne des § 20 UrkStG. betreffe, ſondern nur 
einen nebenſächlichen Punkt des im übrigen nicht beurkun⸗ 
deten Mandatsvertrages: der wirtſchaftlichen Bedeutung des 
8 20 würde es nicht entſprechen, die Klauſel allein zur 
Grundlage für eine Beſteuerung zu machen. Nicht aus 
Steuergründen, aber aus wichtigen anderen Gründen muß 
trotzdem dieſe Klauſel in Zukunft aus den Vollmachten ebenſo 
verſchwinden wie viele andere das Vertragsverhältnis zwiſchen 
dem Anwalt und ſeinem Auſtraggeber betreffende Klauſeln. 
Wie insbeſondere auch der Präſident der Reichsrechtsanwalts⸗ 
kammer wiederholt erklärt hat, iſt es nach den Standes⸗ 
anſchauungen unzuläſſig, in die Vollmachten Klauſeln auf⸗ 
zunehmen, die der Unterzeichnende darin nicht erwartet, ins⸗ 
beſondere Klauſeln, die das Vertragsverhältnis für den Auf⸗ 
traggeber weſentlich ungünſtiger geſtalten als die geſetzlichen 
Beſtimmungen. Unzuläſſig ſind deshalb Klauſeln über die 
Aktenvernichtung, Beſchränkung der Haftpflicht, Abtretung 
der Koſtenerſtattungsanſprüche (diefe auch fteuerpffichtig) u. a. 
Grundſätzlich ſollten m. E. alle Klauſeln, die lediglich das 
Vertragsverhältnis zwiſchen dem Anwalt und feinen Auf 
traggeber betreffen, aus der Vollmacht ausgeſchloſſen bleiben. 
Nur für die Vereinbarung des Gerichtsſtandes könnte allen⸗ 
falls eine Ausnahme zugelaſſen werden. 

4. Zum Schluß ſei noch darauf hingewieſen, daß ver⸗ 
ſchiedene, häufig vorkommende „Vollmachten“ ſchon deshalb 
nicht urkundenſteuerpflichtig ſind, weil ſie gar nicht eine 
„Vertretungsmacht“ erteilen, ſondern nur eine Er mä ch ti⸗ 
gung zu tatſächlichen Verrichtungen geben. So 
die „Vollmacht“ zur Einſicht von Grundbüchern, Regiſtern, 
Akten und anderen Schriftſtücken, zur Einholung von Aus⸗ 
zügen aus dieſen, zur Weitergabe eines bereits beurkundeten 


* 
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Antrages an das GBA, zur Empfangnahme des Hypotheken⸗ 
briefes, zu unverbindlichen Vorverhandlungen uſw. (Beiſpiele 
von Eiffler). (Gehört dazu auch die Vollmacht zur Emp⸗ 
fangnahme der Patenturkunde? ſ. oben.) Auch dies wird viel⸗ 
fach überſehen. So iſt noch jüngſt die Vollmacht eines Rechts⸗ 
anwalts zur Einſicht von Teſtamentsakten zur Urkunden⸗ 
ſteuer herangezogen worden. 
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Meine Schlußfolgerungen aus den Urteilen des RF. 
mögen teilweiſe reichlich kühn erſcheinen. Ich muß ſie aber zur 
Erörterung ſtellen: wenn Ernſt gemacht wird mit der Auf⸗ 
gabe, das neue Reichsrecht nach ſeinen eigenen Zwecken aus⸗ 
zulegen, ſelbſt auf die Gefahr hin, mit der früheren preußi⸗ 
ſchen Praxis brechen zu müſſen, wird man an ihnen nicht 
vorbeigehen können. 


Die neue Mietregelung 


Von Landgerichtsdirektor Dr. Römer, Berlin 


Durch die 3. AV. zur VO. über das Verbot von Preis⸗ 
erhöhungen v. 27. Sept. 1937 (abgedruckt in JW. 1937, 2757) 
hat der RfpPr. die bisherige Ausnahmeregelung für Mict- 
preiserhöhungen, die in Abſchn. III der 1. AB zur BO. über 
das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. Nov. 1936 (RG Bl., 
956) enthalten war, aufgehoben. Zugleich iſt durch eine 
4. Anordnung über die Wahrnehmung der Aufgaben und Be⸗ 
fugniſſe des RfPr. v. 27. Sept. 1937 eine Neuregelung hin⸗ 
ſichtlich des Verfahrens erfolgt. Dieſe beiden Verordnungen 
haben in der Öffentlichkeit mehr Beachtung gefunden, als zu 
erwarten war, obwohl durch ſie lediglich die bisher geltenden 
Ausnahmebeſtimmungen beſeitigt und die Vorſchriften der 
1 uneingeſchränkt auch für die Mieten eingeführt 

erden. 


Die bisherige Rechtslage war folgende: 


Grundſätzlich wurden der Miet⸗ und Pachtzins für 
Räume nach dem Stand vom 30. Nov. 1936 feſtgehalten. Hier⸗ 
von beſtauden indeſſen eine Reihe von Ausnahmen. Für die⸗ 
jenigen Räume, welche dem RMietG. unterliegen, wurden 
die Beſtimmungen des NMietG. einſchließlich der reichs und 
landesrechtlichen Ausführungsbeſtimmungen aufrechterhalten 
mit der Beſchränkung, daß eine höhere als die geſetzliche Miete 
nicht neu vereinbart werden durfte. War aber am 30. Nov. 
1936 eine höhere als die geſetzliche Miete bereits vereinbart, 
fo blieb dieſe gültig und konnte auch bei Abſchluß neuer Miet⸗ 
verträge weiter vereinbart werden. Der Mietzins für Alt⸗ 
räume, die dem AMietG. unterliegen, konnte bis zur geſetz⸗ 
lichen Miete erhöht werden, falls die bis dahin vereinbarte 
Miete niedriger als die geſetzliche Miete war. Auch die übrigen 
Beſtimmungen des NMietG., insbeſondere über die Berufung 
auf die geſetzliche Miete, die Erhöhung der Friedensmiete 
ſowie die Feſtſetzung eines Zuſchlags zur geſetzlichen Miete 
waren weiterhin gültig. Auch dort, wo nach Landesrecht der 
Hauseigentümer infolge Erhöhung von Gebühren zu einer 
Mieterhöhung berechtigt war, blieb dies weiterhin zuläſſig. 


Bei Räumen, die dem NAMiet®. micht unterliegen, galt 

zwar ebenfalls der allgemeine Grundſatz, daß der Mietzins 
für derartige Verträge nicht über den am 30. Nov. 1936 gel⸗ 
tenden erhöht werden durfte, daß vielmehr zu einer Erhöhung 
eine Genehmigung nach § 3 PreisſtopV O. erforderlich war. 
Es gab indeſſen eine Reihe von Ausnahmen, in denen eine 
Erhöhung ohne Genehmigung der zuſtändigen Preisbildungs⸗ 
ſtelle möglich war. Dieſe Ausnahmen waren folgende: 
„Bei weſentlicher Anderung der Benutzungsart der Miet- 
räume ſeit dem 30. Nov. 1936 war eine entſprechende 
Steigerung des Mietzinſes ohne Genehmigung der Preis⸗ 
bildungsſtelle zuläſſig. 


2. Das gleiche galt, wenn der Vermieter in den Räumen ſeit 
dem 30. Nov. 1936 Anderungen vorgenommen hatte, die 
den Mietwert der Räume erhöhen. 


„Wenn ſich nach dem 30. Nov. 1936 die von dem Vermieter 
vertraglich oder kraft Geſetzes zu tragenden Laſten erhöhten, 
ſo konnte der Mehrbetrag nach dem Verhältnis der gezah⸗ 
ten Miete auf die Mieter umgelegt werden. 


1 


Das alles galt auch bei Pachtverhältniſſen über gewerb⸗ 
liche Räume. Für Streitigkeiten, die ſich bei Anwendung 
dieſer Beſtimmungen ergaben, war das Mieteinigungsamt 
zuſtändig. 

Dieſe erſten vorläufigen Maßnahmen haben zu zahl⸗ 
reichen Zweifelsfragen geführt. Auch die Gerichte haben ſich 
mit einer Reihe dieſer Fragen beſchäftigt und ſind zu Ent⸗ 
ſcheidungen gekommen, die ſich zum Teil widerſprachen. Von 
einer Reihe von Vermietern find außerdem die in der AV. 
vorgeſehenen Möglichkeiten dazu benutzt, um Mietſteigerungen 
durchzuſetzen, die ſachlich nicht berechtigt waren. Wenn auch 
anerkannt werden muß, daß ein großer Teil der Haus⸗ 
beſitzer ſich an die beſtehenden Beſtimmungen gehalten hat, 
ſo ſind doch namentlich auf dem Gebiet der ſogenannten 
Umbauwohnungen erhebliche Mißſtände aufgetreten. Außer⸗ 
dem iſt mit Recht darüber Klage geführt, daß gerade die 
Wohnungen, die dem RMiet®. unterliegen, alſo die billigen 
Wohnungen, durch den Preisſtop nicht in vollem Umfang 
geſchützt wurden, daß vielmehr gerade hier auf Grund der 
verſchiedenen Möglichkeiten eine Erhöhung des Mietzinſes 
in gewiſſen Fällen eintreten konnte. Auch die bisherige Ver⸗ 
fahrensregelung hat zu manchen Mißſtänden geführt. In⸗ 
folgedeſſen ſind die bisherigen Ausnahmeregelungen voll⸗ 
ſtändig beſeitigt; an ihre Stelle iſt die PreisſtopVO. in 
vollem Umfang in Kraft geſetzt. 

Die neue Rechtslage iſt danach folgende: Grundſätzlich 
gilt für alle Mietverhältniſſe der Stichtag v. 30. Nov. 1936. 
Soweit beim Inkrafttreten der 3. AV. Miet⸗ oder Pacht⸗ 
zinsfeſtſetzungen durch die zuſtändigen Stellen auf Grund 
der bisherigen Beſtimmungen vorgenommen worden ſind, 
bleiben ſie auf Grund ausdrücklicher Beſtimmung wirkſam. 
Die Zweifelsfrage, ob die in der Zeit v. 18. Okt. bis 30. Nov. 
1936 vorgenommenen Vereinbarungen wirkſam bleiben, iſt 
damit in Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung im Sinne 
der Gültigkeit ſolcher Vereinbarungen entſchieden. Verträge, 
die in der fraglichen Zeit abgeſchloſſen find, bleiben alſo 
beſtehen, auch wenn ſie erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkt in 
Kraft getreten ſind. Soweit Mieterhöhungen auf Grund der 
bisherigen Ausnahmebeſtimmungen ohne Zuſtimmung der 
Preisbildungsſtelle oder des Mieteinigungsamts vorgenom- 
men werden konnten, bleiben auch dieſe gültig. Sie unter⸗ 
liegen indeſſen auf Antrag eines Mieters der Nachprüfung, 
um gegebenenfalls feſtzuſtellen, ob die Vorausſetzung einer 
Mieterhöhung tatſächlich vorgelegen hat oder nicht. 


In Zukunft bedürfen Mieterhöhungen, die auf die bis⸗ 
herige Ausnahmebeſtimmung der 1. AV. Ziff. III Abſ. 2 ge⸗ 
gründet werden ſollen, in allen Fällen der Zuſtimmung der 
zuſtändigen Behörde. Eine ſolche Genehmigung kann lediglich 
auf Grund von 8 3 Preisſtop VO. erteilt werden. Voraus⸗ 
ſetzung iſt alſo, daß eine Ausnahme aus volkswirtſchaftlichen 
Gründen oder zur Vermeidung beſonderer Härten dringend 
erforderlich erſcheint. Mit Rückſicht auf die Beſonderheit 
der Mietregelung werden Anweiſungen darüber, was als 
volkswirtſchaftlich gerechtfertigt anzuſehen iſt, noch ergehen 
müſſen. Vereinbarungen, die ohne ausdrückliche Genehmigung 
erfolgen, ſind unwirkſam und für beide Vertragsteile ſtraf⸗ 
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bar. Das gilt insbeſondere auch für die nicht genehmigte 
Neueinführung oder Erhöhung von Nebenleiſtungen jeder 
Art. Unzuläſſig iſt es beiſpielsweiſe, Untermietzuſchläge neu 
einzuführen, den Mieter zu verpflichten, Inſtandſetzungs⸗ 
koſten auszuführen, zu denen er bisher nicht verpflichtet war. 
Unzuläſſig wäre es beiſpielsweiſe auch, die Vertragsbeſtim⸗ 
mungen dahingehend zu ändern, daß der Mieter künftig im 
voraus zahlt, während er bisher nachträglich den Mietzins 
gezahlt hatte. 

Für Räume, die dem NMietG. unterliegen, iſt die 
Rechtslage mit Rückſicht darauf, daß die Vorſchriften des 
RMietG. durch die PreisſtopV O. nicht ohne weiteres auf⸗ 
gehoben ſind, folgende: In Zukunft darf auch bei dieſen 
Mietverhältniſſen keine höhere Miete als die am 30. Nov. 
1936 vereinbart geweſene ohne vorherige Genehmigung der 
zuſtändigen Behörde gefordert werden. Die Beſtimmungen 
hinſichtlich der Möglichkeit einer Erhöhung mit Genehmigung 
der zuſtändigen Behörde gelten auch hier. 

Gemäß SL NMietG. iſt der Vermieter berechtigt, ſich 
bei beſtehenden Mietverhältniſſen durch ſchriftliche Erklärung 
gegenüber dem Mieter mit der geſetzlichen Friſt des § 565 
BGB. auf die geſetzliche Miete zu berufen. Nach Ablauf 
eines Jahres ſeit Beginn der Mietzeit iſt allerdings dieſe 
Berufung nur zuläſſig, wenn der Vermieter in wirtſchaftliche 
Notlage geraten und die Anderung der Miete auch bei Be⸗ 
rückſichtigung der Verhältniſſe des Vermieters nicht unbillig 
war. Dieſe Vorſchriften gelten an ſich auch jetzt uoch. In⸗ 
deſſen bedarf der Vermieter, der auf dieſe Weiſe einen 
höheren Mietzins verlangen will, fortan der Zuſtimmung der 
Preisbildungsbehörde. Das gleiche gilt für die Feſtſetzung 
einer Zuſatzmiete durch den Vermieter. 

Das Recht, beim MEA. auf Grund von § 2 AMiet®. 
die Neufeſtſetzung der Friedensmiete zu beantragen, bleibt 
auch weiterhin beſtehen. Das MEA. kann ebenſo auf Grund 
von 8 10 RMietGG. einen Zuſchlag für geſetzliche Miete 
feſtſetzen. Wird hierdurch indeſſen der Mietzins erhöht, ſo be⸗ 
darf das MEA. vor ſeiner Entſcheidung der Zuſtimmung der 
zuſtändigen Preisbildungsſtelle. Das MEA. iſt alſo in ſol⸗ 
chen Fällen genötigt, ſeine Entſcheidung auszuſetzen und die 
Entſcheidung der zuſtändigen Preisbildungsbehörde einzu⸗ 
holen. Verſagt dieſe die Genehmigung, ſo kann auch das 
MEA. einer Erhöhung nicht zuſtimmen. 

Soweit Teile des Mietzinſes bisher nach ihrer tatfäch- 
lichen Höhe erhoben wurden, bleibt dies auch weiterhin zu- 
läſſig. Dies gilt iusbeſondere für das Waſſergeld und die 
Heizungskoſten, falls dieſe beſonders berechnet wurden. Zu⸗ 
läſſig bleibt auch die Neuumlage von Waſſergeld, falls dabei 
entſprechend der Vorſchrift des NMietG. die geſetzliche Miete 
um 3 0% der Friedensmiete gekürzt wird. Ebenſo bleiben die 
für Schönheitsreparaturen geltenden Vorſchriften beſtehen. 
Dagegen berechtigt die Neueinführung und Erhöhung von 
Gebühren den Hauseigentümer nicht ohne weiteres zu einen 
entſprechenden Mieterhöhung, vielmehr bedarf es hierzu in 
Zukunft der Zuſtimmung der Preisbildungsſtelle. 

Erhöhungen durch ſteuerliche Belaſtung, die ſich aus 
der Anderung des KeichsgrumdfteuerG. ergeben, dürfen nicht 
zu Mietſteigerungen führen. Ebenſowenig bedeutet der Weg 
fall der für die Durchführung von Wohnungsteilungen ge⸗ 
währten Hauszinsſteuerermäßigungen eine Leiſtungserhöhung 
im Sinne der Preisſtopvorſchriften. Wenn v. 1. April 1938 
ab die Stundungen oder Niederſchlagungen der Hauszins⸗ 
ſteuer zugunſten erwerbsloſer oder bedürftiger Mieter fort⸗ 
fallen, ſo ſtellen die durch den Fortfall der Niederſchlagung 
entſtehenden Mehrausgaben für Miete keine Mieterhöhung 
des Mieters dar, fie find daher auch dann nicht genehmi- 
gungspflichtig, wenn das zuſtändige Wohlfahrtsamt dem 
Mieter an Stelle der bisherigen Niederſchlagung der Haus⸗ 
zinsſteuer keine entſprechende Unterſtützung zubilligt. 


[Juriſtiſche Wochenschrift 
Während im allgemeinen alſo die Stopmiete des Stich⸗ 
tages weiter in Geltung bleibt und eine Heraufſetzung ſtets 
der Genehmigung nach § 3 PreisſtopVO. bedarf, beſteht an⸗ 
dererſeits auch die Möglichkeit, einzelne Mieten, dort wo ſie 
überhöht find, zu ſenken, und zwar auf Grund von 8 2 
Geſ. zur Durchführung des Vierjahresplans — Beſtellung 
eines RfPr. — v. 29. Okt. 1936 (RG Bl. I, 927). Durch 
dieſe Beſtimmung iſt der Reichskommiſſar ermächtigt, die zur 
Sicherung volkswirtſchaftlich gerechtfertigter Preiſe und Ent- 
gelte erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Dieſe Befugniſſe 
kann der Reichskommiſſar ganz oder teilweiſe auf andere 
Stellen übertragen. Mit Rückſicht darauf, daß bisher eine 
Spezialregelung hinſichtlich der Mieten durch die 1. Ausf. 
getroffen war, wurde in der Literatur die Anſicht vertreten, 
daß durch dieſe lex specialis für die Anwendung des $ 2 
kein Raum mehr ſei. Nachdem dieſe lex specialis fortgefallen 
iſt, kann es nunmehr keinem Zweifel mehr unterliegen, daß 
die Möglichkeit, von der Befugnis des § 2 PreisbildungsG. 
Gebrauch zu machen, unbedenklich für alle Preisbildungs⸗ 
behörden beſteht. Die Preisbildungsbehörden können daher 
alle Maßnahmen treffen, die zur Sicherung volkswirtſchaft 
lich gerechtfertigter Mieten bei Wohn- und Geſchäftsräumen 
erforderlich find. Es beſteht alſo die Möglichkeit, im Einzel 
fall oder allgemein Wohnungsmieten, wenn dieſe ungerecht, 
fertigt hoch ſind, von Amts wegen oder auf Antrag eines 
Mieters herabzuſetzen; allerdings dürfen Maßnahmen all⸗ 
gemeiner Art nur mit Genehmigung der allgemeinen Preis- 
bildungsſtellen, in Preußen des Oberpräſidenten, erfolgen. 


Zuſammenfaſſend geſagt, beſteht alſo z. Z. ein feſtes 
Mietniveau, mit der Möglichkeit, dieſes durch Maßnahmen 
der Preisbildungsbehörden nach oben oder nach unten zu 
regulieren. 


Hinſichtlich des Verfahrens ſind durch die 4. Anordnung 
entſcheidende Veränderungen eingetreten. Über Anträge auf 
Anderung des Mietzinſes hatten nach dem RMietG. die da- 
mals paritätiſch beſetzten MEA. zu entſcheiden, die den Ge⸗ 
meinden angegliedert waren. Dieſe MEK. find aufgehoben. 
Seither entſchieden die bei den Gerichten beſtehenden MEA. 
über alle Mietzinsangelegenheiten, und zwar ohne Beiſitzer. 
Nach dem Organiſationserlaß des Reichskommiſſars für die 
Preisbildung v. 12. Dez. 1936 waren zur Entſcheidung über 
Ausnahmeanträge nach § 3 PreisſtopVO. die Preisbildungs⸗ 
ſtellen — alſo in Preußen die Oberpräſidenten — zuſtändig, 
während über Streitigkeiten aus Abſ. 3 der 1. Ausf. 
v. 30. Nov. 1936 die ME. entſchieden. Die Folge war, 
daß ſich oft Widerſprüche der einzelnen zur Entſcheidung be- 
rufenen Behörden ergaben. Dieſem Zuſtand mußte ein 
Ende gemacht werden, insbeſondere war es auf die Dauer 
unmöglich, daß der Operpräſident über einzelne Anträge ent⸗ 
ſchied, da er räumlich den einzelnen Gemeinden zu fern ſtand. 
Es iſt deshalb im weiteſten Maße eine Dezentraliſation vor⸗ 
genommen. Die Frage, ob MER. oder Verwaltungsbehörden 
entſcheiden ſollen, iſt dahin geregelt, daß die Entſcheidung den 
Stadt- und Landkreiſen als ſtaatliche Aufgaben übertragen 
iſt. Es entſcheiden alſo in Zukunft in der Regel die Ober⸗ 
bürgermeiſter oder Landräte in ihrer Eigenſchaft als Kom⸗ 
munalbehörden. In Landkreiſen beſteht darüber hinaus die 
Möglichkeit, die übertragene Befugnis auf kreisangehörige 
Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern weiter zu 
übertragen. An Stelle der Gemeinden treten in der Rhein⸗ 
provinz und in Weſtfalen die Amter. Die Entſcheidung der 
mit der Preisbildung beauftragten Behörden iſt endgültig. 
Ein formelles Beſchwerderecht iſt nicht gegeben. Lediglich die 
Dienſtaufſichtsbeſchwerde iſt nach allgemeinen Grundſätzen. 
der Verwaltung zuläſſig. Den Gemeinden ſind damit ſehr 
wichtige Aufgaben übertragen, denen ſie ſich mit beſonderer 
Sorgfalt unterziehen werden. Eine Verſchiedenartigkeit der 
Rechtſprechung muß unbedingt vermieden werden. 
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Die 4. Jahrestagung der Akademie für deutſches Recht 


Die 4. Jahrestagung der Akademie für Deutſches Recht, 
die vom 29. bis 31. Okt. in München ſtattfand, lieferte den 
Beweis, daß die Erneuerung des Rechts des deutſchen Volkes 
wiederum ein erhebliches Stück vorwärtsgebracht worden war. 
Neben den großen repräſentativen Veranſtaltungen, der Voll⸗ 


ſitzung in der Aula der Univerſität und dem Richtfeſt zum 
Hauſe des Deutſchen Rechts, deſſen Grundſtein vor einem Jahr 
gelegt wurde, tagten vor und nach der Vollverſammlung zahl⸗ 
reiche Ausſchüſſe. Den tragenden Vortrag der Vollverſamm⸗ 
lung am Sonnabendmittag hielt nach der Eröffnung durch den 
Präſidenten der Akademie für Deutſches Recht, Reichsminiſter 
Dr. Frank, diesmal der Reichsminiſter des Außeren und 
Mitglied der Akademie für Deutſches Recht, Frhr. v. Neu⸗ 
rath. Ihr ſchloß ſich am Nachmittag die öffentliche Tagung 
der Abteilungen für Rechtsgeſtaltung und Rechtsforſchung an, 
die dann am Sonntagvormittag ihre Fortſetzung fand. Dieſe 
Tagung war ausſchließlich der Erneuerung des 
Bürgerlichen Rechts gewidmet. Der Vizepräſident 
der Akademie, Prof. Dr. Emge, zeigte hier die Grundlinien 
dieſer Erneuerung auf, die dann im einzelnen von den Pro⸗ 
feſſoren und Mitgliedern der Akademie für Deutſches Recht 
Dr. J. W. Hedemann, Berlin, Dr. J. Binder, Göttingen, 
Dr. El. Frhr. v. Schwerin, München, Dr. E. R. Huber, 
Leipzig, Dr. Jens Jeſſen, Berlin, und Dr. W. Schmidt⸗ 
Rimpler, Berlin, behandelt wurden. 

Die von zahlreichen hervorragenden Juriſten des In⸗ 
und Auslandes beſuchte Vollverſammlung nahm einen 
glänzenden Verlauf. Als Präſident der Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht konnte Reichsminiſter Dr. Frank vor allem den 
italieniſchen Juſtizminiſter Solmi begrüßen, der als Ver⸗ 
treter des Duce und des italieniſchen Volkes an der Tagung 
teilnahm. Auch gegenüber dem Reichsſtatthalter von Bayern, 
Reichsleiter General Ritter v. Epp, fand Reichsminiſter 
Dr. Frank Worte herzlicher Begrüßung. An die Ausführun⸗ 
gen von Reichsleiter v. Epp im Kolonialrechtsausſchuß der 
Akademie anknüpfend, dankte Reichsminiſter Dr. Frank im 
Namen der Akademie für Deutſches Recht dem Duce Benito 
Muſſolini für ſein Bekenntnis zu den naturrechtlichen An⸗ 
ſprüchen Deutſchlands auf Kolonialbeſitze Dann entließ er den 
bisherigen Vizepräſidenten der Akademie, Geheimrat Prof. 
Dr. Kiſch, mit ehrenden Worten aus ſeiner Tätigkeit und 
übermittelte ihm im Auftrage des Führers und Reichstanz⸗ 
lers die Goethe-Medaille für Kunſt und Wiſſenſchaft. 

In ſeinem anſchließenden kurzen Rechenſchaftsbericht über 
die Arbeiten der Akademie konnte Reichsminiſter Dr. Frank 
feſtſtellen, daß das verfloſſene Jahr auch für den deutſchen 
Rechtswahrer ein Jahr der Leiſtung und des Aufſtieges ge⸗ 
weſen ſei. Niemand in der Welt könne die Kraft der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtsidee wirkſam anfechten. Das Anſehen des 
nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenkens ſei auf der ganzen Welt 
im Anſteigen begriffen. Das ewige deutſche Reich werde auf 
den unzerſtörbaren Subſtanzwerten der Raſſe, des Bodens, 
der Arbeit, der Einheit und Stärke der nationalſozialiſtiſchen 
Gemeinſchaft erfolgreich weiter aufgebaut. 

V.on lebhaftem Beifall begrüßt, ſprach anſchließend der 
italieniſche Juſtizminiſter Solmi, der die Gemeinſamkeiten 
der deutſch⸗italieniſchen Politik darſtellte und ſich ſcharf gegen 
Demokratie und Bolſchewismus wandte. Abſchließend betonte 
Juſtizminiſter Solmi das Verdienſt der Akademie für Deut 
ſches Recht, das Recht des Nationalſozialismus in Deutſch⸗ 
land einer wiſſenſchaftlichen Forſchung unterlegt zu haben. 

Die anſchließenden Ausführungen des Reichsaußen⸗ 
miniſters Frhr. v. Neurath waren von einer außerordent- 
lichen politiſchen Tragweite, enthielten fie doch eine deutliche 


Entgegnung Deutſchlands auf die von den führenden Mächten 
des Völkerbundes immer und immer wieder gemachten Vor 
ſchläge einer kollektiven Sicherung. Das allgemeine Schlag⸗ 
wort einer Kollektivitätspolitik oder kollektiven Sicherheit 
ſtamme, jo erklärte der Reichsaußenmimiſter, aus der Ideo⸗ 
logie des Völkerbundes. Wenn der engliſche Miniſterpräſident 
die Feſtſtellung getroffen habe, daß das Verſagen des Völker⸗ 
bundes in erſter Linie auf die Tatſache zurückzuführen ſei, 
daß ſich ein Teil der mächtigen Staaten von Genf fernhalte, 
fo ſei das eine Verwechſlung von Urſache und Wirkung. 
Infolge der groben Fehler und Lücken der Völkerbundsſatzung 
habe ſich dieſe nicht als Friedensinſtrument, ſondern als be 
queme Einrichtung für eine Politik qualifiziert, die auf die 
Verewigung eines gegebenen politiſchen Beſitzſtandes und die 
Erhaltung einer beſtimmten einmaligen Machtpoſition gerich⸗ 
tet geweſen ſei. Unter Hinweis auf die immer eklatanter ge⸗ 
wordenen Mißerfolge des Völkerbundes ſchilderte Frhr. v. Neu⸗ 
rath, wie aus dem Gedanken der Sanktionspolitik das Pro⸗ 
jekt der Regionalpakte hervorgegangen ſei. Wörtlich erklärte 
der Reichsaußenminiſter: „Nach allen Erfahrungen in und 
außer dem Völkerbund kann es als ein ſicheres Geſetz gelten, 
daß ein wirkſamer organiſatoriſcher Zuſammenſchluß von 
Staaten nur inſoweit möglich iſt, als er ausſchließlich zur 
Erreichung von Zielen dient, an deren Erreichung dieſe Staa- 
ten alle das gleiche Intereſſe haben. Aus der Erkenntnis dieſer 
elementaren Tatſachen heraus ift die Reichsregierung ſtets 
dafür eingetreten, jedes konkrete internationale Problem nach 
den gerade dafür geeigneten Methoden zu behandeln, es nicht 
unnötig durch die Verquickung mit anderen Problemen zu 
komplizieren und, ſoweit es ſich um Probleme zwiſchen nur 
zwei Mächten handelt, dafür auch den Weg unmittelbarer 
Verſtändigung zwiſchen dieſen beiden Mächten zu wählen. 
Wir können uns darauf berufen, daß ſich dieſe politiſche Me⸗ 
thode nicht nur im deutſchen, ſondern auch im allgemeinen 
Intereſſe voll bewährt hat.“ 

Unter Bezugnahme auf die ablehnende Antwort Deutſch⸗ 
lands zur Teilnahme an der Brüſſeler Konferenz erklärte der 
Reichsaußenminiſter, daß Deutſchland jederzeit bereit ſei, bei 
dem Verſuch einer Vermittlung zwiſchen Japan und China 
mitzuwirken, wenn für dieſen Verſuch die unerläßlichen 
Vorausſetzungen gegeben ſeien und er in der geeigneten Weiſe 
unternommen werde. Abſchließend erklärte der Reichsaußen⸗ 
miniſter: „Wenn ſich die Anhänger der Kollektivitätsidee 
weder durch die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte, noch auch 
durch nüchterne Beurteilung der realen politiſchen Möglich⸗ 
keiten bekehren laſſen wollen, dann mögen ſie doch zum min⸗ 
deſten davon ablaſſen, für ſich die höhere Moral und den 
beſſeren Willen in Anſpruch zu nehmen. Sie mögen ihrerſeits 
zeigen, welche greifbaren Reſultate ſie mit ihren Plänen er⸗ 
zielt haben. Ich ſehe keine. In der Politik, auch in der Frie⸗ 
denspolitik entſcheidet aber der Erfolg, nicht die bloße Auf⸗ 
ſtellung ſchöner Ziele, die beſtechend wirken mögen, die aber 
praktiſch unerreichbar und deshalb wertlos ſind.“ 

Nach einleitenden Worten des Vizepräſidenten der Aka⸗ 
demie für Deutſches Recht, Prof. Dr. Emge, ergriff in der 
öffentlichen Tagung der Abteilungen für Rechtsgeſtal⸗ 
tung und Rechtsforſchung zunächſt Prof. Dr. Hedemann zu 
ſeinen, die „Grundzüge des bürgerlichen Rechts“ behandeln⸗ 
den Ausführungen das Wort. Von allen Seiten her, ſo er⸗ 
klärte Prof. Dr. Hedemann, werde die Erneuerung des bürger⸗ 
lichen Rechts in Angriff genommen. Dieſe Erneuerung werde 
bei Einzelgebieten beginnen müſſen, nach deren Klärung die 
Schaffung eines Zentralgeſetzes zweckmäßig erſcheine. Dieſes 
Zentralgeſetz müſſe unter vier Blickpunkten, vom Standpunkt 
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der Rechtsgelehrſamkeit, dem der Staatsregie, dem des Richter⸗ 
tums und dem des Publikums, erlaſſen werden. Zu gipfeln 
habe es im Zeichen der Volksgemeinſchaft. 8 

Prof. Dr. Binder gab in ſeinem Vortrage über „Die 
Bedeutung der Rechtsphiloſophie für die Erneuerung des 
Privatrechts“ eine Darſtellung deſſen, was nach ſeiner An⸗ 
ſicht in ein künftiges Geſetzbuch des Privatrechts hineingehöre, 
wobei er beſonders die Frage des „Allgemeinen Teils“ be⸗ 
rührte. Ein „Allgemeiner Teil“, wie ihn das bisherige BGB. 
habe, müſſe heute abgelehnt werden, da die Vorſtellung von 
abſtrakt allgemeinen Rechtsbegriffen und erſt recht die von 
abſtrakt allgemeinen Rechtsſätzen geradezu unmöglich ſei. Zu⸗ 
ſammenfaſſend erklärte Prof. Dr. Binder, daß das künftige 
Geſetzbuch von dem bisherigen BGB. grundverſchieden ſein 
müſſe. Für die Geſtalter des neuen Geſetzbuches könne es ſich 
nicht um Flickwerk am alten BGB. handeln, ſondern die Auf- 
gabe könne nur ſein: Ein neues Werk aus einem neuen Geiſt 
zu ſchaffen, aus dem Geiſte des Rechts der Volksgemeinſchaft, 
der der Geiſt des Dritten Reiches iſt. 

Über „Rechtserneuerung und Rechtsgeſchichte“ ſprach an⸗ 
ſchließend Prof. Dr. Frhr. v. Schwerin. Die wiſſenſchaft⸗ 
liche Erforſchung der germaniſchen Rechte und des älteren 
deutſchen Rechts ſei allerdings, ſo betonte der Vortragende, 
nur möglich an Hand der Geſamtheit der zahlreich vorhande- 
nen germaniſchen Quellen und nicht auf Grund einzelner von 
ihnen. Ferner ſeien die kulturellen und ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen klarzuſtellen, unter denen die einzelnen Sätze des 
älteren Rechts Geltung hatten. Unter Berückſichtigung ihrer 
zeitlichen Bedingtheit werde der Entſcheidung darüber der Weg 
geebnet, inwieweit ſolche Sätze heute aufnehmbar ſeien. Als 
letzten Punkt behandelte er die für die germaniſche Rechts- 
ordnung kennzeichnende Harmonie des Geſamtbaues, eine 
Folge der Kunſt des Ausgleiches zwiſchen den verſchiedenen 
Leitgedanken des älteren Rechts. 

In ſeinem Vortrag über „Offentliches Recht und Neu⸗ 
geſtaltung des bürgerlichen Rechts“ erklärte Prof. Dr. Huber, 
daß die Erneuerung des Privatrechts mit dem neuen Aufbau 
des Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrechts unmittelbar ver- 
bunden ſei. Die Grundlage, auf der dieſer geſamte Rechtsbau 
errichtet werden ſolle, könne nicht mehr die Trennung vom 
öffentlichen und privaten Rechte ſein, da das völkiſche Recht 
auf der inneren Übereinſtimmung des volksgenöſſiſchen und 
des politiſchen Daſeins beruhe. Die Trennung von Exekutive 
und Privatrechtsordnung, der eigentliche Sinn des Gegen— 
ſatzes von öffentlichem und privatem Recht, ſei in doppelter 
Weiſe überwunden. Zunächſt ſei das zur Ordnung des Ge⸗ 
meinrechts ergehende Geſetz kein Akt geſellſchaftlich-parlamen⸗ 
tariſcher Willensbildung mehr, ſondern ein Akt des Führers, 
der Geſetzgebung und Exekutive in ſich vereinige. Vor allem 
aber würden die Bindungen nicht durch ſtaatliches oder ſtän⸗ 
diſches Geſetz verwirklicht, ſondern auch durch Hoheitsakte der 
ſtaatlichen oder ſtändiſchen Verwaltung, die den Einzelfall ge⸗ 
ſtalteten. Die deutſche Rechtserneuerung würde ihren Sinn 
nur erfüllen, wenn ſie der natürlichen Ordnung des völkiſchen 
Lebens geſtalthaften Ausdruck zu geben vermöge. Dazu ſei 
notwendig, daß die Trennungen und Gegenſätze, die die ver- 
ſchiedenen Sachgebiete des bisherigen Rechts trennten, über⸗ 
wunden und an ihre Stelle das Syſtem des Rechtes auf den 
politiſchen, kulturellen, wirtſchaftlichen und ſozialen Ordnun⸗ 
gen des völkiſchen Lebens gegründet würde. Die Volksgemein⸗ 
ſchaft ſei nur dann eine Wirklichkeit, wenn ſie auch im Rechte 
eine Einheit bilde. 

Prof. Dr. Jens Jeſſen ſprach über „Die Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre und das neue bürgerliche Recht“. Er erklärte, es 
ſei bekannt, daß dem Teil der Rechtsordnung, der früher als 
öffentliches Recht bezeichnet wurde, eine weſentliche Zahl der 
rechtspolitiſchen Aufgaben zufalle, die ſich aus den Forde⸗ 
rungen des deutſchen Sozialismus ergäben. Der National⸗ 
ſozialismus erkenne als konſtruktives Merkmal der Perſönlich⸗ 


keit die Verwurzelung des Einzelnen in der Gemeinſchaft, 
weshalb es wohl richtiger wäre, im künftigen Recht nicht von 
Perſoneurecht, ſondern von Perſönlichkeitsrecht zu ſprechen. 
Das Schwergewicht der Beſtrebungen zur Neugeſtaltung des 
Bürgerlichen Rechts ſah Prof. Dr. Jeſſen bei den einzelnen 
Lebensbezirken, die er im weiteren Verlauf ſeines Vortrages 
behandelte. Zuſammenfaſſend erklärte er, daß das Urteil, das 
die Volkswirtſchaftslehre dem neuen Bürgerlichen Recht zu⸗ 
teil werden laſſen werde, ſich durch das Maß, in dem die 
Rechtspolitik der konkreten Gemeinſchaft und der konkreten 
Perſönlichkeit — dem einen in dem anderen — zur Verwirk⸗ 
lichung zu helfen weiß, beſtimmen werde. 


Als letzter Redner der öffentlichen Tagung für Rechts⸗ 
forſchung und Rechtsgeſtaltung behandelte Prof. Dr. Schmidt- 
Rimpler Fragen der „Methode des bürgerlichen Rechts“ 
unter Einbeziehung des Handels- und Wirtſchaftsrechts und 
dieſer Gebiete untereinander. Die Aufgabe der Wiſſenſchaft 
wäre es, die Syſtematik zur Darſtellung zu bringen, während 
die Neugeſtaltung des Rechts nicht nach einem ſyſtematiſchen 
Plan, ſondern viel eher von Stufe zu Stufe vonſtatten gehen 
könnte, wie die Dinge gerade anfielen. Eingehend behandelte 
Prof. Dr. Schmidt⸗Rimpler den Unterſchied zwiſchen Handels⸗ 
und Wirtſchaftsrecht im künftigen Recht. 


Als zweite der großen repräſentativen Veranſtaltungen. 
der diesjährigen Jahresverſammlung der Akademie für Deut- 
ſches Recht folgte ſodann das Richtfeſt des Hauſes des 
Deutſchen Rechts. In feiner Anſprache wies Reichs 
miniſter Dr. Frank nach Verleſung eines Telegramms des 
Führers darauf hin, daß es ohne Recht keine Freiheit gäbe. 
Der Bau diene der Idee des Rechts in ſeiner reinſten Form, 
er ſei ein ſteingewordener Programmpunkt der NSDAP., 
denn er gäbe den Mäunern, die an der Verwirklichung des 
Punktes 19 des Parteiprogramms zu arbeiten hätten, die für 
ihre Arbeiten erforderlichen Vorausſetzungen. Reichsminiſter 
Dr. Frank ſchloß mit dem Wunſche, daß in dieſem Hauſe der 
Geiſt der alten Garde des Führers und des Blutzeugen des 
deutſchen Rechts, Theodor von der Pfordten, leben möge. 


Miniſterpräſident Siebert unterſtrich die Ausführun⸗ 
gen des Präſidenten der Akademie für Deutſches Recht und 
ſchloß mit dem Wunſche, daß deutſches Rechtsgefühl und 
Rechtsempfinden die Grundlage des künftigen deutſchen Rechts 
werden möge. 

* 


Von den Arbeiten der mehr als zwanzig Ausſchüſſe 
fanden beſonderes Intereſſe die des Kolonfalrechts⸗ 
ausſchuſſes, in dem Reichsleiter Ritter v. Epp den völker⸗ 
rechtlichen Standpunkt, den Deutſchland in der Kolonialfrage 
vertritt, darlegte. Erneut wies Ritter v. Epp darauf hin, 
daß Deutſchlands Wirtſchaftsnot nur durch die Rückgabe der 
Kolonien behoben werden könne. Er erklärte, daß eine Schei⸗ 
dung der Rohſtoffrage, Raumfrage, Kolonialfrage oder eine 
ſonſtige Problemteilung nach der geſchichtlichen Entwicklung, 
die im allgemeinen und nach Verſailles im beſonderen die 
wirtſchaftliche Gegenwart beſtimme, unmöglich ſei. Deutſch⸗ 
lands ſchwerer Kampf um Lebensmittel und induſtrielle Roh⸗ 
ſtoffe ſei zu einem ſehr großen Teil durch die Wegnahme 
ſeiner Kolonien, d. h. ſeiner überſeeiſchen Raumpotenz, be⸗ 
dingt. Das deutſche Volk, das ſeit der Wegnahme der Kolo⸗ 
nien durch die Manipulationen von Verſailles gegen dieſe 
Beſchneidung ſeines Lebensraumes proteſtiert habe, ſei im 
Laufe der Entwicklung der letzten zwanzig Jahre, beſonders 
aber ſeit der Machtübernahme durch den Nationalſozialis⸗ 
mus, zu der Überzeugung gekommen, daß es wieder in den 
Beſitz ſeines kolonialen Eigentums gelangen muß. An dieſer 
Überzeugung, die heute Gemeingut des deutſchen Volkes ge- 
worden ſei, laſſe ſich durch gegneriſche Taktik nichts ändern. 

Wn. 
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Hanns Seel, Min Dirigent im R. u. PrMd J.: Das deut ide 
Beamtengeſetz mit Durchführungsvorſchriſten und Bei⸗ 
ſpielen für die Praxis. Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 
295 S. Preis geb. I AM. 


Der Verf., deſſen Textausgabe zum DG. und zur RDStrO. 
(„Das neue Beamtenrecht“) JW. 1937, 920 beſprochen worden 
iſt, liefert mit dem hier angekündigten Erläuterungswert zum 
DRG, einen neuen wichtigen Beitrag zum Schrifttum des deut⸗ 
ſchen Beamtenrechts. 

Das Buch bringt außer einem kurzen Vorwort zunächſt eine 
lehrreiche „Einführung“ in das neue Beamtenrecht, an die ſich ein 
Abdruck der amtlichen Begründung zum DES. und ſodann der 
vom Verf eingehend erläuterte Text des DBG. anſchließt, den 
Abſchluß des Buches bildet ein ausführliches Sachverzeichnis. 

Als künftige Benutzer ſeines Werkes denkt ſich der Verf. außer 
Behörden und Dienſtſtellen, die Beamte zu betreuen haben, „vor 
allem die deutſchen Beamten ſelbſt“, denen der Verf. das vorliegende 
Werk in ſeinem Vorwort mit kameradſchaftlichen Worten gewid⸗ 
met hat. Entſprechend dieſem angeſtrebten breiten Benntzertreis 
hat es der Verf. vermieden, ſeine Erläuterungen allzuſehr mit 
theoretiſcher Problematik zu belaſten. Statt deſſen iſt das Buch 
darauf angelegt, in vorbildlich klarer Sprache die praktiſch bedeut⸗ 
ſamen Fragen berauszuſtellen und in leicht faßlicher Weiſe zu be⸗ 
handeln. Wiſſenſchaftliche Zitate und Auseinanderſetzungen enthält 
das Buch kaum. Innerhalb ſeiner eigenen Zielſetzung iſt es aber 
für den erſtrebten Benutzerkreis wegen der unbeſchwerten Klar⸗ 
heit der gebotenen Erläuterungen ein beſonders geeignetes Werk. 
Eine bevorzugte Behandlung hat der Verf. vor allem den tragen⸗ 
den Grundgedanken des Geſetzes und allen Neuerungen, die die⸗ 
ſes gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtand gebracht hat, zuteil 
werden laſſen. Die eindringliche Behandlung der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Grundlegung des neuen Beamtenrechts gibt dem Buch ſeine 
beſondere Note, was um ſo bedeutſamer iſt, als der Verf. in dieſer 
Hinſicht wegen ſeines beachtlichen Anteils, den er ſeit dem An⸗ 
bruch des Dritten Reiches an der Neugeſtaltung des deutſchen 
Beamtenrechts hat, zweifellos am eheſten zur Vermittelung und 
Ausdeutung des neuen Gedankengutes im Bereich des Beamten⸗ 


rechts berufen iſt. 
RA. Reuß, Berlin. 


Dr. Walther Grunewald, Min. im R.⸗ u. PrMdez.: 
Das Deutſche Polizeibeamtengeſetz nebſt 
Durchführungs verordnung. Kommentar. Berlin 
1937. Carl Heymanns Verlag. VII, 283 S. Preis geb. TRAM. 


In den Polizeibeamtengeſetzen der Länder war den Beſon⸗ 
derheiten des Polizeidienſtes, die Abweichungen von den allgemei⸗ 
nen Beamtengeſetzen erforderlich machen, Rechnung getragen. Alle 
dieſe Geſetze waren aber durch das Deutſche Beamtengeſetz vom 
26. Jan. 1937 ($ 184 Abſ. 1 Satz 1 DBG.) aufgehoben. Im 8171 
Abſ. 4 DBG. war der Vorbehalt gemacht, daß abweichende Vor⸗ 
ſchriften für Polizeibeamte durch Geſetz erlaſſen werden können. 

Dieſe abweichende Regelung für Polizeibeamte iſt durch das 
Deutſche Polizeibeamtengeſetz v. 24. Juni 1936 (Pol BG.) erfolgt. 

Das Geſetz iſt erſt wenige Tage vor ſeinem Inkrafttreten er⸗ 
laſſen und veröffentlicht worden. Da bis zum Inkrafttreten des 
Doch. und des Pol Bh. die Vorſchriften über Rechtsverhältniſſe 
der Polizeivollzugsbeamten in 40 bis 50 Geſetzen der Länder ent⸗ 
halten waren, bietet die vollkommene Gleichſchaltung der Vollzugs⸗ 
e nach einheitlichen Reichsbeſtimmungen nicht geringe Schwie⸗ 
rigkeiten. 

Der Verf., der federführender Referent für das Deutſche Poli⸗ 
zeibeamtengeſetz im R. u. PrdJ. war, hat im vorliegenden 
Kommentar das Deutſche Polizeibeamtengeſetz ausführlich erläu⸗ 
tert. Der Kommentar, der ganz vorzüglich über das ſchwierige 
Sondergebiet des Polizeibeamtenrechts unterrichtet und dem eine 
ausgezeichnete Einleitung beigegeben iſt, wird ein wichtiges Hilfs⸗ 
mittel zur Einarbeitung in das neue Polizeibeamtenrecht ſein. 

Das D und die dazu gehörigen Rechtsvorſchriften (im 
ganzen 18 Geſetze, Verordnungen und Runderlaſſe uſw.) ſind in 
vollem Wortlaut mit abgedruckt. 

RA. Dr. v. Bohlen, Berlin. 


Schrifttum 2897 


Dr. Richard Schneider, Max Eggerdinger, 
Dr. Kurt Hanke: Kommentar zum Deutſchen 
Beamtengeſetz v. 26. Jan. 1937 nebſt amtlicher Begrüns 
dung, Durchſührungsverordnungen und Ausführungsbeſtimmun 
gen. Verfaßt mit Juſtimmung des Reichsbeamtenführers Her⸗ 
mann Neef, MdR. Berlin 1937. Verlag Beamtenpreſſe GmbH. 
435 S. Preis geb. 7,50 %., ; Nachtrag (Ergänzende geſetzliche 
Beſtimmungen und Miniſterialerlaſſe zum D..). 62 S. Preis 
geh. 0,50 KN. 


In ſeinem Geleitwort zu dem hier angezeigten Werk gibt 
N Min. Dr. Frick, der Beamtenminiſter des Dritten Reichs, ſei⸗ 
ner Freude darüber Ausdruck, „daß in den vorliegenden Erläute⸗ 
rungen zum Deutſchen Beamtengeſetz Männer aus der Reichslei⸗ 
tung der Partei, die durch ihre Tätigkeit in der Hauptſtelle Beam⸗ 
tenpolitik und Beamtenrecht‘ des Hauptamts für Beamte zur Be⸗ 
handlung von Beamtenfragen berufen ſind, es unternommen haben, 
aus der praktiſchen Parteiarbeit heraus einen Beitrag zur geiſtigen 
Erfaſſung des nationalſozialiſtiſchen Beamtenrechts zu liefern“. 

Es iſt verſtändlich, daß man einem Buch, dem eine ſo hohe 
Empfehlung den Weg zum Leſer zu bahnen ſucht, mit beſonderem 
Intereſſe entgegenſieht. Dieſe geſteigerte Erwartung komnit bei dem 
Gemeinſchaftswerk der drei Verf. voll zu ihrem Recht: Die Verf. 
haben ein Buch geſchaffen, das ſich im Schrifttum des Beamten⸗ 
rechts einen bleibenden Platz ſichern wird. Das Buch vereint, ob⸗ 
wohl es ein wahres Arſenal des et ift, eine klare, überficht- 
liche Darſtellung mit einer erfreuli vertieften Behandlung. In 
ihm wird das neue deutſche Beamtenrecht mit großer Sachkunde 
in das Bild der Geſchichte und der ihr zugeordneten polttiſchen 
Anſchauungen eingeordnet und ſchließlich mit treffender Sicherheit 
aus der nationalſozialiſtiſchen Grundhaltung des Dritten Reichs 
gedeutet. Dabei iſt es ein beſonderer Vorzug des Werkes, daß die 
Verf. über ihre ausgezeichneten grundſätzlichen Erörterungen hin⸗ 
aus tief in das praktiſch wichtige Gebiet der beamtenrechtlichen 
Tagesprobleme ma und zugleich zu ihrer Loſung in der Dar⸗ 
reichung der einſchlägigen Beſtimmungen und durch eine ſelbſtän⸗ 
dige Behandlung aller bedeutſamen Rechtsfragen das unentbebr⸗ 
liche Rüſtzeug bieten. Neben der lehrreichen „Einleitung“ ſei hier 
vor allem die beſonders glückliche Behandlung der Pflichten des 
Beamten (S. 56 ff.) erwähnt, die geradezu als ein täglich zu be⸗ 
herzigendes Beamten⸗Brevier angeſprochen zu werden verdient. 

Da das Werk ſomit ſämtliche Vorzüge eines guten Buches — 
ſichere weltanſchauliche Haltung, klare, überſichtliche Darſtellung, 
Selbſtändigkeit der Verarbeitung des umfaſſend abgedruckten amt⸗ 
lichen Materials uſw. — in ſich vereint, verdient es in jeder Weiſe 
die ihm vorangeſtellte Empfehlung des zuſtändigen Miniſters. Die 
Gebrauchsfähigkeit des Buches wird durch ein ausführlich gehal⸗ 
tenes und ſorgfältiges Sachregiſter erhöht. Im Hinblick auf die 
vielſeitigen Vorzüge des Werkes iſt ſein Preis als recht mäßig an⸗ 
zuſprechen. Nicht nur den Beamten und Behörden, ſondern auch 
den Rechtsanwälten, die ſich mit Beamtenfragen zu befaſſen haben, 
wird das Buch ein zuverläſſiger Berater ſein. 


RA. Reuß, Berlin. 


Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit mit 
ſamtlichen Durchführungsverordnungen und 
dem Geſetz zur Ordnung der Arbeit in öffent⸗ 
lichen Verwaltungen und Betrieben mit ſei⸗ 
nen Durchführungsverordnungen. Komm. von 
Prof. Dr. Alfred Hueck, Prof. Dr. Hans Carl Nip⸗ 
perdey und Prof. Dr. Rolf Dietz Zweite, neubearbeitete 
Auflage. München und Berlin 1937, C. H. Beckſche Verlags⸗ 
buchholg. XVI, 730 S. Preis geb. 15 K. 


„Eine wirklich ſegensvolle Erneuerung der Menſchheit wird 
immer und ewig dort weiter zu bauen haben, wo das letzte gute 
Fundament aufhört. Sie wird ſich der Verwendung bereits be⸗ 
ſtehender Wahrheiten nicht zu ſchämen brauchen. Iſt doch die ge⸗ 
ſamte menſchliche Kultur, ſowie auch der Menſch ſelber, nur das 
Ergebnis einer einzigen langen Entwicklung, in der jede Gene⸗ 
ration ihren Bauſtein zutrug und einfügte. Der Sinn und Zweck 
von Revolutionen iſt dann nicht der, das ganze Gebäude einzurei⸗ 
ßen, ſondern ſchlecht Gefügtes und Unpaſſendes zu entfernen, und 
in der dann freigelegten gefunden Stelle weiter⸗ und anzubauen.“ 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Auf dieſe Sätze des Führers aus deſſen Buch „Mein Kampf“ 
(40. Aufl., S. 286) hat der von Schlegelberger und Quaſ⸗ 
ſowski herausgegebene „Miniſterialkommentar“ zum neuen 
Aktiengeſetz (beſprochen von 9. Dietrich: JW. 1937, 2441) im 
Vorwort Bezug genommen, um die Richtung anzudeuten, die für 
die wiſſenſchaftliche Auswertung eines deutſchen Geſetzes unſerer 
Zeit gegeben iſt. Die Notwendigkeit des Weiterbauens auf geſun⸗ 
der und bewährter Überlieferung, die in jenen Sätzen betont wird, 
gilt in beſonderem Maße für das Arbeitsrecht, weil hier 
noch in den letzten 20 Jahren vor der Revolution Wiſſenſchaft und 
Rechtſprechung in mehr oder weniger bewußtem Widerſtand gegen 
die Grundſatzloſigkeit der Zeit ſich um die Geſtaltung der Gedanken 
bemüht haben, die heute durch das ArbOG. geltendes Recht gewor⸗ 
den ſind. Es ſei nur beiſpielsweiſe erinnert an die Anſätze zur Ent⸗ 
wicklung des Gedankens einer „ſozialen Arbeits⸗ und Betriebs⸗ 
gemeinſchaft“, die in der Rechtſprechung des RG. und des NALDO. 
zutage traten (RG. 106, 272 = JW. 1923, 831; R ArbG. 2, 
74 JW. 1929, 458 uſw.), oder etwa an die Außerung Pott⸗ 
hoffs in ſeinem Sammelwerk: „Die ſozialen Probleme des Be⸗ 
triebes“ (1925), S. 57: „Ich gehe aus von der Gemeinſchaft bei⸗ 
der Arbeitsparteien, vom Betriebe, der zu Höchſtleiſtungen gebracht 
werden ſoll; von der Verſorgung der Volksgeſamtheit, die dem Be⸗ 
triebe Zweck und Aufgabe ſetzt. Ich denke volkswirtſchaftlich und 
ſtelle in den Vordergrund die Pflichten, die alle gegenüber der 
1 haben und zu deren Erfüllung nur die Rechte gegeben 
werden.“ 


Mit gutem Grunde hat deshalb der große Kommentar von 
Hueck⸗Nipperdey⸗Dietz, ohne ſich mit Entbehrlichem 
und Überlebten zu belaſten, an Schriften und Entſcheidungen aus 
der Zeit vor dem MbOG. angeknüpft, wo es zum Verſtändnis 
des heutigen Rechts förderlich iſt. Das iſt namentlich der Fall im 
dritten und fünften Abſchnitt des Geſetzes (Betriebsordnung und 
Tarifordnung; Kündigungsſchutz). Die Verf. haben es verſtanden, 
die in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung entwickelten Gedanken auf 
einheitliche Geſichtspunkte zurückzuführen und ſo den 
geiſtigen Zuſammenhang klarzuſtellen, von dem aus 
allein eine vertiefte Einſicht in das Geſetz zu gewinnen iſt. Darin 
liegt unzweifelhaft eine hervorragende Leiſtung. Vergleicht man die 
jetzt vorliegende zweite Auflage des Kommentars mit der erſten 
(beſprochen von W. Franke: JW. 1935, 1922), fo tritt dieſe 
Leiſtung noch weſentlich deutlicher ans Licht. 

Noch ein anderer Gedanke drängt ſich bei ſolchem Vergleich 
auf. Nimmt man etwa die Anmerkungen von Dietz zu den bei⸗ 
den erſten Paragraphen des Geſetzes zur Hand, oder lieſt man, 
was Nipperdey aus dem von ihm aufgeſtellten „Leiſtungs 
und Ordnungsprinzip“ für das Recht der Betriebsordnung und 
der Tarifordnung ableitet ($ 29 Anm. 12a, § 30 Aum. 18 6), oder 
folgt man den Ausführungen Huecks über den Kündigungs- 
ſchutz (§8 20, 56 ff.) — überall zeigt ſich, in wie reichem Maße 
das Recht des ArbOG. ſich in den kurzen drei Jahren feines Be- 
ſtehens durch Richterſpruch und Gelehrtenarbeit fortentwickelt hat, 
und wie namentlich die Grundgedanken des Geſetzes wachſenden 
Einfluß auf alle Gebiete des Arbeitsrechts gewonnen haben. So 
wird auch hier wieder offenbar: das Wort des Geſetzes wird erſt 
in ſeiner Anwendung lebendig, und das Recht iſt nicht tote Formel, 
ſondern unaufhaltſam weiter ſtrömendes Leben. Deshalb kann auch 
die Wiſſenſchaft ihre ſchöpferiſche Mitwirkung an der Er⸗ 
kenntnis des geltenden Rechts niemals als abgeſchloſſen betrachten. 
In ſolchem Sinne haben die Verf. des vorliegenden Kommentars 
ihre ſchwierige Aufgabe angefaßt und gemeiſtert. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


NotAſſ. Dr. J. v. Edlinger: Handbuch des Deviſen⸗ 
rechtes für den Gerichts⸗ und Notariats gebrauch. 
München, Berlin und Leipzig 1937. J. Schweitzer Verlag (Ar⸗ 
thur Sellier). Syſtematiſcher Teil, VI, 154 S. kart., und Text⸗ 
teil, VIII, 301 S., Loſeblattform. Preis zuſ. 12,80 ,. 

Der umfangreiche Textband enthält eine „Sammlung der 
wichtigſten geltenden deviſenrechtlichen Geſetze und Verordnungen 
und ſonſtigen einſchlägigen Vorſchriften, Runderlaſſe, Bekannt⸗ 
machungen uſw.“. Neben dem Dev., dem AnderungsG. v. 1. Dez. 
1936, neun DurchfVoO., den Richtlinien find die deviſenrechtlichen 
Nebengeſetze und VO. in guter Vollſtändigkeit und durchweg ſehr 
überſichtlich abgedruckt. Es find nicht nur das Geſetz über Zahlungs 
verbindlichkeiten gegenüber dem Ausland, das KapitalfälligkeitenG., 
das Verrechnungskaſſeng., die Saarland DevVO. und Deviſenbera⸗ 
terVO., ſondern auch das Geſetz über Abwertungsgewinne mit ſei⸗ 
nen vier DurchfVO., das Geſetz über Fremdwährungsſchuldver⸗ 
ſchreibungen, die WarenverkehrsVO. mit ErgänzungsVO. auf- 
genommen. An ſtrafrechtlichen Beſtimmungen finden ſich das Ge⸗ 


ſetz gegen Wirtſchaftsſabotage und das StraffreihG. v. 15. Dez. 
1936, ferner Auszüge aus der Unterwerfungs“ O., dem SiAnp®. 
und der RAbgO. 


Dieſen Geſetzes⸗ und Verordnungstexten ſind verſchiedene 
Runderlaſſe der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung angeglie⸗ 
dert, die der Verf. danach ausgewählt hat, ob ſie für Gerichte, 
Rechtsanwälte oder Notare beſonders wichtig find. Außerdem haben 
Auszüge aus Zeitſchriften und Amtsblättern (JW., DJ., DNOLZ. 
und Bayr StA.) Aufnahme gefunden, die häufig wichtige Einzel⸗ 
erlaſſe der Reichsſtelle und ſonſtige amtliche Bekanntmachungen 
zum Gegenſtande haben. 

Die Zuſammenſtellung dieſer Texte iſt zu begrüßen. Der Per⸗ 
ſonenkreis, an den ſich der Verf. wendet, wird in aller Regel 
mit dem abgedruckten Stoff auskommen. (Allerdings wird die nach 
Erſcheinen des Werkes erlaſſene 10. DurchfVO. z. Dev®. möglichſt 
bald nachzuliefern ſein, da ſie gerade für den Grundſtücksverkehr 
weſentliche Vorſchriften bringt. Dazu wird auch der Runderlaß 
132/37 abzudrucken fein.) Beim Dev&. hat der Verf. in kurzen 
Aumerkungen auf die Be Vorſchriften, die Richtlinien⸗Be⸗ 
ſtimmungen und ſeine Darlegungen im Syſtematiſchen Teil ſeines 
Werkes hingewieſen. 

In dieſem Teil beſchäftigt ſich v. Edlinger zunächſt in 
einem „Überblick über das beſtehende Deviſenrecht“ mit dem Auf 
bau und den Aufgaben der deutſchen Deviſenbewirtſchaftung ſowie 
mit den allgemeinen Begriffen des Deviſenrechts und erörtert in 
mehreren Kapiteln die Vorſchriften über die einzelnen deviſenrecht. 
lich gebundenen Werte. Sodann erläutert er in eingehender Weiſe 
die „Bedeutung des Deviſenrechtes für Gerichte, Rechtsanwälte und 
Notare“. Einen weſentlichen Teil bilden darin die Abhandlungen 
über die Beziehungen zwiſchen Deviſen- und Liegenſchaftsrecht, die 
naturgemäß für den Notar von Wichtigkeit ſind. Leider ſind dieſe 
Kapitel durch die 10. DurchfVO. v. 16. Sept. 1937 für das gel 
tende Recht in vielem überholt, ſoweit nicht Erörterungen zu dem 
weitergeltenden § 18 Abſ. 2 DevG. in Betracht kommen. Immer 
hin können die Ausführungen noch für die Beurteilung des vor 
dem Erlaß der DurchfVO. beſtehenden Rechtszuſtandes dienlich 
ſein. Den Abſchluß des Syſtem. Teils bilden einige Kapitel über 
das Deviſenſtrafrecht und die verſchiedenen Arten des Deviſenſtraf— 
verfahrens. 


Der Verf. hat ſein Buch auf die Bedürfniſſe der Praxis 
abgeſtellt und demgemäß ſeine Darſtellung des geltenden Rechts 
zugunſten einer ausführlichen Behandlung der in der Praxis der 
Gerichte, Anwälte und Notare auftretenden Fragen zurücktreten 
laſſen. Aber es ſcheint doch, daß dadurch der „Überblick über das 
beſtehende Deviſenrecht“ au dem wünſchenswerten Eindringen in 
die ſchwierigeren Fragen allgemeiner Art ermangelt, zumal im be— 
ſonderen Teil mehrfach auf die allgemeinen Ausführungen ber 
wieſen wird. So wäre z. B. eine eingehendere Auseinanderſetzung 
mit dem auf S. 15 geſtreiften Begriff „zugunſten eines Auslän 
ders“ zu wünſchen geweſen. Indeſſen ſind die weſentlichen Fra 
gen doch mindeſtens angedeutet worden. Eine Vertiefung iſt an 
Hand des Schrifttums und der Rechtſprechung, die weitgehend an 
geführt find, leicht möglich. Einige Anſtände, die ſich bei der 
Durcharbeitung des Handbuchs ergeben, ſeien kurz angemerkt: Die 
wichtige Entſch. des KG. v. 14. Mai 1936 (JW. 1936, 2338) über 
die Ausdehnung des Verfügungsbegriffes hätte auch auf S. 14, die 
Abhandlung von Gurski über „das ſelbſtändige Einziehungs⸗ 
verfahren im Deviſenrecht“ (JW. 1936, 3159) auf S. 148 erwähnt 
werden ſollen. Eine Ergänzung der Ausführungen über die Frei⸗ 
grenze durch Angabe der früher geltenden Beträge wäre zived- 
mäßig. Auf S. 24 iſt der Runderlaß 241/35 durch 107/37 zu er⸗ 
ſetzen. S. 153 enthält eine Ungenauigkeit über die Zuläſſigkeit des 
Unterwerfungsverfahrens, das nicht die Verwirkung einer Frei⸗ 
heitsſtrafe „von nicht mehr als drei Monate“, ſondern nach § 27 h 
StGB. „von weniger als drei Monaten“ vorausſetzt. Die Geld 
ſtrafe des § 42 Devch. wird man kaum als „Nebenſtrafe“ bezeich- 
nen dürfen (S. 132). Strafrechtlicher Lehre ſcheint auch zuwider 
zu fein, wenn (S. 137) die Freigrenze ein Rechtfertigungsgrund ge- 
nannt wird; bei Geſchäften innerhalb der Freigrenze fehlt es be⸗ 
reits an der Tatbeſtandsmäßigkeit der Handlung. Auf S. 139 wäre 
unter den Straffreiheitsgeſetzen noch dasjenige v. 23. April 1936 
aufzuführen. Auf S. 41 hätte das aus § 34 Dev. herzuleitende, 
wichtige Recht der Deviſenſtellen, Deviſenprüfungen vorzunehmen, 
angegeben werden ſollen. 


In ſprachlicher Hinſicht wäre eine ſorgfältige Überarbeitung 
dringend nötig geweſen; mehrfache Sprachunſchönheiten und „fehler 
ſtören bei dem Handbuch, das aber trotz der oben angeführten Un- 
genauigkeiten feinen Platz im deviſenrechtlichen Schrifttum be⸗ 
anſpruchen darf. 


Regelſſ. Dr. H. F. Schulz, Berlin. 
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Strafgeſetzbuch 


* 1. RG. — 88 42 b, 61 StGB. Beim Fehlen eines erfor⸗ 
derlichen Strafantrags iſt auch die Anordnung einer bloßen 
Maßtregel der Sicherung und Beſſerung unſtatthaft. Erforder⸗ 
niſſe des Strafantrags. 

Der Beſchwß. war zweimal verheiratet. Seine erſte Ehe 
wurde im Jahre 1906 geſchieden, weil er ſich der Mißhandlung 
ſeiner Frau ſchuldig gemacht hatte. Er fühlte ſich durch das 
Urteil ungerecht behandelt und richtete jahrelang an verſchie⸗ 
dene Behörden und andere Stellen Eingaben, in denen er den 
Gerichten den Vorwurf der Parteilichkeit machte. 1928 wurde 
auch die zweite Ehe geſchieden und der Beh. für den allein 
ſchuldigen Teil erklärt. Dies gab ihm von neuem Veranlaſſung, 
die Behörden mit Eingaben zu überſchütten, in denen er Rich⸗ 
ter und Rechtsanwälte aufs gröblichſte beſchimpfte. Nachdem er 
im Jahre 1930 davon gehört hatte, daß der Rechtsanwalt einer 
gewiſſen Ehefrau A. bei Gericht beantragt hatte, dem Ehemann 
A. durch EinſtwVfg. die Leiſtung eines Prozeßkoſtenvorſchuſſes 
aufzugeben, richtete er fortgeſetzt Eingaben au die Rechtsanwalts⸗ 
kammer in Kiel, in denen er Richter, Polizeibeamte und Rechts⸗ 
anwälte aufs ſchwerſte beleidigte. Der Praſident der Rechts⸗ 
anwaltskammer übermittelte die Eingaben des BeſchwF. am 
19, Febr. 1937 dem GenStA. in Kiel und bemerkte dabei, der 
Briefſchreiber ſei offenbar nicht zurechnungsfähig; es möge aber 
geprüft werden, ob „nicht irgendwie die Verbringung des B. in 
die Wege geleitet werden könne“, damit die Beleidigungen der 
Juſtiz, Polizei und Anwaltſchaft endlich ein Ende nähmen. Der 
OStA. in Kiel, dem der Gen StA. das Schreiben des Präſiden⸗ 
ten der Rechtsanwaltskammer nebſt Anlagen überſandt hatte, 
teilte dieſem mit, daß er ein Ermittlungsverfahren gegen B. 
wegen fortgeſetzter Beleidigung eingeleitet habe und auch prit⸗ 
fen werde, ob eine Unterbringung Bis in einer Heil» oder Pflege: 
anſtalt gem. $42b StGB. erfolgen könne. Eine Strafverfolgung 
wegen Beleidigung bedürfe jedoch der Stellung eines ordnungs⸗ 
mäßigen Strafantrags, der noch nicht vorliege. Er bitte deshalb 
den Präs. der Rechtsanwaltskammer, ſoweit dieſer perſönlich durch 
die Eingaben Bis betroffen werde, Strafantrag zu ſtellen und 
gegebenenfalls auch Strafanträge der übrigen Mitglieder der 
Rechtsanwaltskammer einzureichen. Der Präſident der Rechts⸗ 
anwaltskammer erwiderte hierauf am 25. März 1937, er habe 
nicht die Abſicht gehabt, gegen B. Strafantrag wegen Beleidi⸗ 
gung zu ſtellen, da er ihn nicht für zurechnungsfähig halte. Mit 
ſeinem Schreiben v. 19. Febr. 1937 habe er lediglich die Ein⸗ 
leitung eines Verfahrens zwecks evtl. Unterbringung des B. 
gem. J 42 b StGB. bezweckt. Da ſich die Annahme der Zurech⸗ 
nungsunfähigkeit des BeſchwF. als richtig herausſtellte, wurde 
gem. den §8 429 a ff. StPO. alsbald ein Sicherungsverfahren 
mit dem Ziele der Unterbringung des BeſchwF. in einer Heil⸗ 
oder Pflegeanſtalt eingeleitet. Dieſe Maßregel wurde durch das 
angefochtene Urteil auch angeordnet. 

Das Rev. hat zunächſt von Amts wegen zu prüfen, ob 
der nach den 88 61, 194 StGB. zur Verfolgung der Beleidigung 
erforderliche Antrag ordnungsmäßig geſtellt it (RGSt. 67, 53; 
68, 120 = ZW. 1934, 2072 57). Hierzu iſt folgendes zu bemerken: 

In ſeinem Urteil 3D 30937 v. 13. Mai 1937 JW. 1937, 

799 i hat der Senat die Anſicht vertreten, daß beim Fehlen 
des erforderlichen Strafantrags auch die Anordnung einer blo⸗ 
ßen „Maßregel der Sicherung und Beſſerung“ unſtatthaft ſei, 
gleichviel, ob es ſich dabei um das ordentliche Strafverfahren 
oder um das in den 8s 429 a ff. StPO. vorgeſehene Sicherungs⸗ 
verfahren handle. An dieſer Auffaſſung iſt trotz der in der 


RbEntſch. 1D 279/37 v. 18. Juni 1937 (JW. 1937, 2373 ®) 
geäußerten Zweifel feſtzuhalten. Der zur Verfolgung der Tat 
des BeſchwF. erforderliche Antrag liegt hier vor. Seine Rechts⸗ 
wirkſamkeit wird nicht dadurch in Frage geftellt, daß der Präſi⸗ 
dent der Rechtsanwaltskammer erklärt hat, er habe mit dem An⸗ 
trage nicht die Beſtrafung des BeſchwF., ſondern nur deſſen Un⸗ 
terbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt bezweckt. Denn 
es gehört nicht zum Begriff des „Antrags“, wie er nach 8 61 
SGB. zur Verfolgung der in Betracht kommenden Tat erfor⸗ 
dert wird, daß er die Beſtrafung des Täters, d. h. ſeine Ver⸗ 
urteilung zu einer Geld- oder Freiheitsſtrafe, zum Ziele hat. 
Weſentlich iſt vielmehr nur, daß der Autragsberechtigte als ſei⸗ 
nen Willen zu erkennen gibt, gegen den Täter ſolle wegen der 
von ihm begangenen Handlung ſtrafrechtlich eingeſchritten wer⸗ 
den („die Handlung ſolle verfolgt werden“ — 861 StGB. —). 
In welcher Verfahrensform (ordentliches Strafverfahren oder 
Sicherungsverfahren) dies zu geſchehen hat und welche Entſch. 
zu treffen iſt, hängt nicht vom Willen des Antragſtellers, ſondern 
von der jeweiligen Sach- und Rechtslage ab. Wie die bloße 
Sicherungsmaßregel des § 42 b Abſ. 1 StGB. angeordnet wer⸗ 
den kann, auch wenn die Beſtrafung des Täters beantragt wor⸗ 
den iſt, ſo kann auf Strafe erkannt werden, obwohl mit dem 
Antrage nur die Unterbringung des Täters in einer Heil- oder 
Pflegeanſtalt bezweckt war. Die Erklärung des Präſidenten der 
Rechtsanwaltskammer in Kiel v. 19. Febr. 1937 — i. Verb. 
mit dem Schreiben v. 25. März 1937 — enthält ſomit einen den 
Vorſchriften der 88 61, 194 StGB. entſprechenden Antrag, wie 
er nach den in der RGEntſch. v. 13. Mai 1937, 3 D 590/37: JW. 
1937, 1799 4%) dargelegten Grundſätzen auch zur Anordnung 
einer bloßen Sicherungsmaßnahme i. S. des 5 42 b Abſ. 1 StGB. 
erforderlich iſt. 
(RG., 3. StrSen. v. 8. Sept. 1937, 3 D 590/37.) 
* 

2. RG. — Nur die ſchriftliche Aufforderung iſt nach 8 49 a 
StGB. ſtrafbar. 

Der Angekl. hat einen gewiſſen E. — ohne Erfolg — münd⸗ 
lich aufgefordert, einen ſchweren Diebſtahl zu begehen, bei dem 
Wertpapiere entwendet werden ſollten. 

Dadurch hat der Angekl. den Tatbeſtand des § 49 a StGB. 
noch nicht verwirklicht, wie das LG. zutreffend angenommen hat. 

An die Gewährung von Vorteilen war die Aufforderung, 
wie der Rev. gegenüber zu bemerken iſt, auch dann nicht ge⸗ 
knüpft, wenn die zu erwartende Beute geteilt werden ſollte 
(RGSt. 66, 392). 

Ob der Angekl. dem E. zugleich mit der Aufforderung, den 
Diebſtahl zu begehen, auch noch das erforderliche Diebeswerk⸗ 
zeug übergeben hat, iſt für die Beurteilung der Frage, ob die 
Aufforderung „lediglich mündlich ausgedrückt“ war, ohne Be⸗ 
lang. Eine mündliche Aufforderung, die noch durch die Hingabe 
von Diebeswerkzeug verſtärkt wird, müßte zwar nach dem 
Wortlaut des § 49a StGB. nicht unbedingt als „lediglich 
mündlich ausgedrückt“ betrachtet werden. Die Entſtehungsge⸗ 
ſchichte des § 49 a StGB. läßt aber zweifelsfrei erkennen, daß 
der Geſetzgeber aus dem wohlerwogenen Grunde, die Gren⸗ 
zen des § 49a StGB. möglichſt eng zu ziehen, nur eine 
ſchriftliche Aufforderung als eine ſolche betrachtet wiſſen 
wollte, die nicht „lediglich mündlich ausgedrückt“ ſei (ROSE. 3, 
30). Gegenüber dem bekannten Willen des Geſetzgebers, der 
im Wortlaut des $ 49a Abſ. 3 StGB. genügend zum Ausdruck 
gelangt iſt, iſt jede andere Auslegung unſtatthaft, zumal es ſich 
auch um eine reine Frage der Zweckmäßigkeit handelt, in wel⸗ 
chem Umfang die mißlungene Anſtiftung ſtrafbar ſein ſoll. 

(RG., 5. StrSen. v. 23. Aug. 1937; 5 181/37.) 
% 
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* 3. RG. — SS 153, 288 StGB.; § 241 KO. Umfang der 
Offenbarungspflicht bei Leiſtung des Offenbarungseides. — 
Wendet ein Schuldner zwecks Vereitelung einer ihm drohenden 
Zwangsvollſtreckung einem anderen Gläubiger Vermögensſtücke 
zu, fo iſt er allenfalls nach § 241 KO., nicht aber nach § 288 
StGB. ſtrafbar. 

Nach der Annahme des Schw. hat der Angekl. bei der 
Leiſtung des Offenbarungseides dadurch wiſſentlich feine Eides— 
pflicht verletzt, daß er der Wahrheit zuwider angab, er habe 
ſeine etwa 150 ., betragenden Dreſchlohnforderungen an die 
Firma H. als Sicherung für deren Forderungen gegen ihn aus 
Lieferung von Bindegarn abgetreten. Das SehwG. ſtellt feſt, 
daß eine ſolche Abtretung in Wahrheit niemals erfolgt und daß 
ſich der Angekl. deſſen auch bei der Eidesleiſtung bewußt ge 
weſen ſei. 

Im Zuſammenhang mit ſeiner Angabe über dieſe Forde⸗ 
rungsabtretung hat der Angekl. nach der Annahme des Schw. 
feine Eidespflicht auch dadurch wiſſentlich verletzt, daß er feine 
Schuld an die Firma H. für bezogenes Bindegarn fälſchlich mit 
etwa 150 % (alſo ebenſo hoch wie feine Dreſchlohnforderun— 
gen) angegeben hat, während ſie in Wahrheit nur 102,08 . 
betrug. Was das angefochtene Urteil hierzu ausführt, iſt an 
ſich bedenkenfrei. 

Zwar hat grundſätzlich der Schuldner beim Offenbarungs⸗ 
eid nur den Beſtand ſeines Vermögens, nicht auch ſeine Schul⸗ 
den anzugeben (NGSt. 45, 429, 432; 1 D 8/28 v. 27. Jan. 1928: 
JW. 1928, 722, 1506). Behauptet er aber von einer im Ver⸗ 
mögensverzeichnis angegebenen Forderung, ſie ſei ſicherungs⸗ 
halber an einen Gläubiger abgetreten worden, ſo erſtreckt ſich 
ſeine Offenbarungspflicht auch darauf, ob ſeine Schuld an jenen 
Gläubiger die Höhe der abgetretenen Forderung erreicht; eine 
bewußt falſche eidliche Angabe in dieſer Richtung macht ihn 
nach § 153 ſtrafbar. Denn ſoweit ſeine Schuld hinter der (an⸗ 
geblich) abgetretenen Forderung zurückbleibt, ſtellt dieſe Forde⸗ 
rung auf jeden Fall, unabhängig von der Abtretung, einen zur 
Befriedigung des betreibenden Gläubigers geeigneten Gegen— 
ſtand dar, gehört alſo zu dem vom Schuldner im Offenbarungs- 
eid darzulegenden Vermögen. Das hat der erk. Sen. in der be⸗ 
reits angezogenen Entſch. RGSt. 45, 429, 432 für den Fall eines 
Grundſtücks ausgeſprochen, auf dem eine in Wahrheit nicht be⸗ 
ſtehende Belaſtung eingetragen iſt, ſowie in ſeinem Urteil 1 D 
834/32 v. 23. Sept. 1932 für den Fall, daß der Schuldner bei 
beweglichen Sachen, die er einem Dritten zur Sicherung von 
Forderungen übereignet hat, den Betrag der geſicherten For» 
derung zu hoch angegeben hat; das muß ebenſo auch gelten, 
wenn, wie im vorl. Fall, die Sicherung ſtatt durch Übereignung 
beweglicher Sachen durch Abtretung einer Forderung ge— 
ſchehen iſt. 

Nun ſchuldete allerdings der Angekl. der Firma H. nach 
deren Aufſtellung vom 30. Aug. 1935 aus bereits erfolgten 
Bindegarnlieferungen nur 102,08 ,; er hatte aber in feiner 
dieſer Abrechnung vorangehenden letzten Beſtellung insgeſamt 
150 kg Bindegarn beſtellt; davon waren ihm nur 50 kg 
geliefert worden, die Lieferung der letzten 100 kg hatte ihm die 
Firma, die inzwiſchen über den Angekl. ſchlechte Auskunft er⸗ 
halten hatte, erſt nach Bezahlung ſeiner bereits aufgelaufenen 
Schuld von 102,80 % in Ausſicht geſtellt; fie waren zur Zeit 
der Eidesleiſtung noch nicht geliefert worden. Das Schutzvor⸗ 
bringen des Angekl., er habe bei der Eidesleiſtung im Hinblick 
auf dieſe damals ſchon beſtellten und nach erfolgter Lieferung 
von ihm noch zu bezahlenden 100 kg feine Schuld an die Firma 
H. mit etwa 150 , beziffert, bezeichnet das Schw. als leere 
Ausrede; denn der Angekl. wiſſe, daß man etwas, was man 
beſtellt, aber noch nicht geliefert erhalten habe, auch noch nicht 
bezahlen müſſe; er habe vielmehr ſeine Schuld nur deshalb auf 
150 ., angegeben, weil er damit feine Dreſchlohnforderungen 
von 150 als unpfändbar habe hinſtellen wollen. 

Das iſt im Ergebnis nicht zu beanſtanden. Das Schw. 
iſt erkennbar der Überzeugung, daß ſich der Angekl. bei der Eides⸗ 
leiſtung, indem er die Menge des „bezogenen“ Bindegarns be⸗ 
ſchwor, bewußt war, er habe den in dieſem Augenblick bereits 
vorhandenen Stand ſeiner Schuld anzugeben, und dieſer be⸗ 


laufe ſich in der Tat noch nicht auf 150 RA, ſondern nur auf 
etwa 100 S. 

Allerdings kann auch eine erſt künftig fällig werdende oder 
erſt künftig, nämlich nach Lieferung von Waren, entſtehende 
Forderung des Schuldners einen gegenwärtigen Ver⸗ 
mögenswert darſtellen und deshalb unter die Offenbarungs⸗ 
pflicht des Schuldners fallen, ſofern die rechtliche Grundlage 
für ihre Entſtehung zur Zeit der Eidesleiſtung bereits geſchaf⸗ 
fen und in ſichere Nähe gerückt iſt (2 D 11/32 v. 29. Febr. 1932: 
JW. 1932, 2884); dieſe Bewertungsgrundſätze müſſen entſpre⸗ 
chend auch gelten für eine Schuld des Offenbarungsſchuld⸗ 
ners, zu deren Sicherung dem Gläubiger ein zum Vermögen 
des Schuldners gehöriger Gegenſtand übereignet oder abge— 
treten worden iſt. 

Eine ſolche Sachlage beſtand hier nicht. (Wird ausgeführt.) 

Eine Vollſtreckungsvereitelung findet das Schw. zunächſt 
darin, daß der Angekl. vor und nach der Eidesleiſtung ſeine 
Dreſchlohnforderungen, den größten Teil ſeiner einzig pfänd⸗ 
baren Vermögensbeſtandteile, gefliſſentlich raſch eingezogen 
habe. 

Ein Beiſeiteſchaffen kann nun allerdings im Einziehen von 
Forderungen liegen, wenn es vorzeitig, das heißt vor deren 
Fälligkeit, erfolgt (RGSt. 9, 231; 19, 25); das war aber hier 
nicht der Fall. Würde man ein nur beſchleunigtes Einziehen 
bereits fälliger Forderungen nach § 288 StGB. beſtrafen, fo 
würde damit dem Schuldner die ganze Weiterführung ſeines 
Geſchäfts lahmgelegt werden können. Dieſes Einziehen als ſol⸗ 
ches, durch das ja au Stelle der erloſchenen Forderung das ein- 
gezogene Geld in das Vermögen des Schuldners gelangt, fällt 
daher nicht unter § 288, unbeſchadet der Strafbarkeit etwaiger 
Maßnahmen, die der Schuldner alsdann mit dem eingezogenen 
Geld vornimmt. 

Auch darin, daß der Angekl. der Auflage des ihm den 
Offenbarungseid abnehmenden Richters nicht nachgekommen iſt, 
die Namen ſeiner Schuldner nachzubringen, iſt kein Veräußern 
oder Beiſeiteſchaffen, ſondern höchſtens ein Verheimlichen von 
Vermögensſtücken zu ſehen; das genügt aber nicht, ihn nach 
$ 288 ſtrafbar zu machen (ogl. hierzu auch RSt. 26, 9). 

Nach der Annahme des Schw. hat der Angekl. weiterhin 
die Pfändung eines Teils ſeiner Dreſchlohnforderungen (den 
nach der Eidesleiſtung „entſtehenden“) dadurch unmöglich ge 
macht, daß er „vorher“ mit dem Verkäufer feiner Dreſchma⸗ 
ſchine, B., vereinbart hatte, dieſe Forderungen ſollten unmittel- 
bar an B. als Abzahlung auf die Dreſchmaſchine ausbezahlt 
werden. Auch hierin ſieht das SchwG. eine Zuwiderhandlung 
gegen § 288 StGB. 

Nun iſt zwar ein nach § 288 SGB. ſtrafbares Veräußern 
oder Beiſeiteſchaffen erſt künftig, gegebenenfalls fortlaufend, 
entſtehender Forderungen rechtlich nicht ausgeſchloſſen, ſofern 
die Forderungen zur Zeit der Abtretung ſchon genügend be— 
ſtimmt ſind; in dieſer Richtung trifft jedoch das Urteil keine 
ausreichenden Feſtſtellungen. Die Abtretung könnte aber auch 
nur dann nach § 288 StGB. ſtrafbar fein, wenn an Stelle der 
Forderungen kein oder doch kein entſprechender pfändbarer 
Gegenwert in das Vermögen des Schuldners gelangt wäre (val. 
RGSt. 61, 108; 62, 152, 278). Ausgeſchloſſen wäre die Verur⸗ 
teilung des Angekl. alſo jedenfalls dann, wenn jene Verein— 
barung ſchon beim Kauf der Dreſchmaſchine getroffen worden 
wäre, ſo daß in das Vermögen des Angekl. für die abgetrete 
nen (künftigen) Dreſchlohnforderungen ein mindeſtens gleich 
wertiger Vermögensgegenſtand in Geſtalt der Maſchine ge- 
langt wäre. 

Aber auch wenn die Vereinbarung mit B. erſt ſpäter ge⸗ 
troffen worden wäre, ſo braucht ſich der Angekl. hierdurch noch 
nicht ſtrafbar gemacht zu haben, ſofern er damit eine Kauf⸗ 
preisreſtforderung dieſes Gläubigers befriedigen wollte. Der 
geſetzgeberiſche Zweck des § 288 StGB. wie der 88 239 ff. KO. 
iſt die Bekämpfung böswilliger Schuldner, die den Zugriff 
ihrer Gläubiger auf die zu deren Befriedigung vorhandenen 
Vermögensſtücke vereiteln wollen (RGSt. 66, 131); dabei ſollte 
der für den Konkursfall der Geſamtheit der Gläubiger ge 
währte Strafſchutz durch den $ 288 StGB. auf den Fall der 
Einzelvollſtreckung ausgedehnt, hier aber nicht inhaltlich er 
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weitert werden (NGSt. 62, 278). Wegen dieſer Gleichheit des 
vom Geſetzgeber mit den beiden Strafbeſtimmungen verfolgten 
Zwecks muß auch bei ihrer Auslegung die Grenze des unter 
Strafe geſtellten Verhaltens (Beiſeiteſchaffen, Veräußern) über⸗ 
einſtimmend gezogen werden (RSS. 66, 131). Zur Auslegung 
des § 288 StGB. find daher die SH 239 ff. KO. und die zu 
ihnen ergangene Rſpr. heranzuziehen, und es tritt nur an die 
Stelle der beſonderen Vorausſetzungen des Konkursverbrechens 
oder ⸗vergehens (Zahlungseinſtellung oder Konkurseröffnung, 
Zahlungsunfähigkeit und Kenntnis des Schuldners hiervon) im 
Fall des § 288 die drohende (Einzel-) Zwangsvollſtreckung und 
die Kenntnis des Schuldners hiervon. Dabei iſt zur Auslegung 
des § 288, der die einzige Strafvorſchrift zum Schutze der 
Einzelvollſtreckung darſtellt, nicht nur der § 239 Nr. 1 (Bei⸗ 
ſeiteſchaffen von Vermögensſtücken durch den Schuldner für 
ſich ſelbſt „zum eignen Vorteil“; vgl. 1 D 690/33 v. 19. Sept. 
1933: JW. 1934, 841 m. Anm.), ſondern auch der § 241 KO. 
(Zuwendung der Vermögensſtücke an einen anderen Gläu⸗ 


biger) heranzuziehen. Will alſo ein Schuldner die Befriedi⸗ 


gung eines gegen ihn vollſtreckenden Gläubigers dadurch ver⸗ 
eiteln, daß er Gegenſtände ſeines Vermögens einem anderen 
Gläubiger zuwendet, ſo iſt er nur unter den Vorausſetzungen 
des § 241 KO. ſtrafbar, alfo nur, wenn er dem Gläubiger eine 
Sicherung oder Befriedigung gewährt, die jener nicht oder nicht 
in der Art oder nicht zu der Zeit zu beanſpruchen hatte (Fall 
der „inkongruenten Deckung“). Denn es wäre unverſtändlich 
und ungerecht, wenn das Geſetz einen Schuldner, bei dem es 
in der Folge zur Konkurseröffnung oder Zahlungseinſtellung 
gekommen iſt, in ſeiner Bewegungsfreiheit weniger einengen, 
ihn alſo günſtiger ſtellen wollte, als einen Schuldner, bei dem 
es hierzu nicht gekommen iſt. Im Fall der kongruenten Deckung 
begründet alſo die bloße Abſicht, den einen Gläubiger vor an- 
deren zu begünſtigen, eine Strafbarkeit des Schuldners nach 
$ 288 StGB. fo wenig wie nach den Vorſchriften der KO. So⸗ 
weit früheren Entſch. des RG. eine hiervon abweichende Auf— 
faſſung ſollte entnommen werden können, könnte an ihnen nicht 
feſtgehalten werden. 

(RG., 1. StrSen. v. 20. April 1937, 1 864/36.) 
= RNSt. 71, 227.) 

* 

* 4. RGI. — 88 168, 2 StGB. Entſprechende Anwendung 
des § 168 StGB., wenn beſchimpfender Unfug in einer Leichen⸗ 
halle verübt wird. 

Die Rev. gegen das auf ein Jahr Gefängnis lautende Urteil 
war erfolglos. 

Wegen Unterſchlagung — 8 247 Abſ. 1 StGB. — oder 
Untreue (vgl. RGSt. 70, 205 JW. 1936, 2099 50 zum Nach⸗ 
teil ihrer Schweſter können die BeſchwF. nicht beſtraft werden, 
weil die Verletzte ihren Strafantrag zuläſſigerweiſe zurückge⸗ 
nommen hat. 

Sie ſind aber wegen Religionsvergehens ſtrafbar. Die 
Leiche ihres Vaters befand ſich in der Leichenhalle des Fried⸗ 
hofs, wo fie, wie das Urteil ſagt, ihre „einftweilige Ruheſtätte“ 
gefunden hatte. Die Beſchwß., die ſich lediglich mit ihrer Schwe⸗ 
ſter in die Leichenhalle begeben hatten, hoben den Deckel vom 
Sarg ihres Vaters herunter, tranken in lauter und lärmender 
Weiſe Schnaps, proſteten dem Toten zu und ſchickten ſich an, 
der Leiche einen Becher mit Schnaps einzuflößen. Nur mit 
Mühe konnten ſie von ihrer Schweſter an der Durchführung 
ihres Vorhabens gehindert werden. Die Beſchw FF. haben, wie 
das LG. feſtſtellt, aus „einer überaus rohen und pietätloſen Ge⸗ 
ſinnung“ gehandelt. Auch waren ſie ſich trotz ihres angetrunke⸗ 
nen Zustandes, wie der Zuſammenhang der Urteilsgründe be⸗ 
denkenfrei ergibt, noch bewußt, den Frieden des Toten, dem ſie 
durch eine ſolche rohe und pietätloſe Handlung ihre Verachtung 
bezeugten, und den Frieden ſeiner einſtweiligen Ruheſtätte zu 
ſtören. Das Urteil ergibt nicht, daß die Leichenhalle zugleich 
als Friedhofskapelle, alſo als ein Ort gedient habe, der i. S. 
des § 166 StGB. zu religiöſen Verſammlungen beſtimmt ge⸗ 
weſen ſei. Die BeſchwF. haben ihren beſchimpfenden Unfug 
auch nicht „an einem Grabe“ verübt, wie dies der Tatbeſtand 
des § 168 StGB. voransſetzt. Ihre Handlung fällt auch ſonſt 


unter kein Strafgeſetz. Sie iſt namentlich nicht nach § 360 
Ziff. 11 SGB. ſtrafbar. Denn die Ruhe des Publikums iſt 
durch den Auftritt nicht geſtört worden. Ebenſowenig iſt der 
äußere Beſtand der öffentlichen Ordnung unmittelbar geſtört 
oder gefährdet worden (vgl. RGSt. 64, 250 [253]). Übrigens 
würde die Übertretungsſtrafe auch keine Sühne ermöglichen, die 
dem geſunden Volksempfinden als eine gerechte Vergeltung für 
die Störung der Toteuruhe erſcheinen könnte (vgl. RGSt. 70, 
355 [356] JW. 1937, 702 is m. Anm.; RGSt. 70, 360 [362] = 
JW. 1937, 167% m. Anm.). Der Gefeggeber würde einen ſol⸗ 
chen Vorgang, der nach dem Grundgedanken des § 168 StGB. 
und nach geſundem Volksempfinden unbedingt Strafe verdient, 
im § 168 StGB. mit Strafe bedroht haben, wenn er an dieſen 
Fall gedacht hätte. Dieſe unbeabſichtigte Lücke des $ 168 StGB. 
iſt ſomit, wie es das LG. getan hat, gemäß $ 2 StGB. durch 
entſprechende Anwendung des $ 168 StGB. zu ſchließen, deſſen 
Grundgedanke auf die Tat am beſten zutrifft (vgl. RGSt. 70, 
173 [1751 = JW. 1936, 1673 15). 

Daß das Publikum in ſeiner unbeſtimmten Allgemeinheit 
durch den an einem Grabe verübten beſchimpfenden Unfug in 
ſeinem Rechtsfrieden unmittelbar verletzt oder gefährdet werde, 
ſetzt der $ 168 StGB. nicht voraus. 

(RG., 5. StrSen. v. 13. Sept. 1937; 5D 578/37.) 
* 

5. RG. — $ 169 StGB. Perſonenſtandsfälſchung durch 
wahrheitswidriges Vaterſchaftsanerkenntnis. 

Die vor dem AG. wahrheitswidrig erklärte Anerkennung 
der Vaterſchaft des unehelichen Kindes der K. enthält ein voll⸗ 
endetes Vergehen gegen § 169 StGB. Daß die Anerkennung im 
Perſonenſtandsregiſter vermerkt wird, iſt zur Anwendbarkeit des 
Geſetzes nicht erforderlich. 

Die danach beantragte Ehelichkeitserklärung des Kindes 
durch eine Verfügung der Staatsgewalt ($ 1723 BGB.) würde 
eine weitere Veränderung des Perſonenſtandes herbeigeführt 
haben. Dieſen Erfolg hat der BeſchwF. durch feinen Antrag her⸗ 
beiführen wollen. Er iſt daher in dieſem Falle mit Recht wegen 
eines verſuchten Vergehens gegen § 169 StGB. verurteilt wor⸗ 
den. Von Notſtand kann hier keine Rede ſein. Eine Gefahr für 
Leib oder Leben kommt überhaupt nicht in Frage. Die Gefahr 
ſtrafrechtlicher Verfolgung konnte der Angekl. vermeiden, wenn 
er den Antrag auf Ehelichkeitserklärung unterließ. Gegen die Be⸗ 
handlung der zweiten Tat als einer weiteren ſelbſtändigen Hand⸗ 
lung (8 74 StGB)) find rechtliche Bedenken nicht zu erheben. 

(RG., 3. Str Sen. v. 20. Sept. 1937, 3 D 581/37.) 
* 

6. RG. — $ 174 Abſ. 1 Ziff. 3 StGB. Es iſt für die An⸗ 
wendung des § 174 Abſ. 1 Ziff. 3 StGB. nicht erforderlich, daß 
der Täter in der Heilkunde bzw. Krankenpflege fertig ausge⸗ 
bildet iſt und eine abſchließende Prüfung beſtanden hat. 


Die Strafbeſtimmung des § 174 Abſ. 1 Ziff. 3 ſoll dem 
Schutze der Kranken und Pflegebedürftigen in Hinblick auf 
das Abhängigkeitsverhältnis dienen, das zwiſchen ihnen und 
den ſie betreuenden „Medizinalperſonen“ in der Regel beſteht 
(RES. 70, 299/300 = JW. 1936, 3195 1s; RGSt. 71, 9 = 
JW. 1937, 756 25). 

Allerdings wird ein Anwärter, der eben erſt die Kranken⸗ 
pflege zu erlernen beginnt, noch nicht ohne weiteres als Me⸗ 
dizinalperſon i. S. der genannten Strafbeſtimmung gelten kön⸗ 
nen. Denn er bedarf zunächſt der eigenen Beaufſichtigung und 
Anleitung; er wird in der erſten Zeit zumeiſt keinerlei Selb⸗ 
ſtändigkeit in der Krankenpflege und demgemäß vorerſt keine 
Anordnungsbefugnis gegenüber den Pflegebefohlenen haben. 
Zwiſchen ihm und dem Kranken beiteht deshalb regelmäßig in 
der erſten Ausbildungszeit noch kein Abhängigkeitsverhältnis, 
wie es 8 174 SGB. im Auge hat. 

Hat jedoch der Krankenpfleger nach einiger Zeit die 
grundlegenden Kenntniſſe und Fertigkeiten erworben, ſo wird 
ihm auch von ſeinem Vorgeſetzten nach und nach größere 
Selbſtändigkeit eingeräumt und eine gewiſſe Anordnungsbefug⸗ 
nis übertragen werden. Iſt das geſchehen, ſo beſteht zwiſchen 
dem Kranken und ſeinem Pfleger ein Abhängigkeitsverhältnis 
i. S. von § 174 Abſ. 1 Nr. 3 StGB. 
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Dieſes Überordnungsverhältuis zwiſchen dem Kranken und 
ſeinem mit einiger Selbſtändigkeit und gewiſſen Anordnungs⸗ 
befugniſſen verſehenen Pfleger iſt das entſcheidende Merkmal 
(RGSt. 70, 300 oben; 71, 9). 


(NG. 4. StrSen. v. 24. Sept. 1937, 4 D 438/37.) 
* 


7. RG. — 8 175 a Nr. 4 StGB. Zum Begriff der „ges 
werbsmäßigen“ Unzucht unter Männern. 


Der Tatbeſtand einer gewerbsmäßigen Straftat iſt erfüllt, 
wenn der Täter eine ſtrafbare Handlung in der Abſicht be— 
gaugen hat, fie zu wiederholen und ſich aus der wiederholten 
Begehung eine Einnahmequelle von gewiſſer Dauer zu ver— 
ſchaffen (RGSt. 53, 59; 56, 54; 58, 19). Es kommt daher nur 
darauf an, daß der Angekl. dieſe Abſicht während der Dauer 
ſeines fortgeſetzten unzüchtigen Verkehrs in irgendeinem Fall 
einmal gehabt hat, wie es die Str. mit den Worten aus- 
drückt, der Angekl. habe ſein Verhältnis zu M. eine kurze Zeit 
zu Anfang als Entlohnung für gewiſſe Dienſte auffaſſen kön⸗ 
nen, es ſpäter aber als eine gute Gelegenheit betrachtet, auf 
Koſten des Genannten zu leben. Der Umſtand, daß dieſe Ab- 
ſicht im Verlauf einer Reihe in Fortſetzungszuſammenhang 
ſtehender, unſelbſtändiger Einzelhandlungen hervorgetreten iſt, 
ſteht der Annahme einer gewerbsmäßigen Begehung nicht ent- 
gegen (RGSt. 58, 19 [20—24]; 60, 216). Das ſtrafbare Ver⸗ 
halten des Angekl. hat nicht dadurch den Charakter der Ge— 
werbsmäßigkeit i. S. des $ 175 a Nr. 4 StGB. verloren, daß 
ſich ſeine Abſichten darauf beſchränkten, ſich von dem Mitange⸗ 
klagten — nicht auch von anderen Männern — gegen Entgelt 
mißbrauchen zu laſſen. Der Begriff der gewerbsmäßigen Un⸗ 
zucht von Frauensperſonen, die bisher allein unter eine be⸗ 
ſondere Strafbeſtimmung geſtellt war, iſt allerdings nach der 
ſtändigen Rſpr. nicht für erfüllt erachtet worden bei der Hin⸗ 
gabe nur an einen beſtimmten einzelnen Mann, ohne die Ab⸗ 
ſicht, ſich in Zukunft einem unbeſtimmten Kreiſe anderer Män⸗ 
ner gegen Entgelt preiszugeben (Urt. des Sen. v. 9. Okt. 1900: 
Goltd Arch. 47, 441; RGSt. 41, 59; 45, 264). Dieſe auf der ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung und dem beſonderen polizeilichen Zweck 
des weſentlich auch dem Kampf gegen die Verſchleppung von 
Geſchlechtskrankheiten in weite Kreiſe gewidmeten § 361 Nr. 6 
StGB. a. F. beruhende Rechtsanſchauung iſt auf die — ſtets 
widernatürliche — Unzucht unter Männern nicht zu übertra⸗ 
gen. Hier handelt es ſich um Tatbeſtände, die in jedem Falle 
ſchon für ſich allein mit Strafe bedroht ſind, während die von 
einer Frauensperſon betriebene Unzucht überhaupt erſt durch 
das Merkmal der Gewerbsmäßigkeit ſtrafbar wurde. Geht aber 
ein Mann, wie es der Angekl. getan hat, von der Abſicht aus, 
den ſtrafbaren Tatbeſtand der widernatürlichen Unzucht ſeines 
Erwerbes wegen im Verkehr auch nur mit ein und demſelben 
Partner fortgeſetzt zu wiederholen, ſo handelt er gewerbsmäßig. 
Anders als im Falle des $ 361 Nr. 6 StGB. in der bis zum 
Inkrafttreten des Geſ. zur Bekämpfung der Geſchlechtskrank⸗ 
heiten v. 18. Febr. 1927 (REGBL. I, 61) geltenden Faſſung deckt 
ſich der Begriff der Gewerbsmäßigkeit i. S. des § 175 4 Nr. 4 
StGB. mit dem gleichen Rechtsbegriff im Tatbeſtand der Heh⸗ 
lerei nach § 260 StGB. Geradeſo wie es zur Annahme ge⸗ 
werbsmäßiger Hehlerei genügt, wenn der Hehler zum Zwecke 
dauernden Erwerbs fortgeſetzt von ein und derſelben 
Perſon Sachen erwirbt, die dieſe durch ſtrafbare Handlungen 
erlangt hat (vgl. die ſoeben angeführten RGuUrt.), jo iſt das 
Merkmal der Gewerbsmäßigkeit i. S. des § 175 Nr. 4 StGB. 
gegeben, wenn ſich der Täter, wie der Angekl., auch nur von 
ein und demſelben anderen Manne zu Erwerbszwecken fort⸗ 
geſetzt mißbrauchen läßt. 


Das Merkmal der Gewerbsmäßigkeit wird auch dadurch 
nicht ausgeſchaltet, daß die Zuwendungen „im weſentlichen auf 
dem perſönlichen Verhältnis“ zwiſchen M. und dem Angekl. be⸗ 
ruhten. Das erwähnte Tatbeſtandsmerkmal ſetzt nur auf ſeiten 
des Täters die Erwartung eines Entgelts voraus. Es kommt 
nicht darauf an, daß der andere Teil dieſe Erwartung erkannt 
hat und auf ſie eingegangen iſt. Daher iſt es auch unerheblich, 
ob ſich M. bei feinen Zuwendungen an den BeſchwF. von einer 
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beſonderen perſönlichen Zuneigung dieſem gegenüber oder von 
ſonſtigen Beweggründen hat beeinfluſſen laſſen. 
(R., 3. StrSen. v. 18. Sept. 1937; 3 D 382/37.) 
* 

8. RG. — 88 222, 230 StGB. Die ſtrafrechtliche Verant⸗ 
wortlichkeit des Unternehmers, Betriebsleiters uſw. i. S. der 
$$ 222, 230 StGB. richtet ſich nach dem StGB. Der 8 913 
NO. iſt dafür belanglos. 

8913 RVO. regelt nur die Frage, ob und wieweit der 
Unternehmer die Pflichten, die ihm auf Grund der RVO. ob 
liegen, auf Betriebsleiter und andere Perſonen übertragen kann, 
und inwiefern, wenn dies geſchehen iſt, Zuwiderhandlungen ſol— 
cher Stellvertreter gegen Vorſchriften, die den Unternehmer mit 
Strafe bedrohen, an den Stellvertretern beſtraft werden kön⸗ 
nen. Das ergibt ſich auch unmittelbar aus der Vorſchrift des 
§ 903 RV O., die erkennbar davon ausgeht, daß ſich die Straf: 
rechtliche Verautwortlichkeit nach den Beſtimmungen des Straf: 
rechtes bemißt. 

(RG., 3. StrSen., U. v. 15. Sept. 1937, 3 D 481/37.) 
* 
n 9. RG. — 88 274, 263 StGB. Durchſchriften als Ur: 
kunden i. S. des $ 274 StGB. 

1. Der Verurteilung des Angel. J. wegen ſchwerer Ur- 
kundenfälſchung in Tateinheit mit Betrug liegt nach dem Zu⸗ 
ſammenhang der Urteilsgründe folgender Sachverhalt zugrunde. 
Der Angekl. trug mehrfach in dem ihm als Kellner ausge 
händigten Bonbuch bei ihm beſtellte Speiſen und Getränke 
mittels Blaubogens im Durchſchreibeverfahren zunächſt nur 
ihrer Art nach ein. Nach Heraustrennung des grünen für die 
Beſtellung bei der Küche dienenden Bons ſetzte er auf dieſem 
und weiter auf der im Bonbuch verbleibenden weißen Durch— 
ſchreibeſeite, hier wieder unter Blaubogenverwendung, Anzahl 
und Preis für die beſtellten Waren voneinander abweichend 
ein. Die farbigen Bons lauteten dabei über eine größere Zahl 
und über einen höheren Geſamtpreis als die im Bonbuch ver⸗ 
merkten Angaben, auf deren Grundlage dann abends mit dem 
Geſchäftsführer abgerechnet wurde. 


Ohne Rechtsirrtum hat die Strök. den Tatbeſtand des 
Betruges als gegeben erachtet. Dagegen kann der Annahme, 
daß der Angekl. ſich auch der ſchweren Urkundenfälſchung ſchul⸗ 
dig gemacht habe, nicht beigetreten werden. Die dahin gehende 
rechtliche Würdigung des Urteils iſt zwar im einzelnen nur hints 
ſichtlich des Mitangeklagten V. näher begründet; ſie gilt aber 
auch für den Angekl. J. Das Urteil geht danach davon aus, 
daß vorliegendenfalls beweiserhebliche Urkunden i. S. von § 267 
StGB. ausgeſtellt waren. Soweit es ſich um wirkliche 
Durchſchriften handelt, find fie allerdings nicht etwa einer ein⸗ 
ſachen Abſchrift gleichzuſtellen, die regelmäßig (vgl. RGSt. 70, 
130 JW. 1936, 1376 2) der Beweiskraft entbehrt. Durch 
ſchriften ſind vielmehr verkehrsüblich mittels Durchſchreibens 
der Urſchrift und mit ihr zugleich hergeſtellte Zweitſchriften, die 
den Inhalt und die Schriftzüge der Urſchrift genau wieder⸗ 
geben. Bei Vorlage einer Durchſchrift nimmt jedermann als 
ſelbſtverſtändlich an, daß ein vollkommen gleichlautendes Schrift- 
ſtück, die Urſchrift, vorhanden iſt, und auch der Herſteller der 
Durchſchrift kennt dieſe Auffaſſung. Iſt bei Ausſtellung einer 
urſchriftlichen Urkunde in vorſtehender Weiſe verfahren, damit 
die Durchſchrift im Rechtsverkehr Verwendung finden ſoll oder 
kann, jo erhält auch die Durchſchrift die Eigenſchaft einer Ur⸗ 
kunde i. S. des § 267 StGB. Auch in ihr verkörpert ſich eine 
eigene ſchriftliche Erklärung des Ausſtellers. Beide Fertigungen 
find alsdann Urkunden (vgl. RGUrt. v. 13. Jan. 1930, 2 D 
1311/29; RGuUrt. v. 1. Dez. 1930, 2 D 1256/29; JW. 1931, 
2248). 

Zu den weſentlichen Begriffsmerkmalen der Urkunde ge⸗ 
hört, daß aus ihr oder mit ihrer Hilfe der Ausſteller ermittelt 
werden kann. Dabei iſt es aber nicht erforderlich, daß die Ur⸗ 
kunde den Ausſteller durch ſeine Unterſchrift erkenntlich macht 
oder daß ſie ſchon für ſich allein vollen Beweis über die Perſon 
des Ausſtellers liefert; es genügt, wenn aus den Umſtänden, 
auf die eine Urkunde hinweiſt, der Ausſteller für die Beteiligten 
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erkennbar iſt (R&St. 52, 312; 55, 269; 59, 38). Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen ſind gegeben, wenn — wie hier — die Perſon des 
Schreibers durch ſeine Handſchrift auf der Urſchrift der nume⸗ 
rierten Bons und auf der Durchſchrift ſeines Bonbuchs ein⸗ 
wandfrei dargetan wird. 

Der Angekl. hat aber bei dem von ihm angewandten Vor⸗ 
gehen im wirklichen Durchſchreibeverfahren bis zur Trennung 
der Urſchrift und Durchſchrift nur einzelne Worte — Bezeich⸗ 
nungen von Speiſen oder Getränken — ohne jede Angabe über 
Zahl und Preis niedergeſchrieben. Durch dieſe inhaltlich voll⸗ 
kommen unvollſtändigen Angaben konnte auch in dem Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb, für den die Bons und Bonbücher beſtimmt waren, 
für keinen der Beteiligten irgendein Gedanke erkennbar zum 
Ausdruck gebracht werden. Die Schrifterzeugniſſe, wie ſie bei 
Abbruch des Durchſchreibeverfahrens vorlagen, erfüllen dem⸗ 
nach nicht den allgemeinen Rechtsbegriff der Urkunde. Ur⸗ 
kundeneigenſchaft erhielten ſie vielmehr erſt durch die weiteren 
ergänzenden Angaben; erſt danach verkörperten ſie hinreichend 
deutlich eine Erklärung für die Beteiligten und waren auch erſt 
damit geeignet, ſei es zur Beſtellung in der Küche, ſei es zur 
Abrechnung über die Tageseinnahmen Verwendung zu finden. 
Wenn dabei dann von dem Ausſteller — außerhalb des wirk⸗ 
lichen Durchſchreibeverfahrens — auf der bisherigen Urſchrift 
und Durchſchrift voneinander abweichende Eintragungen vor⸗ 
genommen wurden, die bei der einen auf dieſe Weiſe nunmehr 
erſt zur Entſtehung gelangten Urkunde inhaltlich der Wirklich⸗ 
keit nicht entſprachen, ſo fällt dies nicht unter den Begriff der 
Urkundenfälſchung, ſondern unter den der ſogenannten ſchrift⸗ 
lichen Lüge. Es liegt keine Verfälſchung vor, die das Vor⸗ 
handenſein einer wirklichen Urkunde zur Vorausſetzung hat; 
auch eine fälſchliche Anfertigung einer Urkunde muß ausſchei⸗ 
den, denn es fehlt an dem dafür nach ſtändiger Rſpr. weſent⸗ 
lichen Erfordernis, daß der Urkunde der Schein verliehen wird, 
als ſei ſie von einer anderen Perſon ausgeſtellt, als es in 
Wirklichkeit geſchehen iſt. Die Verurteilung wegen Urkunden⸗ 
fälſchung iſt daher zu Unrecht erfolgt und muß fortfallen. 

2. Der Angekl. L. entfernte mehrfach aus den von ihm 
geführten Bonbüchern weiße Durchſchreibeſeiten; bei der Ab⸗ 
vechnung übertrug er die aufgerechneten Beträge unter Über⸗ 
ſpringung der fehlenden Seiten und ohne Rückſicht auf die 
von den verwendeten Bons auf die fehlenden Seiten durch 
geſchriebenen Summen. Hiernach ſteht feſt, daß die Durch⸗ 
ſchreibeſeiten zunächſt im ordnungsmäßigen Durchſchreibever⸗ 
fahren vollſtändig ausgefüllt waren. Damit waren ſie aber Ur⸗ 
kunden im Rechtssinne geworden; inſoweit kann auf die Aus 
führungen unter 1. verwieſen werden. Wenn die rechtliche 
Würdigung des Sachverhalts durch die Str. auch recht knapp 
iſt, fo läßt doch die Annahme, daß der Angekl. durch fein Tun 
den Tatbeſtand des § 274 Abſ. 1 StGB. und den des 8 263 
SGB. verwirklicht hat, im Ergebnis hiernach einen Rechts⸗ 
zrrtum nicht erkennen. 

(RG., 2. Str Sen. v. 2. Sept. 1937; 2D 448/37.) 
%* 
++ 10. RG. — 88 302 a—e StGB. Zum Begriff der „Not⸗ 
lage“ im Sinne der Wuchergeſetzgebung. 

Das LG. hält zum mindeſten bei einzelnen der abgeurteil⸗ 
ten Teilfälle für feſtgeſtellt, daß der Darlehnsnehmer ein „not⸗ 
wendiges und unaufſchiebbares Bedürfnis“ — gemeint nach 
Geldmitteln zur Beſtreitung des Lebensunterhaltes für ſich und 
ſeine Familie — gehabt habe, aber nicht in der Lage geweſen 
ſei, es anders als durch Inanſpruchnahme des Kredits oder fon- 
ſtiger Hilfe Dritter zu befriedigen. Es ſieht aber das Merkmal 
der Notlage nicht als gegeben an, weil in ſämtlichen Fällen die 
wirtſchaftliche Exiſtenz der Darlehnsſucher nicht ernſtlich gefähr⸗ 
det geweſen ſei, wie es die bisherige Rſpr. vorausſetze. Dieſer 
Standpunkt ift rechtsirrig. Er beruht auf einer mißverſtändlichen 
Auslegung der hierzu ergangenen Entſch. 

Allerdings hat das RG. in zahlreichen Urteilen die Frage 
der Notlage von dieſem Umſtande abhängig gemacht. Es han⸗ 
delte ſich dabei aber um Fälle, in welchen der Darlehnsnehmer 
noch verwertbare, insbeſ. werbende Vermögensanlagen beſaß, 
durch deren Veräußerung oder Beleihung er die erſtrebten Geld⸗ 
mittel hätte beſchaffen können. Bei ſolcher Sachlage iſt davon 
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ausgegangen, daß die Verwertung dieſer Vermögensſtücke dem 
Kreditſuchenden dann nicht zugemutet werden könne, wenn er 
dadurch feine Erwerbsquellen verſchüttet oder ſonſt die Grund⸗ 
lagen ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz gefährdet haben würde. 
Das iſt entſprechend auch für die Fälle angenommen worden, 
in welchen die Mittel zur Erhaltung dieſer Exiſtenzgrundlage 
benötigt wurden, aber anders als im Kreditwege nicht aufzu⸗ 
bringen waren. Beide Fälle ſind für ſchutzbedürftig und ſchutz⸗ 
würdig erachtet und als Notlage im Sinne der Wuchergeſetze 
angeſehen. Dabei iſt das Beſtehen einer Notlage in allen den 
Fällen als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, in welchen Mittel zur 
Befriedigung der Lebensbedürfniſſe oder zur Abwendung drohen⸗ 
der Zwangsvollſtreckung in zur Lebenshaltung nötiges Beſitztum 
im Kreditwege geſucht werden müſſen, Erwerbsquellen aber nicht 
oder nicht ausreichend beſtehen, auch keine Vermögensrücklagen 
vorhanden ſind, deren Verwertung ohne Verluſt möglich iſt und 
billigerweiſe zugemutet werden kann. 

Auch die Hilfserwägung des LG., dem Angekl. ſei zwar 
die Lage der Darlehnsnehmer bewußt geweſen, er habe aber 
auch die Rſpr. gekannt und ſich zum mindeſten über den Be⸗ 
griff der Notlage geirrt, trägt die Freiſprechung nicht. Zum in⸗ 
neren Tatbeſtand für dieſes Merkmal genügt es, daß der Täter 
die Umſtände, welche die Notlage bedingen, kennt oder als mög⸗ 
licherweiſe gegeben annimmt und in ſeinen Willen aufnimmt 
(RGSt. 18, 419, 424). Ein Irrtum des Täters, daß durch 
ſie der Rechtsbegriff der Notlage nicht erfüllt werde, wäre als 
Strafrechtsirrtum unbeachtlich und kein Schuldausſchließungs⸗ 
grund i. S. des 8 59 StGB. 


(RG., 3. Str Sen. v. 15. Sept. 1937, 3 D 302/37.) 


* 

* 11. RG. — 8 336 StGB.; 88 211 ff., 421 ff. RAbgO. Auch 
ſoweit die Fina. Entſcheidungen über Beſtehen oder Nichtbe⸗ 
ſtehen einer Steuerpflicht zu treffen haben, können die damit 
leitend oder entſcheidend befaßten Beamten ſich der Rechts⸗ 
beugung ſchuldig machen. 

1. Vorausſetzung für die Anwendung des $ 336 Stc GB. iſt 
zunächſt, daß dem Täter die Leitung oder Entſch. einer „Rechts⸗ 
ſache“ obliegt. Dieſer Begriff hat im § 336 StGB. dieſelbe Be⸗ 
deutung wie in den 88 334 und 356 StGB. und umfaßt jeden⸗ 
falls alle Rechtsangelegenheiten, bei denen mehrere „Parteien“ 
ſich mit entgegenſtehenden rechtlichen Intereſſen ſtreitend ein⸗ 
ander gegenüberſtehen können, und über welche nicht durch Ver⸗ 
waltungsakte zu befinden, ſondern verantwortlich nach Rechts⸗ 
grundſätzen zu entſcheiden iſr. Der Begriff der Rechtsſache be⸗ 
dingt nicht eine ſolche, die durch einen Richter i. S. des Geſetzes 
zu behandeln iſt, vielmehr genügt es, daß der Beamte wie ein 
Richter Entſch. zu treffen hat. Als hierher gehörige Rechtssachen 
hat daher auch die Rſpr. z. B. Strafbeſcheide und Strafver⸗ 
fügungen der beamteten Mitglieder von Verwaltungsbehörden 
anerkannt (RGSt. 25, 276, 277; 26, 56, 58). Daß das Geſetz 
den Ausdruck „Parteien“ verwendet, es aber nach heutiger 
Rechtsauffaſſung nicht annehmbar iſt, den Vertreter der Staats» 
führung wie eine Partei auf eine Ebene mit einem Beſchuldig⸗ 
ten zu ſtellen, iſt für die Anwendung des $ 336 StGB. in ſol⸗ 
chen Fällen ebenſo wie im gerichtlichen Strafverfahren ohne Be⸗ 
deutung. So iſt auch ein Dienſtſtrafverfahren als Rechtsſache 
i. S. des § 336 StGB. anzuſehen, wobei der beſchuldigte oder 
verdächtigte Beamte als „Partei“ zu gelten hat (RGSt. 69, 213 
JW. 1935, 2968 8). Für das kommende Strafrecht iſt eine 
Erweiterung des Täterkreiſes dadurch in Ausſicht genommen, 
daß der Begriff „Beamte“ durch „Amtsträger“ und „Partei“ 
durch „Beteiligte“ erſetzt werden ſoll (Gürtner, „Das kom⸗ 
mende deutſche Strafrecht“, Beſ. Teil, 2. Aufl., S 317). Auch 
dies läßt erkennen, daß hier ſchon nach heutiger Rechtsauffaſ 
ſung der Begriff der Rechtsſache nicht beſonders eng zu faſſen iſt. 

Hiernach beſtehen grundſätzlich keine Bedenken dagegen, zu 
den Rechtsſachen i. S. des § 336 StGB. auch Stenerſachen zu 
rechnen, in denen es ſich um entgegenſtehende Belange des 
Trägers der Steuerhoheit und des Stpfl. handelt, ſoweit dabei 
Entſch. nach Rechtsgrundſätzen zu treffen ſind. Daß der StPfl. 
eine Verpflichtung gegenüber dem Staate zu erfüllen hat, kann 
nicht entgegenſtehen; denn darum handelt es ſich auch vielfach 
bei Entſch. in anderen Verfahren, die zweifellos Rechtsſachen in 
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dem hier behandelten Sinne ſind. Zu berückſichtigen iſt auch, 
daß nach § 242 RAbgO. (S 227 a. F.) in Steuerſachen der 
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten ausgeſchloſſen iſt, und 
daß an Stelle der bürgerlichen Gerichte die Entſch. Steuerge⸗ 
richten oder Steuerverwaltungsbehörden übertragen iſt. 

2. Weitere Vorausfetzung des § 336 StGB. iſt, daß es ſich 
um eine ſolche Rechtsſache handelt, in der einem Beamten die 
„Leitung oder Entſcheidung“ obliegt. Von den Beamten der 
Finanzbehörden gehören ohne weiteres hierher die beamteten 
Mitglieder der FinGer. und des RFH., die nach S 229 RAbgO. 
8 218 a. F.) über die Berufung oder die RBeſchw. im Steuer⸗ 
feſtſetzungsverfahren zu entſcheiden haben. Ihre Tätigkeit iſt 
inſoweit derjenigen der Verwaltungsgerichte im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren gleichzuſetzen. Weiter fallen hierunter die Be⸗ 
amten der Fin. und LFinel., ſoweit fie im Verwaltungsſtraf⸗ 
verfahren Strafbeſcheide erlaſſen können und auf Beſchw. zu 
entſcheiden haben (88 421 ff. RAbgO., SS 386 ff. a. F.); Diele 
Entſch. entſprechen dem gerichtlichen Strafbefehl oder der poli— 
zeilichen Strafverfügung. 

Aber auch, ſoweit die Fintl. im Steuerveranlagungsver⸗ 
fahren Entſch. über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer 
Steuerpflicht zu treffen haben, können die damit leitend oder 
entſcheidend befaßten Beamten ſich der Rechtsbeugung ſchuldig 
machen. Die ſchriftlichen Steuerbeſcheide ſind der Rechtskraft 
fähig und müſſen nach $ 211 RAbgO. a. und n. F. auch in 
ihrer Form, ebenſo wie ein Urteil, beſtimmten geſetzlichen Er⸗ 
forderniſſen genügen. Sie werden nach vorangegangenen Er⸗ 
mittlungen getroffen und bilden, ſofern ſie nicht angefochten 
werden, eine endgültige Entf. über die Steuerpflicht. Von Be⸗ 
deutung iſt in dieſem Zuſammenhang auch der Rechtsmittelzug. 
Nach § 228 Nr. 1 RAID. ($ 217 Nr. 1 a. F.) iſt gegen Steuer⸗ 
beſcheide das Berufungsverfahren gegeben, und zwar nach 8 229 
(§ 218 a. F.) RAbgO. gegen die Entſch. des Fin A. zunächſt der 
Einſpruch, über den das Fin A. ſelbſt zu entſcheiden hat. Ein⸗ 
ſpruch, Berufung und RBeſchw. ſind ſelbſtändige nacheinander 
ſtattfindende Rechtsmittelzüge der RAbgO. Das Fin A. iſt durch 
den Einſpruch gehalten, die Sache neu zu prüfen ($ 260 Abſ. 2 
RAbgO., § 244 a. F.), und einen neuen, nunmehr mit der Be⸗ 
rufung anfechtbaren Beſcheid zu erlaſſen, durch den entweder 
der angegriffene Steuerbeſcheid aufgehoben oder der Einſpruch 
zurückgewieſen wird. Die Stellung des Fin A. iſt hier etwa die 
gleiche wie die eines Richters im Beſchwerdeverfahren im $ 306 
Abſ. 2 SPD. oder einer Polizeibehörde im 8 414 Abſ. 2 StPO. 
Auch in dieſen Fällen würden aber die Beamten ſich bei ihrer 
Entſch. einer Rechtsbeugung ſchuldig machen können. Hiernach iſt 
grundſätzlich nicht nur für das Einſpruchsverfahren, ſondern 
auch ſchon für das vorangehende Steuerveranlagungsverfahren 
die Möglichkeit einer Rechtsbeugung auch für Beamte des Fin A. 
zu bejahen. 

3. Im vorl. Falle handelt es ſich freilich nicht um die 
Entſch. eines Find, ſondern um die einer gemeindlichen Stelle. 
Das GrErwStG. v. 11. März 1927 (RGBl. I, 72) enthält in 
verfahrensrechtlicher Hinſicht nur vereinzelte Beſtimmungen, dar⸗ 
unter § 29 a. F., wonach die Steuerſtelle die Steuer feſtſetzt 
und einen Steuerbeſcheid erteilt; im übrigen iſt inſoweit die 
RAbgO. maßgebend. Die Steuerfeſtſetzung erfolgt in Preußen 
durch die von der preußiſchen Regierung beſtimmten gemeind- 
lichen Stellen; deren Zuſtändigkeit als Steuerſtelle beruht auf 
8 39 FinAusgl®. v. 27. April 1926 (RGBL. I, 203) und feit 
dem 1. April 1932 auf § 482 RAID. Die ſtädtiſchen Steuer⸗ 
ſtellen haben danach bei der Grunderwerbſteuer die Stellung 
des Fin A. 

(RG., 2. StrSen. v. 26. Aug. 1937; 2 D 142/37.) 
* 


* 12. RG. — 8 354 StGB. Unterdrückung von Nachnahme⸗ 
paketen durch Aushändigung an den Empfänger ohne Bezah⸗ 
lung der Nachnahme, auch wenn der Empfänger zahlungsfähig 
iſt und hinterher ohne Verzug zahlt. 

Die Str. hat den BeſchwF., einen Tabakgroßhändler, mit 
Recht auf Grund der SS 354, 48 StGB. als Anſtifter zur Unter⸗ 
drückung von Poſtſendungen beſtraft. Der Hauptangeklagte R. 
hat ſich von dem BeſchwF. überreden laſſen, in ſeiner Eigen⸗ 


ſchaft als Poſtagent etwa zwei Jahre lang bis zu ſeiner im 
Juni 1936 geſchehenen Amtsenthebung fortgeſetzt Nachnahme⸗ 
pakete, die für den BeſchwF. ankamen, dieſem ſchon vor der 
Zahlung der Nachnahmebeträge auszuhändigen. Es hat ſich 
allerdings nicht beweiſen laſſen, daß dem BeſchwF. jemals die 
Mittel zur Zahlung der Nachnahmebeträge nicht zu Gebote ge- 
ſtanden hätten, und jedenfalls hat er immer mindeſtens fo 
ſchnell vollſtändig gezahlt, daß der Reichspoſt kein Schaden eut⸗ 
ſtanden und dem übergeordneten Poſtamt nichts aufgefallen iſt. 
Die Strͤ. unterſtellt daher zugunſten der beiden Angekl., daß 
für ihr Verhalten keine anderen Beweggründe vorhanden 
waren als Bequemlichkeit des Beſchwßy. — der ſich die beſon⸗ 
deren Wege zum Herbeiholen von Geld ſparen wollte, das er 
gerade nicht bei ſich trug — Gefälligkeit des Poſtagenten R. und 
Nachläſſigkeit beider Angekl. in der Beachtung der poſtamtlichen 
Vorſchriften, die auch dem Bein. ſoweit bekannt waren, daß 
er genau wußte, der Poſtagent dürfe ihm Nachnahmeſendungen 
nicht ohne Bezahlung der Nachnahmen aushändigen. Dieſe Um⸗ 
ſtände können jedoch den BeſchwF. nicht vor der Beſtrafung 
ſchützen. 

Unbedenklich, auch von der Rev. nicht bemängelt, iſt die 
Annahme, daß der Hauptangeklagte R. in ſeiner Eigenſchaft 
als Poſtagent ein Poſtbeamter i. S. des $ 354 StGB. war. Er 
hat die Nachnahmepakete, die er an den Beſchw§. ohne Bezah⸗ 
lung der Nachnahme aushändigte, i. S. des 8 354 StGB. unter⸗ 
drückt. Das RG. hat in dem Urt. v. 28. Okt. 1935, 3 D 722/35: 
JW. 1936, 513 16 = DRZ. 1935 Sp. 689 Nr. 677 ſchon gebilligt, 
daß wegen Vergehens nach § 354 StGB. ein Poſtagent beſtraft 
wurde, der eine an ihn ſelbſt gerichtete Nachnahmeſendung ohne 
Bezahlung der Nachnahme aus dem amtlichen Poſtbetrieb ent- 
nommen hatte. In dem jetzt hier gegebenen Falle der Aus⸗ 
händigung an einen anderen iſt die Schuld zwar geringer, weil 
das Verhalten des Poſtagenten R. nicht eigennützig war, aber 
in den entſcheidenden Punkten für die Anwendung des § 354 
SGB. liegt der Fall nicht anders. Denn nach § 21 Nr. Vff. 
PoſtO. v. 30. Jan. 1929 (RGBl. J, 33) hätte der Poftagent die 
Sendungen nur gegen Zahlung der Nachnahmebeträge aushän- 
digen dürfen; mangels Zahlung hätte er die Pakete entweder 
alsbald oder nach Ablauf der Einlöſungsfriſt an den jeweiligen 
Abſender zurückgehen laſſen müſſen. Dieſem ordnungsmäßigen 
Gang der Poſtbeförderung entzog er die Pakete, indem er ſie 
ſchon vor der Bezahlung der Nachnahme aushändigte und da⸗ 
durch den Gewahrſam der Poſt vollkommen preisgab, ſo daß 
der Eingang der Nachnahmebeträge dann allein von der Zah⸗ 
lungsfähigkeit und dem Zahlungswillen des BeſchwF. abhängig 
war. 

Es handelt ſich bei dieſem Verſtoße des Poſtagenten R. 
nicht um eine bloße Vernachläſſigung poſtamtlicher Vorſchriften 
von rein innerdienſtlicher Bedeutung, die das Vertrauen der 
Allgemeinheit auf die Zuverläſſigkeit des Poſtbetriebs nicht be- 
rühren und daher der dienſtſtrafrechtlichen Ahndung überlaſſen 
bleiben können (vgl. RGSt. 47, 68); es kann insbeſ. gegen die 
Anwendung des § 354 StGB. nicht eingewendet werden, daß 
der Poſtagent die Pakete ja gerade an den ausgehändigt habe, 
dem fie zugehen ſollten, und daß die Abſender durch die Haf⸗ 
tung der von den Angekl. im Ergebnis nicht geſchädigten Poſt 
geſichert geweſen, alſo in ihrem Vertrauen auf die Zuverläſſig⸗ 
keit der Poſt nicht getäuſcht worden ſeien. Denn bei der Be⸗ 
handlung von Nachnahmeſendungen hat die Poſt nicht nur den 
Verſand auszuführen, ſondern auch dafür zu ſorgen, daß der 
Abſender das Eigentum an der Sendung nicht eher verliert, 
als bis der Eingang der auf dem Gute liegenden Nachnahme 
durch Zahlung des Empfängers der Sendung an die Poſt ge⸗ 
ſichert iſt; das Vertrauen der Allgemeinheit auf die Zuver— 
läſſigkeit der Poſt bezieht ſich alſo bei einer Nahnahmeſendung 
nicht bloß auf die Beförderung des Gutes, ſondern auch darauf, 
daß die Poſt das Einziehen des Nachnahmebetrags für den 
Abſender in einer Art und Weiſe beſorgt, die dem Abſender zu 
ſeiner Sicherheit das Verſandgut wahrt, bis die Zahlung des 
Nachnahmebetrags für den Abſender an die Poſt geleiſtet iſt. 
Andererſeits haftet die Poſt nach § 21 Nr. X PoſtO., falls eine 
Nachnahmeſendung ohne ordnungsmäßige Einziehung des Nach- 
nahmebetrags ausgehändigt wird, weder unbeſchränkt für allen 
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Schaden, der dem Abſender aus dem ordnungswidrigen Ver⸗ 
fahren erwächſt, noch ohne weiteres für den vollen Betrag der 
Nachnahme, ſondern nur für den entſtandenen unmittelbaren 
Schaden bis höchſtens zum Betrage der Nachnahme; und auch 
den hiernach begrenzten Schadenserſatz kann der Abſender 
naturgemäß nicht ohne Beweisſchwierigkeiten und Verzögerun⸗ 
gen erlangen. Die Abfender der ohne Zahlung ausgehändigten 
Sendungen wurden alſo durch das Verhalten der Angekl. ge⸗ 
fährdet, und das Vertrauen auf die Zuverläſſigkeit des Poſt⸗ 
verſands unter Nachnahme müßte ſchwinden, wenn ein ſolches 
Verhalten häufig geübt würde. Demgegenüber iſt es unerheb⸗ 
lich, ob der BeſchwF. zahlungsfähig und zahlungswillig war 
und ob er nachträglich ohne Verzug gezahlt hat. 

Zum inneren Tatbeſtande des Vergehens nach § 354 
SSR. bei dem Angekl. R. und der Anſtiftung bei dem Beſchwß. 
war hier nichts weiter erforderlich, als daß beide den äußeren 
Tatſachenhergang kannten und das Bewußtſein hatten, der 
Poſtagent handele dabei gegen die poſtdienſtlichen Vorſchriften; 
denn daraus ergab ſich die Kenntnis der Angekl. von der Rechts⸗ 
widrigkeit ihres Vorgehens, ſoweit eine ſolche Kenntnis über⸗ 
haupt zur Strafbarkeit nach § 354 StGB. gehört (vgl. RGSt. 
35, 81/82), nämlich die Kenntnis davon, daß keine mit Geſetzes⸗ 
kraft ausgeſtattete Vorſchrift vorhanden war, die es im ge⸗ 
gebenen Falle erlaubte oder ſogar erforderte, die Sendung — 
wie z. B. infolge einer amtlich verhängten Poſtſperre — an⸗ 
ders als nach den gewöhnlichen poſtdienſtlichen Vorſchriften zu 
behandeln. Dieſer innere Tatbeſtand iſt den Feſtſtellungen der 
Str. zweifelsfrei zu entnehmen. 


Rechtlich einwandfrei iſt ferner die Annahme des LG., daß 
der BeſchwF. als Anſtifter auf Grund des § 354 StGB. zu be⸗ 
ſtrafen iſt, obgleich er nicht Poſtbeamter iſt (NGSt. 28, 101/102). 

Auch das weitere Vorbringen der Rev. iſt unzutreffend. Nach 
der Anſicht der Strst. hat der BeſchwF. auf Grund eines Ge⸗ 
ſamtvorſatzes, alſo in fortgeſetzter Handlung, aber doch immer 
wieder „in verſchiedenen Fällen“ auf den Poſtagenten R. ein- 
gewirkt und dadurch die Herausgabe der Pakete vor der Zah⸗ 
lung der Nachnahmebeträge erreicht und hat auch R. auf Grund 
eines Geſamtvorſatzes, alſo fortgeſetzt, gehandelt. Ein ſolcher 
Sachverhalt iſt tatſächlich und rechtlich möglich. Entgegen der 


Behauptung der Rev. ſteht in der Rſpr. des RE. feſt, daß noch 


während der Ausführung einer fortgeſetzten Straftat der Täter 
zu einzelnen Teilhandlungen beſonders angeſtiftet werden kann 
(ogl. ſchon RGSt. 48, 206; 56, 326). 


(R., 1. StrSen. v. 24. Sept. 1937, 1D 1035/36.) 


Blutſchutzgeſetz 

13. RG. — Da 8 5 Abſ. 2 Blutſchutzc. wahlweiſe Ge⸗ 
fängnis oder Zuchthaus androht, kann bei Verurteilung zu Ge⸗ 
fängnisſtrafe nicht daneben auf Verluſt der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte erkannt werden. 
„Das LG. hat gegen den Angekl. wegen Verbrechens gegen 
88 2 und 5 Abſ. 2 Blutſchutzcgh. neben einer Gefängnis ſtrafe 
von einem Jahr und ſechs Monaten auf Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte für die Dauer von drei Jahren erkannt. Das 
war unzuläſſig. Da das Geſetz den Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte neben der Gefängnisſtrafe nicht ausdrücklich zuläßt, 
durfte auf die erwähnte Nebenſtrafe nur erkannt werden, wenn 
die Gefängnisſtrafe infolge Annahme mildernder Umſtände an 
die Stelle der Zuchthausſtrafe trat ($ 32 Abſ. 1 StGB.) An 
dieſer Vorausſetzung fehlte es hier, denn der 8 5 Abſ. 2 Blut⸗ 
ſchutzch. v. 15. Sept. 1935 droht wahlweise Gefängnis oder 
Zuchthaus an, ohne mildernde Umſtände vorzuſehen. Auch im 
Wege entſprechender Rechtsanwendung (§ 2 StGB.) kann in 
dieſem Fall der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nicht aus⸗ 
geſprochen werden, wie in NGSt. 70, 218 (220) JW. 1936, 
1780 10 näher dargelegt iſt. 


(RG., 5. Str Sen. v. 20. Sept. 1937, 5 D 616/37.) 


Reichsſtraßenverkehrsordnung 


14. RG. — Aus 8 25 NStraßVerkO. iſt eine Pflicht, 
dauernd die äußerſte rechte Seite der Fahrbahn einzuhalten, 
nicht abzuleiten. In der Ausf Anw. zu § 26 Abſ. 1 NStraß⸗ 
VerkO. iſt nur geſagt, aus der allgemeinen Verkehrsregel des 
§ 25 folge, daß ſtets vorſorglich die rechte Seite einzuhalten ſei, 
wenn ein Ausweichen oder überholtwerden bevorſtehen könne. 
Unter der rechten Seite iſt aber nur die rechte Hälfte der 
Fahrbahn, nicht die rechte Hälfte der rechten Hälfte zu ver⸗ 
ſtehen. 

(RGB., 4. Str Sen. v. 24. Sept. 1937, 4 D 511/37.) 
* 


15. RG. — 8 27 RStraßVerkO. Vorfahrtsrecht und Vor⸗ 
fahrtspflicht. 

Das Vorfahrtsrecht wird dann praktiſch, wenn anzuneh⸗ 
men iſt, daß ſich zwei Kraftfahrzeuge etwa gleichzeitig am 
Schnittpunkt ihrer Fahrbahnen treffen würden, wobei die 
Schnelligkeit beider Fahrzeuge, ihre Länge und ihre Entfer⸗ 
nung vom Schnittpunkt zu berückſichtigen ſind. In ſolchen Fäl⸗ 
len muß der Vorfahrtspflichtige den Vorfahrtsberechtigten 
grundſätzlich vor ſich vorbeilaſſen. Nur dann darf er eine Kreu⸗ 
zung noch vor dem Vorfahrtsberechtigten befahren, wenn er mit 
Sicherheit damit rechnen kann, daß er mit feinen Kraftfahr⸗ 
zeug ohne jede Gefährdung anderer noch vor dem Vorfahrts⸗ 
berechtigten über die Kreuzung hinwegkommen werde (RGSt. 
71, 80 = JW. 1937, 1346 56 m. Anm. und RGSt. 71, 164 = 
JW. 1937, 1824 m. Anm.). Dabei muß der Vorfahrtspflich⸗ 
tige berückſichtigen, daß er dem Vorfahrtsberechtigten freie 
Weiterfahrt ermöglichen muß; er muß alſo deſſen Fahrbahn 
ſo frühzeitig überſchritten haben, daß dieſer nicht etwa einen 
Zuſammenſtoß befürchten und aus Vorſicht bremſen muß, weil 
der Vorfahrtspflichtige zu knapp an ihm vorbeifährt. Der Vor⸗ 
fahrtspflichtige darf nicht in der Erwartung in die Kreuzung 
einfahren, daß der Vorfahrtsberechtigte ihn noch vorbeilaſſen, 
alſo abſtoppen werde, um ihm die Vorfahrt zu ermöglichen. 
Insbeſondere darf der Vorfahrtspflichtige, der früher an die 
Kreuzung gelangt, ſich aber mit geringerer Geſchwindigkeit als 
der Vorfahrtsberechtigte bewegt, nicht deswegen das Vorfahrts⸗ 
recht des anderen ſchmälern, weil er früher als der Vorfahrts⸗ 
berechtigte an die Einfahrt der Kreuzung gelangt iſt (RGSt. 
71, 165 JW. 1937, 1824 % m. Anm.). 

Im vorl. Fall erkennt das Urteil grundſätzlich an, daß 
dem Angekl., der von rechts kam, das Vorfahrtsrecht zuſtand. 
Die Str. iſt jedoch der Anſicht, daß er ſich nicht darauf berufen 
konnte, weil ſich der Laſtkraftwagen des W. wenigſtens 20 m 
früher an dem Schnittpunkt der beiden Fahrtrichtungen befun⸗ 
den habe und W. deshalb ohne Rückſicht auf das Vorfahrts⸗ 
recht des Angekl. ſeine Fahrt fortſetzen durfte, weil er nach 
Lage der Sache mit Gewißheit annehmen konnte, daß er die 
Kreuzung ohne jede Behinderung des Angekl. vor dieſem würde 
überfahren können. Dieſe Feſtſtellung der Str. iſt tatſächlich 
nicht begründet. Das Gegenteil ergibt ſich ſchon aus der Tatſache, 
daß beide Fahrzeuge zuſammengeſtoßen ſind, außerdem aber 
auch aus den feſtgeſtellten Geſchwindigkeiten und Entfernungen. 
Der Laſtzug des W. befand ſich danach mit den Vorderrädern 
nur noch 4-5m vom Schnittpunkt der Fahrbahnen entfernt, 
als der Angekl. noch 25 m entfernt war. Zu dieſen 25 m brauchte 
der Angekl., der mit einer Geſchwindigkeit von 30 km fuhr, 
3 Sekunden. In dieſer Zeit legte der Laſtkraftwagen, der eine 
Geſchwindigkeit von 20 km hatte, 16,66 m zurück; ſeine Vorder⸗ 
räder wären alfo 11—12 m jenſeits des Schnittpunkts geweſen. 
Nimmt man die Länge des Laſtzugs mit 14—15 m an — ge⸗ 
nane Feſtſtellungen werden noch zu treffen ſein —, fo ergibt 
ſich auch daraus, daß beide Fahrzeuge zuſammenſtoßen mußten. 
Aus den Ausführungen des Urteils ergibt ſich weiter, daß die 
Strͤ. zu der Feſtſtellung, der Laſtkraftwagenführer habe nach 
Lage der Sache annehmen können, er werde die Kreuzung noch 
vor dem Angekl. durchfahren können, auch inſoweit aus falſchen 
Erwägungen gelangt iſt, als ſie davon ausgegangen iſt, wenn 
der Angekl. dem W. nicht die freie Durchfahrt gelaſſen habe, 
fo treffe W. daran kein Verſchulden. Danach hat die Str. an⸗ 
genommen, der Angekl. habe abſtoppen müſſen, um W. vorbet⸗ 
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zulaſſen, was nach dem oben Ausgeführten der Regelung des 
Vorfahrtsrechts widerſpricht. 

Die Anſicht des angefochtenen Urteils, der Angekl. habe 
erkennen müſſen, daß der Laſtzug erheblich früher als er an 
der Kreuzung ſein würde, und habe deswegen ſeine Fahrt ab⸗ 
ſtoppen muſſen, beruht alſo auf einem Denkfehler und auf 
einer falſchen Auslegung der Vorſchriften über das Vorfahrts⸗ 
recht. Da beide Kraftfahrzeugführer die Fahrtrichtung des an⸗ 
deren auf 50 m überſehen konnten, mußte vielmehr W. erken⸗ 
nen, daß beide Fahrzeuge ungefähr gleichzeitig die Kreuzung 
erreichen würden, und deshalb ſeine Fahrt verlangſamen oder 
anhalten und dem Angekl. die Vorfahrt laſſen. 

In der neuen Hauptverhandlung wird die Str. prüfen 
müſſen, ob dem Angekl. etwa inſoweit eine Fahrläſſigkeit zur 
Laſt fällt, als er, nachdem er erkannt hat oder hätte erkennen 
müſſen, daß ihm W. das Vorfahrtsrecht nicht einräumen werde, 
ſeinerſeits nicht das Erforderliche getan hat, um einen Zuſam⸗ 
menſtoß zu vermeiden (vgl. dazu RGUrt. 4 D 884/35 v. 25. Okt. 
1935: JW. 1936, 450) oder ob etwa die ſchlechte Beſchaffenheit 
ſeiner Bremſen urſächlich dafür geweſen iſt, daß er das nicht 
tun konnte. 

(RG., 4. Str Sen., U. v. 21. Sept. 1937, 4 D 495/37.) 
* 


16. OLG. — I. Beim Wenden auf offener Straße außerhalb 
einer Straßenkreuzung iſt ein Fall des Vorfahrtsrechts i. S. des 
§ 27 Abſ. 1 oder 2 RStraßVerkO. nicht gegeben. 

2. Von einem Kraftfahrer kann nicht gefordert werden, daß 
er ein Wendemanöver in einer geſchloſſenen Ortſchaft nur dann 
beginnt, wenn er die Gewißheit hat, das Wenden vor dem Ein⸗ 
treffen eines anderen die Straße benützenden Verkehrsteilnehmers 
beendet und die Straße wieder völlig frei gemacht zu haben. 

Der Angekl. fuhr mit ſeinem Perſonenkraftwagen zu einer 
verkehrsreichen Zeit in Nürnberg durch die G.⸗Straße ſtadtaus⸗ 
wärts. Vor einem Hauſe rechts hielt er an, ließ einen Fahrgaſt 
ausſteigen und fuhr darauf zum Zwecke des Wendens nach links, 
um wieder ſtadteinwärts zu fahren. Da die Straßenbreite dort 
nur 7,70 m beträgt, konnte er nicht in einem einzigen Bogen wen⸗ 
den. Er fuhr deshalb bis hart an den Straßenrand, ſo daß ſein 
Wagen ſenkrecht zur Straße ſtand, und ſtieß dann langſam zurück, 
um die Wendung zu vollenden. Die Straße beſchreibt ſtadtauswärts 
geſehen eine leichte Kurve nach links. Die Sicht in dieſe Kurve, 
die etwa 40 m von der Wendeſtelle entfernt beginnt, iſt durch 
einen Baum und durch Vorgärten etwas behindert. In demſelben 
Augenblick, in dem der Angekl. ſeinen Wagen zurückſetzte, kam mit 
erheblicher Geſchwindigkeit durch die Kurve ſtadteinwärts ein Kraft⸗ 
rad mit Beiwagen gefahren. Der Führer des Kraftrades, der den 
quer zur Fahrbahn ſtehenden Wagen des Angekl. bereits in der 
Kurve erblickt hatte, glaubte, daß dieſer halten würde, bis er vor⸗ 
beigefahren ſein würde, und fuhr mit unverminderter Geſchwin⸗ 
digkeit weiter, um hinter dem Wagen des Angekl. vorbeizufahren. 
In dieſem Augenblick ſetzte der Angekl., der das Kraftrad nicht 
hatte kommen ſehen, weil er während des Zurückſtoßens durch das 
Rückfenſter ſeines Wagens den hinter dieſem liegenden Teil der 
Straße beobachtete, ſeinen Wagen langſam nach rückwärts in Be⸗ 
wegung. Das Kraftrad ſtreifte den Wagen des Angekl., wurde nach 
links geſchleudert und fuhr die ihm auf der linken Straßenſeite 
entgegenkommende Nebenklägerin an. Dieſe wurde dadurch verletzt. 

Das AG. hat den Angekl. wegen ſchwerer fahrläſſiger Kür: 
perverletzung in Tateinheit mit einer Übertretung der RStraß⸗ 
VerkO. verurteilt. Das LG. hat den Angekl. freigeſprochen. Die 
Rev. der Nebenklägerin war unbegründet. 

Das AG. ift bei der Prüfung der Rechtslage von der Auffaſ⸗ 
fung ausgegangen, daß der Angekl. während des Wendens für die 
von rückwärts kommenden Verkehrsteilnehmer vorfahrtsverpflich⸗ 
tet war, und zwar ſowohl nach Abſ. 1 als auch nach Abſ. 2 des 
827 RStraßVerkO. Dieſe Auffaſſung, der ſich das LG. nicht an⸗ 
geſchloſſen hat, iſt unzutreffend. Die Anwendung des § 27 Abſ. 1 
RStraßVerkO. ſcheidet aus, weil das Wenden nicht an einer 
Straßenkreuzung oder Straßeueinmündung erfolgte. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 27 Abſ. 2 trifft nicht zu, weil der Angekl. kein dem 
Kraftradfahrer „auf derſelben Straße Begegnender“ war, deſſen 
Richtung er kreuzen wollte. Ein Fall des Vorfahrtsrechts war dem⸗ 
nach überhaupt nicht gegeben. 

Es war daher lediglich unter dem Geſichtspunkt des § 230 
SGB. (Körperverletzung) und dem des § 25 RStraßVerkO. (ver⸗ 
fehrsmäßiges Verhalten) zu prüfen, ob der Angekl. den Zuſam⸗ 
menſtoß ſchuldhaft verurſacht hat. Auszugehen iſt dabei von der 
dem Urteil des LG. zu entuehmenden tatſächlichen Feſtſtellung, 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


daß der Angel. ſelbſt beim Rückwärtsfahren das Kraftrad nicht ge⸗ 
ſehen hat. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ein Kraftfahrer ſeiner 
Sorgfaltspflicht ſchon damit genügt, daß er beim Rückwärtsfah⸗ 
ren nur durch das Rückfeuſter ſeines Wagens blickt. Jedenfalls 
iſt es bei der techniſchen Schwierigkeit des Rückſtoßens ausgeſchloſ⸗ 
ſen, daß der Führer des Kraftwagens durch dieſes Fenſter beobach⸗ 
tet und gleichzeitig nach rechts und links ſchaut. Wenn der Angell. 
ſomit gerade in dem Zeitpunkt, in dem das Kraftrad ſich näherte, 
nicht ſtadtauswärts geſehen hat, ſo kann ihm dieſes nicht als Ver⸗ 
ſchulden angerechnet werden. 

Aber auch in dem Verhalten des Angekl. vor Beginn des 
Zurückſetzens iſt ein ſchuldhaftes Handeln nicht nachweisbar. Es 
beſtehen keine Anhaltspunkte dafür, daß der Angekl. vor Beginn 
des Rückwärtsfahrens die Fahrbahn nicht mit genügender Auf⸗ 
merkſamkeit beobachtet hätte. Eine derartige Unterlaſſung würde 
aber auch zur Begründung einer Verurteilung nicht een 
werden können, da es an der Urſächlichkeit einer ſolchen Unter⸗ 
laſſung für den Eintritt des Erfolges fehlen würde. Denn das 
landgerichtliche Urteil läßt mit genügender Deutlichkeit erkennen, 
daß der Angekl. bei Beginn des Rückwärtsfahrens das Kraftrad 
noch nicht erblicken konnte. 

Schließlich kann dem Angekl. auch nicht, wie der Ber R. zu⸗ 
treffend ausführt, vorgeworfen werden, daß er an dieſer Stelle 
nicht hätte wenden dürfen. Die Wendeſtelle war ſtadtauswärts auf 
40 m überſichtlich. Jeder Verkehrsteilnehmer konnte ſomit den 
Angekl. rechtzeitig erblicken und feine Fahrweiſe noch auf die des 
Angekl. einſtellen. Es kann vom Kraftfahrer nicht 
gefordert werden, daß er ein Wendemanöver 
in einer geſchloſſenen Ortſchaft nur dann be⸗ 
ginnt, wenn er die Gewißheit hat, das Wen⸗ 
den vor dem Eintreffen eines anderen die 
Straße benützenden Verkehrsteilnehmers be⸗ 
endet und die Fahrbahn wieder völlig frei 
gemacht zu haben. Ein deraxtiges Verlangen würde ein 
Wenden innerhalb geſchloſſener Ortſchaften in faſt allen Fällen 
ausſchließen. 

(OLG. München, Urt. v. 23. Juli 1937, 1 Ss 149/37.) 


Reichsgewerbeordnung 


17. OLG. — 88 15 a, 148 Abſ. 1 Ziff. 14 RGewo. Geſell⸗ 
ſchaften mbH. und Aktiengeſellſchaften, die ein Ladengeſchäft betrei⸗ 
ben, find verpflichtet, ihren Firmennamen gemäß 8 15 a GewO. 
anzubringen; hierzu gehört der Zuja GmbH. bzw. A. G. 

Das AG. hat den Angekl. wegen Übertretung der 88 15 a, 
148 Abſ. 1 Ziff. 14 NGemd. zu einer Geldſtrafe verurteilt. Es 
erblickt die Übertretung darin, daß die Firma Kaiſers Kaffee⸗ 
geſchäft Gmbß., die in Hamburg-Altona eine Anzahl von Filialen 
in Geſtalt von offenen Ladengeſchäften unterhält, die Firmenſchil⸗ 
der an dieſen Läden nur mit der Bezeichnung „Kaiſers Kaffee⸗ 
geſchäft“ unter Weglaſſung des Zuſatzes „Gmb.“ verſehen hat. 
Für die Befolgung der Vorſchrift des §H 15 a GewO. iſt der Angekl., 
da ihm die Leitung und Beaufſichtigung der Filialen obliegt, ver⸗ 
antwortlich. 

Die Rev. beruft ſich auf ein Urteil des HanfOL®. v. 19. März 
1928 (JW. 1929, 3030). In dieſer Entſch. iſt ausgeführt worden, 
daß 8 15 a Abſ. 1 und 2 GewO. auf Handelsgeſellſchaften keine 
Auwendung finden konne, da nur phyſiſche Perſonen einen Fami⸗ 
liennamen haben. Durch die Sonderbeſtimmung des Abf. 3 werde 
allerdings die Pflicht zur Mitteilung des Namens auf die perſön⸗ 
lich haftenden Geſellſchafter der OHG., KommGeſ. und Komm⸗ 
Geſ. a. A. ausgedehnt; dagegen fallen Aktiengeſellſchaften und 
GmbH. nicht unter dieſe Beſtimmung. 

Der Senat in ſeiner jetzigen Beſetzung hält an dieſer Rechts⸗ 
auffaſſung nicht feſt, und zwar aus folgenden Erwägungen: 

Der Sinn und Zweck der Vorſchrift des 815 a GewO. iſt 
es, daß der verantwortliche Inhaber eines Ladengeſchäfts oder 
einer Gaſtwirtſchaft in einer für jeden erkennbaren Weiſe angeführt 
wird. Es ſoll damit erreicht werden, daß derjenige, der in einem 
Laden oder in einer Gaſtwirtſchaft ein Rechtsgeſchäft abſchließt, 
weiß, an wen er ſich zu halten hat. Aus dieſem Grundgedanken 
folgt, daß § 15 a GewO. nicht nur für phyſiſche Perſonen gilt. Iſt 
eine phyſiſche Perſon Inhaber des Ladengeſchäfts oder der Gaſt⸗ 
wirtſchaft, ſo iſt ihr Name anzugeben. Führt ſie eine Handels⸗ 
firma, dann iſt der Name der Firma und zugleich der perſönliche 
Name anzubringen, falls dieſer nicht bereits aus der Firma zu ent 
nehmen iſt (§ 15 4 Abſ. 2 Gew.). Bei OHG., KommGeſ. und 
Kommeheſ. a. A. ſind außer der Firma die Namen der perſönlich 
haftenden Geſellſchafter anzugeben, da ſie diejenigen ſind, die in 
Anſpruch genommen werden können G 15 4 Abſ. 3 Gew.). Bel 
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den Aktiengeſellſchaften und den GmbH., bei denen eine perſon⸗ 
liche Haftung der Aktionäre oder der Geſellſchafter regelmäßig nicht 
in Frage kommt, muß die Firma an dem Ladengeſchäft oder der 
Gaſtwirtſchaft angebracht ſein. Zu der Firma gehört aber der Zu⸗ 
ſatz Aktiengeſellſchaft (§S 20 HGB.) bzw. GmbH. (§ 4 Abf. 2 
GmbH.). Der entgegengeſetzte Standpunkt, wie er früher vom 
Hanſ OLG. vertreten worden iſt, würde zur Folge haben, daß dieſe 
Geſellſchaften, wenn ſie einen Laden haben oder eine Gaſtwirt⸗ 
ſchaft betreiben, es überhaupt nicht nötig hätten, eine Anſchrift an⸗ 
zubringen. Ein ſolches Ergebnis würde aber in Widerſpruch ſtehen 
zu dem Zweck des § 15 a GewO., durch den Wahrheit und Klar⸗ 
heit der Firmierung erreicht werden ſoll. Mit Recht weiſt das OLG. 
Darniſtadt in feiner Eutſch. v. 4. Mai 1934 (JW. 1934, 1513) 
darauf hin, daß zwar die Faſſung des § 15 4 GewO. zu der irrigen 
Auslegung führen könne, als gelte er (abgeſehen von der Beſtim⸗ 
mung des Abſ. 3) nur für phyſiſche Perſonen. Die Begründung 
zu dieſer Vorſchrift läßt aber keinen Zweifel zu, daß § 15 a GewO. 
es jedem ſirmenberechtigten Kaufmann (und dazu gehören auch 
die Aktiengeſellſchaften und die GmbH.) zur Pflicht macht, unter 
allen Umſtänden den Namen der Firma an dem Laden oder an 
der Gaſtwirtſchaft anzubringen. In demſelben Sinne hat ſich 
auch der Bad VGH. in einem Erkenntuis v. 22. April 1936 (J W. 
1936, 2680) ausgeſprochen (zuftimmend Groſchuff daſelbſt und 
Kommentar zu GmbHG. 1936, Anm. B zu 8 4). 


(OLG. Hamburg, 1. StrSen., Urt. v. 2. Aug. 1937, Ss 64/37.) 


5weckſpargeſetz 
* 18. RG. — 8 20 ZweckſparG.; $ 266 StGB.; § 29 Gen. 


a) Der Abſchluß von Sparverträgen mit der Vereinbarung 
eines feſten Auszahlungstermins verſtößt bereits gegen 8 20 
Zweckſparg., es ſei denn, daß vereinbarungsgemäß Beſchrän⸗ 
kungen für die Erfüllung der Verträge zum ſicheren Schutz des 
Sparervermögens vorgeſehen wurden, etwa daß die Erfüllung 
der Terminszuſagen nur aus vorhandenem freiem Verwal⸗ 
tungsvermögen der Unternehmung erfolgen ſollte, oder daß für 
die Zahlungen Rückſtellungen außerhalb des Sparervermögens 
für den Zeitpunkt der Fälligkeit gebildet wurden. 

b) „Zum Nachteil der Sparer“ iſt bereits bei unmittel⸗ 
barer Gefährdung des Sparergutes verfügt. 

e) Hat der auf Grund eines Ermächtigungsvertrages zur 
Wahrnehmung fremder Intereſſen Verpflichtete bei Ausfüh⸗ 
rung des Ermächtigungsgeſchäfts fahrläſſig einen Schaden ver⸗ 
urſacht, ſo trifft ihn keine beſondere Treupflicht i. S. des § 266 
StGB. zur Beſeitigung dieſes Schadens. 

d) Das frühere Vorſtandsmitglied einer Genoſſenſchafts⸗ 
bank, deſſen Ausſcheiden im Genoſſenſchaftsregiſter nicht einge⸗ 
tragen iſt, kann als ſpäterer Angeſtellter dem Bankkunden 
gegenüber unter Umſtänden noch als tatſächlicher Vollmachts⸗ 
träger für die Genoſſenſchaft i. S. des § 266 StGB. angeſehen 
werden. +) 


I. Der Angekl. hat mit dem Kaufmann W. einen Zweck⸗ 
parvertrag nach Tarif K über 25 000 %%% und zwei ſolche Ver— 
träge über je 20 000 ./ abgeſchloſſen. 

Das LG. hat bereits in dem Abſchluß dieſer Verträge 
je einen Teilakt des angenommenen fortgeſetzten Vergehens 
gegen § 20 ZweckſparGG. geſehen. 

Es konnte dahingeſtellt ſein laſſen, ob die Verträge wirk⸗ 
lich als Sparverträge gewollt waren, oder ob ſie nur in die 
Form von Sparverträgen gekleidete reine Wechſeldiskontge⸗ 
ſchäfte darſtellten. Denn in jedem Falle hat, wie die Stra. 
rechtlich einwandfrei feſtſtellt, der Angekl. bewußt geſchäftsplan⸗ 
Didrig über Sparervermögen zum Nachteil von Sparern ber- 
ügt. In den Verträgen ſind dem W. feſte Terminszuſagen ge- 
macht worden. Mit Recht hat die Str. darin einen Verſtoß 
gegen § 20 a. a. O. geſehen. 

Die Sparbank war auf das übliche Syſtem der Zweckſpar⸗ 
unternehmen aufgebaut, daß für die Sparer oder Sparergrup⸗ 
pen je die gleichen Bedingungen maßgebend waren, und daß 
die ſich danach ergebende Zuteilungsreife des einzelnen Spar⸗ 
vertrages entſcheidend dafür war, wann der Anſpruch auf Aus⸗ 
zahlung des Spardarlehns entſtand. Der Zeitpunkt der Zutei⸗ 
lungsreife war nicht im voraus feſtſetzbar. Er hing im weſent⸗ 


lichen davon ab, ob die Sparer pünktlich zahlten, wie die Til⸗ 
gungsraten eingingen und wieviel neue Sparer fortlaufend ge⸗ 
wonnen wurden. Daß Sparverträge mit Terminszuſagen mit 
dieſem Geſchäftsplan unvereinbar waren, liegt auf der Hand. 
Dieſe Verträge ſtellten jedenfalls dann eine andere Sparer be⸗ 
nachteiligende Verfügung über das Sparvermögen i. S. des 
§ 20 ZweckſparG. dar, wenn fie nicht derart beſchränkt waren, 
daß die Terminszahlungen nur zu leiſten waren, falls freies 
Vermögen des Unternehmens dafür vorhanden war, oder wenn 
nicht für ſie von vornherein ſolche Rückſtellungen außerhalb des 
Sparervermögens gemacht waren, daß ſie daraus bei Fälligkeit 
ohne weiteres erfüllt werden konnten. 

Solche Beſchränkungen oder Vorkehrungen ſind bei dem 
Abſchluß der Verträge mit W. nach der Sachdarſtellung weder 
vereinbart noch getroffen worden. Das LG. konnte daher rechts⸗ 
irrtumsfrei annehmen, daß ſchon mit dem Abſchluß der Ver⸗ 
träge eine Gefährdung des Sparervermögens bei der Sparbank 
hervorgerufen worden iſt, die eine Minderung des Sparer- 
gutes bedeutete. Dem ſteht nicht entgegen, daß der Angekl. ge⸗ 
plant hat, die Geldanſprüche des W. aus freien Mitteln der 
Sparbank zu begleichen. Mit Recht hat das LG. darin keine 
ausreichende Gewähr für die Nichtbeeinträchtigung des Sparer⸗ 
vermögens geſehen. Es ſtellt zudem feſt, daß bei Abſchluß des 
erſten Vertrages die geldliche Lage der Sparbank keineswegs 
gut war und ſich im Laufe der Zeit nur ſcheinbar gebeſſert 
hatte. Des weiteren iſt dargelegt, daß vor allem zu den Zah⸗ 
lungen für den erſten voll abgewickelten Vertrag Sparergut 
auch tatſächlich verwendet worden iſt. Für das zweite Geſchäft 
mit W. iſt unter dem Geſichtspunkt der Gefährdung des Sparer⸗ 
vermögens noch dargetan, daß für dieſe hohen und für eine 
längere Zeit die Sparbank belaſtenden Zahlungen Rückſtellun⸗ 
gen weder vorgeſehen noch vorgenommen worden ſind. 

Auch unter der Annahme, daß die Verträge möglicherweiſe 
reine Wechſeldiskontgeſchäfte waren, iſt der Tatbeſtand des § 20 
ZweckſparG. rechtsirrtumsfrei vom LG. dargetan. Es geht mit 
Recht davon aus, daß die Belaſtung des Geſamtvermögens der 
Sparbank eine Verfügung i. S. des § 20 a. a. O. darſtellte, die 
ſich ohne weiteres auf das mitverhaftete Sparervermögen er⸗ 
ſtreckte. Ob eine ſolche Belaſtung einen Verſtoß gegen § 20 
a. a. O. bedeutet, hängt davon ab, ob ſie im Einzelfall als ein 
geſchäftsplanwidriges Verfügen über Sparervermögen zum 
Nachteil der Sparer anzuſehen iſt. Die lediglich abſtrakte Mög⸗ 
lichkeit, daß eine Belaſtung des Geſamtvermögens auch zu einer 
Vollſtreckung in ſonſt zur Verteilung bereites Sparergut führen 
kann, erfüllt die aufgeſtellten Erforderniſſe nicht. Es muß viel⸗ 
mehr die viel engere Verknüpfung gegeben ſein, daß die Be⸗ 
laſtung das Sparervermögen in ſeinem Beſtande in einer Weiſe 
gefährdet, die einer Minderung gleichzuachten iſt. Das liegt bei 
ſolchen Geſchäften vor, die wegen mangelnder Vorſorge, fie dem⸗ 
nächſt auch aus freiem Vermögen abwickeln zu können, ſchon 
eine unmittelbare Gefährdung des Sparergutes als ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Auswirkung in ſich ſchließen. Daß dies bei den Ge⸗ 
ſchäften mit W. nach den Urteilsfeſtſtellungen der Fall war, iſt 
bereits erörtert. 

Auch zur inneren Tatſeite ſind die Urteilsfeſtſtellungen hier 
bedenkenfrei. Die Str. hat aus dem ganzen Verhalten des 
BeſchwF. bei der Erledigung der Geſchäfte mit W. auf ſeine 
Abſicht geſchloſſen, unbekümmert um das Geſetz und die Reichs⸗ 
aufſicht wie das Wohl der Sparer nach Belieben Geldgeſchäfte 
zu machen, und demgemäß feſtgeſtellt, daß er ſich völlig darüber 
klar war, daß die mit den W.⸗Geſchäften getätigten geſchäfts⸗ 
planwidrigen Verfügungen über das Sparervermögen den 
Sparern bei der Genoſſenſchaft zum Nachteil gereichten. 

II. Dem Angekl. iſt alsdann weiter zur Laſt gelegt, daß 
er im Vertrauen auf Geldzuſagen ſeitens des Dr. L. unter Ab⸗ 
weichung von den Geſchäftsbedingungen der Sparbank in gro⸗ 
ßem Umfange Sparverträge mit Terminszuſagen abgeſchloſſen 
hat oder von den dazu beauftragten Vertretern hat abſchließen 
laſſen. 

Daß die Strͤ. ſchon in dem Abſchluß ſolcher Verträge ein 
geſchäftsplanwidriges Verfügen über Sparervermögen zum 
Nachteil der Sparer erblicken konnte, iſt zu I erörtert. Auch hier 
ſind nach der Sachdarſtellung in den Verträgen keine Beſchrän⸗ 
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kungen vorgeſehen worden, und es ſind auch keine Vorkehrungen 
zur völligen Sicherung ihrer Abdeckung außerhalb des Sparer⸗ 
vermögens getroffen worden. Damit erledigt ſich der Einwand 
der Rev., ein Nachteil i. S. des § 20 Zivedjpar®. hätte nur in⸗ 
ſoweit angenommen werden können, als tatſächlich Zahlungen 
aus dem Sparervermögen demnächſt auf Verträge mit Termins⸗ 
zuſagen erfolgt ſind. 

Auch die Beanſtandung der Feſtſtellungen zum inneren 
Tatbeſtand iſt nicht begründet. Das LG. hat dem BeſchwF. ge 
glaubt, er habe zuverſichtlich gehofft, Dr. L. werde gewaltige 
Summen in die Sparbank hineingeben und damit dem Unter⸗ 
nehmen eine geradezu glänzende Zukunft verſchaffen. Es hat 
dem Angekl. auch keinen Vorwurf daraus gemacht, daß er dieſe 
Hoffnungen hegte, obwohl es an ſchriftlich feſtgelegten und 
irgendwie beſtimmten Zuſagen des Dr. L. fehlte. Die StrSt. geht 
aber, wie die weiteren Urteilsausführungen erkennen laſſen, 
davon aus, der Beſchwß. ſei ſich deſſen bewußt geweſen, daß es 
ſich vorerſt um Hoffnungen handelte, und daß irgendwelche 
Mittel von Dr. L. weder zur Verfügung geſtellt waren noch 
für beſtimmte Zeitpunkte in ſicherer Ausſicht ſtanden. Sie konnte 
daraus den Schluß ziehen, daß der Angekl. trotz ſeines Hoffens 
auf das Geld von L. doch mit der Möglichkeit gerechnet hat, das 
Sparervermögen werde zur Erfüllung der geſchäftsplanwidrigen 
Verträge herangezogen werden können, und daß er dieſe Mög⸗ 
lichkeit bewußt in den Kauf genommen hat. Ein Widerſpruch iſt 
darin nicht zu finden. 

III. Der Verurteilung des Beſchw. wegen Untreue liegt 
folgender Sachverhalt zugrunde. Der BeſchwF. hatte dem Sch. 
für eine Schuld von 2000 RA mit einem Hypothekenbrief 
Sicherheit geſtellt. Er erbat ſich den Brief zur Durchführung 
einer größeren Geldbeſchaffung zurück. Sch. übergab ihm dieſen 
zu treuen Händen mit der Abrede, daß er am nächſten Tage 
den Brief oder 2000 RA zurückzugeben habe. Der Brief ſollte 
als Sicherheit bei einem Kreditgeſchäft der Sparbank und der 
.⸗AG. über 8000 bis 12 000 2% dienen. Das Vorſtandsmit⸗ 
glied der Geſellſchaften H. traf ſich mit dem BeſchwF. und dem 
als Geldgeber in Ausſicht genommenen Hth. Der Beſchwß. gab 
nun ohne weiteres H. den Brief, der ihn dem Hth. in der Er⸗ 
wartung aushändigte, dieſer werde nun ſofort zahlen. Hth. be⸗ 
hielt aber, ohne zu zahlen, trotz Widerſpruchs der anderen den 
Brief, da er ſich erſt Geld beſchaffen wollte. Kurz danach ſandte 
er aber den Brief dem bei dem Geſchäft tätig geweſenen Notar 
zur Rückgabe an die K.⸗AG. zurück. Der Notar hatte an dieſe 
eine Koftenforderung von 250 . Er ſchickte ihr den Brief 
mit einem anderen Grundſchuldbrief unter Nachnahme. Die Ge⸗ 
ſellſchaft unterließ die Einlöſung, da die Sparbank zahlen ſollte. 
Der BeſchwF. war gerade zugegen, als man die Sendung zu⸗ 
rückgehen ließ. Er nahm keinen Anlaß, die Nachnahme einzu⸗ 
löſen, obwohl er wußte, daß der Brief in der Sendung war. 
Demnächſt hat Sch. ihn gegen Zahlung der 250 %% von dent 
Notar erhalten. 

Das LG. geht bedenkenfrei davon aus, daß der Angekl. 
durch die unvorſichtige Weitergabe des Briefes ſeine Pflicht 
gegenüber Sch. verletzt, dabei aber nur fahrläſſig gefehlt habe. 
Sie macht ihm aber als Untreue zum Vorwurf, daß er es 
unterlaſſen habe, den Brief als Geſchäftsführer ohne Auftrag 
für den Koſtenſchuldner damals bei der Geſellſchaft einzulöſen. 
Er habe die Vermögensintereſſen des Sch. wahrzunehmen gehabt 
und ſei, nachdem er fahrläſſig den Brief aus den Händen ge⸗ 
geben habe, verpflichtet geweſen, dem Sch. den Brief ſelbſt durch 
eine Einlöſung unter Aufwendung eigener Mittel zu verſchaffen. 

Der Str. ift nicht beizutreten. Die dem BeſchwF. von 
Sch. eingeräumte Verfügungsbefugnis über den Brief war durch 
den Gang der Ereigniſſe beſeitigt. Der Zweck des Geſchäftes 
war hinfällig geworden, da eine neue Geldbeſchaffung nicht mehr 
in Frage kam. Der Angekl. haftete dem Sch. aus der fahrläſſigen 
Pflichtverletzung auf Schadenserſatz. Er hatte ihm auf Grund 
der tatſächlich erfolgten Verfügung über den Brief, das heraus⸗ 
zugeben, was er erlangt hatte; es handelte ſich inſoweit um 
ſeine etwaigen Anſprüche gegen H. oder die von dieſem ver⸗ 
tretene Geſellſchaft oder gegen Hth. Das war alles, was der 
BeſchwF. nach Verluſt des Briefes an Sch. auf Grund des 
Treueverhältniſſes zu leiſten hatte. 


Die Annahme des LG., daß der BeſchwF. fi durch die 
ihm als pflichtwidrig zur Laſt gelegte Unterlaſſung der Untreue 
ſchuldig gemacht habe, iſt rechtsirrtümlich. Aus der Pflicht, die 
Intereſſen des Sch. aus dem Ermächtigungsvertrage wahrzu⸗ 
nehmen, konnte nicht gefolgert werden, daß der Angekl. auf 
Grund einer Treupflicht i. S. des § 266 StGB. gehalten war, 
den von ihm fahrläſſig verurſachten Schaden zu beſeitigen. Die 
übernommene Betreuung der Jutereſſen Sch.s erſchöpfte ſich in 
der Pflicht der Durchführung und Abwicklung des Ermöchti⸗ 
gungsgeſchäftes. Dazu gehört die Beſeitigung des durch die 
Fahrläſſigkeit verurſachten Schadens ebenſowenig, wie die Ver⸗ 
tertung des Sch. bei Geltendmachung etwaiger Anſprüche gegen 
H., die Geſellſchaft oder Hth. Es handelt ſich inſoweit um neue, 
von dem urſprünglichen Ermächtigungsverhältnis nicht umfaßte 
Rechte des Sch., für deren Wahrung der BeſchwF. aus dem 
Treueverhältnis heraus nicht einzuſtehen hatte. 

IV. Die Kunden der Sparbauk F. und Frau B. hatten 
dieſer Wertpapiere zur bankmäßigen Verwahrung und Verwal⸗ 
tung übergeben. Bereits vor Eintritt des BeſchwF. in den Vor⸗ 
ſtand der Sparbank iſt durch das damalige Vorſtandsmitglied 
rechtswidrig über dieſe Stücke verfügt worden, indem ſie der 
gutgläubigen D. Bank zum Pfande übergeben wurden. Dies 
hatte der Beſchwß. erſt längere Zeit nach feinem Eintritt in 
den Vorſtand erfahren. Er teilte den 1934 anfragenden Kunden 
mit, die Stücke ruhten im Depot der Sparbank bei der D.⸗Bank. 
Die Frau B. wurde auch dahin verſtändigt, die Auslöſung ihrer 
Papiere ſei zur Zeit nicht möglich, da ſie für eine Schuld der 
Sparbank an die D.⸗Bank hafteten. Die Papiere wurden, ob⸗ 
wohl die Sparbank genügend Mittel hatte, in der Folgezeit 
nicht aus der Pfandhaft gelöſt. Vielmehr verhandelte die D.- 
Bank auf Betreiben des Beſchw§. mit ihm über die Bereini⸗ 
gung des Schuldkontos der Sparbank, für das die Wertpapiere 
mithafteten. Es wurde vereinbart, daß die D.-Bank den Erlös 
der von ihr für Rechnung der Sparbank zu verkaufenden Wert⸗ 
papiere mit zur Abdeckung verwenden ſollte. Der Abſchluß dieſes 
Vergleichs erfolgte durch das von dem BeſchwF. und dem Vor 
ſtandsmitglied der Sparbank, dem mitangeklagten S., unter: 
zeichnete Schreiben der Sparbank vom 28. Febr. 1935, mit dem 
das Angebot der D.-Bank angenommen wurde. Der Beſchwß. 
hatte am 22. Febr. 1935 ſein Amt als Vorſtand der Sparbank 
niederlegen müſſen. Er wurde aber noch weiter als Angeſtellter 
beſchäftigt, da er praktiſch unentbehrlich war. Seine Eintragung 
als Vorſtand im Genoſſenſchaftsregiſter war damals noch nicht 
gelöſcht. 

Das LG. hat die dem BeſchwF. zur Laſt gelegte Untrene 
gegenüber den beiden Bankkunden rechtsirrtumsfrei in dem Ab- 
ſchluß des Vertrages vom 28. Febr. 1935 gefunden. Daß dem 
Beſchwß. die durch Rechtsgeſchäft eingeräumte Befugnis i. S. 
des § 266 SGB. zuſtand, über Vermögen der beiden Bank- 
kunden zu verfügen, iſt zu Recht angenommen. Solange er ge⸗ 
ſchäftsleitendes Vorſtandsmitglied der Sparbank war, machte 
ihn die von den Kunden vorgenommene rechtsgeſchäftliche Be— 
trauung der Sparbank als deren handlungsfähiges Organ zum 
tatſächlichen Träger der von den Kunden erteilten Vollmacht 
(NSS. 62, 15, 20). Sein Ausſcheiden aus dem Vorſtande be⸗ 
wirkte hierin im Hinblick auf die beſonderen Umſtände des 
Falles keine Anderung. Er war als nunmehriger Angeſtellter in 
feinem bisherigen Tätigkeitskreis für die Bank verblieben, ſo 
daß ihm weiterhin tatſächlich die Erledigung der der Bank er- 
teilten Aufträge oblag. Er nahm als deren angebliches Organ 
ihre Vertretungsbefugniſſe gegenüber den Kunden in rechts⸗ 
wirkſamer Form wahr, da ſeine Rechtshandlungen für die Ge- 
noſſenſchaft, die er als ſcheinbarer Vorſtand vornahm, gegen⸗ 
über gutgläubigen Dritten, wie hier der D.-Bank, nach 8 29 
Genc. Beſtand hatten. Der von ihm zuſammen mit ©. abge⸗ 
ſchloſſene Vergleich für die Genoſſenſchaft war ſomit auch ein 
Handeln als tatſächlicher Vollmachtsträger gegenüber den von 
dieſem Vertrag betroffenen beiden Bankkunden (vgl. dazu die zu 
8 266 Nr. 1 SGB. a. F. ergangene RGEntſch. v. 26. Nov. 1931, 
2 D 926/30). 

Der Verwaltungsauftrag der Bankkunden war nach den 
Urteilsfeſtſtellungen trotz der widerrechtlichen Verpfändung der 
Wertpapiere beſtehen geblieben. Daß in der Verkaufsermächti⸗ 
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gung an die D.⸗Bank durch den Beſchwßß. ein Verfügen über 
die noch im Eigentum der Bankkunden ſtehenden Papiere i. S. 
des § 266 StGB. lag, iſt zu Recht von der Strͤ. angenommen. 
Ihre Anſicht, daß darin eine Benachteiligung der Betroffenen 
lag, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Der Verkaufsauftrag be⸗ 
deutete eine unmittelbare Gefährdung des Eigentums der Bank⸗ 
kunden. Der Verluſt dieſes Eigentums verſchlechterte auch ihre 
wirtſchaftliche Lage, da ihnen damit jede Möglichkeit genommen 
war, durch geeignete Maßnahmen gegenüber der Sparbank dieſe 
zu veranlaſſen, die Wertpapiere aus der Pfandhaft für ihre 
Schulden zu löſen. Daß ein ſolcher Erfolg möglich war, ergibt 
die Feſtſtellung im Urteil, der Sparbank hätten die dafür er⸗ 
forderlichen Mittel zur Verfügung geſtanden. 

Auch der innere Tatbeſtand der Untreue iſt zureichend dar⸗ 
getan. Der BeſchwF. hat, wie das Urteil ergibt, die Verkaufs⸗ 
ermächtigung erteilt, damit von ihr Gebrauch gemacht werde, 
und war ſich der bereits damit bewirkten Vermögensbeſchädi⸗ 
gung der Betroffenen bewußt. 

(RG., 2. StrSen. v. 21. Juni 1937, 2 D 871/36.) 


Anmerkung: Der in allen Teilen ſehr intereſſanten Entſch. 
des RG. kann vollen Umfanges zugeſtimmt werden. Sie befaßt 
ſich in ihren veröffentlichten Teilen mit dem neuen Untreue⸗ 
ſtrafrecht und ſpricht hierzu Grundſätze aus, die zwar der bis⸗ 
herigen Rſpr. des RG. entſprechen, im vorl. Fall aber auf einen 
beſonderen Sachverhalt abgeſtellt ſind und hierzu eine beſonders 
klare und eindeutige Formulierung erfahren. Die Entſch. gibt 
im einzelnen zu folgenden Bemerkungen Anlaß: 

1. Zu Ziff. und Udes Urteils. 

Die beiden erſten Fälle befaſſen ſich mit dem Untreuetat⸗ 
beſtand auf Grund der Sonderbeſtimmung des 8 20 ZweckſparG., 
welche die geſchäftsplanwidrige Verfügung über das gemeinſam 
von Zweckſparern aufgebrachte Vermögen zum Nachteil der 
Sparer mit Strafe bedroht. Nachdem der Tatbeſtand des $ 266 
SGB. durch die Neufaſſung nach Art. 1 Strafrechtsnovelle vom 
26. Mai 1933 eine beträchtliche Ausweitung erfahren hat, könnte 
die Frage aufgeworfen werden, ob die vor dieſem Zeitpunkt er⸗ 
laſſene Vorſchrift des § 20 Zwedfpar®., die durch den neuge⸗ 
faßten $ 266 RStGB. völlig umfaßt wird, nicht überholt und 
gegenſtandslos geworden iſt — eine Frage, die auch für alle 
ſonſtigen Untreuevorſchriften des Nebenſtrafrechts von Bedeu— 
tung iſt. Aber die Vorſchriften des Art. 3 bis 5 der Novelle über 
die Ergänzung der Untreuevorſchriften im Nebenſtrafrecht ſpre⸗ 
chen dagegen. Man wird aber im weſentlichen bei der Anwen⸗ 
dung der offenbar zur Verſtärkung generalprävenierender Wir⸗ 
kungen beſtehen gebliebenen Sonderbeſtimmungen auf die Aus⸗ 
legung und Anwendung des umfaſſenkl. die erdichtete Rechnung 
und Quittung noch auf den die echte Unterſchrift tragenden 
Papierſtreifen ſelbſt geſchrieben hätte (RGSt. 40, 53). Recht⸗ 
lich nicht anders zu beurteilen wäre es, wenn der Angekl. 
die Papierſtreifen mit der echten Unterſchrift an ein leeres 
Blatt Papier geklebt, ſo beide zu einem Stück vereinigt und 
dann auf den leeren Raum über der Unterſchrift die Rech⸗ 
nung und Quittung geſetzt hätte. Aber auch die Tätigkeit, 
die der Angekl. hier vorgenommen hat, kann keinen Unter⸗ 
ſchied in der rechtlichen Beurteilung begründen. Die erdichtete 
Rechnung und Quittung und die daran geklebte echte Unter⸗ 
ſchrift ſtellten nach der Abſicht des Angekl. ein einheitliches 
Ganzes dar. § 269 StGB. bedroht den Mißbrauch einer 
echten fremden Unterſchrift. Der Mißbrauch geſtaltet ſich 
regelmäßig zur ſtrafbaren Blankettfälſchung in der Weiſe, 
daß die Unterſchrift ohne den Willen ihres Urhebers zur 
Anfertigung einer Urkunde benutzt wird, als deren Aus⸗ 
ſteller nunmehr die Perſon erſcheint, von der die Unterſchrift 
herrührt (RGSt. 48, 343). Ein folder Fall liegt hier vor. 
Dadurch, daß der Angekl. die Unterſchrift an die erdichtete 
Rechnung und Quittung anklebte und beide Papierſtücke ſo 
zu einer Einheit verband, hat er die echte Unterſchrift eines 
anderen mißbraucht und dem mit ihr verſehenen Papier 
durch Ausfüllung einen urkundlichen Inhalt gegeben. Die 
Ausfüllung kann alſo auch in der Weiſe geſchehen, daß der 
die echte Unterſchrift tragende Papierſtreifen durch Zu⸗ 
ſammenkleben mit einem einen urkundlichen Inhalt ſchon 
aufweiſenden Stück Papier zu einer einheitlichen Erklärung 
verbunden wird. Daß aber der Angekl. die Unterſchrift des 
Schw. ohne deſſen Willen an die Rechuung angeklebt hat, 
unterliegt nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des LG. kei⸗ 
nem Zweifel. Auch die übrigen Erforderniſſe eines Ver⸗ 
brechens nach § 269 i. Verb. m. §8 267, 268 StGB. ſind 
rechtlich genügend feſtgeſtellt. . .. Auch von einer erkennbar 
gefälſchten Urkunde kann zum Zwecke der Täuſchung Ge⸗ 
brauch gemacht werden. Das iſt hier auch geſchehen, damit 
ſcheidet der bloße Verſuch der Urkundenfälſchung aus. Das 
Urteil irrt alſo rechtlich nur inſofern, als es nicht die Aus⸗ 
führungsart des 8 269 StGB. annimmt. Dieſer Rechts⸗ 
mangel iſt aber unſchädlich, weil das fälſchliche Aufertigen 
des § 267 StGB. der Begehungsart des 8 269 StGB. recht⸗ 
lich gleichſteht. 


(4. Sen. v. 20. Juni 1930; 4 D 109/30.) A. 
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20. 8 310 StG B. Iſt der Brand durch die 
Tätigkeit der von dem Täter herbeigerufenen 
Perſonen gelöſcht worden, ſo iſt der Täter nur 
dann ſtraffrei, wenn er dieſe Perſonen zum 
Zwecke der Löſchung herbeigeruſen hatte. ) 
Ohne Rechtsirrtum hat endlich das Schw. auch das 
Vorliegen des Strafaufhebungsgrundes des § 310 StGB. 
verneint. Nach dieſer Vorſchrift tritt Strafloſigkeit ein, wenn 
der Täter den Brand, bevor derſelbe entdeckt, und ein wei⸗ 
terer als der durch die bloße Inbrandſetzung bewirkte Scha⸗ 
den entſtanden war, wieder gelöſcht hat. Das Schw. hat 
dieſe Vorausſetzung auf Grund der Erwägung nicht für er⸗ 
füllt erachtet, daß der in der Zelle eingeſperrte Angekl. die 
Worte „Hilfe, Feuer“ nicht deshalb gerufen habe, um je⸗ 
manden herbeizurufen, der den Brand löſchen helfen ſollte, 
ſondern lediglich zu dem Zwecke, um aus der Zelle heraus⸗ 
zukommen, in der er durch die Rauchentwicklung beläjtigt 
wurde. Nun kommt es zwar, wenn im übrigen den Erforder⸗ 
niſſen des § 310 StGB. genügt iſt, für feine Anwendung auf 
die Beweggründe, die den Täter zum Löſchen veranlaßt 
haben, nicht an. Immerhin darf aber doch bei der rechtlichen 
Beurteilung der Geſichtspunkt nicht außer acht gelaſſen wer⸗ 
den, daß der Geſetzgeber mit der über $ 46 StGB. hinaus⸗ 
reichenden Strafbefreiungsbeſtimmung des § 310 bezweckt hat, 
den Täter durch das Verſprechen der Strafloſigkeit zur 
Löſchung des von ihm verurſachten Brandes anzuſpornen 
und ſo zum öffentlichen Wohle weiteren Schaden zu ver⸗ 
hüten. Es folgt daraus, daß i. S. des § 310 StGB. bei einer 
vorſätzlichen Brandſtiftung dem auf letztere gerichteten 
Vorſatze ein auf Löſchung des Brandes gerichteter Vor⸗ 
ſatz gegenübertreten muß. Wenn deshalb — was an ſich 
für den Strafbefreiungsgrund des $ 310 StB. genügt 
(vgl. RES. 1, 375; 19, 395; 57, 296; Goltd Arch. 45, 424, 
425) — der Täter den Brand nicht mit eigenen Händen ge⸗ 
löſcht, ſondern die Löſchung nur durch das Herbeirufen ande⸗ 
rer Perſonen verurſacht hat, ſo iſt letzteres i. S. des 
8 310 StGB. doch nur dann von Bedeutung, wenn der 
Täter die zur Löſchung wirkſam gewordenen Perſonen zum 
Zwecke der Löſchung des Brandes in Bewegung ge⸗ 
ſetzt hat, ſo daß ſie als für den Täter wirkſam gewordene 
Perſonen ſich darſtellen. Erforderlich iſt mithin, daß die 
Löſchung des Brandes nicht nur auf die Tätigkeit, ſondern 
auch auf den Willen des Täters zurückzuführen iſt (vgl. 
RGSt. 1, 375). 
(Fer Sen. v. 22. Aug. 1930; 4D 192/30.) A.] 


* 21. 8332 StG B. Paſſive Beſtechung. Die Ge⸗ 
währung des Geſchlechtsverkehrs von ſeiten 
einer käuflichen Dirne gegen das übliche Ent⸗ 
gelt ſtellt auch dann keinen „Vorteil“ im Sinne 
dieſer Beſtimmung dar, wenn die Dirne den 
Beſucher nicht rein geſchäftsmäßig behandelte, 
ſondern ihm perſönliches Intereſſe entgegen⸗ 
brachte. Auch die Annahme eines Vorteils als 
Gegenleiſtung für in der Vergangenheit lie⸗ 


Zu 20. Die Entſch. iſt rationell. Der Strafbefreiungsgrund der 
tätigen Reue hat zur Vorausſetzung, daß der Täter an die Stelle 
des auf Verwirklichung des Delikts (auf Herbeiführung des Schadens) 
gerichteten Willens einen auf Vermeidung der Deliktsverwirklichung 
(auf Verhinderung des Schadens) gerichteten Willen ſetzt, daß er 
dieſen Willen betätigt und den nunmehr gewollten Erfolg herbeiführt. 
Iſt die Kauſalität des Täters eine rein objektive, nicht von dem 
Willen getragen, den Erfolg zu verhindern, ſo fehlt derjenige pſychiſche 
Tatbeſtand, an den der Geſetzgeber die ſtrafbefreiende Wirkung hat 
anknüpfen wollen. Trotz des objektiven Sachverhalts bleibt der Täter 
der Strafe verfallen. 

Prof. Dr. Graf zu Dohna, Bonn. 


Zu 21. Nach der herrſchenden Lehre iſt der Entſch. beizu⸗ 
ſtimmen; doch ſind immerhin noch Zweifel erlaubt. Der Begriff 
des Vorteils, der für die 88 49 und 331 ff. StGB. mit Recht ein⸗ 
heitlich beſtimmt wird, iſt immer noch nicht eindeutig geklärt. Un⸗ 
beſtritten iſt nur, daß nicht nur Vermögensvorteile herzählen. Aber 
ſollen ſubjektive Vorteile genügen, oder müſſen fie objektive fein A 
Der Unterſchied iſt nicht ganz klar; es ſoll wohl heißen: genügt 
es, daß der Bevorteilte allein dies ſo empfindet, oder muß die All⸗ 
gemeinheit von Vorteil reden? Wenn man bedenkt, daß der Vorteil 
einen andern zu einem Handeln beſtimmen ſoll, muß dieſer ihn 
jedenfalls als Vorteil empfinden können; ja es muß genügen, 


gende Amtspflichtverletzungen iſt nach 9 05 


ß die 
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den Mann einen Vorteil i. S. des § 332 StGB. darfell 


wenn der Mann einer käuflichen Dirne für die Gewähr 


des Geſchlechtsverkehrs das übliche Entgelt entrichtet. liehe 
deres 


ſinnliches Gefallen an der Dirne finde und daß dieſe, alte 


und ein perſönliches Intereſſe zeigt, nicht gemacht werd n 

ſich . 
H. ſich nur ni: 
Rückſicht auf pflichtwidrige Amtshandlungen des Angekl. m. 
dem niedrigen Dirnenlohn von 3 und 2 KN zufrieden gegen 
und beim letzten Beſuch auf Entlohnung ganz verzichtet I 


für ihn einen „Vorteil“ dar. Daß der Angekl, ſich dies 
Bevorzugungen und ihrer Beziehung zu den pflichtwidrig I 
währten Beſuchserleichterungen bewußt war, und Ne 


Erlaß 
liche 
2 
Annahme des Geldes nicht habe zwingen können. Denn 5 
hat auf ihre Aufforderung, das Zahlen zu laſſen, nicht Tin 
den Verſuch gemacht, ſie zur Geldannahme zu bewegen, j 
dern ſich ohne weiteres auf ihren Vorſchlag eingelaſſen . 
Ohne Bedeutung iſt, ob dem unbezahlten Geſchleh 1 
verkehr pflichtwidrige Amtshandlungen nachgefolgt ſind der 
nicht. Denn mit der Annahme des Vorteils war das m 
brechen vollendet. Der vom Beſtechenden verfolgte An- 
braucht nicht erreicht zu fein (RGSt. 4, 101). Auch die Tor 
nahme eines Vorteils als Gegenleiſtung für bereits in den 
Vergangenheit liegende Amtspflichtverletzungen erfüllt 
Tatbeſtand des $ 332 StGB. nah 
Der vorerwähnte Rechtsirrtum ift auf das Staa 
ohne Einfluß geweſen. Denn aus dem Urteile geht als "np 
faſſung der Strͤ. unzweideutig hervor, daß für bie en 
meſſung der Strafe nicht ſo ſehr die Höhe der erlag 
Vorteile als vielmehr die Verwerflichkeit der Geſinnung en 
Gewicht falle, die der BeſchwF. durch fein Verhalten ON sin 
Tag gelegt habe, indem er als verheirateter Mann ‚fies 
Amtsſtellung zur Anknüpfung eines Geſchlechtsverhalte e 
mit der Ehefrau des ihm unterſtellten Gefangenen miß bre 
(Fer Sen. v. 29. Aug. 1930; 3 D 679/30.) hai 


PR t 
daß er allein ihn ſo auffaßt. Alſo wäre die ſubjektive Taler 
richtig. Wichtiger ſcheint mir die Frage, ob der Vorteil ein male am 
fein ſoll, oder ob ein ideeller genügt, Das NG. iſt der zweile ellen 
ſicht (DRZ. 16, 326), zählt aber den Beiſchlaf zu den mater in, 
(RGSt. 9, 167), was mir nicht ganz einleuchtet. Ich habe bein 0b 
druck, daß man mit dem Gegenſatz den andern andeuten f öden 
der Vorteil äußerlich erkennbar und etwas dauerndes fein 4 dil 
nur etwas Vorübergehendes wie ein Nervenreiz. Hier ſehe halbe, 
Hauptfrage: der Sicherheit und Gleichmäßigkeit der Abr, Mi per? 
müſſen wir einen äußerlich feititelbaren und dauernden Bone akt 
langen; dazu genügt aber auch die Aufnahme in den Verkeln e 
einer einflußreichen Perſon, alſo nach anderer Aufjallung,, geht 
Ideelles, nicht aber der Beiſchlaf. Bei der Erörterung pri bei 
viel das Rechtsgefühl mit. Klare Darlegungen hauptſäch l, 3 
Binding, Lehrbuch, 2, 720; Frank, StGB. 8 1. 
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Roſenberg, LpzKomm. 8 331 Nr. 4. Die Eultſch. drücg el 
nicht ſehr ſcharf aus: ob ſie den Beiſchlaf als ſolchen al? het 
anſieht oder nur den durch die Minderzahlung und Unentgel Ab ah 
gewonnenen Vermögensvorteil. — Intereſſank iſt der lehle Straß 
nicht nur Verhältniſſe des Tatbeſtands bedingen danach das Gz 
maß, ſondern die ganz allgemeine verwerfliche Geſinnung. an ni 
mir zweifelhaft, ob Entwurf 8 69 ſoweit gehen will; aber e gif 
habe ich nichts einzuwenden, daß wir inſofern über die eng 
faſſung der Tr hinausgehen. 


9 en. 
eh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Sieh 


Fk 
ee $ 348 Abi. 1 und 2 StGB. Durch die Be⸗ 
fertigung der Übereinftimmung zweier Aus⸗ 
be sungen einer Urkunde kann eine Falſch⸗ 
des zun dung begangen werden. Die Tatbeſtände 
Am, g 348 Abſ. 1 Stch B. (Falſchbeurkundung im 
derte) und des 8348 Abſ. 2 Stch B. (Urkunden⸗ 
könhülſchung und Urkundenbeſeitigung im Amte) 
en untereinander im Fortſetzungszuſam⸗ 
hang ftehen.f) 
eme Der Angekl. hat jeweils dem zahlenden Steuerſchuldner 
weiße Quittung mit Datum ausgehändigt, aber 


L. in einer Reihe von Fällen auf den grünen Quittungen 


h 
ui Durchſchreibeverfahren hergeſtellte, mit der weißen 
teres ng urſprünglich übereinſtimmende Datum in ein ſpä⸗ 
umgeändert, 
in d in einer weiteren Reihe von Fällen die für das Datum 
laſſen grünen Quittung beſtimmte Stelle zunächſt frei ge⸗ 
und hiernach ein ſpäteres Datum eingeſetzt und endlich 
tung zin einigen Fällen das Datum auf der grünen Quit⸗ 
g überhaupt nicht ausgefüllt. 
Dt Ste. ſieht hierin die Merkmale eines fortgeſetzten 
Stebehens der Falſchbeurkundung nach 8 348 Abſ. 1 StG B. 
ind St im Urteil dar, daß dieſe Quittungen dazu beſtimmt 
Zahlunatlich und zu öffentlichem Glauben die Tatſache der 
gekla ng der Steuerſchuld zu beſcheinigen, und daß der An⸗ 
ber Ste zur Beurkundung dieſer Tatſache kraft ſeines Amtes 
daher war. Dieſe einwandfrei getroffenen Ausführungen 
Au ertigen die Annahme der Strͤ., daß der Angekl. zur 
b. ahme öffentlicher Urkunden befugt geweſen ſei (vgl. RO. 
b. 25 Dez. 1928, 2 D 1213/28 — Recht 1929 Nr. 395 und 
März 1928, 1D 71/29 — Recht 1929 Nr. 1708). 
der Oweifelhaft kann nur fein, ob in allen Fällen der von 
beurß rd. feſtgeſtellten und oben angeführten Art eine Falſch⸗ 
ie Fa ung vorliege, ob nicht in Einzelfällen der Angekl. 
dune bare Handlung erſt nach Beendigung der Beurkun⸗ 
Bern nit anderen Worten, ob er nicht in dieſen Fällen eine 
Dar dung der fertigen Urkunde durch Anderung des 
Naa. vorgenommen habe. 
die y, ach den Feſtſtellungen des Urteils hatte der Angekl. 
erzüſteln Quittungen einheitlich und gleichzeitig in der Weiſe 
ſchrieh ellen, daß er das Formblatt der weißen Quittung be⸗ 
ittung e 1 e ee But 
ausfüllte. eurkun er die Tatſache der 
—— 2 füllte. Dadurch beur ete e ſach 


urn 22. Die Handlungen in Ziff. 1 müſſen mit dem NO. als 
warden dung amtlich zugänglicher Urkunden (8 348 Abſ. 2) angeſehen 
Abſ 15 die Handlungen in Ziff. 2 als Falſchbeurkundung (8 348 
Za 5 aber nur inſoweit, als der Angekl. ein falſches Datum als 
lungen getag eingejegt hat; in den Fällen der Ziff. 3 ift es zu Hand⸗ 
RE, ni die dem 9 348 zu unterſtellen wären, nicht gekommen. Das 
grünen amt für die Fälle in Ziff. 2 und 3 an, die Tatſache, daß die 
dom 9 urchſchläge mit den weißen Originalen übereinſtimmen, ſei 
zu sy, NBERL. falſch beurkundet worden. Darin vermag ich ihm nicht 
Durg, gen. Man kann zwar erkennen, daß die grünen Quittungen 
Ori unlläge find und iſt verjucht anzunehmen, daß fie mit den 
Nach len übereinſtimmen. Aber beurkundet iſt darüber nichts. 
Seife aten Erkundigungen enthält das grüne Formular keinen 
der itden (gedruckten) Hinweis darauf, daß es ein Durchſchlag iſt, 
einſtim em Original, das dem Steuerſchuldner übergeben iſt, über⸗ 
für daant. Es findet ſich nur (dem Sinne nach) der Aufdruck: Nur 
Gültig Finanzamt beſtimmt; in der Hand des Steuerpflichtigen ohne 

it. Die Beweisfunktion eines ſolchen Durchſchlages als Steuer⸗ 
bennhad 5 damit nicht in Abrede geſtellt werden. Soweit er er⸗ 


weis * Durchſchreibeverfahren hergeſtellt iſt, liefert er auch Be⸗ 
dieser ſi feine Übereinſtimmung mit dem Original. Gerade wegen 
als lichtbaren Übereinſtimmung beſitzt er ja die gleiche Eigenſchaft 


Bere llentfiche Urkunde wie die weiße Steuerquittung. Aber den 
durch * Übereinſtimmung liefert er durch Augenſchein, nicht aber 
Das dahingehende Beurkundung. Ro 
ble 3 RO. nimmt an, daß ſämtliche Handlungen trotz ihrer 
1 erſchiedenheiten im Fortſetzungszuſammenhang begangen ſeien. 
Bo, ja gerade dann, wenn man ſich auf den Standpunkt 
Dusan Haus herrſchenden Lehre ſtellt, daß im Falle eines ſolchen 
dufaſſunnbanges nur ein Verbrechen vorliegen ſoll, erweckt dieſe 
alf he 9, erhebliche Bedenken. Auch das RG. kommt nicht über die 
8 Du hinweg, daß die falſche Beurkundung der Übereinſtimmung 
di chſchlages mit dem Original, die es — m. E. zu Unrecht — 
er 9 und dritte Gruppe der Fälle annimmt, in den Fällen 
e pilft ape 1 (nachträgliche Verſälſchung des Datums) nicht vorliegt. 
bunkt 5 ſich mit dem für alle drei Gruppen anzunehmenden Geſichts⸗ 

er Verletzung der Treupflicht in Beziehung auf das amtliche 
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Zahlung nur einmal, aber auf zwei Fertigungen, von denen 
jede ſelbſtändig im Rechtsleben Beweis liefern ſollte. Der 
Beweiswert der grünen Fertigung erſtreckte ſich aber nicht 
nur auf die Beſcheinigung der Zahlung und die näheren An⸗ 
gaben hierüber, ſondern nach ihrer äußerlich erkennbaren 
Eigenſchaft als Durchſchrift auch auf die rechtserhebliche Tat⸗ 
ſache, daß noch eine Fertigung der Urkunde vollkommen gleich⸗ 
lautenden Inhalts vorhanden und von dem Vollziehungs⸗ 
beamten und dem Steuerſchuldner unterſchrieben iſt. Hat 
daher der Angekl. bei Herſtellung der beiden Fertigungen 
deren Gleichlaut vorſätzlich verhindert, ſo hat er die unwahre 
Tatſache beſcheinigt, daß die beiden Fertigungen überein⸗ 
ſtimmen und damit eine Falſchbeurkundung vorgenommen 
(RG. v. 13. Jan. 1930, 2 D 1311/29 = Recht 1930 Nr. 715). 

Dies hat der Angekl. in allen jenen Fällen getan, wo 
er zunächſt oder für immer die grünen Fertigungen ohne 
Datum gelaſſen, die weißen Fertigungen aber mit Datum an 
den Steuerzahler hinausgegeben hat (die Fälle oben unter 
Nr. 3 und erſter Teil der Fälle unter Nr. 2). Hier handelt 
es ſich zweifellos um ſtrafbare Handlungen nach § 348 Abf. 1. 

Die übrigen Handlungen des Angekl. ſind als Urkunden⸗ 
verfälſchung i. S. des § 348 Abſ. 2 StGB. zu erachten. Hier⸗ 
her gehören die Handlungen, mit denen der Angekl. den ur⸗ 
ſprünglichen Gleichlaut der beiden Fertigungen auf der grü⸗ 
nen Fertigung ſpäter wieder aufgehoben (die oben unter 
Nr. 1 aufgeführten Fälle), und die Handlungen, mit denen 
er die falſch beurkundete grüne Fertigung durch nachträgliches 
Einſetzen eines Datums geändert hat (2. Teil der oben unter 
Nr. 2 aufgeführten Fälle). Es fragt ſich, ob dieſe Hand⸗ 
lungen nicht einer geſonderten Beurteilung zugeführt werden 
müſſen. Dies iſt bei der Art, in der die Strͤ. den ganzen 
Sachverhalt gewürdigt hat, unnötig. Die Str. hat hinſicht⸗ 
lich aller oben unter Nr. 1—3 aufgeführten Fälle Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang angenommen. Der Fortſetzungszu⸗ 
ſammenhang kann beſtehen bleiben, auch wenn ein Teil der 
ihm von der Strͤ. unterſtellten Fälle nach den obigen Aus⸗ 
führungen nicht als Falſchbeurkundung, ſondern als Ur⸗ 
kundenverfälſchung zu erachten iſt. Die Ausdehnung des Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhangs auf die letzteren Fälle kann nach der 
inneren Seite des Tatbeſtandes keinem Zweifel begegnen, 
denn die Str. hat feſtgeſtellt, daß der Angekl. alle Ab⸗ 
weichungen der grünen Fertigungen von den weißen auf 
Grund eines einzigen, von vornherein gefaßten Entſchluſſes 


Urkundenweſen. Ein ſolches Band ſcheint mir aber die Fälle der 
Gruppe 1 mit denen der beiden anderen Gruppen weder zur Hand⸗ 
lungs⸗ noch zur Verbrechenseinhett zu vereinigen, die doch den im 
ſog. Fortſetzungszuſammenhang ſtehenden Einzelakten weſentlich ſein 
ſoll. Realkonkurrenz im Sinne einer Mehrheit von Vergehen, be⸗ 
gangen durch ſelbſtändige Handlungen, liegt aber auch nicht vor. 
Wie ſoll man ſich nun aus dieſer ſcheinbar unlöslichen Klemme ohne 
gewaltſame Künſteleien heraushelfen? Ganz einfach, wenn man nur 
erkennt, daß der Fortſetzungszuſammenhang die unzweiſelhafte Mehr⸗ 
heit von Straftaten nicht zur Verbrechenseinheit macht und daß dieſer 
Fall von Verbrechensmehrheit weder durch 8 73 (Tateinheit) noch 
durch 8 74 (mehrere ſelbſtändige Handlungen) geregelt iſt. Man 
muß ſich daher durch Analogie helfen, die ja nach allgemein an⸗ 
erkannter Anſicht dann zuläſſig iſt, wenn ſie zugunſten des Täters 
verwendet wird. Damit läßt ſich ein Fall wie der vorliegende ohne 
unnötige und gezwungene Konſtruktionen in einer dem Verſchulden 
des Angekl. gerecht werdenden Weiſe entſcheiden, wie ich das in der 
Anm. ZW. 1928, 1598 f. nachzuweiſen verſucht habe. Selbſtändige 
Handlungen liegen, wie geſagt, nicht vor. Eine Geſamtſtrafe gem. 8 74 
würde daher mit ſeinem Wortlaut in Widerſpruch ſtehen und den 
Angekl. überdies zu hart treffen. Wären für die beiden hier vor⸗ 
liegenden Vergehen Strafen von verſchiedener Schwere angedroht, 
dann müßte man den 8 73 analog anwenden, d. h. die unſelbſtändigen 
Handlungen wie einen Fall von Tateinheit behandeln und demgemäß 
nur eine Strafe feſtſetzen, die dem Strafrahmen des Geſetzes mit der 
höheren Strafdrohung zu entnehmen wäre. Hier iſt das nicht not⸗ 
wendig, weil für die Falſchbeurkundung im Amt (Gruppe 2) dieſelbe 
Strafe angedroht iſt wie für die Fälſchung amtlich zugänglicher 
Urkunden (Gruppe 1). Man muß daher die Verfehlungen des Angelkl. 
beiden Abſätzen des 8 348 unterſtellen und dafür nur eine dieſem 
Geſetz zu entnehmende Strafe feſtſetzen. 

Das Ergebnis, zu dem man bei dieſer Behandlung des Straf⸗ 
falles kommt, iſt das gleiche wie beim RG., die zu dieſem Ziel ein⸗ 
geſchlagenen Wege aber ſind verſchieden. Das würde ſich auch in der 
Urteilsformel zeigen, zu der ein Gericht erſter Inſtanz je nach der 
einen oder der anderen Auffaſſung kommen müßte. Nach der Kon⸗ 
ſtruktion und der Methode des RG. würde das Urteil etwa lauten; 
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hergeftellt hat. Nach der äußeren Seite des Tatbeſtandes 
könnte lediglich das Bedenken beſtehen, daß die Strafbarkeit 
in Abſ. 1 und in Abſ. 2 des 8 348 StGB. trotz Gleichheit 
der Strafe an verſchiedene Vorausſetzungen geknüpft iſt. Beide 
Beſtimmungen ſind aber darin gleich, daß ſie die Verletzung 
derſelben Amtspflicht, nämlich die Verletzung der Treupflicht 
in Beziehung auf das amtliche Urkundenweſen betreffen. Dieſe 
Übereinſtimmung allein würde allerdings zu der Annahme 
eines Fortſetzungszuſammenhangs nicht ausreichen, es müßte 
noch die von der Rſpr. geforderte Gleichartigkeit der Be⸗ 
gehungsform hinzukommen. Dieſe kann jedenfalls unbedenk⸗ 
lich dann angenommen werden, wenn, wie im vorliegenden 
Falle, nur Falſchbeurkundung und Urkundenverfälſchung in 
Frage ſtehen, dieſe ſich auf Urkunden gleicher Art und gleich⸗ 
artigen Inhaltes beziehen und dieſelbe gedankliche Außerung 
in den Urkunden — hier die Angabe des Ausſtellungstages 
— zum Gegenſtande haben. 
(1. Sen. v. 27. Juni 1930; 1D 498/30.) A.] 


23. 1. Zwiſchen 88 354, 348 Ab ſ. 2 StGB. iſt 
keine Geſetzeseinheit, vielmehr Tateinheit mög- 


lich. 

2. Vermögensvorteil i. S. des 8349 StGB. iſt 
auch die Erhaltung eines bereits auf andere 
Weiſe erreichten Vorteils. 


Zutreffend rügt die Rev., daß die Str. auf das Ver⸗ 
bergen der Nachnahmekarten durch den Angekl. nur den 8354, 
nicht auch den 8 348 Abſ. 2 und gegebenenfalls den 8 349 
StGB. angewendet hat. Die Rechtsanſicht, daß in einem Falle 
der hier vorliegenden Art die Beſtimmungen des $ 354 und 
des 8 348 Abſ. 2 StGB. zueinander im Verhältnis der Ge⸗ 
ſetzeseinheit, nicht der Tateinheit ſtänden, iſt zwar in der von 
der Str. angeführten Entſch. RGSt. 35, 80, 83 vertreten, 
vom RG. aber ſchon längſt aufgegeben (vgl. RGSt. 49, 136). 
Daß aber der Tatbeſtand des § 348 Abſ. 2 StGB. vom Angefl. 
erfüllt iſt, geht aus den Feſtſtellungen des angefochtenen Urt. 
hervor. Sie laſſen keinen Zweifel darüber, daß er die Nach⸗ 
nahmekarten verborgen hat mit dem Bewußtſein, es werde 
dadurch die Gebrauchsbereitſchaft dieſer Urkunden, wenn auch 
nur vorübergehend, aufgehoben, daß er ſie alſo beiſeitegeſchafft 
hat. Zu prüfen bleibt dann die Anwendbarkeit des § 349 
StGB. Sie iſt freilich nicht ſchon dann gegeben, wenn der 
Angekl. lediglich in der Abſicht gehandelt hat, ſeine Unter⸗ 
ſchlagungen zu verdecken, wohl aber dann, wenn, was nahe 
liegt, ſeine Abſicht darüber hinaus auch dahin ging, ſich im 
Beſitz der durch die Unterſchlagungen erlangten, aber in ihrem 
Fortbeſtande gefährdeten Vermögensvorteile zu erhalten oder 
die vermögensrechtlichen Nachteile der drohenden Entdeckung 
und Ahndung der Straftat von ſich abzuwenden. 

(I. Sen. v. 13. Mai 1930; 1 D 346/30.) A.] 


2. Republikſchutzgeſetz. 


24. § 19 Ab ſ. 2 Rep Sch G. Zum Tatbeſtand der 
Unterſtützung einer aufgelöſten Vereinigung. 
Er kann darin gefunden werden, daß der Täter 
dazu mitwirkt, nach außen den Eindruck zu er⸗ 
wecken, die Vereinigung halte noch zuſammen 
und beſtehe heimlich fort. Für den inneren Tat⸗ 
beſtand genügt bedingter Vorſatz. 


Die Strͤ. erklärt zwar am Schluß des angefochtenen 
Urteils, ſie habe weder nach der objektiven noch nach der 
ſubjektiven Seite hin die volle Überzeugung von der Schuld 
der Angekl. erlangen können. Das Urteil läßt aber nicht 


Der Angekl. iſt ſchuldig eines Vergehens der Urkundenfälſchung im 
Amt, zweier in Tateinheit zuſammentreffender Vergehen der Falſch⸗ 
beurkundung im Amt, ſowie eines weiteren Vergehens der Falſch⸗ 
beurkundung im Amt, ſämtliche Vergehen begangen im Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang, und wird hierwegen .. verurteilt. Folgt man dagegen 
der hier vorgetragenen Auffaſſung, dann würde das Urteil lauten: 
Der Angekl. iſt mehrerer, durch unſelbſtändige Handlungen verübter 
Vergehen der Falſchbeurkundung im Amt und der Urkundenfälſchung 
im Amt ſchuldig und wird hierwegen ... verurteilt. Der Vergleich 
dürfte zugunſten der zweiten Urteilsformel ausfallen und ſomit be⸗ 
weiſen, daß meine Auffaſſung auch praktiſch der herrſchenden Lehre 
vorzuziehen iſt. Prof. Dr, Merkel, Greifswald. 
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Juriſtiſche Wesel. 


klar erkennen, warum fie Zweifel an dem Borfiegan 
äußeren Tatbeſtandes des Vergehens gegen § 19 Abf. 2 N 
Sch. gehabt, und was fie für ihn als erforderlich 
geſehen hat. Die Ausführungen des Urteils betreffen AM 
ausſchließlich den inneren Tatbeſtand. Sollten fie aber 
zur Begründung dafür dienen, daß der äußere Tatbeſſaß 
nicht erweislich ſei, ſo würde eine rechtsirrtümliche 
faſſung von ihm nicht ausgeſchloſſen werden können. Ta 
BG. hat beſonders Gewicht darauf gelegt, ob die Ang 7 
eine andere, für derartige Radausflüge geeignete un 3 itt 
mäßige Kleidung beſaßen, ob fie wegen der geringen 
des Radfahrwegs hintereinander fahren mußten und 0 
Fahrt „demonſtrativen Charakter“ hatte, womit offenba 


meint ift, ob ſie vom Willen der Angefl, zu demonſtrieg, 
getragen war. Auf alles dies kam es beim äußeren an 


beſtand nicht weſentlich an. Für ihn war entſcheidend, imlich 


ſich das Auftreten der Angekl. geeignet war, das he par 
Fortbeſtehen des Roten Frontkämpferbundes nach außen ng 
zutun oder ſonſt die Zwecke der aufgelöſten Verein ee 
irgendwie zu fördern. Eine Unterſtützung einer aufgelben 
Vereinigung kann u. a. ſchon darin liegen, daß nach de 
der Eindruck erweckt wird, die Vereinigung beſitze r dich 
Kraft und halte zuſammen, um ſich gegen die behöt zent 
Anordnung durchzuſetzen. Ob das hier der Fall war, 15 
der Führer, der Fahnenträger und eine Anzahl jonft in 
Mitglieder des aufgelöften Roten Frontkämpferbunde e 
deſſen allgemein bekannter, wenn auch einzelner Abe en 
entkleideter Uniform durch ihren verhältnismäßig hat 
Wohnort in geſchloſſenem Zuge einherfuhren, bariib d 
ſich die Str®. nicht ausgeſprochen. — Das alles laß gi 
Schluß zu, daß ſie überhaupt nicht prüfen zu müſſen ger fe 
und nicht geprüft hat, ob der äußere Tatbeſtand erſül 
oder aber, daß ſie bei ſolcher Prüfung von einer zu im 
Auffaſſung des Begriffs „auf andere Weiſe unterſtützen 
819 Abſ. 2 RepSchG. ausgegangen iſt. ar 
Hat ſich aber das Gericht nicht hinreichend enter 
macht oder darüber geirrt, worin äußerlich ein ſolches Un 
ſtützen zu finden iſt, jo war eine rechtlich bedenkenfreie 115 
ſcheidung nicht möglich, ob die Angekl. unterſtützen wine 
ten oder doch mit der Möglichkeit rechneten, durch ihr aut 
halten den Roten Frontkämpferbund zu fördern, und 05 
für dieſen Fall es zeigten und beibehielten. Daß das Tu 
einen ſolchen unbeſtimmten Vorſatz als ausreichend a, 
geſehen und den Sachverhalt auch auf ihn hin geprüft 0 wie 
darf um fo mehr bezweifelt werden, als es nicht erörtert u 
die Angekl. ſich zu dem ausdrücklichen Verbot des Auftte h 
in geſchloſſener Formation innerlich einſtellten, als ſie at 
äußerlich zuwiderhandelten. Ebenſowenig ift auf die Dar 
eingegangen, ob aus dem Übertreten des Verbots, die hel, 
dungsſtücke des Roten Frontkämpferbundes weiter zu 15 at 
wenigſtens auf ein Unterſtützen mit unbeſtimmtem Vor 
ſchließen ſei. vor] 
(2. Sen. v. 28. April 1930; 2D 83/30.) * 


97 
25. 8 8 Nr. 1 RepSch G. v. 1922; 88 318, 1 
StPO. Das Merkmal der Beſchimpfung er 
dert nicht, daß die Außerung von einer „Ro 
der Geſinnung“ Zeugnis ablegt. Hat der auf 
geklagte durch Beſchränkung der Berufung, 
das Strafmaß den Schuldausſpruch 565 
kräftig werden laſſen, fo darf ſich das B un! 
der Strafzumeſſung nicht von der Erwäh ? 
leiten laſſen, daß die Schuldfeſtſtellung uur 
tig ſei und eine ſtrafbare Handlung nicht 
liege. digen 
Beſchimpfen bedeutet allerdings mehr als belel h 
Es ift die Kundgebung beleidigender Mißachtung in t in 
Weiſe oder in beſonders verletzender Form; es liegt auer 
dem Vorwurf einer ſchimpflichen Handlungsweiſe. *7 j 
hinaus aber wird nichts verlangt, um das Merknte nat 
ſchimpfen“ zu erfüllen. Ob feine Vorausſetzungen i hol e 
hat im Einzelfall der Tatrichter zu entſcheiden. Dabei h gin 
die Geſamtheit der begleitenden Umſtände zu würdige ſein. 
ſolcher Umſtand kann auch die Geſinnung des Täter ung 
Aber ausſchlaggebendes Gewicht darf auf ſeine Heß rifſ⸗ 
nicht gelegt, die Roheit feiner Geſinnung nicht als "Fund 
liches Erfordernis aufgeſtellt werden. Da die Beſchin N 


eit 
In’ 


a 


2 
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ebe f 
a wie die Beleidigung vorausſetzt, daß fie zur Kenntnis 
Aug, er gelangt, kommt es darauf an, wie die kränkende 
und ung nach außen hin, auf ihre Hörer oder Leſer wirkt 
Re daß dieſen der eine beſchimpfende Kundgebung dar⸗ 
d Sinn der Außerung verſtändlich ift (vgl. R6St. II 
dußere Tov. 1927, 2D 782/27). Das reicht aus für die 
de Seite des Beſchimpfens; für die innere iſt eine Ab⸗ 


fü u feſtgeſtellte Verkennung des Merkmals „beſchimpfen“ 
waſpeſch Aufhebung des Urteils, ſoweit es den Angekl. T. 


der a demſelben Rechtsfehler beruht auch die Herabſetzung 
bespa gg ale der Angekl. Y. und Z. Auch inſoweit unterliegt 
107 da das Urteil der Aufhebung. Dazu kommt noch bei 
räfti B bei ihm auch ſchon bei Erlaſſung des StrͤUrt. rechts⸗ 
Rene feſtſtand, daß er ſich eines Vergehens gegen 88 Nr 1 
bei 890 ſchuldig gemacht hat. Die Stra. durfte deshalb 
gerader Straffeſtſetzung nicht, wie ſie es getan hat, vom 
e Gegenteil ausgehen (RGSt. 61, 209). 

Sen. v. 20. Juni 1930; 4 D 20/30.) 12 


k 3. Sonſtiges materielles Strafrecht. 
26 


des 8 8 369 RAbgO. Die Rückfallsvorſchrift 
Ver 369 RA bg. gilt auch für die Zollhehlerei. 
ing urteilungen wegen verbotener Einfuhr ver⸗ 
beten den Rückfall nach 8369 RAbg O. nicht zu 
bründen. f) 


tener die Angekl. hat nach den Feſtſtellungen des angefoch⸗ 

Urteils Anfang Januar 1928 eine Quantität Rauch⸗ 
2 Mr im Gewicht von 69,90 kg, der aus Holland nach 
ja gland eingeführt worden war, in Kenntnis der Tat⸗ 
der daß er unverzollt und unverſteuert war, zum Zweck 
dieſ Weiterveräußerung in ihrem Geſchäft angekauft. Sie iſt 
hehler alb wegen Vergehens gegen 8 368 RAbgo. (Steuer⸗ 
ge 3 und wegen in Tateinheit damit begangenen Ver⸗ 
Berk gegen 8 60 TabStG. (Tabakſteuerhehlerei) zu zwei 
den krafen (von 25000 und 35 623,20 2%) nebſt entſprechen⸗ 

Erſatzfreiheitsſtrafen verurteilt worden; außerdem iſt die 


auf. — 26. 1. Zunächſt fällt die unverhältnismäßig hohe Strafe 
Einzie r den hehleriſchen Ankauf von 69,70 kg Tabak wird auf 
alſo beung ſowie auf eine Geldſtrafe von 60 623,20 N. erkannt, 
derſeitnahe auf 900. RM pro kg. Die Höhe der Geldſtrafe beruht 
Dingen, 3 darauf, daß das Voll G. und TabStG. das Vierfache des 
ogenen Betrages als Strafe vorſehen, und andererſeits darauf, 
dan einheitlichen Zuſammentreffen der Tabakſteuerzuwider⸗ 
hehl ei mit einer anderen ſtrafbaren Handlung (hier der Bolle 
ee, entgegen der Beſtimmung des § 73 StGB. Strafenhäufung 
muß (5 77 TabSt®.). Dieſe außerordentlich hohen und 
inte unerſchwinglichen Geldſtrafen, die oft, fo namentlich bei 
Alia Hung von Zöllen und Abgaben für Branntwein, in die 
Weiten gehen, ſind kriminalpolitiſch zwecklos und unhaltbar. Ihre 
Berg: ung iſt in der Regel unmöglich. Dieſem Umſtand tragen die 
vielfach ſchon bei der Umwandlung in Erſatzfreiheitsſtrafe 
neh e. Rechnung, daß fie z. B. für je 100, 1000, 10000 % und 
müßen Tag Gefängnis ſubſtituieren. Auch werden ſolche Strafen 
died durch die Gnadeninſtanz erheblich herabgeſetzt. Daß hier⸗ 
e geſetzliche Strafdrohung an Wirkfamkeit einbüßt, der Straf⸗ 
creſtelt und die Autorität der Strafjuſtiz überhaupt unter⸗ 
Nich de ird, leuchtet ohne weiteres ein. De lege ferenda wird hier 
undel Amtl. Entw. des Einſch. z. Allg. StGB. und zum StrVollzch. 
en bideſchaffen. Nach Art. 84 ſoll nämlich in Vorſchriſten, nach 
achen ze angedrohte Geldſtrafe oder ihr Höchſtbetrag in dem Mehr⸗ 
ſteht em Einfachen oder dem Bruchteil eines beſtimmten Betrages 
zal, 39 an die Stelle dieſer Strafdrohung, ſoweit dieſe nicht nach 
lee, (bei Gefängnis unter drei Monaten) fortfällt, Geldſtrafe 
1 ian, im übrigen Geldſtrafe bis zu 10 000 . RM treten. Gleich⸗ 
7 im Widerſpruch zu dieſer allgemeinen Anpaſſungsvorſchrift 
wen e des Art. 153 Ziff. 25, der an die Stelle des § 359 RAbg O. 
id | 9 für die Hinterziehung gewiſſer Steuern, nämlich der Zölle 
hr, Mi auchsabgaben, das Doppelte des hinterzogenen Betrages 
afen deſtſtrafe angedroht. Die Beſeitigung der abſoluten Geld⸗ 
N ſchten ſcheint auch deshalb dringend geboten, weil hierdurch den 
110 erf eine ungemein ſchwierige Rechenarbeit aufgegeben wird, bei 
tu, hrungsgemäß häufig Rechenfehler unterlaufen, die zur An⸗ 
3 — Aufhebung der Urteile führen. 
t N, iht man mit dem RG. davon aus, daß die Beſtimmungen 
gD. über Steuerhehlerei auch für den vorliegenden Fall der 


Einziehung des bei der Angekl. vorgefundenen Tabaks aus⸗ 
geſprochen worden. 

Die Rev. des Nebenklägers rügt lediglich die Nicht⸗ 
anwendung der die Beſtrafung wegen Rückfalls regelnden 
Beſtimmung des § 369 RAbgO. Daß eine Beſchränkung der 
Rev. in dieſer Weiſe zuläſſig iſt, hat das RG. in ſtändiger 
Rſpr. (vgl. z. B. RGSt. 32, 310 [312]; 48, 21; 54, 180) 
angenommen. Hiernach ſteht für das RevG. die vorerwähnte 
Verurteilung, abgeſehen von der Frage des Rückfalls, dem 
Schuldausſpruch nach feſt. 

Daß 8 368 RAbgO. — in Ermangelung einer ent⸗ 
ſprechenden Vorſchrift im Vereinszollgeſetz — auch für die 
Zollhehlerei gilt, iſt von dem erk. Sen. in dem Urteil vom 
19. Dez. 1927, 3 D 884/27, bereits ausgeſprochen worden. 
Dort iſt auch die Frage, ob Tateinheit von Zollhehlerei (nach 
8 368 RAbgd.) mit Tabakſteuerhehlerei (nach 860 TabStG.) 
rechtlich möglich ſei, bejahend beantwortet worden. Iſt aber 
für die Zollhehlerei $ 368 RAbgO. anwendbar, fo muß das 
gleiche auch für die Vorſchrift des 8 369 R Abg O. gelten, 
die zu dem Tatbeſtand des §8 368 RAbgdO. nur einen ſtraf⸗ 
erhöhenden Umſtand nachträgt. Aus 8 369 NABgD. beſtimmt 
ſich alſo die Frage, ob Rückfall vorliegt. 

Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung wird verſchärfte Strafe 
dem angedroht, der im Inland wegen „Steuerhinter⸗ 
ziehung oder Steuerhehlerei“ beſtraft worden iſt, 
darauf abermals eine dieſer ſtrafbaren Handlungen begangen 
hat und wegen derſelben beſtraft worden iſt und danach eine 
weitere Steuerhinterziehung oder Steuerhehlerei begangen 
hat. Die Strͤ. hat dieſe Vorſchrift im vorliegenden Fall 
nicht für anwendbar erachtet, weil die früheren Verurtei⸗ 
lungen der Angekl. nicht auf Grund der Vorſchriften der 
RAbgo. — „wegen Steuerhinterziehung oder Steuer⸗ 
hehlerei“ —, ſondern auf Grund des VZollG. oder anderer 
der NAbgD. nicht angepaßter Abgabengeſetze ausgeſprochen 
ſeien, und weil ſie auch ihrer inneren rechtlichen Natur nach 
anderer Art ſeien als die jetzt zur Aburteilung ſtehende 
Steuerhehlerei; ſolche Verurteilungen könnten i. S. des § 369 
RAbgdO. als rückfallbegründend nicht in Betracht kommen. 

Ob die erſtere Erwägung die Nichtanwendung des 8 369 
RAbgoO. im vorliegenden Falle zu rechtfertigen vermag, ob 
nicht vielmehr — wenigſtens in Fällen der hier fraglichen 


Zollhehlerei gelten, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß auch 
der die rückfällige Hehlerei behandelnde $ 369 anzuwenden geweſen 
wäre. Ebenſo zweifellos iſt, daß eine Verurteilung wegen Konterbande 
keine Vorſtrafe wegen Steuerhinterziehung i. S. dieſer Vorſchrift be⸗ 
deuten kann, da zwar die Zölle, nicht aber auch die Einfuhrabgaben 
unter den Begriff der Steuern fallen. 


3. Der Entſch. kann aber nicht beigetreten werden, inſofern ſie 
die 88 368 und 369 RAbgO. für den hier in Betracht kommenden, 
vor dem 1. Jan. 1930 liegenden Fall zur Anwendung bringt. Nach 
den 88 451, 452, 453 RAbgO. finden die materiellen Straf⸗ 
vorſchriften der RAbgO. auf das VZollGG. keine Anwendung, mit 
Ausnahme des den Irrtum behandelnden $ 358. Erſt durch das Gef. 
zur Anderung des TabStG. v. 22. Dez. 1929 Art. VII Nr. 10, der 
die Streichung des 8 453 RAbgO. beſtimmt, find vom 1. Jan. 1930 
ab die materiellen Strafvorſchriften der RAbgO. auf das VZoNG., 
ſoweit ſie das Zollrecht im engeren Sinne betreffen, anwendbar. Die 
bis zum 1. Jan. 1930 ausſchließlich in Kraft geweſenen materiellen 
Strafvorſchriften des VZollG. enthalten aber keine Beſtimmung, 
wonach die Zollhehlerei ſtrafbar iſt. Erſt ſeit dem Jahre 1918 ging 
man dazu über, zuerſt in Verbrauchsſteuergeſetzen, die Steuerhehlerei 
als felbftändige Steuerzuwiderhandlung ſtrafrechtlich zu erfaſſen, wäh⸗ 
rend vor dieſer Zeit die Zoll⸗ und Steuerhehlerei, auf die ſelbſt⸗ 
verſtändlich der § 259 SGB. nicht paßt, ſtraflos bleiben mußte 
(. Becker, RAbgoO. 8 368, 1). An dieſem Standpunkt haben die 
Gerichte allgemein feſtgehalten, wobei ſie mitunter dem Bedürfnis zum 
Einſchreiten durch Annahme einer Beihilfe oder Begünſtigung ab⸗ 
zuhelfen verſuchten. Die in der vorl. Entſch. und ſchon in der hier 
angeführten Entſch. desſelben Senats v. 19. Dez. 1927 vertretene 
gegenteilige Auffaſſung kann nur mit einer verſehentlichen Außer⸗ 
achtlaſſung der 88 451 ff. RAbgO. erklärt werden. Das muß daraus 
gefolgert werden, daß dieſe Auffaſſung mit keinem Wort begründet 
iſt und daß die 88 451 ff. RAbgO., die die Geltung der materiellen 
Strafvorſchriften, alſo auch der 88 368 und 369 für das Zollrecht 
verneinen, nicht einmal erwähnt ſind. Daß im übrigen eine rechts⸗ 
ähnliche Anwendung dieſer Vorſchriften auf den Fall der Zollhehlerei 
ſich nach allgemeinen Grundſätzen verbietet, dürfte außer Frage ſtehen. 
Hiernach mußte die wegen Zollhehlerei verhängte Strafe in Fortfall 
kommen. RA. Theodor Klefiſch, Köln. 
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Art — auch Vorbeſtrafungen wegen Zolldefraudation als 
rückfallbegründend i. S. der genannten Beſtimmung in Be⸗ 
tracht gezogen werden müſſen, kann indeſſen dahingeſtellt 
bleiben. Denn jedenfalls können als Grundlage für eine 
Beſtrafung wegen Rückfalls nach $ 369 RAbgdO. ſolche Ver⸗ 
urteilungen nicht angeſehen werden, die wegen verbote⸗ 
ner Einfuhr erfolgt find. Wenn in 8 142 VZollG. ſolche 
Beſtrafungen hinſichtlich der dort allein in Frage kommenden 
Wiederholung von Konterbande und Zolldefraudation den⸗ 
jenigen wegen Zollhinterziehung gleichgeſtellt ſind, ſo beruht 
das eben auf ausdrücklicher geſetzlicher Vorſchrift. Eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung der letzteren Beſtimmung auf Fälle 
der Zollhehlerei, die nach S 369 RAbgO. zu beurteilen find, 
erſcheint nicht angängig. 

Da im vorliegenden Fall nur eine der in Betracht kom⸗ 
menden früheren Verurteilungen wegen Zollhinterziehung 
ergangen iſt, die anderen aber Fälle unerlaubter Einfuhr 
zum Gegenſtand haben, erſcheint hiernach die Anwendung des 
$ 369 RAbgdO. ausgeſchloſſen. 


(3. Sen. v. 15. Mai 1930; 3D 1329/29.) A.] 


II. Verfahren. 
1. Strafprozeßordnung. 


** 27. 8 7 Abſ. 2 StPO. Gerichtsſtand für Preß⸗ 
delikte. Erſchienen, d. h. zur Ausgabe gelangt, 
iſt eine Druckſchrift unter anderem da, wo ſie 
zwecks Verbreitung zur Poſt aufgegeben wor⸗ 
den iſt. 5) 


Die Entſcheidung, die nach 8 19 SPD. zu treffen war, 
beruht auf 87 Abſ. 2 StPO. Eine Druckſchrift „erſcheint“ 
dort, wo ſie mit dem Willen des Verfügungsberechtigten 
die Stätte der ihre Verbreitung vorbereitenden Handlungen 
zum Zwecke der Verbreitung verläßt (wo ſie zur Ausgabe 
gelangt). Dies geſchieht u. a. in dem Zeitpunkte, in dem ſie 
zwecks ihrer Verbreitung zur Poſt aufgegeben wird. Hier⸗ 
durch wird auch mit der „Verbreitung“ der Anfang gemacht; 
daher iſt ſchon in jenem Zeitpunkt eine ſich durch die Ver⸗ 
breitung vollziehende Straftat „begangen“ i. S. des 87 
Abſ. 1 StPO., den der § 7 Abſ. 2 StPO. lediglich einſchränkt 
(RES. 16, 245; Rſpr. 9, 490). 

Nach dieſen Grundſätzen iſt die Stadt H. Ort des Er⸗ 
ſcheinens und auch ein Ort der Verbreitung der N.- Zeitung, 
war beides auch zur Zeit der hier fraglichen Tat. 

Eine Zeitung kann zwar an mehr als einem Orte nicht 
nur verbreitet werden, ſondern auch „erſcheinen“. Daß aber 
die N.⸗Zeitung zugleich an einem Orte im Bezirk des Schöff- 
Ger. L. „erſcheint“, ergeben weder die bezeichneten Aus⸗ 
künfte noch die weiter vorhandenen Unterlagen. 


(Fer Sen. v. 29. Aug. 1930; 77 B 62/30.) A.] 


28. 867 StPO. Zur Frage, inwieweit im 
Falle der nochmaligen Vernehmung eines Zeu⸗ 
gen feine nachträgliche Ausſage trotz Nicht- 
beachtung von 8 67 StPO. von einem früher ge⸗ 
leiſteten Eid mitumfaßt wird. Das iſt jeden⸗ 
falls dann nicht der Fall, wenn es ſich um einen 
Nacheid handelt. 


1. Der Zeuge G. war nach der Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens vom erſuchten Richter vernommen und nachträg⸗ 
lich beeidigt worden. In der Berufungsverhandlung hat 
er die Richtigkeit ſeiner Ausſage unter Berufung auf dieſen 
früher geleiſteten Eid vor ſeiner Vernehmung verſichert. Die 


Zu 27. Die Entſch. verſteht unter dem umſtrittenen Begriff 
des Erſcheinungsortes nicht den Ort der Niederlaſſung des Verlages 
(jo Kitzinger S. 33 u. 86), ſondern den Ort der erſten Aus⸗ 
gabe (ſo Häntzſchel S. 44 u. 94; Löwe⸗Roſenberg, 7 zu 
87 StpO.). Dieſe Anſicht hat, worauf beſonders Kitzinger S. 86 
hinweiſt, den Nachteil, daß ſie eine Umgehung des $14 RPreßch. 
erleichtert. Es iſt jedenfalls fraglich, ob gegen einen ausländiſchen 
Verleger, der die ganze Auflage einem inländiſchen Kommiſſionär zur 
Ausgabe überſendet, 8 14 RPreßGG. zur Anwendung gebracht werden 
könnte, wenn man der Anjicht des RG. folgt. Verſendung der 
ganzen Auflage an einen Kommiſſionär, der ſie erſt zur Verbreitung 
bringen ſoll, iſt nämlich nach Häntzſchel S. 44/45 noch keine 
Ausgabe. LER. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſcheil 


ſich hieran anſchließenden Ausſagen waren daher unter 4 
abgegeben (8 67 StPO.; RGSt. 62, 435). Darauf wehen 
der Zeuge „entlaſſen“. Nachdem der nächſte Zeuge abge . 
war, ift G. zurückgekehrt und hat feine Ausſage ergän 
Eine neue Beeidigung oder eine nochmalige Berufung im 
den geleiſteten Eid hat nicht ſtattgefunden. Es kann dah 
geſtellt bleiben, ob dieſe nachträgliche Ausſage vo 
früheren Eid nicht umfaßt wurde, weil der Zeuge nicht 
endgültig entlaffen war, oder ob fie dennoch als e 
zu gelten hat, weil der Zeuge aus freien Stücken zur! 
gekehrt iſt und ſeinem abgegebenen Zeugnis nur etwas 
zugefügt hat und dabei den Zuſatz unter ſeinem Eid nde 
wollte. Denn auf alle Fälle greift die weiter zu erörte 
Verfahrensrüge durch. iſſs 
2. Der Zeuge K. iſt nach Erſtattung feines ZeugWll, 
beeidigt und ſpäter nochmals vernommen worden, und 7 et 
ohne Abnahme eines neuen Zeugeneides und ohne daß ev 
ſich hierbei gemäß 867 StPO. auf den früheren Eid Eid 
rufen hätte. Die nachträgliche Ausſage wurde durch den 
nicht gedeckt, weil er, wie nicht bezweifelt werden tango; 
der Form des Nacheides geleiſtet worden iſt ($ 62 Sten 
RGSt. 19, 84). Auf dieſem Verfahrensverſtoß kann det 
Urteil beruhen, denn die Ausſagen des Zeugen ſind bei be⸗ 
Beweiswürdigung verwertet worden, und es iſt nicht zu u 
urteilen, ob der Zeuge feine unbeeidigten Ausſagen 
unter Eid gemacht hätte. N 
(2. Sen. v. 2. Juni 1930; 2 D 1521/29.) | . 
n 


* 29. 1. 867 StPO. Ein Zeuge, der ſich An- 
ſeiner eidlichen Vernehmung zur Sache auf ant, 
ordnung des Vorſitzenden zunüchſt entfernt 9 
braucht, wenn er wieder hereingerufen und er 
neut vernommen wird, die Richtigkeit bier 
Ausſage nicht unter Berufung auf den gel * 
ten Eid zu verſichern, ſofern nicht ſeine enn 
nehmung bereits vor feiner Entfernung erke 
bar beendet war. 115% 
2 88 271, 275 StPO. Werden die Urte in 
gründe gemäß $ 275 Abſ. 1 StPO. vollſtänd , 
das Protokoll aufgenommen, ſo muß das den 
tokoll einſchließlich der Urteilsgründe von Tu 
Vorſitzenden und dem Urkundsbeamten der gen 
ſchäftsſtelle unterzeichnet werden. Sind dag l 
die Urteilsgründe nur äußerlich dem Proto ig 
angefügt worden, ſo muß das Protokoll bn, 
allein von dem Vorſitzenden und dem ur ku er, 
beamten der Geſchäftsſtelle unterzeichnet "rg 
den; die Unterſchrift des Vorſitzenden leb Fall 
unter den Urteilsgründen genügt in dieſem 
nicht. neiben 
Der Zeuge Dr. R. wurde nach Leiſtung des Zeuch nach 
zur Perſon und zur Sache vernommen, entfernte ſich enden 
Gehör eines anderen Zeugen auf Anordnung des Vorſit 
zunächſt wieder aus dem Sitzungsſaal und wurde 
ſeiner Abweſenheit erfolgter Vernehmung eines weiter 
gen wieder hereingerufen und „noch einmal“ gehört. 
daß er die Richtigkeit dieſer zuletzt erſtatteten Ausſage al, 
unter Berufung auf den vorher geleifteten Eid verſi anhand“ 
iſt $ 67 StPO. nicht verlegt worden. Da eine Hauptve® dr 
lung ein in ſich geſchloſſenes Ganzes bildet, faßt ſie er zit 
ſätzlich auch die in ihr erſtattete Ausſage eines Zend Zug 
einer Einheit zuſammen, auch wenn ſie nicht in eine ne ab⸗ 
ſondern nach Unterbrechung durch andere Verfahrens. auch 
gegeben worden iſt. Die Ausnahme, daß eine Aus ſag enden 
äußerlich erkennbar abgeſchloſſen war, lag im vorle mer 
Falle nicht vor, da die Entfernung aus dem Sitzungs zen M 
während der Vernehmung eines Zeugen offenſichtlich rolf? 
8 59 StPO. zum Ausdruck gekommenen Zwecke dienen nah 
und gerade dadurch erkennbar machte, daß die Aus) : 
nicht beendet war, vielmehr fortgeſetzt werden ſollt 
RGSt. 63, 1 f.). En 
Das Hauptverhandlungsprotokoll iſt nach 4 1 or 
von dem Vorſitzenden und dem Urkundsbeamten An 
ſchäftsſtelle zu unterſchreiben. Im vorliegenden Falle. ines 
das Protokoll die Beurkundung der Urteilsformel, he del 
Beſchluſſes über Bewährungsfriſt und die der Teil! 
Rechtsmittelbelehrung. Dann folgt die Unterſchrift 


n de 
bereit 


(ol 


hu 
ing Beamten, und dieſer find ſogleich, ohne nochmals die 
brin 75 Abſ. 3 StPO. vorgeſchriebenen Bezeichnungen zu 
inder n, die Urteilsgründe angeſchloſſen. Unter ihnen be⸗ 
inet ſich die Unterſchriften des Vorſitzenden und der bei⸗ 
dier en Richter, nicht aber auch die des Urkundsbeamten. 
dete ein Verſtoß gegen die Vorſchrift des 8 271 Abſ. 1 
9275 Satzteil vor. Allerdings iſt auch die Vorſchrift des 
das Und 3 StPO. nicht beachtet. Denn die Ausnahme, daß 
tits dil, wie es in 8 275 Abſ. 1 StPO. nachgelaſſen iſt, 
liegt 3 vollſtändig in das Protokoll aufgenommen worden iſt, 
unt Ent vor, da dazu die Unterſchrift des Urkundsbeamten 
Die A. en Schluß dieſes Protokolls erforderlich geweſen wäre. 
Urteil, ubringung dieſer Unterſchrift an eine Stelle vor den 
8 gründen beweiſt, daß das Protokoll bereits an dieſer 
iſt, da abgeſchloſſen werden ſollte und abgeſchloſſen worden 
nicht B die Urteilsgründe alſo zwar dem Protokoll angefügt, 
Erl ber in es aufgenommen worden ſind. Aus dieſem 
chrift 0 kann die unter die Urteilsgründe gebrachte Unter⸗ 
vorgeſ es Vorſitzenden nur als die in § 275 Abſ. 2 StpO. 
die deſehene Unterzeichnung des Urteils, nicht aber auch als 
es Protokolls angeſehen werden. 
dieſer as Protokoll leidet hiernach an einem Mangel. Daß 
Jalle angel ſeine Beweiskraft beeinträchtigt, iſt in dieſem 
i Ohne Bedeutung, weil in ihm die Entſcheidung in keiner 


des 5 von dieſer Beweiskraft abhängt. Auf einem Mangel 
RGS kotokolls vermag aber das Urteil nicht zu beruhen (vgl. 
unſchriſt 4, 170; 47, 285,37). Der Mangel der Urteils- 
ift iſt in der Rev. nicht gerügt. 

Sen. v. 2. Juni 1930; 2 1201/29.) [A.] 


de; 88 244, 256 StPO. Der Antrag, zum Be⸗ 
ag; einer beſtimmten Tatſache eine amtliche 
ründuft einzuholen, darf nicht mit der Be⸗ 
der dung abgelehnt werden, daß das Gegenteil 

du beweiſenden Tatſache bereits bewiejen fei. 
Ein DaB Gericht darf von einer beantragten Augenſcheins⸗ 
wäßigene in der Regel dann abſehen, wenn nach ſeinem pflicht⸗ 
engen! Ermeſſen die Tatſache, die durch die Augenſcheins⸗ 
nachgewieſen werden ſoll, bereits in bejahendem oder 
dem Sinne feſtgeſtellt iſt (RGSt. 47, 100). 

N Beweisantrag, von der Oberpoſtdirektion in Pr. eine 
ſlelleuunft darüber einzuholen, daß auch an anderen Dienſt⸗ 
ſei, if e der Brief berührt habe, Dextrin verwendet worden 
2 mit der Begründung abgelehnt worden, daß von dem 
If, in Pr. und von der Bahnpoſt Pr. — W. das Gegenteil 
belegen während die für den Gang des Briefes hinter W. 
richts en Poſtämter und Bahnpoſten für die Entſch. des Ge⸗ 


Vereinen 


Genen, 
weſenteil d 


gen 
käſſgelentlicher Behörden bilden nach 8 256 Sißd. ein zu⸗ 


Na bene auf Einholung einer behördlichen Auskunft nur 
Kanp; uträgen auf Vernehmung eines Zeugen oder Sachver⸗ 
lt di gelten. Da nun hier eine Erklärung eingeholt werden 
ung, 5 ein Zeugnis zum Gegenſtande hat, war die Begrün⸗ 
erwie ſei bereits das Gegenteil der zu beweiſenden Tatſache 
dei end für die Ablehnung des Beweisantrages nicht aus⸗ 
warn Des hätte vielmehr dargetan werden müſſen, daß und 

2 er einzufordernden Auskunft jeder Beweiswert abgehe. 

„Sen. v. 26. Mai 1930; 2 D 369/30.) A.] 


lung n 8 244 StPO. Grundſätze für die Behand- 
der Aron Augenſcheinbeweisanträgen. Bezweckt 
Jeugentrag die Entkräftung einer beſtimmten 

nausſage, jo darf das Gericht fi mit der 
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beanſtandeten Ausſage nicht begnügen. Es darf 
jedoch den Antrag ablehnen, wenn es das, was 
durch den Antrag bewieſen werden ſoll, ſchon als 
durch das ſonſtige Beweisergebnis widerlegt 
anſieht. 

Es iſt in der Rſpr. des RG. anerkannt, daß die Einnahme 
eines richterlichen Augenſcheins im pflichtgemäßen Ermeſſen 
des erkennenden Gerichts liegt, und zwar auch dann, wenn ſie 
nicht zur bloßen Aufklärung über die Ortlichkeit, ſondern zur 
Erhärtung über eine beſtimmte Beweisbehauptung beantragt 
iſt (RGSt. 47, 100). Dieſen Grundſatz hat der erk. Sen. in 
der Entſch. v. 26. Sept. 1929 — 2 D 1124/29 — dahin ein⸗ 
geſchränkt, daß er, ſofern durch den beantragten Augenſchein 
die Ausſage eines Zeugen widerlegt werden ſoll, eine unzu⸗ 
läſſige Vorwegnahme des Beweisergebniſſes angenommen hat, 
wenn das Gericht bei der Prüfung, ob der Augenſchein als 
Beweismittel geeignet und erforderlich ſei, oder ob er durch 
andere Beweismittel erſetzt und entbehrlich gemacht werden 
könne, ſich mit der beanſtandeten Zeugenausſage 
begnügt hat, zu deren Entkräftung er beantragt iſt. 

Von dieſem rechtlichen Geſichtspunkte aus würde es zwar 
Bedenken erwecken, wenn das Schwurgericht im vorliegenden 
Falle die Entbehrlichkeit der von dem Verteidiger hilfsweiſe 
beantragten Augenſcheinseinnahme lediglich mit dem Hinweis 
auf die von ihm für glaubwürdig erachteten eidlichen Aus⸗ 
ſagen der Zeugen P. und W. begründet hätte, deren Be⸗ 
kundungen durch den Augenſchein ja gerade widerlegt werden 
ſollten. In dieſer Weiſe iſt aber auch die Ablehnung des 
Antrages nicht begründet worden. Das Schwurgericht hat nach 
der Urteilsbegründung die Einnahme des Augenſcheins des⸗ 
halb für entbehrlich erachtet, weil das, was durch ſie bewieſen 
werden ſolle — die Unrichtigkeit der Bekundungen der Zeugen 
P. und W. über die örtlichen Verhältniſſe —, bereits durch 
das ſonſtige Beweisergebnis (nicht bloß durch die Ausſagen 
der genannten Zeugen ſelbſt) ſowie durch die eigene Sach⸗ 
kunde des Gerichts für widerlegt erachtet ſei. Auf dieſer Grund⸗ 
lage ſtellt ſich die Ablehnung des Antrages auf Augenſcheins⸗ 
einnahme nicht als eine unzuläſſige Vorwegnahme des Beweis- 
ergebniſſes dar; das Schwurgericht hat ſich vielmehr im Rah⸗ 
men des ihm nach der Rſpr. des RG. bei der Entſch. über 
Anträge auf Augenſcheinseinnahme zuſtehenden pflichtgemäßen 
Ermeſſens gehalten. 

Die aus der Ablehnung dieſes Beweisantrags hergeleitete 
Reviſionsrüge geht alſo fehl. 

(2. Sen. v. 17. Mai 1930; 2 D 1197/29.) [A.] 


32. 88 244, 246 StPO. Geht das Gericht auf 
einen während der Urteilsverkündung geſtellten 
Beweisantrag ein, wozu es nicht verpflichtet ift, 
fo muß es den Antrag ordnungsgemäß beſcheiden. 
Behandlung des Beweisantrages als Ver⸗ 
ſchleppungsantrag, weil er nur wegen der Höhe 
des verkündeten Strafmaßes geſtellt wurde. f) 


1. Der Verteidiger hat in der Hauptverhandlung vor 
Beginn der Zeugenvernehmung unter Bezugnahme auf ſeinen 
ſchriftlichen Beweisantrag v. 1. Mai 1929 die Ladung und 
Vernehmung einer Reihe von Zeugen beantragt, darunter 
auch des Kriminalſekretärs U. Das Schwurgericht hat die 
Ladung des U. und einiger anderer Zeugen beſchloſſen, aber 
die der weiter benannten ſiebzehn Perſonen abgelehnt, weil 
das in ihr Wiſſen Geſtellte als wahr unterſtellt werden könne. 
Dieſe Begründung enthält, wie die Rev. mit Recht annimmt, 
die Zuſage, daß die Beweisbehauptungen unterſtellt würden. 
Dieſe Zuſage hat das Gericht eingehalten. Nirgends im an⸗ 
gefochtenen Urt. findet ſich ein Satz, der ſich nicht mit ſämt⸗ 


Zu 32. Der Satz, daß der Vorſitzende ſich während der 
Verkündung des Urteils Unterbrechungen ſeitens der Prozeß⸗ 
beteiligten nicht gefallen zu laſſen braucht und die Stellung von 
Beweisanträgen in dieſem Zeitpunkt verbieten kann (RGSt. 59, 
420), findet, wenn er ſich auch aus dem Geſetz ſelbſt nicht ergibt, 
doch in der Bedeutung und Würde des Aktes der Urteilsverkündung 
feine volle Rechtfertigung. Daß der Beweisantrag nicht zugelaſſen 
werden muß, heißt nicht, daß er, einmal zugelaſſen, nach Willkür 
abgelehnt werden kann; das vorl. Urteil geht mit Recht davon aus, 
daß die Ablehnung auch eines ſo ſpät geſtellten Beweisantrages nur 
unter den ſich aus den allgemeinen Grundſätzen ergebenden Voraus⸗ 
ſetzungen möglich iſt. Bedenklich und nicht genügend geſichert iſt nur 
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lichen behaupteten Tatſachen vereinbaren ließe, die das Gericht 
bei Ablehnung des Beweisantrags als zutreffend angenommen 
hat. Die Rev. hat ſelbſt keinen Fall eines Widerſpruchs dar⸗ 
gelegt, ſondern ſich auf die allgemeine Behauptung beſchränkt, 
das Gericht habe die Tatſachen nicht als wahr unterſtellt. Die 
hierauf geſtützte Rüge iſt daher, wenn nicht unzuläſſig (8 344 
Abſ. 2 StPO.), fo doch unbegründet. 

2. Als die Urteilsverkündung ſoweit gediehen war, daß 
der Vorſitzende bereits die Höhe der der BeſchwF. zuerkannten 
Zuchthausſtrafe bekanntgegeben hatte, hat der Verteidiger, eine 
noch zu erörternde Unterbrechung benutzend, nochmals einen 
Beweisantrag geſtellt. Dieſer erſtreckte ſich auf die bereits ab⸗ 
gelehnten und auf eine Reihe anderer Zeugen, auch auf den 
Kriminalſekretär U., von dem der Verteidiger bereits Abſtand 
genommen hatte, weil während der Sitzung ſeine Verſetzung 
nach W. bekanntgeworden war und ſeine Vernehmung die Ver⸗ 
tagung der Hauptverhandlung bedingt hätte. 

Das Gericht hat den Antrag des Verteidigers beſchieden, 
aber abgelehnt, weil er zum Zwecke der Prozeßverſchleppung 
geſtellt ſei, was ſich daraus ergebe, daß der Verteidiger den 
Antrag erſt geſtellt habe, nachdem der Vorſitzende das Urteil 
bis zu den Worten „vier Jahren Zuchthaus“ verkündet hatte. 

Während der Verkündung hatte ein Mann aus dem Zu⸗ 
hörerraum „pfui“ gerufen und den Saal verlaſſen. Er wurde 
geſtellt und auf Antrag des Staatsanwalts und nachdem auch 
der Rechtsanwalt L. hierzu ſich geäußert hatte, mit einer 
Ordnungsſtrafe belegt. Unmittelbar daran knüpfte der Ver⸗ 
teidiger ſeinen Beweisantrag. 

Das Gericht wäre nicht verpflichtet geweſen, auf den 
Beweisantrag einzugehen, da die Verkündung des Urt. bereits 
begonnen hatte (RGSt. 57, 142; 59, 420, 421) und bis 
zur Stellung des Antrags nicht wieder in die Verhandlung 
eingetreten worden war. Denn das Verfahren gegen den Ruhe⸗ 
ſtörer war kein notwendiger Beſtandteil der Hauptverhandlung 
und betraf nicht den Gegenſtand der Anklage. Nachdem aber 
das Gericht in die Beratung des Beweisantrags eingetreten 
war, hat es die Wiedereröffnung der Verhandlung und des 
Beweisverfahrens eingeleitet. Dann war es verpflichtet, den 
Beweisantrag ordnungsgemäß zu beſcheiden. Ein Verfahrens- 
verſtoß kann indeſſen in der Ablehnung des Antrags nicht 
gefunden werden. Die Erhebung der beantragten Beweiſe, auch 
nur der neu vorgebrachten, hätte tatſächlich eine Verſchlep⸗ 
pung des Prozeſſes zur Folge gehabt und möglicherweiſe ſogar 


m. E. die Auffaſſung, daß die Ablehnung auch auf dieſer Grundlage 
in concreto rechtlich einwandfrei ſei, weil es ſich nach der Anſicht 
des Vorderrichters um einen Verſchleppungsantrag handle. 
Ein Beweisantrag kann als Verſchleppungsantrag abgelehnt werden, 
wenn der Antragſteller nach der ſorgfältig zu begründenden über» 
zeugung des Gerichts unter dem Vorgeben, etwas beweiſen zu wollen, 
ausſchließlich die Verzögerung der Verhandlung oder der Urteils⸗ 
fällung beabſichtigt hat (vgl. z. B. RG.: JW. 1930, 1505 16; mei⸗ 
nen Beweisantrag im Strafprozeß, 1930, S. 24, 26). Der Antrag, 
dem in Wahrheit nicht der Wille, die aufgeſtellte Behauptung zu 
beweiſen, zugrunde liegt, wird als nicht ernſtlich gemeint angeſehen. 
Ob demgegenuͤber nicht der methodiſche Einwand durchgreift, daß der 
Wille des Antragſtellers ſich nur auf die durch den Antrag involvierte 
Nötigung des Gerichts, den Antrag zu beſcheiden, nicht auch auf den 
dahinterliegenden Erfolg der Beweisführung zu erſtrecken braucht, 
daß mithin auch der reine Verſchleppungsantrag ein ernſtlich ge⸗ 
ſtellter Beweisantrag iſt (ſo Sauer, Grundlagen des Prozeßrechts, 
1929, S. 463), braucht hier nicht weiter nachgegangen zu werden. 
Denn durch die Ablehnung eines wirklichen Verſchleppungsantrags 
wird jedenfalls kein ſchutzwürdiges Intereſſe verletzt. Soviel iſt aber 
klar, daß die Tatſache, daß der Antragſteller erſt durch die Höhe 
der ausgeſprochenen Strafe zur Stellung des Beweisantrages ver⸗ 
anlaßt wurde, noch nicht den Schluß rechtfertigt, dem Antragſteller 
habe der ernſtliche Beweisführungswille gefehlt. Kann es doch ſehr 
wohl vorkommen, daß der Angekl. in der Hoffnung, milde Richter 
zu finden, auf einen beſtimmten, im Erfolg vielleicht unſicheren Ent⸗ 
laſtungsbeweis verzichtet, weil er befürchtet, im Falle des Mißlingens 
des Beweiſes von den dann befaßten Richtern härter beſtraft zu 
werden. Wird dieſe Hoffnung enttäuſcht und fällt die Strafe un⸗ 
erwartet hoch aus, ſo wird er verſuchen, ſeine Beweiſe noch an⸗ 
zubringen, ohne daß man darum ſagen Kann, es ſei ihm dabei 
lediglich um die Verſchiebung der Urteilsfällung und die Aus⸗ 
ſchaltung der die Richterbank bildenden Richter zu tun. Alle von der 
Vorinſtanz und vom RG. angeführten Momente beweiſen nicht mehr 
als die nach dem Geſagten unerhebliche Tatſache, daß der Beweis⸗ 
antrag durch die Höhe des verkündeten Strafmaßes veranlaßt wurde; 
ſie ergeben nichts dafür, daß der Antragſteller — hier der Verteidiger 
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eine ganz neue Hauptverhandlung, alſo eine Wiederholung ge 
umfangreichen Beweisaufnahme erforderlich gemacht. Da af 
richt konnte auch aus der Anſchließung des Beweisantra froh 
die begonnene Urteilsverkündung ſchließen, daß der An 
der im weſentlichen eine Wiederholung in derſelben 
verhandlung geſtellter und bereits abgelehnter Antrag ht 
hielt, nicht ernſtlich gemeint, ſondern in Berjchleppunge ng? 
geftellt war, zumal der Verteidiger ausweislich der © kauf 
niederſchrift nach dem Hinweis des Staatsanwalts hierc 9 
widert hatte: „An dem, was der Staatsanwalt ſagt, it u und 
lich etwas Wahres.“ Nicht weil die Beweismittel zu En 
inſofern in Verſchleppungsabſicht vorgebracht worden w for 
(8 246 Abſ. 1 StPO.), ift der Antrag abgelehnt worden, 
dern weil der Verteidiger den Antrag nach Bekanntgabe in 
Hauptinhalts des beſchloſſenen Schuldſpruchs gestellt har de 
Wahrheit, um den Schuldſpruch durch Erzwingung eine hunt 
Erledigung der Sache verſchleppenden neuen Beweisaufna er 
umzuſtoßen. Er hatte ſelbſt eingeräumt, daß ihn das be. 
kündete Strafmaß zur Stellung des Antrags veranlaßt * 15 
Auch die Ausführungen der Rev. ſind nicht geen 
einen Verfahrensverſtoß darzutun. Daß die zugeſagten elch 
unterſtellungen eingehalten worden ſind, iſt bereits ba ge 
Daß das Gericht auch die in das Willen des Zeugen 1 bet 
ſtellten Behauptungen als wahr unterſtellt habe, tonne en 
Verteidiger nicht erwarten. Denn dieſer räumt in der uchtet 
ſionsbegründung ſelbſt ein, daß er auf U. ſchließlich vers er 
habe, um eine Vertagung zu vermeiden. Darin liegt fe 
kenntnis, daß das Gericht nicht geſonnen war, die betref 
Beweisbehauptung als wahr zu unterſtellen. A 
(2. Sen. v. 12. Mai 1930; 2 D 205/30.) 1 
* 
33. 8265 Abſ. 4 StPO. Beantragt der t 
geklagte Vertagung, um ihm Gelegenheit ag, 
Beibringung von Belegen für eine Sch ag 
behauptung zu geben, fo kann dieſer Anke 
zwar deshalb abgelehnt werden, weil das lt, 
richt die Vertagung für unangemeſſen dem 
nicht aber mit der Begründung, daß das Ges 
teil der Schutzbehauptung erwieſen ſei ef) ‚ng 


Der Beihmwmf. hatte in der Hauptverhandlung Vertahg, 
beantragt, um ihm Gelegenheit zur Beibringung veluten 
legen für eine Schutzbehauptung zu geben. Dieſen 
FRE Een eilt 
des Angekl. — lediglich verſchleppen wollte. Der Umſtand, daß e 
Teil der in dem Antrag angeführten Zeugen von dem ief 
bereits vorher benannt war, ſpricht ſogar durchaus gegen ve ge 
nahme und ift auch in ähnlichen Fällen vom RG. entſprechegz 20) 
wertet worden (vgl. meinen Beweisantrag im Strafprozeß „ gW/ 
Die doch einen recht fühlbaren moraliſchen Vorwurf enthaltend eine 
lehnung des Beweisantrages wegen Verſchleppungsabſicht hat lachend. 
eingehende, in ſich ſchlüſſige, die Nachprüfung des Rev. er mög N. 
Begründung, wie fie BayObLG.: ZW. 1929, 27517 (eben le 5b; 
IW. 1926, 24472; Jurädſch. 1927 Nr. 1082; Bay. 19 unbe 
JW. 1930, 1505 16) fordert, im vorliegenden Fall nicht au 
Der Verteidiger wird aber zu beachten haben, daß Beweischne 
die er erſt während der Urteilsverkündung ſtellt, ſehr gering d.! 
ſichten haben, da ſie nicht einmal zugelaſſen zu werden brauche abel 
vom Vorſitzenden a limine abgewieſen werden konnen, überdi antral 
in beſonderem Maße von der Qualifizierung als Verſchleppung n del 
bedroht find. Der Fall zeigt daher, wie gefährlich es iſt, Bereit 
Hoffnung auf einen milden Ausfall des Urteils vorhandene butch 
möglichkeiten einfach unbenutzt zu laſſen. Das gebotene mich wel 
das der Angekl. für den Fall eines ihm genehmen Urteils age? 
tere Beweiserhebung verzichtet, ſich gleichzeitig jedoch gege weis, 
raſchungen ſichert, iſt die Stellung eines bedingten e ao 
antrages, bedingt dadurch, daß ein nach Strafart er au 
beſtimmter Strafrahmen nicht überfchritten wird. Hinſichtlich i auf 
läſſigkeit dieſer Form des bedingten Heweisantrages Kam ug in 
meine Ausführungen an anderer Stelle (ſ. meinen Beweis 
Strafprozeß S. 30) verweiſen. Berlin 
RA. Dr. Max Alsberg ⸗ 


N zit 

Zu 33. Das Urteil it m. E. nicht einwandfrei Du 
Wenn die zur Beſchaffung von Beweismitteln erbetene Ve, auß 
nicht mit der Begründung verweigert werden durfte, a . 
geſtellte Schutzbehauptung ſei bereits widerlegt, ſo kann eln 
lehnung des Vertagungsantrags mit der inhaltsleeren Beg ei 
die Vertagung erſcheine unangemeſſen, d. h. doch im Geuggahrhe 
Ablehnung ohne Begründung, nicht zuläſſig fein. In 
trifft keiner dieſer beiden, vom Rh. hier aufgeſtellten 
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fe nn Strͤ. mit der Begründung ablehnen können, daß 
ſei rachlage nicht verändert oder daß es nicht angemeſſen 
zufe e Verhandlung zur Vorbereitung der Verteidigung aus⸗ 
bielm Das hat ſie aber nicht getan. Sie hat den Antrag 
Behar at abgelehnt, ohne zu der Frage der Erheblichkeit der 
erwieſetung Stellung zu nehmen, weil ſie ihr Gegenteil für 
9209 n erachte. Mil dieſer Begründung kann ein gemäß 
abgel Abs. 4 StPO. geſtellter Verkagungsantrag ebenſowenig 
nicht ehnt werden, wie ein Beweisantrag. Das NevG. kann 
fahre ſeſtſtellen, daß das angefochtene Urteil auf dem Ver⸗ 
nsverſtoß nicht beruht. Es war daher aufzuheben. 
Sen. v. 15. Mai 1930; 3D 295/30.) A 


*% 
Niger § 302 StPO. Der Verteidiger bedarf 
Ver nur zur Zurücknahme, ſondern auch zum 
na zicht auf Rechtsmittel ausdrücklicher Er⸗ 
auch tigung. Als Rechtsmittelverzicht ſtellt ſich 
den die Beſchränkung eines Rechtsmittels auf 
legu trafausſpruch bei oder nach der Ein- 
tigung des Rechtsmittels dar. In der Ermäch⸗ 
die c zur Zurücknahme von Rechtsmitteln iſt 
nicht emächtigung zum Verzicht auf Rechtsmittel 
mäch enthalten. Die erteilte ausdrückliche Er⸗ 
licht gung kann jederzeit durch formloſe münd⸗ 
Lertebklärung des Angeklagten gegenüber dem 
eidiger widerrufen werden. 5) 


Mg urch das Urt. des Schöffch. v. 5. Jan. 1929 iſt der 
n. 6 wegen fahrläſſiger Körperverletzung verurteilt wor⸗ 
Dr. C egen dieſes Urteil hat zunächſt ſein Verteidiger RA. 
und durch Schriftſatz v. 5. Jan. 1929 Berufung eingelegt, 
zwar, wie es wörtlich heißt: „jedoch nur wegen des 


derte Umfang zu. Das Urteil zeigt, wie unheilvoll die vom RG. 
Reiner ene Theſe ift, Ermeſſensentſcheidungen bedürften überhaupt 

ubſtantiierten Begründung. Denn da das NG. gleichzeitig 
5 t, ob die in conereto der Entſch. gegebene Begründung 
einen And echteirrtum iſt, ſo muß dieſe Rechtslage für den Richter 
Entien Nreiz bilden, feine Gründe für ſich zu behalten und die 
jede g gar nicht oder mit leeren Formeln zu begründen, da er fo 
telle ahr der Aufhebung des Urteils vermeidet, dem Antrag⸗ 
fu ung reilich wenig nützt. Die Ergebniſſe der neueren Untev⸗ 
dief N en über das Weſen der Ermeſſensentſcheidungen, laſſen 
8 ugoroſen Standpunkt des NG. recht fragwürdig erſcheinen 
8.145 annheim, Beiträge zur Lehre von der Reviſion, 1925, 
Der Erl Dro ft, Das Ermeſſen des Strafrichters, 1930, S. 53 ff.). 
meſſen s enntnis, daß auch das Rev. nachzuprüfen hat, ob die Er⸗ 
der daentſcheidung auf Erwägungen beruht, die der Verwirklichung 
d. g. Geſetzgeber verfolgten Rechtszweche dienen (vgl. Droſt 
N kfchein S. 55), entſpricht die Folgerung, daß die Ermeſſens⸗ 
gründn ung eine dieſe Nachprüfung ermöglichende ausführliche Be⸗ 
darauf , bieten muß (vgl. Droſt a. a. O. S. 56, der mit Recht 
Sthel binweiſt, daß die Geſetzmäßigkeit diefer Lehre aus 8 34 
9 265 ohne weiteres folgt). Der legislatoriſche Zweck, dem die in 
neben bj. 4 SPD. vorgeſehene Vertagungsmöglichkeit dient, iſt 


allgem er Rückſichtnahme auf die Verteidigung letzten Endes das 
\onl, 915 Prozeßziel der Erforſchung der materiellen Wahrheit 
Macht 155 SBD.). Eine Verletzung der Wahrheitsermittlungs⸗ 
Take: das NevG. nicht nur dann feſtzuſtellen, wenn ſich der 
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dummen dieſer Pflicht nicht bewußt geweſen iſt (ein kaum vor⸗ 
ueber Fall!), ſondern namentlich auch, wenn er Beweis⸗ 
ett zeiten von „evidenter Erheblichkeit“ unbenutzt gelaſſen hat 
18 B JW. 1930, 1106). Schon nach dieſer Richtung vermag 
er 0. ausdrücklich als bedenkenfrei bezeichnete Wendung, 
Neffe agung zur Vorbereitung der deren ſei nicht ange⸗ 
peu einesfalls zu genügen. Auf der anderen Seite geht die Be⸗ 
ſeaden „der Vertagungsantrag dürfe nicht deshalb abgelehnt 
inden weil die Schutzbehauptung ſchon ihre Widerlegung ge⸗ 
hafter ns in der umgekehrten Richtung zu weit. Hält der 
afte die Schutzbehauprung für widerlegt, und fieht er die ernſt⸗ 
deweisenglichlreit einer Korrektur dieſes Ergebniſſes durch weitere 
em derhebungen nicht für gegeben an, ſo hat er keinen Anlaß, 
Thauptugekkl. zur Beibringung von Belegen für dieſe Schutz⸗ 
hie Vertagung zu gewähren. Daß er in genau der gleichen 
feen 90 ituation einem Beweisantrag eventuell ſtatt⸗ 
ſillende uß, erklärt ſich daraus, daß ja der einen Beweisantrag 
Kuhn Angekl. dem Richter mit der Behauptung zugleich be⸗ 
44 bereit geeignete und erreichbare — Beweismittel darbietet. 
Zam Reis eine vielleicht ſachdienliche Beweisaufnahme ermöglicht 
Mafpre eff des Beweisantrags vgl. meinen Beweisantrag im 
yittepde, 1930, S. 3 ff.). Erſt dadurch, daß ſie Bemeis- 
echt o für ihre Behauptung benennt, wird für die Partei ein 
uf Beweiserhebung begründet und die Entſch. über 
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Strafmaßes“. Durch Schreiben v. 7. Jan. 1929 hat außer⸗ 
dem der Bekl. Berufung eingelegt, ohne das Rechtsmittel 
irgendwie zu beſchränken. Das BG. hat in dem Schriftſatz 
des Verteidigers einen wirkſamen Verzicht auf das Rechts⸗ 
mittel im Schuldſpruch erblickt und deshalb nur über das 
Strafmaß verhandelt und entſchieden. Dagegen richtet ſich 
die Verfahrensbeſchwerde des Angekl. 

Ein Rechtsmittel kann wirkſam auf die Anfechtung des 
Strafausſpruchs beſchränkt werden. Das iſt anerkannten 
Rechts. Ob eine ſolche Beſchränkung eines Rechtsmittels auf 
beſtimmte trennbare Beſchwerdepunkte als ein Teilverzicht 
auf den übrigen Inhalt des Urteils anzuſehen iſt, bleibt der 
Auslegung vorbehalten. Die Annahme eines ſolchen Ver⸗ 
zichts kann ſich aus den Umſtänden ergeben (vgl. RGSSt. 42, 
241 und das Urt. des erk. Sen. v. 4. Juni 1927, 2D 477/27), 
ſie liegt aber keineswegs ohne weiteres in der Erklärung, 
das Urteil nur teilweiſe anfechten zu wollen, es muß viel⸗ 
mehr der Wille des Erklärenden ermittelt und im Zweifel 
gegen einen Verzicht entſchieden werden. Da im vorliegenden 
Falle die Rechtsmittelerklärung von einem RA. herrührt, ſo 
konnte ohne Rechtsirrtum aus dem Zuſatze „jedoch nur wegen 
des Strafmaßes“ die Willensmeinung entnommen werden, 
daß das Urteil hinſichtlich des Schuldſpruchs als endgültig 
maßgebend anerkannt, alſo inſoweit auf Anfechtung ver⸗ 
zichtet werden ſollte (vgl. RGSt. 58, 372). 

Dieſer Verzicht entbehrt aber der rechtlichen Wirkſam⸗ 
keit, da der RA. Dr. C. zur Abgabe ſeiner Erklärung von 
dem Angekl. nicht ermächtigt war. 

In 8 302 StPO. wird im erſten Abſatz wegen der Zu⸗ 
rücknahme des Rechtsmittels auch der Verzicht auf die Ein⸗ 
legung noch vor Ablauf der Einlegungsfriſt für zuläſſig er⸗ 


die Notwendigkeit der Beweisaufnahme dem ſubjektiven Ermeſſen 
des Richters entrückt (f. meinen Beweisantrag im Strafprozeß 
S. 12, 13, 58 ff.). Kann der Angekl. keine Beweismittel nam⸗ 
haft machen, ſo kann das Gericht auf Grund freier Beweis⸗ 
würdigung die Behauptung für wahr oder unwahr erklären. 
Seinem Verlangen, ihm Gelegenheit zur Sammlung von Beweis⸗ 
material zu geben, braucht es nur in beſonderen Fällen zu folgen, 
z. B. wenn die Verteidigung durch eine Veränderung der Sachlage 
vor eine neue Situation geſtellt iſt (Geſichtspunkt der Rückſicht⸗ 
nahme auf die Verteidigung), oder wenn das Gericht ſelbſt feine 
Auffaſſung nicht für völlig gefeſtigt und unerſchütterlich hält (Ge⸗ 
ſichtspunkt der materiellen Wahrheitserforſchung). Prinzipiell aber 
iſt das Gericht gegenüber einem bloßen Vertagungsantrag durch 
das Verbot der Beweisantizipation nicht gebunden. Die Gegen⸗ 
meinung würde zu der Annahme führen, daß das Gericht auch 
in den Urteilsgründen die Schutzbehauptung nicht als widerlegt be⸗ 
handeln dürfte, da das Urteil und die in der Hauptverhandlung 
ergangenen Entſch. innerlich kongruent ſein müſſen. Dieſe Kon⸗ 
ſequenz dürfte auch nicht i. S. des RG. liegen. 
RA. Dr. Max Alsberg, Verlin. 


Zu 34. Der einleuchtend begründeten Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

Das BG. hat aus der Beſchränkung der vom Verteidiger ein⸗ 
gelegten Berufung auf den Strafausſpruch einen für den Angebl. 
wirkſamen Verzicht auf Anfechtung des Urt. in der Schuldfrage ent⸗ 
nommen. Daß die ausdrücklich nur „wegen des Strafmaßes“ erklärte 
Berufung einen entſprechenden Verzicht des Verteidigers in ſich 
ſchließt, iſt gewiß. Wenn ein Angekl. ſelbſt Berufung einlegt des 
Strafmaßes wegen, ſo bleibt möglich, daß er ſich nur ungenau aus⸗ 
gedrückt hat und durch das Rechtsmittel in Wahrheit auch der Schuld⸗ 
entſcheid mit betrofſen iſt (Berufung, „weil die Strafe zu hoch ſei“ 
uſw., was ja auch zutreffen könnte bei Anwendung eines dem Sach⸗ 
verhalt nicht gemäßen härteren Strafgeſetzes). In ſolchen Zweifels⸗ 
fällen hat ſich der Ber R. über die Tragweite der Berufung zu ver⸗ 
gewiſſern. Richtet ſich aber die vom RA. des Angel. ergriffene 
Berufung klipp und klar nur auf das Strafmaß, ſo kann über die 
Willensmeinung kein Zweifel ſein. 

Ein ſo erklärter Verzicht des Verteidigers auf Anfechtung des 
Schuldentſcheids muß aber durch die Partei legitimiert ſein. Mit 
vollem Rechte verlangt das NG. dafür eine ausdrückliche Ermächti⸗ 
gung. Denn der Verteidiger bedarf dieſer zur Zurücknahme des 
Rechtsmittels (§ 302 Abſ. 2 StpO.), und eine einen Verzicht auf 
das Rechtsmittel nicht bereits einſchließende Zurücknahme wirkt als 
ſolcher, wenn nicht das Rechtsmittel innerhalb der Einlegungsfriſt 
erneuert wird. Wie ſollte alſo ein alsbald erklärter Verzicht oder 
ein in beſchränkter Berufung uſw. enthaltener Teilverzicht des Ver⸗ 
teidigers unabhängig ſtehen von ausdrücklicher Ermächtigung? 

Durch die Zurücknahme des Rechtsmittels und durch Verzicht 
darauf wird ein Recht des Verurteilten aufgegeben, dort, wenn nicht 
Verzicht damit verknüpft iſt, widerruflich, d. h. unter Vorbehalt 
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klärt. Wenn dann im zweiten Abſatz beſtimmt wird, daß der 
Verteidiger zur Zurücknahme einer ausdrücklichen Ermäch⸗ 
tigung bedarf, ſo darf aus der Nichterwähnung des Ver⸗ 
zichts nicht geſchloſſen werden, daß er zur Abgabe einer Ver⸗ 
zichtserklärung nur der allgemeinen Bevollmächtigung, nicht 
einer beſonderen Ermächtigung bedürfe. Das würde der 
Stellung des Verteidigers, wie fie in der StPO. geſtaltet 
worden iſt, nicht entſprechen. Der Verteidiger iſt grundſätz⸗ 
lich nicht der Vertreter des Angekl., ſondern dieſer bedient 
ſich feines Beiſtands (8 137 StpO.); nur ausnahmsweiſe 
wird er von dem Verteidiger vertreten ($ 234 StPO.), der 
ſonſt nicht ohne ſeine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Ge⸗ 
nehmigung mit bindender Wirkung für ihn auf Verteidigungs⸗ 
mittel uſw. verzichten kann (RG. Rſpr. 1, 335; 6, 295; 10, 
368; RGSt. 18, 138, 141; 44, 285). Wie vom RG. 
(RES. 54, 210) feſtgeſtellt iſt, daß der Verteidiger nicht 
kraft ſeiner allgemeinen Verteidigervollmacht befugt iſt, für 
den Angekl. deſſen Entbindung vom Erſcheinen in der Haupt⸗ 
verhandlung nach § 233 StPO. zu beantragen, jo ermächtigt 
ſie ihn auch nicht zur Erklärung eines Verzichts auf Rechts⸗ 
mittel. Dazu bedarf er, ebenſo wie zur Zurücknahme eines 
Rechtsmittels einer ausdrücklichen Ermächtigung. Wenn das 
letztere in 8 302 Abſ. 2 StPO. beſonders hervorgehoben iſt, 
ſo hat das ſeinen Grund in der Vorſchrift des § 297, es 
ſoll hervorgehoben werden, daß nicht wie hier nur der aus⸗ 
drückliche Wille des Beſchuldigten nicht entgegenſtehen darf, 
es ſoll damit aber nicht geſagt werden, daß die ausdrückliche 
Ermächtigung nur bei der Zurücknahme von Rechtsmitteln, 
nicht auch beim Verzicht auf ſie erforderlich ſei. Die Ent⸗ 
würfe einer StPO. von 1908 und 1909 und der eines Ge⸗ 
ſetzes über den Rechtsgang in Strafſachen beſtimmten, daß 
der Verteidiger zur Zurücknahme von Rechlsmitteln und 
zum Verzicht auf Rechtsmittel ausdrücklicher Ermächtigung 
bedürfe. Daß dies der jetzt geltende Rechtszuſtand ſei, wird 
in den Begründungen zu den Entwürfen einer StPO. von 
1908 zu $ 306 (S. 303) und von 1909 zu 8 306 (S. 176) 
anerkannt. 

Es fragt ſich, ob das Geſetz, indem es in 8 302 Abſ. 2 
nur die Zurücknahme erwähnt, damit hat zum Ausdruck brin⸗ 
gen wollen, daß die Ermächtigung zur Zurücknahme eines 
Rechtsmittels auch die zum Verzicht darauf hat einſchließen 
wollen. Auch das iſt zu verneinen. Wenn auch die Zurück⸗ 
nahme eines Rechtsmittels einen Verzicht darauf in ſich 
ſchließt, und wie dieſer unwiderruflich iſt, ſo ſind doch beide 
Erklärungen ihrem Weſen nach verſchieden. Der Verzicht ſetzt 
die vorherige Einlegung eines Rechtsmittels nicht voraus, 
er iſt für den Angekl. noch gefährlicher. Die Entſcheidung 
darüber, unter welchen Vorausſetzungen ſich der Angekl. einer 
Strafe unterwerfe, ohne zuvor alle im Geſetz gewährten 
Rechtsbehelfe erſchöpft zu haben, verlangt die ſtrengſten An⸗ 
forderungen in der Richtung, daß ſie dem wirklichen ernſten 
Willen des Angekl. entſpricht. Darum kann, wie auch das 
KG. in einem Urt. v. 26. Mai 1926, 28 214/26 (JW. 1926, 
2229) entſchieden hat, ein Verzicht und dementſprechend auch 
eine einen Teilverzicht enthaltende Beſchränkung eines Rechts⸗ 


der Erneuerung in der Einlegungsfriſt, hier unwiderruflich, während 
die Einlegung ein Akt der Rechtsverfolgung iſt: daher wird ſach⸗ 
gemäß für jene Erklärungen ausdrückliche Ermächtigung gefordert, 
für den Verzicht beſonders, wie für die Zurücknahme, die Einlegung 
aber nur an die Negative geknüpft, daß ſie nicht gegen den aus⸗ 
drücklichen Willen des Verurteilten erfolgt (8 297 StPO.). Eine 
gewiſſe Parallele bieten die Beſtimmungen in 8 30 GBO. und $ 108 
FGG., wonach der Antrag auf Eintragung im Grundbuch, Schiffs⸗ 
regiſter, ſofern er nicht zugleich Eintragungsbewilligung iſt, an die 
qualifizierte Form des 8 29 GB., § 107 FGG. (Erklärung zu 
Protokoll der Regiſter⸗uſw.⸗Behörde, Nachweiſung durch öffentliche 
Urkunde uſw.) nicht geknüpft iſt, wohl die Zurücknahme des An⸗ 
trags (852 GBO., 5 109 Jg.), nach Analogie dort des Rechts⸗ 
erwerbs, hier der Rechtsaufgabe. Dem entſpricht es auch, daß nach 
der zutreffenden Darlegung des RG. die ausdrückliche Ermächtigung 
des Verteidigers zur Zurücknahme eines Rechtsmittels und zum 
Verzicht darauf durch formloſe mündliche Erklärung des Angehl. 
gegenüber dem Verteidiger widerrufen werden kann. 

Erwünſcht wäre geweſen, wenn das RG. noch auf die Frage 
der Erneuerung eines zurückgenommenen Rechtsmittels innerhalb der 
Einlegungsfriſt (vgl. dazu Goltd Arch. 71, 268 ff.; RG. 96, 186 ff.; 
Beling, Reichsſtrafprozeßfrecht S. 345) eingegangen wäre. 

Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 
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5 
mittels auf einen abtrennbaren Teil der Entscheidung fen 
auf Grund einer hierauf beſonders gerichteten ausdrückll 
Ermächtigung vom Verteidiger erklärt werden. % el 
In der zu den Akten überreichten unterſchriftlich U d. 
zogenen Vollmacht hat der Angekl. feinen Verteidiger, 
Dr. C., ausdrücklich nur ermächtigt, Rechtsmittel einzunng 
und zurückzunehmen, nicht aber auch, auf die Einen 
eines Rechtsmittels zu verzichten. Dieſe Vollmachtserten g 
genügt nicht, um die aus ihr vom BG. gezogene Folgen! fi 
daß der vom Verteidiger erklärte Teilverzicht wirkſam 
und den Angekl. binde, zu rechtfertigen. nude 
Das BG. ſtützt ſich nur auf die Vollmachtsurenn 
Daß der Angekl. ſeinen Verteidiger in anderer Weiſe den 
Verzicht ausdrücklich ermächtigt habe, ergibt ſich u zu 
angefochtenen Urteile nicht. Aus ihm ift im Gegenten , 
entnehmen, daß ſich der Angekl. auf Beſchränkung der 80 
vollmächtigung ſeines Verteidigers berufen hat. Das nicht 
hält ſolche Beſchränkungen für unbeachtlich, weil ſie ihm ge 
bis zur Berufungseinlegung des Verteidigers erkenn e 
macht worden ſeien. Dies ift rechtlich zu beanſtanden. Sn 
einmal erteilte ausdrückliche Ermächtigung des Verteidig n 
zum Verzicht auf ein Rechtsmittel oder zur Zurück gun 
eines Rechtsmittels kann jederzeit auch nur durch eine 75 01 
liche Erklärung vom Angekl. widerrufen werden. Ein 10 die 
Widerruf bedarf keiner Mitteilung an das Gericht oder, gr 
Staatsanwaltſchaft, eine dem § 87 ZPO. entſprechende "ps 
ſchrift fehlt in der StpßO.; es genügt eine Erklärung 6, 
Angekl. gegenüber feinem Verteidiger, um die beſondere iu 
mächtigung des § 302 Abſ. 2 StPO. zum Erlöſchen zu rung 
gen (jo auch BayO5LG.: ZW. 1929, 1489). Dieſe Erfllf 
braucht nicht ausdrücklich in die Form des Widerrufs ihr 
der Zurücknahme gekleidet zu ſein, es genügt, wenn 4 ge 
nur der entgegenſtehende Wille erkennbar zum Ausdru 51 
bracht wird. Sie ift auch fo lange geeignet, die frühere ie 
mächtigung zu beſeitigen, bis der vom Verteidiger eam 
Verzicht durch Eingang bei dem zuſtändigen Gericht wir 
und dadurch unwiderruflich geworden iſt. aus. 
Nach alledem iſt in dem angefochtenen Urteile nicht uch 1 
veichend dargetan, daß auf die Anfechtung des Schuld st in 
rechtswirkſam verzichtet war und die vom Angekl. IE zu 
vollem Umfange rechtzeitig eingelegte Berufung nich 
einer Nachprüfung des Schuldſpruchs führen konnte. 4 
(2. Sen. v. 5. Mai 1930; 2 D 1028/29.) Mr 
er’ 


8738. 88325, 52 Ubf.2 Satz 2, 53, 55 StPO. Pen 
fahrensrechtliche Erklärungen förmlicher N pt 
find im allgemeinen einem Widerruf nich! Ay 
gänglich. Eine nach 8325 StPO. abgegeben? dry 
ſtimmung der Staatsanwaltſchaft oder DER ven 
geklagten zur Verleſung der dort genal A 
Schriftſtücke iſt als unwiderruflich anzufeh des 

Die im 8325 StPO. vorgeſehene Zuſtimmung if, 
Staatsanwalts und des Angekl. (oder ſeines Verteidige gen 
wie im allgemeinen die verfahrensrechtlichen Erklarundtehh 
ſörmlicher Art und einem Widerrufe nicht zugänglich. Jer, 
gilt die Unwirkſamkeit eines Widerrufs insbeſ. für den 


„het 

Zu 35. Der Entſch. ſelbſt iſt zuzuſtimmen. Nicht ohne e 
£ b) 

fe nicht 


Rechtsmittelverzicht allerdings zu, daß er ausdrücklich er. uf 
rn 


u 
Angekl. unter den Vorausſetzungen des 8 245 Abſ. 1 SPP. Ber 


handlung widerrufen. Hat der Angekl. dem Antrage der ute 
Verhandlung und Aburteilung auf eine weitere als die inan me 
Tat zu erſtrecken, zugeſtimmt (8 266 StRD.), fo kann er Riechel 6 
von dieſer Erklärung zurücktreten. Entſprechend iſt die 
nach 8 325 StPO. Das Gemeinſame dieſer drei Fälle iſt, 
Verfahrenserklärung einen Rechtsverzicht einſchließt. pie ei 
alſo wohl richtiger dahin formuliert: Verfahrenserklärungen n m 
Rechtsverzicht enthalten, find nicht widerruflich, es müßte udn 
Geſetz ausdrücklich oder nach ſicherem rationellen Verftä AT 6h 
Rücknahme geſtatten. Als eine ſolche Ausnahme führt das 2 Saß 
Verzicht auf das Zeugnisweigerungsrecht an: in 8 52 ab. 


Alta 1930 Heft 46) 


Mn Cut ein Rechtsmittel oder für die Zurücknahme eines 
usb mittels. Ausnahmen von dem Grundſatz ſind im Geſetz 
Kan AH vorgeſehen: nach § 52 Abſ. 2 Satz 2 StPO. 
dero ein Zeuge den Verzicht auf ſein Recht zur Zeugnis⸗ 
auf eigerung widerrufen, und die Gerichtsübung dehnt das 
gemeine Fälle der 88 53, 55 aus. Die Einhaltung jenes all- 
ung un Grundſatzes iſt für einen geordneten Verfahrens⸗ 
Falf unerläßlich. Im beſonderen trifft dies auch auf den 
= ‚der Zuſtimmung nach § 325 StPO. zu. Wenn ſich 
gang e hier — in der Berufungsverhandlung zu deren Ein⸗ 
Veiel ein Zeuge trotz Ladung nicht erſchienen iſt, die 
J gten mit der Verleſung der vor dem SchöffG. ab⸗ 
ren Ausſage einverſtanden erklären, fo muß dieſe Er⸗ 
Vertu endgültig ſein. Sonſt wäre die Folge, daß eine im 
Wöſichtuen auf die abgegebenen Erklärungen und mit der 
aun, jene frühere Ausſage am Schluſſe der Beweis⸗ 
Ve hme zu verleſen, durchgeführte, vielleicht umfangreiche 
Bande, nahme vereitelt und eine Wiederholung der Ver⸗ 
wäre ung notwendig würde, wenn die Beteiligten befugt 
damit die früher abgegebene Erklärung zu widerrufen und 
teil ame Ladung des Zeugen jetzt zu erzwingen. Die Be⸗ 

Gen können alſo, nachdem ihre Zuſtimmung die Grund⸗ 
pol für eine Verleſung der Ausſage geworden iſt, einer 
zur h. nicht nachträglich widerſprechen. Erachteten ſie dann 


Lerlefſſeren Klärung der Sache gleichwohl — d. h. neben der 
Vern ſung der früheren Ausſage — noch eine perſönliche 


ag üinung des Zeugen für erforderlich jo müßte ein An⸗ 
ich Rerauf geſtellt werden, der als ſolcher vom Gericht zu 


0d 


ot, em wäre (vgl. ReSSt. 51, 20; 57, 322; 58, 80). Ein 


worde utrag iſt aber hier vom Verteidiger nicht geſtellt 
hervor Das iſt in der Sitzungsniederſchrift ausdrücklich 
a ben. 


en. v. 29. Okt. 1929; 1 954/29.) A.] 


geſeßö. 8337 StPO. Die Reviſion kann nicht auf 

j f. idrige Verfügungen der Staatsanwalt- 

luſt „ geſtützt werden, auch wenn fie zum Ver⸗ 
eines Beweismittels geführt haben. f) 


Hema der Angekl. rügt, daß zwei in der Anklageſchrift als 
ya, Mittel bezeichnete, von R. akzeptierte Wechſel ohne 
vom Gel des Angekl. nach Aufhebung ihrer Beſchlagnahme 
dernich richt ausgehändigt worden ſeien, jo daß fie inzwiſchen 
N welt werden konnten und dem Angekl. nunmehr der 
unmöglich ſei, daß der in der Hauptverhandlung 
t 
ende Died der Widerruf ausdrücklich zugelaffen, für die 88 53, 55 
nd ) bie Widerruflichkeit durch unabweislichen Analogieſchluß. 
der Be drei genannten Fälle der Unwiderruflichkeit einer im Laufe 
lberein udlung abgegebenen Verfahrenserklärung ſtimmen auch darin 
ge daß das Gericht in der Lage iſt, durch ſein Eingreifen einen 
gemäßen den Einfluß des unwiderruflichen Verzichts auf den face 
ihm ur Ablauf und Ausgang des Verfahrens zu verhindern. Es iſt 


yon Ancnonmen, trotz des Verzichts — 8 245 Abſ. 1 StPO. — 


len wegen die Beweiserhebung zu beſchließen; die Sachen zu 
derbind — 8 266 StPO. —, wenn ſich im Laufe des Verfahrens die 
es nung als nicht angemeſſen erweiſt; die perſönliche Vernehmung 


en — 8325 StPO. —, weil zur Klärung erforderlich, an⸗ 

* % mögen auch die Beteiligten die Anregung geben, ins⸗ 

9 925 aten ſie, wie das NO. am Schluß ausführt, im Falle des 

Jeuge beantragen, daß neben der Verleſung der früheren Ausſage der 
nommen werde. 


Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


ai Su 36. Das Urt. gibt Anlaß zu Bedenken. Daß die Rev. nicht 
d. zügungen der Staatsanwaltſchaft geſtützt werden kann, § 336 
ofen mehr, wenn es die dem Urt. vorausgegangenen und für es 
dez Auge entſch. als reviſibel erklärt, dabei nur gerichtliche Entſch⸗ 
. hat, iſt allerdings anerkannt. Nach dem aus dem Urt. des 
vorgehenden Sachverhalt hat aber der Angekl. ſeine Rev. 
6 Beitägt, daß die Wechſel, die für den Beweis feiner Nicht⸗ 
zen, jo beblich ſein ſollen, „vom Gericht“ ausgehändigt worden 
aß ſie vernichtet werden konnten und dadurch als Beweis⸗ 

der ſchieden. Feſt ſteht, daß das AG. die Aushändigung nicht 
ordne wirkt hat, ſondern daß es die von ihm feiner Zeit an⸗ 
Beſchlagnahme aufgehoben und dadurch die Aushändigung 


au händi, ie Rev. nicht auf eine Verfügung der St., nämlich die 
MACHE geſtützt iſt, ſondern auf die dieſe Aushändigung erſt 
Antrag d 
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vernommene Sachverſtändige früher ihre Schrift und Ent⸗ 
ſtehung unrichtig begutachtet habe und infolgedeſſen ſein 
Gutachten auch in den dem angefochtenen Urteil zugrunde 
liegenden Fällen unzuverläſſig ſei. Es kann unerörtert blei⸗ 
ben, ob und unter welchen Umſtänden der Angekl. die Rev. 
darauf ſtützen kann, daß infolge einer Anordnung des je⸗ 
weils zur Sicherung der Be- und Entlaſtungsbeweiſe zu⸗ 
ſtändigen und verpflichteten Gerichts Beweismittel verloren 
gegangen ſind und dadurch die Verteidigung des Angekl., 
die ſich auf ſie ſtützen wollte, beeinträchtigt iſt. Hier iſt die 
Rüge ſchon deshalb hinfällig, weil nach Inhalt der Akten 
die beiden Wechſel während des früheren Reviſionsverfahrens 
ohne Kenntnis des BG. von der Staatsanwaltſchaft aus⸗ 
gehändigt worden ſind, nachdem auf ihren Antrag die Be⸗ 
ſchlagnahme von demjenigen Amtsrichter, der ſie angeordnet 
hatte, aufgehoben worden war, und weil auf Verfügungen 
der Staatsanwaltſchaft die Rev. niemals geſtützt werden kann. 
(2. Sen. v. 28. April 1930; 2 D 1079/29.) A.] 


37. 8 337 StPO.; 8 66 StG B. Das Reviſions-⸗ 
gericht hat von Amts wegen nachzuprüfen, ob 
ein Verfahrenshindernis, wie z. B. Amneſtie 
oder Verjährung, vorliegt. 


Auch noch im Rechtszuge der Rev. iſt von Amts 
wegen zu prüfen, ob die ſog. Verfahrensvorausſetzungen 
vorliegen (vgl. u. a. RGSt. 61, 115 [119]; ferner RGSt. 64, 
151). Zu den fog. negativen Verfahrensvorausſetzungen, 
den „Verfahrenshinderniſſen“ (wie z. B. einer Amneſtie), 
gehört die Verjährung der Strafverfolgung. Denn auch 
bei ihr handelt es ſich um die Frage, die das Weſen der 
ſog. Verfahrensvorausſetzungen bildet, nämlich um die Frage 
der Zuläſſigkeit, nicht der bloßen Art des Verfahrens. 

(1. Sen. v. 1. Juli 1930; 1D 658,30.) A.] 


* 38. § 345 A bſ. 2 StPO. Erforderniſſe der Re⸗ 
viſionsbegründung. Bringt der Urkundsbeamte 
der Geſchäftsſtelle durch einen bei ſeiner Unter⸗ 
ſchrift gemachten Zuſatz zum Ausdruck, daß er 
die Verantwortung für den Inhalt der im 
weſentlichen von dem Angeklagten verfaßten 
Reviſionsbegründung nicht übernehmen wolle, 
jo ermangelt die Reviſionsbegründung der ge- 
hörigen Form. f) 

Nach § 345 Abi. 2 Std. kann die Anbringung der nach 
Abf. 1 erforderlichen Reviſionsanträge nebſt Begründung ſei⸗ 


hätte ſtattgeben müſſen, könnte man freilich von einer reviſiblen den 
Angelkl. beſchwerenden gerichtlichen Entſch. nicht ſprechen. Im Vor⸗ 
verfahren wäre das AG. genötigt geweſen, die Beſchlagnahme auf 
Antrag der StA. aufzuheben, weil dominus litis im vorbereitenden 
Verfahren die StA. iſt und weil fie demnach jeder Zeit die Ein- 
ſtellung des Verfahrens verfügen kann (Loewe-Roſenberg, 
18. Aufl., Anm. 8 zu 8 94). Aus dem Urt. des RG. ergibt ſich 
aber, daß die StA. den Antrag auf Aufhebung der Beſchlagnahme 
während des Hauptverfahrens geſtellt hat. Über dieſen Antrag zu 
befinden war der AR. gar nicht zuſtändig, ſondern das mit der 
Sache befaßte Tatgericht; alſo hier das BG. (vgl. RG. 54, 167; 
Loewe-Roſenberg a. a. O. Anm. 10 zu 8 98) und zwar auf 
Grund ſeiner ſelbſtändigen Prüfung. Die Sache muß ſo angeſehen 
werden, als habe das zuſtändige BG. die Beſchlagnahme aufgehoben. 
Dann aber muß zu der Frage Stellung genommen werden, ob der 
Angekl. die Rev. darauf ſtützen kann, daß infolge einer Anordnung 
des jeweils zur Sicherung der Be⸗ und Entlaſtungsbeweiſe zuſtändigen 
und verpflichteten Gerichts Beweismittel verlorengegangen ſeien und 
dadurch die Verteidigung des Angekl. beeinträchtigt ſei. Das NE. 
läßt die Frage von ſeinem Standpunkt aus, daß es ſich nicht um 
eine gerichtliche, ſondern eine ſtaatsanwaltſchaftliche Entſch. handele, 
dahingeſtellt. Ich ſtehe nicht an, die Frage jedenfalls dann zu be⸗ 
jahen, wenn, wie hier, der Angekl. — fo ſcheint es — vor der 
Hauptverhandlung in der BerInſt. noch keine Kenntnis von der 
Aufhebung der Beſchlagnahme hatte. Denn dann war er nicht in der 
Lage, die nach 8 305 StPO. zuläſſige Beſchwerde zu erheben. Da 
es ſich hier aber um die einfache, nicht die ſofortige Beſchwerde 
handelt, mithin nicht die Rede davon fein kann, daß der Angekl. 
durch Verſäumnis rechtzeitiger Beſchwerde auf die Reviſionsrüge ver⸗ 
zichtet hätte, würde § 336 StPO. wohl auch dann anwendbar fein, 
wenn der Angekl. Kenntnis gehabt hätte und daher in der Lage 
geweſen wäre, Beſchwerde zu erheben. 
KGR. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


Zu 38. Die Entſch. (RGSSt. 64, 63) betrifft eine für die Rev. 
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tens des Angekl. nur in einer von dem Verteidiger oder 
einem Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift oder zu Protokoll 
des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle geſchehen. Eine Schrift 
der erſteren Art iſt für den Angekl. R. innerhalb der für ihn 
laufenden Reviſionsbegründungsfriſt nicht in den Einlauf 
des Gerichts gelangt. Dagegen ließ ſich der Angekl. inner⸗ 
halb der Friſt dem für die Aufnahme der Reviſionsbegrün⸗ 
dung zuſtändigen Urkundsbeamten vorführen, um die Revi⸗ 
ſionsbegründung zu Protokoll zu geben. Die bei den Akten 
befindliche, als Reviſionsbegründung bezeichnete Niederſchrift 
beſteht aus achtzehn Seiten, enthält aber nur wenige Sätze, 
in denen die Rüge der Verletzung von Rechtsnormen gefunden 
werden könnte; der ganze übrige Inhalt beſteht aus Aus⸗ 
führungen, die gemäß den SS 337, 261 StPO. im Reviſions⸗ 
verfahren nicht berückſichtigt werden können. Die Niederſchrift 
iſt zwar außer vom Angekl. auch vom Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle unterzeichnet, von letzterem jedoch mit dem 
Beifügen: „Die Niederſchrift dieſes Protokolls iſt nach ein⸗ 
gehender Belehrung des Angekl. auf deſſen ausdrückliches 
Verlangen in dieſer Form erfolgt.“ Der den Anforderungen 
einer Reviſionsbegründung in keiner Weiſe entſprechende In⸗ 
halt der Niederſchrift in Verbindung mit der am Schluß be⸗ 
findlichen Erklärung des Urkundsbeamten gaben von vorn⸗ 
herein zu der Vermutung Anlaß, daß der Urkundsbeamte 
hierfür die Verantwortung nicht übernehmen wolle. Dieſe 
Vermutung wurde durch das Ergebnis der angeſtellten Er⸗ 
mittelungen beſtätigt. Hiernach hatte der Angekl. eine ſelbſt⸗ 
geſchriebene Erklärung mitgebracht, die er zu den Akten über⸗ 
reichen wollte. Der Urkundsbeamte erklärte dies für unzu⸗ 
läſſig. Nach Einſichtnahme in das Schriftſtück wies er den 
Angekl. darauf hin, daß ſich deſſen Inhalt zur Begründung 
der Rev. gemäß den 88 337, 338 StPO. nicht eigne, weil 
das Rev. an die latſächlichen Feſtſtellungen des angefoch⸗ 
tenen Urteils gebunden ſei, und daß er als Urkundsbeamter 
die Reviſionsbegründung in einer den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen entſprechenden Weiſe faſſen müſſe. Der Angekl. 
lehnte dies aber ab, beharrte auf dem Verlangen, daß die 
Reviſionsbegründung in der von ihm ſelbſt angefertigten 
Faſſung niedergeſchrieben werde, und ließ ſich ſchließlich nur 
auf einige Kürzungen ein. Er hat ſodann die bei den Akten 
befindlichen Erklärungen v. 8. und 10. Febr. 1930 in Gegen⸗ 
wart des mit der Erledigung anderer Arbeiten befaßten Ur⸗ 
kundsbeamten dem dieſem zugeteilten Kanzleiaſſiſtenten dik⸗ 
tiert. Auf nochmalige eindringliche Vorſtellungen über die 
Zweckloſigkeit ſeiner Weitſchweifigkeiten hat er ſich lediglich 
bei den letzten Teilen ſeiner Erklärung einer kürzeren Faſ⸗ 
ſung bedient. Bei dieſer Sachlage kann die Niederſchrift als 
eine der Vorſchrift des $ 345 Abſ. 2 StPO. entſprechende, 
„zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle ge⸗ 
ſchehene“ Reviſionsbegründung nicht erachtet werden. Nach 
der Begründung zum Entwurf der StPO. (Kortkampf 
S. 213) bezweckt die Vorſchrift, daß einerſeits im Intereſſe 


und Wiederaufnahme (8366 Abſ. 2 StPO.) wichtige Frage. Es 
handelt ſich nicht jo ſehr darum, ob eine unſachgemäße Reviſions⸗ 
begründung zur Verwerfung der Rev. wegen Mangels der Form des 
8345 Abſ. 2 (8346 Abſ. 1) oder zur Verwerfung nach 8 349 Abſ. 1 
Satz 1 (vgl. Löwe⸗Roſenberg, 2 zu 8 349) oder als „offen⸗ 
ſichtlich unbegründet“ (8 349 Abſ. 1 Satz 2) führt. Das macht — ab» 
geſehen von der Zuſtändigkeitsfrage — keinen praktiſchen Unterſchied. 
Die Bedeutung der Frage zeigt ſich vielmehr erſt dann, wenn der 
Urkundsbeamte eine inhaltlich nicht zu beanſtandende Reviſions⸗ 
begründung mit dem Zuſatz verſieht: „Auf ausdrückliches Verlangen 
aufgenommen“ o. dgl. Wäre die Rev. dann ebenfalls zu verwerfen, 
alſo lediglich deshalb, weil der Urkundsbeamte ſie für unſachgemäß 
hielt und die Verantwortung für ſie ablehnte? Mit anderen Worten: 
Braucht das zuſtändige Gericht eine Reviſionsbegründung ſachlich nicht 
zu prüfen, wenn der Urkundsbeamte dem Protokoll einen derartigen 
Vermerk beigefügt hat? Ein Beſchl. des OL G. Breslau v. 7. Mai 
1925 (HöchſtRRſpr. 2, 30 Alsberg Bd. II Nr. 296 b) will an⸗ 
ſcheinend dieſe Konſequenz ziehen; denn er verwirft einen Wieder⸗ 
aufnahmeantrag mit der Begründung, der Urkundsbeamte habe zu 
erkennen gegeben, daß er die Verantwortung nicht übernehmen wolle. 
Bei Löwe⸗Roſenberg, 9 zu 8 345 iſt dieſe Entſch. wohl miß⸗ 
verſtanden worden; das DRG. hat nicht „ſolche Zufäge für unzuläſſig 
erklärt“, ſondern ihnen die Wirkung beigelegt, daß die protokollierten 
Erklärungen als unzuläſſig zu verwerfen ſeien. Das iſt nicht 
dasſelbe. Der Urkundsbeamte, der einen ſolchen Zuſatz macht, handelt, 
wenn er die Vorausſetzungen für gegeben hält, pflichtmäßig. Wie 
aber, wenn er ſich hierbei irrt? Das kann 3. B. bei Reviſions⸗ 
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des Angekl. deſſen Anträge und deren Begründung in br 
lichſt geeigneter Weiſe niedergelegt werden, daß anderer 
dem Reviſionsrichter die Prüfung grundloſer oder und 
ſtändlicher Anträge möglichſt erſpart wird. Der Zweck 
Vorſchrift iſt alſo ein im Intereſſe des Angekl. und 3 
Rev. gebotener Zwang zur Herbeiführung eines geſetz⸗ hat 
ſachgemäßen Inhalts der Reviſionsanträge. Das RG. ret 
deshalb in einer Reihe von Fällen, in denen unter ſcheinbe, £ 
Wahrung der Form des Gerichtsſchreiberprotokolls f 
Privatſchrift zum Protokoll überreicht und zu einem crit 
lichen Teil der Verhandlung erklärt oder eine Privatſ 11 
durch Hinzufügung des Eingangs und Schluſſes von der 111 
des Urkundsbeamten äußerlich in ein Protokoll des Urkus un 
beamten umgeſtaltet oder der Inhalt einer Privatſchriſt Sit 
Protokoll wiederholt wurde, die vorgeſchriebene Form N 
als gewahrt erachtet (RGSt. 2, 258; 14, 348; 18, 10 bloße 
er 
rer 


die dort angeführten Entſch.). Ebenſo hat das RG. die 
Unterzeichnung einer vom Angekl. verfaßten und 
ſchriebenen Reviſionsrechtfertigung durch einen Verte 
oder RA. für nicht genügend erklärt, ſofern nicht ung 
gemacht iſt, daß der Verteidiger oder RA. bei der Fase 
mitgewirkt oder jedenfalls für den Inhalt die volle Kl 
antwortung übernommen hat (RG.: Lg. 1916, 823 ien 
und die dort angeführten Entſch.). Dieſe Grundſätze nnen 
auch im vorliegenden Fall dazu führen, der mehr erwäge 
Niederſchrift die Eigenſchaft einer vorſchriftsmäßigen Noe 
ſionsrechtfertigung abzuſprechen. Die Schlußbemerkung dab 
Urkundsbeamten in Verbindung mit deſſen Bericht über ev 
Zuſtandekommen der Niederſchrift laſſen ohne weitere? u, 
kennen, daß der Urkundsbeamte für ihren unſachgemäßen dun 
halt die Verantwortung nicht übernehmen wollte. RP zu 
wird auch dadurch nichts geändert, daß der Angekl, el 
einigen Kürzungen bequemt hat. Der Angekl. hat es fü 
zuzuſchreiben, wenn er dadurch, daß er trotz der Aufklärune 
des Urkundsbeamten ſeinen Willen durchzuſetzen ſuchte a 
Niederſchrift veranlaßte, die dem Geſetz nicht genügt. en 
gels einer den Formvorſchriften des $ 345 Ab]. 2 Std, 3⁴0 
ſprechenden Reviſionsbegründung muß die Rev. nach 5 
Abſ. 1 Satz 1 StPO. als unzuläſſig verworfen werde 
(1. Sen. v. 21. März 1930; 1D 282,30.) bs 


39. $ 359 g ff 5 StPO; 8 78 StG B. Der Wi 
fall einer tateinheitlich zuſammentreffenſcht 
ſtrafbaren Handlung, deren Strafgeſetz Ni 
als das ſchwerſte angewendet worden iſt, Ber 
fertigt nicht die Wiederaufnahme des 
fahrens. buche 

Angegriffen wird mit dem tatſächlichen und recht 
Vorbringen einzig und allein die Verurteilung wegen nach 
ſchlags an dem Gutspächter H. Dieſe Handlung bie h 
dem angegriffenen Urteil eine Tateinheit mit dem 


verpifitht 
begründungen jetzt leicht vorkommen. Die Grenzen der Nevifil mit 
find einigermaßen unſicher geworden. Wie, wenn der Urte ite 
einen Reviſionsangriff, der ſich mit der Auslegung eines Schri fenen 
befaßt, als rein tatſächlich anſehen und daher dem Protokol gehen 
Zuſatz beifügen wollte? Ich glaube nicht, daß man ſo we | 
darf, eine derartige Rev. wegen Formmangels zu verwerfen it 
zwar richtig, daß der Zweck des § 345 Abſ. 2, dem Reus) er“ 
Prüfung grundloſer oder unverſtändlicher Anträge möglichſt Jegen, 
ſparen“, bei dieſer Auffaſſung nicht erreicht wird. Aber die, liche 
meinung würde den Urkundsbeamten zum Herrn über die mi noch 
Handhabung der Rev. und Wiederaufnahme machen, und das 


weniger angängig. a von 
Ganz anders liegt es in den häufigen Fällen, in barung 
einer wirklichen „Aufnahme“ des Protokolls durch den ! ai 


beamten nicht die Rede ift, der Urkundsbeamte vielmehr doit ge 
Werkzeug des Angekl. tätig wird. So war es auch im obigen“ 
daher iſt der Entſch. beizupflichten. gafpt- Dr 

Ich komme alſo zu dem Ergebnis: Die herrſchende lierung 
darin zu billigen, daß ſie die Selbſtändigkeit der Protokol x 
tätigkeit des Urkundsbeamten nicht verkümmern laſſen et 15 
Vermerk des Beamten, durch den er die Verantwortung. neigt 
Inhalt des Protokolls ablehnt, ſollte jedoch allein nicht ate 
ſein, dem Protokoll die Wirkſamkeit zu nehmen. — Einiges ufnah hr 
zu der Frage bringt unter dem Geſichtspunkt der Wiedera gel 
neueſteuns auch v. Hentig, Wiederaufnahmerecht, 1930, 


i lin 
LOR. Prof. Dr. Mannheim, Bet N 
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fle, und allen übrigen hiermit in Tateinheit zuſammen⸗ 


räube en Handlungen, insbeſ. der auch bei H. begangenen 
riſchen Erpreſſung. (Wird ausgeführt.) 
auch Der Angriff auf Grund des 8 359 Ziff. 5 StPO. vertagt 
Net, wenn anerkannt wird, daß neue Tatſachen oder 
bei en mittel gegen die Tötung des H. durch den Angekl. 
ie racht worden find. Denn fie find, allein oder in Ver⸗ 
ſp ug mit den früher erhobenen Beweiſen, weder die Frei⸗ 
ein ung des Angekl. zu begründen geeignet noch geeignet, 
Stra geringere Beſtrafung in Anwendung eines milderen 
diese Beſetzes herbeizuführen. Das eine oder andere erfordert 
rechts Wiederaufnahmegrund des ordentlichen Strafprozeß⸗ 
har Auch wenn die Verurteilung des Angekl. wegen Tot⸗ 
Atlas an H. wegfiele, bliebe nach der Stellungnahme der 
ihr; eölteller ſelbſt der vollendete Hochverrat, bliebe ein⸗ 
Straflich des verſuchten Totſchlags die Fülle der übrigen 
wir ſtaten ſchwerſter Tat beſtehen. Freiſprechung hiervon 
überhaupt nicht gefordert. Eine förmliche Freiſprechung 
aufn der Beſchuldigung des Totſchlags, wovon im Wieder⸗ 
Fr ahmeantrag geſprochen wird, kommt überhaupt nicht in 
. & da nach feſtſtehender Rſpr. des RG. (Löwe⸗Roſen⸗ 
zelnen SPD. 8 260 Nr. 7) eine Freiſprechung von einem ein⸗ 
wend rechtlichen Geſichtspunkt nicht erfolgen kann. Die An⸗ 
na ung eines mildernden Strafgeſetzes aber iſt, ſolange 
ber labeſtrittene, auch vom Angekl. ſelbſt zugegebene Hoch⸗ 
Newendberbrechen beſtehen bleibt, ausgeſchloſſen. Denn „an⸗ 
St 8 i. S. des § 359 Ziff. 5 SPD. ift gemäß 8 73 
den K. allein die Strafbeſtimmung des § 81 StGB. gegen 
winochverrat. Sie wäre als die ſchwerſte nach wie vor 
Sie menden, auch wenn der vollendete Totſchlag ausſchiede. 
vom „Le auch dann immer noch anzuwenden, wenn nach der 
der — in RGSt. 58, 2 vertretenen Anſchauung ein Teil 
dem eim außerordentlichen Gericht als in Tateinheit mit 
bern; Vochverrat zuſammentreffend beurteilten Handlungen 
auf ide ſog. Geſetzeskonkurrenz rechtlich in dem Hochverrat 
ber 8%, welcher natürlich an ſeiner Schwere dadurch nichts 
beafe Eine Wiederaufnahme zum Zwecke der Anderung der 
Stramannerhalb des durch dasſelbe Geſetz beſtimmten 
Welch MaBes, hier alſo Erkennung von Feſtungshaft in irgend⸗ 


don 


nahme v. 26. Febr. 1923 zu einem früheren Wiederauf⸗ 
fahren geſuch des Antragſtellers v. 16. Dez. 1922 „in ver⸗ 
40g rechtlicher Hinſicht“ bemerkt, ein Fall des damaligen 
SPD. (jetzt 8 363 StpöO.), liege nicht vor, da der 


dewerauſnahmenntrag nicht lediglich die Anderung der Strafe 
des „ce, ſondern die Anderung der Verurteilung im Falle 


nicht z dem Gutsbeſitzer H. verübten Totſchlags, ſo iſt dabei 
der m erüchichtigt, daß dieſe zur Einſchränkung des Behelfs 
wie Wiederaufnahme in allen geſetzlichen Fällen — zugunſten 
Gruzuungunſten des Verurteilten — dienende Vorſchrift keine 
las; age dafür bietet, wann eine Wiederaufnahme zu⸗ 
dufna h iſt. Sachlich ſteht fie im Einklang mit dem Wieder⸗ 
Spy regrumd des 8 359 Ziff. 5 (früher § 399 Ziff. 5) 


ſpreehun Dieſer aber fordert, wie geſagt, daß, wenn nicht Frei⸗ 


it, die g ſondern Strafmilderung das Ziel des Antrags 
beg i nwendung eines anderen, milderen Strafgeſetzes 
einer "det fein muß. In dieſem Sinne, daß der Wegfall 
der tateinheitlich zuſammentreffenden ſtrafbaren Handlung, 
zur Astrafgeſetz nicht gemäß § 73 StGB. als das ſchwerſte 
nach anwendung gebracht worden iſt, die Wiederaufnahme 
Sta 9 359 Ziff. 5 StPO. nicht rechtfertige, hat ſchon der 


haus, Gerichtshof zum Schutze der Republik ſelbſt in feinem 
u En Beſchl. v. 21. Okt. 1925 zur Strafſache gegen O. 
ze (StRSt 160/24 — 13/14 aJ 1321/23) erkannt. Dem 
der erk. Sen. des RG. in ſeinem Beſchl. v. 24. Jan. 
Ag Sur Strafſache H. u. Gen. (StRst 83/24 — 13/14 
2218,23) angeſchloſſen; ſiehe dazu weitere RMilG. 22, 
By Sch. Königsberg v. 21. Dez. 1925: HöchſtaRſpr. 1926, 
8.60 ©. 125; Alsberg, Juſtizirrtum u. Wiederaufnahme 
ung es handelt ſich hier um eine pofitivrechtliche Einſchrän⸗ 
Stop, er Wiederaufnahme des Verfahrens. Ein milderes 
Sonddeſeb i. S. des 8359 Ziff. 5 Steh B. iſt auch nicht der 
depend rafrahmen bei Annahme von mildernden Umſtänden 
ſcheber dem ordentlichen Strafrahmen desſelben Straf⸗ 
die Frage der mildernden Umſtände fällt lediglich 
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in den Bereich der Strafzumeſſung (Löwe⸗Roſenberg, 
StPO. § 363 Nr. 3). 
(Beſchl. v. 25. Mai 1929; 13 J 38/23.) 


*40. SS 391, 393, 402 StPO. Prozeſſuale Be⸗ 
deutung des Todes des Nebenklägers, wenn 
der Nebenkläger gegen das freiſprechende Ur⸗ 
teil erſter Inſtanz Berufung und ſodann der 
Angeklagte gegen das Berufungsurteil Revi⸗ 
ſion eingelegt hat. Das Berufungsurteil wird 
durch den Tod des Nebenklägers nicht hin⸗ 
fällig, das Reviſionsverfahren iſt daher durch⸗ 
zuführen. ) 

Der Angekl. iſt durch Urt. des SchöffGG. v. 19. März 
1929 von der Anklage der fahrläſſigen Körperverletzung i. S. 
des § 230 Abſ. 1 StGB. freigeſprochen worden. Gegen 
dieſes Urteil hat nur der Nebenkläger Berufung eingelegt. 
Das LG. hat daraufhin durch Urt. v. 23. Aug. 1929 das 
Urt. des SchöffG. aufgehoben und den Angekl. wegen fahr⸗ 
läſſiger Körperverletzung verurteilt. Gegen dieſes Urteil 
richtet ſich die Rev. des Angekl. Noch vor der Erledigung 
des Reviſionsverfahrens iſt der Nebenkläger geſtorben. Im 
Hinblick auf die Beſtimmung des § 402 StPO. hat das 
Rev. zunächſt von Amts wegen zu prüfen, welchen Einfluß 
der Tod des Nebenklägers auf das Reviſionsverfahren hat. 

Nach der angeführten Beſtimmung verliert die An⸗ 
ſchlußerklärung durch Widerruf ſowie durch den Tod des 
Nebenklägers ihre Wirkung. Für den letzteren Fall hat das 
RG. in ſeinem Beſchl. V 718/07 v. 11. Febr. 1908, den der 
Oberreichsanwalt in feiner in RGSt. 42, 342, 345 ab⸗ 
gedruckten Außerung erſichtlich im Auge hatte, angenommen, 
daß das vom Nebenkläger eingelegte Rechtsmittel — näm⸗ 
lich die dort vom Nebenkläger eingelegte Reviſion — ohne 
weiteres hinfällig wird. Es erhebt ſich die Frage, welcher 
Sinn mit dieſem Ausſpruch hat verbunden werden ſollen. 
Möglich wäre die Deutung, daß infolge des Todes des 
Nebenklägers deſſen Rechtsmittel nur für die Zukunft nicht 
weiter betrieben werden könne. Andererſeits wäre aber auch 


Zu 40. Der Eintritt eines Nebenkl. in den Strafprozeß hat 
nicht die Bedeutung, daß nunmehr dem Augekl. zwei Parteien 
gegenüberftänden. Man kann nur von einem zweiköpfigen Gegner 
des Angekl. ſprechen. Der Nebenkl. iſt nicht Mit kl., denn die 
Strafklage wird allein vom Staatsanwalt erhoben, und aus dem 
gleichen Grunde nicht einem Beitritts kl., wie es ein Privat⸗ 
Rlagberecdjtigter nach 8375 StPO. iſt, zu vergleichen. Die im 
Schrifttum öfters ſich findende Bezeichnung des Nebenkl. als Neben⸗ 
„Partei“ iſt ungenau und kann zu ſachlichen Fehlern führen. Es 
iſt bekannt, daß vor der bezüglichen Entſch. der Ver StrSen. (RGSt. 
2, 384 f.) und auch nachher gegen die Zeugenvernehmung des 
Nebenkl. öfters feine „Partei“ ⸗Stellung geltend gemacht worden iſt. 
Der Nebenkl. iſt Partei⸗Gehilfe mit weitgehender ſelbſtändiger 
Berechtigung, nicht auch ſeinerſeits Partei. Wie in der erſten, ſo 
Kann auch in den folgenden Inſtanzen die Rechtslage zutreffend nur 
beſtimmt werden, wenn feſtgehalten wird, daß ein beteiligter Nebenkl. 
der eigenen Parteiqualität ermangelt. 

Durch Einlegung der Berufung, Rev. ſeitens des Nebenkl. 
wird nicht dieſer, ſondern der Staatsanwalt Partei des Rechtsmittel⸗ 
verfahrens. Von den Prozeß parteien — Staatsanwalt, Beſchul⸗ 
digter —, verſchiedene Inſtanz parteien, die nur in dieſer Be⸗ 
ſchrankung — auf Berufungs⸗, Reviſionsverfahren — Parteiſtellung 
hätten, kann es nicht geben. 

Weil der Nebenkl. ſelbſtändiges Rechtsmittelrecht hat, fo iſt er 
in der Lage, der Staatsanwaltſchaft die Berufungs-, RevInſt. auf⸗ 
zunötigen. Klagende Partei bleibt die Staatsanwaltſchaft, die zum 
Erſcheinen in der Hauptverhandlung verpflichtet, zur Mitwirkung im 
Verfahren generell befugt iſt. Insbeſ. kommt ihre Parteiſtellung 
darin zum Ausdruck, daß die Vorlage der Akten an die Staats⸗ 
anwaltſchaft, die Zuſtellung der Schriftſtücke über Einlegung und 
Rechtfertigung der Berufung, die Überſendung der Akten an die 
Staatsanwaltſchaft des BG. uſw. ganz ebenſo geſchehen wie bei 
einer von der Staatsanwaltſchaft eingelegten Berufung uſw., daß 
ferner die Staatsanwaltſchaft zur Vorbereitung der Hauptverhandlung 
die gleichen Obliegenheiten hat, wie bei Berufung einer Partei, daß 
fie, nicht der Nebenkl., nicht der Gerichtsſchreiber (8385 Abſ. 2 
SPD.) die auf richterliche Anordnung ergehenden Ladungen beſorgt 
und auch aus eigener Initiative laden kaun uſw. 

Das Mitwirkungsrecht der Staatsanwaltſchaft in einem durch 
den Nebenkl. begründeten Berufungsverfahren beſteht aber nur 
unter der Vorausſetzung, daß dieſer ſeine Berufung prozeßordnungs⸗ 
mäßig verfolgt. Bleibt er in der Hauptverhandlung über feine Be 
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die Auslegung nicht auszuſchließen, daß das „Hinfällig⸗ 
werden“ des Rechtsmittels des Nebenklägers auch für die 
Vergangenheit rückwirkende Kraft in dem Sinne äußere, daß 
alle in Verfolg dieſes Rechtsmittels bisher ergangenen richter⸗ 
lichen Beſchlüſſe, Verfügungen und Urteile ohne weiteres 
wegfallen. Wäre dies der Sinn des erwähnten Ausſpruchs, 
ſo müßte dieſe Auffaſſung im gegebenen Falle dazu führen, 
daß das Urteil des BG. durch den Tod des Nebenklägers 
als beſeitigt und infolgedeſſen das Urteil des SchöffGG. als 
wiederhergeſtellt anzuſehen ſei. Dieſe Frage bedarf daher 
eingehender Prüfung. 

Gegen ihre Bejahung ſpricht nicht entſcheidend die Tat⸗ 
ſache, daß nach den Grundſätzen der StPO. ein einmal er⸗ 
laſſenes Urteil im Regelfalle nur durch die dagegen zu⸗ 
läſſigen Rechtsmittel (vgl. SS 312, 333—335 StPO.) be⸗ 
ſeitigt werden kann. Denn die StPO. kennt auch Fälle, in 
denen die Beſeitigung auf andere Weiſe möglich iſt. In Be⸗ 
tracht kommen hierbei die 88 391 und 393 StPO. Nach 
jener Vorſchrift kann die Privatklage bis zur Verkündung 
des Urteils 1. Inſtanz und, ſoweit zuläſſige Berufung ein⸗ 
gelegt iſt, bis zur Verkündung des Urteils zweiter Inſtanz 
mit der Wirkung zurückgenommen werden, daß damit das 
Privatklageverfahren erledigt iſt, alſo auch alle bis zur zu⸗ 
läſſigen Zurücknahme der Privatklage ergangenen Urteile hin⸗ 
fällig werden. Eine gleiche Wirkung auf ergangene Urteile 
übt der Tod des Privatklägers aus, der nach 8 393 a. a. O. 
die Einſtellung des Verfahrens zur Folge hat. Bei der inne⸗ 
ren Verwandtſchaft der Nebenklage mit der Privatklage (ogl. 
u. a. 8 397 StPO.) könnte in Frage kommen, ob etwa die 
Vorſchriften der 88 391 und 393 StPO., deren unmittelbare 
Anwendbarkeit auf die Fälle des § 402 daſ. allerdings nicht 
gegeben iſt, auf dieſe Fälle mindeſtens mittelbar anzuwenden 
ſeien. Dieſer Auffaſſung ſteht aber der folgende Geſichts⸗ 
punkt entgegen. Im § 402 StPO. iſt der Widerruf der An⸗ 
ſchlußerklärung hinſichtlich der Wirkungen dem Tode des 


rufung aus uſw., ſo wird die Verwerfung des Rechtsmittels gemäß 
8391 Abſ. 3 Std. durch die Anweſenheit des Staatsanwalts nicht 
gehindert (Oetker, Nebenklage, Rechtsgang 3, 288; zum Teil ab⸗ 
weichend Beling, Reichsſtrafprozeßrecht S. 463 Anm. 2 unter 2). 

Trifft den Nebenkl., der wie ein Privatkl. durch die Vorſchrift 
des 8 391 Abſ. 3 gebunden iſt, ſomit gegebenenfalls das hier aus⸗ 
geſprochene Präjudiz, jo bleibt hingegen die Beſtimmung des 8 391 
Abſ. 2 — fiktive Klag rücknahme bei Ausbleiben des Privatkl. in 
der Hauptverhandlung uſw. — für ihn außer Anwendung. Denn wie 
es nicht ausdrückliche Zurücknahme der öffentlichen Klage durch den 
Nebenkl. gibt, ſo auch nicht fiktive. Auch hätte das Ausbleiben des 
Nebenkl. nicht den Wegfall der erhobenen Nebenklage zur Folge: 
es iſt nicht Widerruf der Anſchlußerklärung, 8 402 StpO., wenn 
der Nebenkl. inſofern von ſeinem Mitwirkungsrechte keinen Ge⸗ 
brauch macht. Er hat nicht mit dem Rechte der Aſſiſtenz in der 
Hauptverhandlung auch die Pflicht dazu (abgeſehen vom Falle einer 
von ihm eingelegten Berufung). Die entſprechende Pflicht des Privatkl. 
zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung bei Meidung des Präjudizes 
der Klagrücknahme, 8391 Abſ. 2 StPD., folgt aus feiner Partei⸗ 
ſtellung, während der Nebenkl. von dieſer Gebundenheit frei iſt. 

Die Verwerfung der Berufung wegen Ausbleibens des appel⸗ 
lierenden Nebenkl. beſchwert nicht den Staatsanwalt, der ſeinerſeits 
nicht appelliert hatte. Er hätte eben ſelbſt anfechten können. Zudem 
wird ihm dieſe Verwerfung in der Regel nicht unerwünſcht ſein, da 
er ſich ja zu eigener Berufung nicht veranlaßt geſehen hatte. 

Iſt ein Berufungsverfahren durch Berufung des Staatsanwalts 
oder des Angekl. in Gang geſetzt worden und es ſtirbt der Nebenkl. 
während des Verfahrens, ſo verſteht ſich, daß auf deſſen Fortgang 
dieſe Tatſache ohne Einfluß bleibt. Eine analoge Anwendung des 
8393 StPD., wonach der Tod des Privatkl. die Einſtellung des 
Verfahrens zur Folge hat, wäre ja völlig verfehlt. Es iſt nur dem 
Staatsanwalt der Klaggehilfe verlorengegangen. Hatte aber nur der 
Nebenkl. appelliert und er ſtirbt vor Urteilserlaß, ſo kann eben die 
Berufung durch ihn nicht mehr prozeßordnungsmäßig verfolgt werden. 
Es beſteht alſo nicht mehr Mitwirkungsrecht des Staatsanwalts und 
eine Aufnahme der Berufung des Nebenkl. durch den Staatsanwalt 
gibt es nicht. Somit muß das Berufungsverfahren eingeſtellt werden. 

Nach 8 402 SPD. verliert die Anſchlußerklärung durch den 
Tod des Nebenkl. (und durch Widerruf) ihre Wirkung. Ex nunc, 
nicht ex tune! Von vernichtendem Einfluß auf frühere perfekte 
Prozeßhandlungen kann nicht die Rede ſein (Oetker, Nebenklage 
339). Es wird nicht das Verfahren nachträglich deshalb prozeſſual 
mangelhaft, weil der nunmehr verſtorbene Nebenkl. dabei mitgewirkt 
hatte. Auders iſt die Rechtslage im Falle der Abweiſung zugelaſſener 
Nebenklage im Beſchwerdewege (Oetker, Nebenklage S. 344 f.). 

Das RG. betont in der zur Beſprechung ſtehenden Entſch. mit 


prechung (Juriſtiſche Wochenſch 5 
f 
Nebenklägers völlig gleichgeſtellt. Soweit es ſich um 3 
Widerruf handelt, würde aber der Nebenkläger inſofern 


weitergehendes Recht als der Privatkläger haben, als Hin 
den Widerruf auch noch in der Rev Inſt. mit der im 15 
bezeichneten Wirkung erklären kann, während eine Zu em 
nahme der Privatklage nach § 391 Abſ. 1 nur bis zu bis 
dort vorgeſehenen früheren Zeitpunkten, alſo höchſtens 
zur Verkündung des Urteils zweiter Inſtanz zuläſſig iſt⸗ 
für, daß der Geſetzgeber dem Nebenkläger inſoweit ein f 

keres Recht habe einräumen wollen als dem Privarkh 
fehlt es an jedem inneren Grunde. Es liegt auch 1 
keinerlei Anhalt dafür vor, daß die gekennzeichnete on 
ſtimmigkeit dem Geſetzgeber auch nur entgangen ode! 
ihm gar gewollt ſein könnte. Wäre ſeine Abſicht dahm ls 
gangen, ſo würde ſie im Geſetze ſelbſt einen klaren, zweif 

freien Ausdruck gefunden haben. 


Vielmehr iſt der 8 402 StPO. dahin auszulegen, 
er für die dort vorgefehenen Fälle der Nebenklage 
ſtändiges, von den Beſtimmungen über die Privatklage ® 
unabhängiges Recht hat ſchaffen wollen. Für dieſe Annen, 
fällt entſcheidend mit ins Gewicht, daß zwiſchen der ter’ 
klage und der Nebenklage inſofern ein weſentlicher Nahe 
ſchied beſteht, als bei dieſer die erhobene öffentliche wc 
die — von der Nebenklage unabhängige — Grundlage 
ganzen Verfahrens bildet, während das Privatklageverſa 
das Vorhandenſein einer Privatklage und eines Privat 
zur unerläßlichen Vorausſetzung hat, daß alſo beim W 
dieſer Vorausſetzungen gemäß $$ 391 und 393 Ss 
mit alleiniger Ausnahme des in $ 391 Abſ. 1 letzter 9 
ſatz beſonders vorgeſehenen Falles — das Privat 
verfahren ohne weiteres, und zwar nicht nur für die alle 
kunft, ſondern auch mit der Wirkung der Vernichtung on, 
in der Vergangenheit vorgenommenen Prozeßhanoe lh 
insbeſ. der erlaſſenen Entſcheidungen in ſich zuſammen ſich 
Die dem Nebenkläger verliehene Selbſtändigkeit erſchöpft 


—d en 
Recht den grundſätzlichen Unterſchied zwiſchen Privatklage und Nene 
klage, der darin liegt, daß die Nebenklage zu der fentlichen ill, 
Zurücknahme durch den Nebenkl. nicht ausgeſetzten Klage IN cis; 
während die Privatklage im Umfange des 8391 StcßO. zur, det 
poſition des Privatkl. ſteht. Dieſer erreicht durch Zurückna Weg 
Privatklage in der BerInſt. vor Verkündung des BU. den ſtande 
des Urt. erſter Inſtanz. Hingegen iſt der Nebenkl. außen 
das auf öffentliche Klage hin ergangene Urt. durch Zu rü ckn er 
feiner Nebenklage zu beſeitigen. Der Tod des Nebenkl. chu 
nicht inſofern weitergehende Wirkung als ein Widerruf der’? 
erklärung, dem er in 8 402 StPO, gleichgeſtellt iſt. den N) 
Ein früherer Beſchluß des RG. (v. 11. Febr. 1908), nf 
Entſch. in Bezug nimmt, hat durch fie feine Auslegung dal hen, 
funden, daß das „Hinfälligwerden“ eines Rechtsmittels des * 1 
durch deſſen Tod die Unzuläfjigkeit des weiteren Betriebs des "upet 
mittels, nicht aber mit rückwirkender Kraft für die Vergan 
die Beſeitigung ſchon ergangenen Urt. bedeute. ach 0 
Läßt hiernach der Tod des Nebenkl. während eines dunn 
begründeten Berufungsverfahrens das erſte Urt. bei Beltand, geht 
es ſich nicht anders verhalten mit dem BU., wenn der u pol 
während eines Reviſionsverfahrens ſtirbt, das allein durch ENTE hal 
ihm eingelegte Rev. eröffnet worden war. Die Staatsanwalt alt 
mit dem Tode des Nebenkl. ihr Mitwirkungsrecht verlor Stacks 
muß das Reviſionsverfahren eingeſtellt werden. Weder ber be⸗ 
anwalt noch der Angekl. ſind durch den Fortbeſtand des 
ſchwert, denn ſie hatten nicht revidiert. fl. ul 
Erſt recht bleibt das WU. durch den Tod des Neben en 
berührt, wenn die Staatsanwaltſchaft oder der Angekl. die Ne ſitbl 
gelegt hatte und im Laufe dieſes Verfahrens der Nebenkl- jan?“ 
So der prozeſſuale Sachverhalt, der zur Beurteilung des für obel 
Das BU. iſt ja nicht für oder gegen den Nebenkl., ſondern n er⸗ 
gegen den durch die Staatsanwaltſchaft repräſentierten un 
gangen. Ihm iſt ein Strafanſpruch zuerkannt oder abgeſproch 
mit anderem Inhalte zuerkannt worden, als es im erſten ihm per 
ſchehen war. Die durch das Urt. beſchwerte Partei hat mil ng nich 
Anfechtungsrecht erworben und kann an deſſen Durchfühtene on 
durch den Tod des Nebenkl. behindert worden. Es wirkte ah 
dieſes Ereignis dem früher freigeſprochenen, im Berufung? 
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verurteilten Angekl. eine Rechtswohltat. Das Reviſionsverſaht i 
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durchzuführen. er 
Ergeht das RevlUrt. auf Zurückweiſung der Ned Ir, zur 
das hier, wie immer, die Rechtskraft des angefochtenen u gar 
auch eine Zurückverweiſung an das BG. hat ganz eb fo mil 
als ob ein Nebenkl. überhaupt nicht beteiligt geweſen wäre. men u 
ja fo fein, denn das BU. fällt einerſeits nicht in ſich dae 


iſt andererſeits mangels Abweiſung der Rev. nicht re 
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da 1 
0 daß er ſelbſtändig Rechtsmittel einlegen und betreiben 
bor > liegt daher kein innerer Grund für die Annahme 
chende der Geſetzgeber ihm in dieſer Beziehung weiter⸗ 
Kr e Rechte habe einräumen wollen als den anderen 
Ancheßbeteiligten, nämlich der Staatsanwaltſchaft und dem 
berfan, deren nach Erlaß des Urteils im Rechtsmittel⸗ 
we Ohren erklärte Zurücknahme des Rechtsmittels ebenſo⸗ 
Leſten vie der Tod des Angekl. nach jenem Zeitpunkte den 
Dann o des einmal ergangenen Urteils noch berühren kann. 
ein 9 iſt aber die Auffaſſung gerechtfertigt, daß, wenn auf 
gang om Nebenkläger eingelegtes Rechtsmittel ein Urteil er- 
if, Fin; in dieſem Sinne alſo das Rechtsmittel „beſchieden“ 
Nebentſes Urteil nicht mehr durch eine Willenserklärung des 
da uklägers oder durch ſeinen Tod beſeitigt werden kann, 
Stb alſo beim Eintritt der Vorausſetzungen des § 402 
Wie t ohne weiteres hinfällig wird. 
Bez. ie zu entſcheiden fein würde, wenn das Urteil des 
nämlich Reviſionsverfahren würde aufgehoben werden, ob 
ich das Berufungsverfahren dann noch über den Tod 
Nebenklägers hinaus durchzuführen oder ob es infolge 


Sachurt age wäre. Soweit dieſe vorliegen, ſteht dem Erlaſſe des 


allein 
war 


Der a ebi 
Wire engsverſahrens durch den Wegfall des Nebenkl. gehindert 


Sach 5 
5 i und ohne Zurückverweiſung an die untere Inſtanz gibt 
An 7" 
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Contra Vielmehr tritt dieſem der Staatsanwalt als legitimus 
gechtzu tor gegenüber. Da auf ein nur vom Nebenkl. eingelegtes 
botene attel das erſte Urt. aufgehoben war, fo lag. der weiter ge⸗ 


anwg 
age leſchaft ob und dazu gehört bei der gegebenen beſonderen Prozeß⸗ 
Eintritt in das durch Anordnung des Rev. ſich erneuernde 
ugs verfahren. 
Fra 0 dem gegebenen Falle war das RG. nicht veranlaßt, die 
eines neuen Berufungsverfahrens zu entſcheiden, da auf Zu⸗ 
hi es "ng der Rev. zu erkennen war. In die Prüfung der Rev. 
as Sit vollem Rechte eingetreten. Denn das Anfechtungsobjekt, 
1 Konnte nicht durch den Tod des Nebenkl. nach Urteils- 
0 tigt werden. Dem Staate iſt in dieſem Urt. ein Straf⸗ 
Myaye zugeſchrieben worden, deſſen weitere Vertretung dem Staats⸗ 
ybige, ig. Zurücknahme eines Rechtsmittels nach deſſen urteils⸗ 
eben Beſcheidung kann, wie das NG. zutreffend ausführt, dem 
Valle Sr ber es eingelegt hatte, ebenſowenig zuſtehen, als im gleichen 
ch Staatsanwalt oder dem Angekl. Somit hat auch Widerruf 
Mitte. Nußerkfärung nach dem Urt. nicht die Wirkung der Rechts⸗ 
jahme Anahme. Ein prozeſſualer Effekt, der iſoliert, durch Rück⸗ 
d. Nah Rechtsmittels, nicht erreichbar wäre, wird dies auch nicht 
ian men der weitergreifenden Erklärung, des Anſchlußwiderrufs. 
Van .. hat damit ſein Mitwirkungsrecht aufgegeben, aber er 
yet ſcha rechtswirkſam Geſchehene, den Urteilserlaß, nicht aus der 
Aalen. Der Tod bes Nebenkl. macht ihm den Widerruf ſeines 
Venue unmöglich, er äußert nicht eine Wirkung, die durch 
u? nicht hätte geſetzt werden können. 
hi So ſeloſt wenn man — zu Unrecht — annehmen wollte, 
ö "ht for jei durch den Tod des Nebenkl. weggefallen, fo würde daraus 
de thin, baf; nun das erſte Urt., das auf Freiſprechung lautete, 
0 844 Sb gritig wäre. Vielmehr hätte in analoger Anwendung 
daß und SPD. die Staatsauwaltſchaft gegenüber dem Fortfall des 
des „Damit der Vereitelung der erfolgten Berufung durch den 
Rd, ebenkl. den Anſpruch auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
de pe; beim ihr die Berufungsfriſt neu eröffnet würde. Ein 
el, Stnaſnis, der Tod des Nedenkl., hätte bewirkt, daß der Rev. 
deſgen Sanwalts das Anfechtungsobjekt — in Geſtalt des BU. — 
. derlo worden wäre und das Berufungsverfahren ſeine Wirkſam⸗ 
eee hätte. Die an ſich — durch den Nebenkl. — gewahrte 
EN Reraeift erſchiene nachträglich, indem der Tod des Nebenkl. 
rück fungsverfahren vernichtet hätte, als nicht gewahrt. Mit 
a nahme der Berufung ſeitens des Nebenkl., ſoweit dieſe 
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dieſes Todes als erledigt mit der Wirkung der Wieder⸗ 
herſtellung des ſchöffengerichtlichen Urteils anzuſehen fei (vgl. 
Bennecke⸗ Beling, Lehrbuch des deutſchen Strafprozeß⸗ 
rechts S. 649; andererſeits Oetker, „Die Nebenklage“ im 
Rechtsgang Bd. 3 S. 288), bedarf keiner Erörterung, weil 
dieſer Fall hier nicht gegeben iſt. 

(1. Sen. v. 18. März 1930; 1D 51/30.) [A.] 


2. Gebühren. 


41. 867 RA Geb O.; § 4 GKG. Der beſtellte 
Verteidiger kann die Feſtſetzung ſeiner Gebüh⸗ 
ren durch das Gericht, nicht im Juſtizverwal⸗ 
tungswege, verlangen. Tätigkeiten des Ver⸗ 
teidigers, welche die Vorverhandlungsgebühr 
zur Entſtehung bringen. ) 

RA. D. iſt vom Präſidenten des 4. StrSen. dem Ernſt R. 
gemäß § 140 Abſ. 4 StPO. als Verteidiger beſtellt worden; 
er hat daraufhin die Akten eingeſehen, hat mit R. korve⸗ 


prozeſſual möglich iſt — iſoliert oder als Folge des Anſchlußwider⸗ 
rufs —, hat der Staatsanwalt zu rechnen und mag ſich dagegen 
ſchützen, indem er auch ſelbſt Berufung einlegt; nach Urteilserlaß 
wäre Zurücknahme wirkungslos. Auch die Eventualität, daß ein 
Nebenkl. durch fein Ableben an prozeßordnungsmäßiger Durch⸗ 
führung der von ihm eingelegten Berufung gehindert und infolgedeſſen 
das erſte Urt. rechtskräftig werden kann, hat ein beſonders vor⸗ 
ſichtiger Staatsanwalt, der dieſen Effekt nicht wünſcht, zu bedenken; 
die Gefahr wird wieder gebannt durch eigene Berufung. Aber daß 
die Staatsanwaltſchaft, die mit dem erſten freiſprechenden Urt. ein⸗ 
verſtanden war, nicht auch die ganz beſondere Prozeßlage, die durch 
den Tod des Nebenkl. nach Erlaß, vor Rechtskraft eines von dieſem 
erſtrittenen verurteilenden BU. infolge Vernichtung des Berufungs⸗ 
verfahrens eintreten würde, in den Kreis ſeiner Erwägungen zöge 
und dagegen Vorſorge träfe, kann wirklich nicht erwartet werden. 
Dieſer Ausgang müßte ihm doch in verſtändiger Handhabung der 
Wiedereinſetzungsvorſchrift, obwohl ja alle Menſchen ſterblich ſind und 
ein Nebenkl. gerade zu der hier fraglichen Zeit ſterben kann, wie 
ein „unabwendbarer“, d. h. durch das billigerweiſe noch zu ver⸗ 
langende Maß von Sorgfalt nicht abwendbarer „Zufall“ zugute 
gerechnet werden. 

Der vom RG. entſchiedene Fall führt zu erwünſchter Er⸗ 
gänzung der Nebenklagdogmatik. Dieſe beſondere Prozeßgeſtaltung 
it in meiner Monographie über die Nebenklage (S. 286f.) nicht 
ausdrücklich berückfichtigt, aber die Vorausſetzungen für die m. E. 
zutreffende Beurteilung find darin enthalten: Grundſätzliche Ex- 
nunc-Wirkung von Anſchlußwiderruf und Tod des Nebenkl.; Be⸗ 
dingtheit eines nur durch den Nebenkl. begründeten Berufungs⸗ 
verfahrens zwar durch deſſen ordnungsmäßige Prozeßführung, alſo 
Einſtellung bei Widerruf und Tod, Einflußloſigkeit dieſer Tatſachen 
aber auf bereits ergangenes Urt.; Parteiſtellung der Staatsanwalt⸗ 
Schaft, auch wenn nur der Nebeukl. appelliert uſw. hatte und volle 
Wirkſamkeit des von dieſem erſtrittenen Urt. für den Klagberechtigten 
Staat, repräſentiert durch die Staatsanwaltſchaft. Daraus folgt, 
daß ein vom AngeRl. erwirktes Reviſionsverfahren durch den Tod 
des Nebenkl., der das angefochtene BU. erſtritten hatte, nicht be⸗ 
rührt wird, vielmehr ganz nach den allgemeinen Regeln des Reviſions⸗ 
verfahrens, alſo je nachdem durch Abweiſung der Rev., eigenen Sach⸗ 
eutſcheid des RevG., Zurückverweiſung in die Ber Inſt., wobei dem 
Staatsanwalt die Rolle der Klagpartei zufällt, zu erledigen iſt. 

GehR. Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 41. Die Entſch. iſt freudig zu begrüßen. 

Das RG. ſchließt ſich zunächſt unter der intereſſanten Feſt⸗ 
ſtellung, daß dies der ſtändigen Rſpr. des 4. StrSen. entſpricht, der 
Anſicht an, daß die Feſtſetzung der Gebühren des beſtellten Ver⸗ 
teidigers nicht im Juſtizverwaltungswege erfolgt, ſondern hierfür der 
Weg des 8 4 Ge. offenſteht. Vielleicht bekehrt ſich nun endlich 
auch die preußtfche Verwaltungspraxis zu dieſer in Bayern längſt 
durchgedrungenen Anſicht, über die auf Walter⸗Joachim⸗ 
Friedlaender, NAGEDS, Vorbem. z. 4. Abſchn. Anm. 20 und 
Friedlaender, GͤG. § 4 Anm. 10 zu verweiſen iſt. 

Das NG. erkennt weiter an, daß das Einſehen der Akten 
durch den Verteidiger, Maßnahmen desſelben, um eine mündliche 
Rückſprache mit dem Angeſchuldigten zu ermöglichen, und die An⸗ 
zeige, es würden keine Einwendungen gegen die Eröffnung des 
Hauptverfahrens erhoben, Akte der Verteidigung find, welche die Vor⸗ 
verfahrensgebühr des 8 67 Abſ. 1 RAGebdO. rechtfertigen. Das ent⸗ 
ſpricht der bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RAGED.E, 
Vorbem. z. 4. Abſchn. Fußnote 23 und $ 67 Anm. 6/7 vertretenen 
Anſicht. 

LGR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 
429 
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ſpondiert, hat am 19. April 1930 Verlängerung der Friſt 
für die Erklärung auf die Anklageſchrift beantragt und an⸗ 
geregt, daß R., der ſich damals noch in Dresden in Haft 
befand, nach Leipzig überſtellt wird; am 23. April 1930 hat 
RA. D. neuerdings beantragt, daß R. nach Leipzig überſtellt 
wird, da eine mündliche Beſprechung mit R. unbedingt er⸗ 
forderlich ſei; am 28. April 1930 erklärte RA. D., daß im 
Einverſtändnis mit R. Erinnerungen gegen die Eröffnung 
des Hauptverfahrens nicht erhoben würden. Das Haupt⸗ 
verfahren wurde ſodann am 9. Mai 1930 eröffnet. Die 
Hauptverhandlung fand in der Zeit vom 2. mit 5. Juli 
1930 ftatt. 

Am 7. Juli 1930 reichte RA. D. eine Gebührenrechnung 
ein, in der er neben den Gebühren für die Verteidigung in 
der Hauptverhandlung für ſeine Tätigkeit im Vorverfahren 
gemäß § 67 RAchebO. eine Gebühr von 40 l forderte. Das 
Rechnungsbüro des RG. ſtrich dieſe Gebühr und die Um⸗ 
jabfteuer unter Berufung auf den Kommentar von Willen⸗ 
bücher ab, da Handlungen, die über den Rahmen der Vor⸗ 
bereitung der Hauptverhandlung hinausgehen, von RA. D. 
im Vorverfahren nicht vorgenommen worden ſeien. Darauf⸗ 
hin hat RA. D. gerichtliche Entſcheidung beantragt. 

Es iſt im Schrifttum und in der Rſpr. beſtritten, ob 
der beſtellte Verteidiger über den Anſatz von Gebühren 
eine gerichtliche Entſcheidung herbeiführen kann oder ob 
die Feſtſetzung der Gebühren im Juſtizverwaltungs⸗ 
wege zu erfolgen hat (vgl. hierzu Löwe⸗Roſenberg, 
StqbO., 18. Aufl., Anm. 4 zu § 150 StPO. nebſt der da⸗ 
ſelbſt aufgeführten Rſpr. und Literatur). Der 4. StrSen. 
hat in ſtändiger Rſpr. die Anrufung des Gerichts für zu⸗ 
läſſig gehalten; dieſer Standpunkt ſteht zwar im Gegenſatz 
zur preuß. Verwaltungspraxis und zum Standpunkt des 
KG. (Jurgdſch. 3 Nr. 768), wird aber in Übereinſtimmung 
mit dem BayObLG. (Bay obe. 15, 168; Bayg. 12, 185; 
16, 249), mit Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RU 
GebO., 8. Aufl., Anm. 20 der Vorbemerkungen zum 4. Ab⸗ 
ſchnitt, mit Friedlaender, GRG. 8 4 Anm. 10, mit 
Jonas, GRG., Anm. 16 zu § 72, mit Baumbach, Reichs⸗ 
koſtengeſetze, Vorbem. zum 4. Abſchnitt Anm. 1, mit dem 
OLG. Frankfurt: ZW. 1930, 15257 u. a. aufrechterhalten. 
Die in Jurgdſch. 1 Nr. 339 mitgeteilte Entſch. des 2. Sen. 
des RG. betrifft einen anders gelagerten Fall. Hiernach iſt 
der Antrag des RA. D. zuläſſig. 

Der Anſpruch auf die Gebühr nach 8 67 RAcGebd. iſt 
aber auch ſachlich beg ündet. Damit, daß RA. D. die oben 
geſchilderten Handlungen vorgenommen hat, iſt er i. S. des 
§ 67 NAGEHD. als Verteidiger im Vorverfahren tätig ge⸗ 
weſen. Dieſe Tätigkeit diente nicht bloß der Vorbereitung 
der Hauptverhandlung. Im Gegenſatz zu Willenbücher 
(Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 10. Aufl., Anm. 5 zu 867 RA⸗ 
GebO.) und im Anſchluß an Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
laender (RAGeboO., 8. Aufl., $ 67 Anm. IV, 1, 2), Baum⸗ 
bach (3. Aufl., RAchebO. § 67 Anm. 1), JW. 1929, 
1704 22 und 1930, 15255 ſowie die an den angegebenen Stel⸗ 
len weiter aufgeführte zuſtimmende Literatur und Rſpr. war 
deshalb die abgeſtrichene Gebühr von 40 / zu bewilligen. 


(4. Sen. v. 2. Sept. 1930; XII Tgb 249/30.) 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
I. Materielles Recht. 
1. Strafgeſetzbuch. 


1. 5 69 StB. Wird gegen die Verſäumung der 
Einſpruchsfriſt gegen einen Strafbefehl Wiedereinſetzung 
gewährt, ſo tritt mit der „Rechtskraft“ des Strafbefehls 
im Fortgange der Verjährung ein Stillſtand ein. 

Es war zunächſt wegen der zur Laſt gelegten Strafhandlungen 
gegen W. Strafbefehl ergangen, der mangels rechtzeitigen Einſpruchs 
die Rechtskraft erlangte. Späterhin wurde dem Angel. auf jet 
Geſuch gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand bewilligt. Zwiſchen dieſer Beſchlußfaſſung und 
dem Tag, an dem der Strafbefehl rechtskräftig geworden war, lag ein 


Zeitraum von mehr als drei Monaten, innerhalb deſſen keine rich 
liche Handlung erfolgte. in del 

Demgemäß ift darüber zu entſcheiden, ob die Verjährung 1 
Zwiſchenzeit geruht hat und erſt wieder in Lauf geſetzt wurde, 
der Strafbefehl mit rückwirkender Kraft durch Bewillt ung der 
Wiedereinſetzung beſeitigt worden iſt (vgl. RGSt. 54, 2 en 
ob dieſe beſondere Prozeßlage keinen Einfluß auf die Friſt 
nung übte. 


1 icht 
Der Senat schließt ſich, was dieſe in der Ripr. feier 10% 


behandelte Frage anlangt, der von Fellmann: Bay Ryſtg. Zug 
23 vertretenen Anſicht an, daß mit der „Rechtskraft“ des 
befehls im Fortgange der Verjährung ein Stillſtand eintritt. gi 
Das Verfahren gilt in ſolchem Falle als endgültig erledige dez 
es ſich mit der Wiedereinſetzung aufs neue entwickelt. Zufolge iche 
Grundſatzes „ne bis in idem“, der unbedenklich als use in 
Vorſchrift i. S. des 869 StchB. angeſehen werden kann, ou 
der gleichen Sache nichts mehr geſchehen. Eine Fortſetzung der 
verfolgung und jede darauf abzielende richterliche Handlung lange 
jener Zeit nach dem Geſetze ausgeſchloſſen und unzuläſſig. 209 
dieſe Vorausſetzung zutrifft, ruht nach Vorſchrift des 8 69 
die Verjährung. iner be 
Dieſe Auffaſſung entſpricht auch den Bedürfniſſen eine, rde 
ordneten Rechtspflege. Es wäre ein unbefriedigendes Ergebnis, riſt⸗ 
man die Verkettung von Umſtänden, die eine ſchuldlose laſſen 
verſäumung veranlaßten, derart zugunſten des Täters wirken g 
daß er der verdienten Strafe entgeht. 17 bel 
Ahnlich liegt der Fall, ſoweit es ſich um die Verjähru Det 
Wiederaufnahme des Verfahrens handelt. Immerhin beſtehen „not 
ſchiede, ſo daß eine gleichmäßige Beurteilung nicht unbediuht Je 
wendig iſt. Es kaun deshalb dahingeſtellt bleiben, wie bie (ng 
jährungsfrage bei jener anderen Rechtslage zu löſen ſt 
Bayqtpfl Z. 1929, 137, 221, 306). abel 
Hiernach ſtand der Aburteilung des Angekl. wegen de ziehe 
tretung, weil das Ruhen der Verjährung erſt mit dem die 5 au 
einfeung in den vorigen Stand gewährenden Gerichtsbeſchlu 
hörte, die Vollendung der Verjährung nicht entgegen. 85030 
(BayD5LG., StrSen., Urt. v. 18. Juli 1930, Nevfteg. I Nr. 4 


* 


2. 8 164 Sto. Der Schutz des 8 193 Steg 
nach ſtändiger Rechtſprechung dem Verleumder ni alſche 
gebilligt werden, der gegen einen anderen eine IR 
Anzeige aus eigenem Antriebe erſtattet, alſo ohn muß 
er ſelbſt ſich gegen eine Anſchuldigung verteidigen Tat 
und ohne daß es ſich dabei um das Ableugnen 9e end! 
ſachen handelt, die gegen den Verleumder als bela 
Umſtände verwertet werden ſollen. 65 20 

(Bayb ch., StrSen., Urt. v. 17. Juni 1930, Reeg. I Nr. 8 
* 


3. 88186, 193 Sto. Zum Begriff der Kolle 
beleidigung. 8 193 und unbewieſene Behauptung. unte 

Damit in einer ehrenkränkenden Kundgebung, die ein iel 
einer Geſamtbezeichnung zuſammengefaßte Perſonenmehrheit Per. 
eine Beleidigung der einzelnen dieſer Mehrheit angehörenden ip 
ſönlichkeiten gefunden werden kann, muß gefordert werden, pn 
ſich um einen ausreichend beſtimmten Teil der Algemene ee 
daß die Kundgebung auf alle zu dem geſamtbezeichneten i if obe 
kreis zu rechnenden einzelnen Perſonen objektiv zu beziehen pie 
bezogen werden kann, und daß der Urheber der Kundgebungen, 
Beziehbarkeit ſich bewußt iſt und fie beabsichtigt oder m. 05 unte 
mit ihr einverſtanden iſt. Dabei hat es auf den me 5 ve 
der Geſamtbezeichnung zuſammengefaßten Perſonenkrei der 
nicht anzukommen; auch ein weiterer Umfang ſteht daher d bac 
lichkeit einer Kollektivbeleidigung nicht entgegen, wohl abe 
er in tatſächlicher Hinſicht inſofern von Bedeutung jein, in ihne 
aus ihm der Mangel des Willens, die einzelnen Individueg per ur 
Ehre zu Rräuken, ergeben kann. Nicht erforderlich iſt, daß cher! 
heber der Kundgebung an die einzelnen Perſonen, die ihn an 
Verantwortung ziehen, dachte oder ſie gar beſonders im Nufen we 
wenn fie nur unter die angegriffene Perſonengeſamtheit 
nicht etwa ausdrücklich ausgenommen ſind. ieh A 

Ob im einzelnen Falle eine gegen eine Perſonenn den . 
richtete beleidigende Außerung alle einzelnen ihr angehor diesen u 
fonen in dem dargelegten Sinn trifft und ob der Täter di ar 
folg in feinen Vorſatz aufgenommen hat, iſt vom Tatrichtet In, 
und zu entſcheiden. Die Stͤ. hat hierzu ausgeführt, A 
Angekl. die Täterſchaft der behaupteten ehrenrührigen ch wa 90 
namentlich die Entfernung der Schleife in den Farben j 
gold von dem Kranze, den das Neichsbanner an dem N 
toten Soldaten hatte niederlegen laſſen, und das ange 
erregende Verhalten von Stahlhelmleuten in den Wirtſchar en 10 


all 


rei! 


gemäß nicht allen Mitgliedern des Stahlhelms, ſondern BF nt 4 N 


nachſagen wollten, daß dieſe Handlungen aber trotzdem den gef 
Angehörigen des Bundes von den Angekl. „in die Schuhe an 
wurden. Damit will das Gericht ſagen, daß die Angesl. 


Guriſtiſce Segel. 


Er 


ahrg. 1930 Heft 46 


Mn 

ki lieber des Stahlhelms den Verdacht der Täterſchaft oder Be⸗ 
cls 9 werfen, zum mindeſten aber alle Mitglieder des Stahl⸗ 
lh dermöge des in dieſem herrſchenden üblen Geiſtes als einer 
diese verwerflichen Handlungsweiſe fähig bezeichnen wollten. Auch 

datſächliche Würdigung iſt rechtlich bedenkenfrei. 

o wird 3 die Berufung der Rev. auf den 8 193 StGB. anlangt, 
frucht der Schutz dieſer Vorſchrift nur wegen der Artikel bean⸗ 
Verbin bie den Stahlhelm mit der Entfernung der Kranzſchleife in 
ſie den ung bringen. Die Angekl. haben ausdrücklich erklärt, daß 
weil ſi Rechtsſchutz der Beſtimmung nicht etwa deswegen beanfpruchen, 
ſchaft ie ſich als Mitglieder des Reichsbanners oder in ihrer Eigen⸗ 
gemei als Redakteure republikaniſcher Blätter zur Wahrnehmung all⸗ 
änder öffentlicher Intereſſen für berechtigt gehalten hatten. Nach 


N 05 oberſtrichterlichen Rſpr. (vgl. Obs G. 11, 334/337; 13, 182; 
229,73 RGSt. 25, 364; RG.: Recht 1907, 524; RGSt. 62, 


allen „ 63, 83/93) könnten ſolche allgemeine Intereſſen für ſich 

Die Auch nicht als berechtigt i. S. des 8193 anerkannt werden. 

| nur in gell. nehmen den Schutz der Intereſſenwahrnehmung vielmehr 
eich Anſpruch, weil fie „die Schändung der Kranzſchleife des 
fü anners“ als eine ſie perſönlich nahe angehende Angelegenheit, 
hätte e die Anwendung des 8 193 StB. erfordert, empfunden 


til 2 Erwägungen, mit denen das LG. dieſe Verteidigung zu⸗ 
aus, wieſen hat, ſind allerdings rechtlich nicht einwandfrei. Es führt 
einer man zwar unter Umſtänden auch fremde Intereſſen in 
Fön, die Anwendung des 8 193 begründenden Weiſe wahrnehmen 
ß jedoch die Vorausſetzungen, unter denen dies möglich ſei, 
10 gegeben ſeien. Dabei wird überſehen, daß die Angekl. 
geltend egs die Wahrnehmung fremder, ſondern eigener Intereſſen 
wenn d gemacht haben. Es muß auch als ſchief bezeichnet werden, 
her Gericht die Berufung der Angekl. auf ihre Reichsbanner⸗ 
kigliehdeit nur unter dem Geſichtspunkt erörtert, daß ſie als 
kosten der dieſer Organiſation eine Beiſteuer zu den Anſchaffungs⸗ 
ten, oer abhanden gekommenen Kranzſchleife geleiſtet haben könn⸗ 
Angabe an dieſes finanzielle Intereſſe wäre im Hinblick auf die nach 
dahl * BeſchwF. ſelbſt mehrere Millionen betragende Mitglieder⸗ 
rage Reichsbanners zweifellos ſo unbedeutend, daß ſie für die 
kracht * Intereſſenwahrnehmung überhaupt nicht ernſthaft in Be⸗ 
der Arti men könnte und von den Angel. bei der Veröffentlichung 
worden kel ſicher auch nicht als hierzu geeignet in Betracht gezogen 
dachtnigz Die öffentliche Brandmarkung der Schändung des Ge⸗ 
eigen sbranzes könnte nur dann Gegenſtand der Wahrnehmung 
baß die ntereſſen der Angekl. geweſen fein, wenn anzunehmen wäre, 
und 5 Zugehörigkeit der Angekl. zum Reichsbanner zwiſchen ihnen 
aß en gegeißelten Vorgang Beziehungen ſolcher Art begründet, 
als ff ehr und Zurückweiſung dieſer verurteilungswerten Hand⸗ 
ließe 5 Sie perſönlich nahe angehend erachtet werden könnten. Es 
allein 0 ierfür anführen, daß die Entfernung der Kranzſchleife nicht 
jedez zar den Geſamtverband des Reichsbanners, ſondern auch für 
ner Mitglieder, demnach auch für die Angekl. eine Be⸗ 
würde ug und ſchwere Kränkung darſtellte. Ob dies allein genügen 
0 © erforderliche nahe perſönliche Beziehung der Angekl. 
729/31. Vergang herzuſtellen (ogl. hierzu Rö. 25, 364 und 63, 
leihen Lom m. Anm. 9 zu 8 193), kann unentſchieden 
ine 0 weil den Angehkl. jedenfalls aus einem anderen Geſichts⸗ 
ic nim, Schuß des 8198 StÖB. mit Recht verfagt wurde. Wie 
et t, 5 aus den Feſtſtellungen der Vorinſtanz ohne weiteres 
Chor, en ſte ben Vorwurf der Schleifenentfernung durch An⸗ 
en Stahlhelms und die Verdächtigung der Geſamtheit der 
de, alſo te, die fie damit verbanden, ohne jede tatſächliche Unter⸗ 
mio höchſt leichtfertig, erhoben. Daß der oder die Täter im 
2 pt Stahlhelms zu ſuchen ſeien, iſt eine durch nichts bewieſene 
eweis ung, für die die Angekf. auch gar nicht verſucht haben, einen 
Bt Rdn führen. Nach ſtändiger oberſtrichterlicher Rſpr. (vgl. 
spruch St. 63, 93 und 202/204) beſteht ſolchenfalls überhaupt kein 

(Wap be den Rechtsſchutz des 8 193 StchB. 
L., Str Sen., Urt. v. 6. Mai 1930, RevReg. I Nr. A 64/0.) 

* 


N. 4. 8 
Ruten bis 304 StGB. Zum Begriffe einer zum öffentlichen 
W. Bu tenenden Sache. 5 
gemein, offentlichen Nutzen dient eine Sache dann, wenn ſie der 
zu dauch 55 dem Publikum unmittelbaren Nutzen — ſei es durch 
ar 9 304, let es in anderer Weiſe — bringen ſoll (Lpzomm., Anm. 7 
im Leinend Das Urteil ſtellt hierzu lediglich feſt, daß der Baum, 
tun So Me ein vereinzeltes Überbleibſel einer früheren Baumallee, 
fi n ſpend dem Wanderer und dem Feldarbeiter Schatten zum Aus⸗ 
fa nr ete. Das kann nicht genügen; denn unter dieſem Ge⸗ 
g e ein 6 jeder frei zugängliche Baum unter 8 304 StGB. 
nicht ergebnis, das der Geſetzgeber nicht gewollt haben kann. 
den der nur notwendig, daß die Sache für den unmittelbaren 
dieser Allgemeinheit beſtimmt, ihm gewidmet iſt, ſondern auch, 
Keep ent wenigſtens einigermaßen erheblicher Art iſt. Beide 
dap den gen find hier, wenigſtens nach den bisherigen Feſt⸗ 
er Ben t gegeben. Nach dieſen iſt auch nicht anzunehmen, 
aum zur Verſchönerung des öffentlichen Weges diente. 
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Zwar kann auch ein vereinzelter Baum dieſe Eigenſchaft haben, wenn 
er beiſpielsweiſe wegen ſeiner beſonderen Schönheit oder Selten⸗ 
heit gepflanzt iſt und gehalten wird, oder wenn er ein bemerkens⸗ 
wertes Naturdenkmal darſtellt. Allein von einem gewöhnlichen Obſt⸗ 
baum ohne irgendwelche Beſonderheiten läßt ſich dies nicht ſagen, 
ſelbſt dann nicht, wenn er der Reſt einer früheren Allee iſt, deren 
Beſtimmung zur Verſchönerung des öffentlichen Weges neben ihrer 
wirtſchaftlichen Beſtimmung zur Obſtzucht gegeben geweſen ſein mag. 

(BayOb sc., StrSen., Urt. v. 13. Juni 1930, Revgieg. I Nr. 280/30.) 

* 


5. 8 360 Ziff. 11 StGB. Verübung groben Unfug 
durch Lancierung bewußt falſcher Nachrichten in die Preſſe. 
Mittelbare Tätigkeit. 

In W. erſcheint der O.⸗Kurier (Schriftleiter Dr. N.), in N. 
die N.⸗Zeitung (Beſitzer und Mitarbeiter der Angekl. E.). Die bei⸗ 
den Zeitungen machten ſich Konkurrenz. Die N.⸗Zeitung erhält vom 
katholiſchen Pfarramt N. regelmäßig den Kirchenanzeiger, der jeweils 
für eine Woche alle gottesdienſtlichen Handlungen aufzählt. Der 
Kirchenanzeiger wurde aus der N.⸗Zeitung in den O.⸗Kurier zum 
Abdruck übernommen. Dem Angekl. war dies nicht recht. In der 
N.⸗Zeitung v. 12. Juli 1929 fand der richtige Kirchenanzeiger für 
die Zeit v. 14. bis 21. Juli 1929 Aufnahme. Für die einzelne 
Nummer des Blattes, die dem O.⸗Kurier zuzuſtellen war, fälſchte der 
Angekl. den Kirchenanzeiger. Es gelangte an dieſe Zeitung ein be⸗ 
ſonders für ſie gedrucktes Stück der N.⸗Zeitung, das den Kirchen⸗ 
anzeiger mit einer Reihe von unwahren Angaben enthielt. In der 
Geſamtausgabe des O.-Kuriers erſchien darauf der falſche Kirchen- 
anzeiger. 

Vom AG. wurde das Verhalten des Angekl. als grober Unfug 
beurteilt. 

Der Begriff der mittelbaren Täterſchaft iſt vom Erſtrichter nicht 
verkannt, vielmehr zutreffend entwickelt und auf die Handlung des 
Angekl. richtig angewendet. E. hat fi) nach dem vorliegenden Sach⸗ 
verhalt vorgeſtellt, daß der falſche Kirchenanzeiger unverändert im 
O.⸗Kurier abgedruckt werde; er hat den eingetretenen Erfolg, die 
Veröffentlichung feines Machwerkes, verurſacht und gewollt oder 
doch mindeſtens mit der Möglichkeit eines ſolches Verlaufes ge⸗ 
rechnet. Der Angekl. hat die gutgläubige Mitwirkung des Schrift⸗ 
leiters jener Zeitung veranlaßt und ſich feiner in Art eines Werk⸗ 
zeuges gefliſſentlich bedient. Dr. N. befand ſich bei der Aufnahme 
des erdichteten Kirchenanzeigers in einem tatſächlichen Irrtum. Er 
Konnte ſich darauf verlaſſen, daß in dem ihm zugegangenen Stücke 
der N.⸗Zeitung der richtige Kirchenanzeiger, ſo wie er vom Pfarramt 
ausgegeben war, enthalten ſei. Selbſt wenn dem Dr. N. Fahrläſſig⸗ 
keit zur Laſt liegt, weil er die ſachliche Prüfung der nachgedruckten 
Zeilen unterließ, wird daran nichts geändert, daß der Angekl. der 
mittelbare Täter der fraglichen Veröffentlichung iſt (vgl. Lpz⸗ 
Komm. z. StGB. 4. Aufl., Einl. S. 75/76, S. 64 ff.). Demgemäß 
iſt er im Rechtsſinne allein dafür verantwortlich, daß der falſche 
Kirchenanzeiger im O.⸗Kurier erſchienen iſt. 

Die Rev. beanſtandet weiter die Auffaſſung des Erſtrichters, daß 
der äußere Tatbeſtand des groben Unfugs verwirklicht wurde. Auch 
dieſe Rüge iſt verfehlt. Die Feſtſtellungen rechtfertigen die Annahme, 
daß durch die Aufnahme des falſchen Kirchenanzeigers in den O.⸗ 
Kurier und die auch in N. erfolgte Verbreitung der betreffenden 
Zeitungsnummer ein gröblicher Verſtoß gegen die Geſellſchaftsord⸗ 
nung und die allgemeine Verkehrsſitte gegenüber einem nicht abge⸗ 
grenzten Kreiſe des Publikums in die Erſcheinung getreten iſt (Lpz⸗ 
Komm. z. StGB., Anm. 14 zu § 360 Ziff. 11). Maßgebend iſt das 
Werturteil, welches die überwiegende Mehrheit der an ſolchen öffent⸗ 
lichen Mitteilungen intereſſierten Perſonen über den Vorgang fällt. 
Wenn die Rev. beſonderes Gewicht darauf legen will, daß vom Ver⸗ 
halten des Angekl. als „reinſter Faſchingsgaudi“ geſprochen wurde, 
ſo iſt dieſe Verteidigung um ſo weniger nützlich, denn gerade dieſe 
Beurteilung des Falles bedingt hier in Anbetracht des unantaſt⸗ 
baren Ernſtes und der Würde gottesdienſtlicher Verrichtungen die 
Eigenſchaft der Handlung als einer Ungebühr und Ungehörigkeit. 

Der verpönte Erfolg kann unmittelbar auch durch ein Preß⸗ 
erzeugnis herbeigeführt werden (vgl. BayObLG. 26, 206 Ziff. 4, 
208 Ziff. 6a). Falſche Angaben durch Verſchiebung der Zeiten des 
Gottesdienſtes hätten für ſich allein allerdings kaum anders als 
mittelbar eine Störung und Beläſtigung verurſachen können, denn ſie 
würde ſich für den Leſer erſt beim vergeblichen Gange zur Kirche 
gezeigt haben. Jedenfalls aber waren die erdichteten Nachrichten über 
Gedenkmeſſen für noch lebende Perſonen, über hl. Meſſen „des Buch⸗ 
druckereibejigerd E.“ (des Angekl.) an drei aufeinanderfolgenden 
Tagen, über ein Hochzeitsamt für zwei längſt verſtorbene ledige Leute, 
über die Beerdigung einer fingierten Perſon geeignet, ſchon durch die 
Lektüre des Blattes bei den mit den Verhältniſſen vertrauten an⸗ 
ſtändigen Einwohnern Argernis zu erregen und in unmittelbarer 
pſychiſcher Wirkung das Gefühl der Beunruhigung und Empörung 
auszulöſen. Wird der Eindruck einer öffentlichen „Verhöhnung 
familiärer und kirchlicher Angelegenheiten“ hervorgerufen, wie ſich 
aus dem Urt. ergibt, ſo kann das Merkmal einer Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung i. S. des § 350 Ziff. 11 StGB. ohne Be⸗ 
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denken bejaht werden. Eines Nachweiſes des tatſächlichen Eintrittes 
derartiger Folgen für weitere Kreiſe bedarf es nicht (Lpz Komm. 
z. SCÖB. 4. Aufl., Ziff. 11 Anm. 18 zu $ 360). 

Der Ungekl. macht vorſorglich geltend, daß die angefochtene 
Entſch. jedenfalls den inneren Tatbeſtand der Übertretung vermiſſen 
laſſe. Daß dieſe Rüge nicht durchdringen kann, geht zum Teil ſchon 
aus obigen Ausführungen hervor. 

Beizufügen iſt noch Folgendes: Der Vorſatz des Täters muß 
ſich nur auf die Unfugshandlung als ſolche beziehen; dagegen wird 
nicht erfordert, daß er auch den Erfolg umfaßt. In letzterer Hinſicht 
genügt jede Fahrläſſigkeit (vgl. pz Komm. a. a. O. Anm. 21). Der 
Erſtrichter hat es für erwieſen erachtet, daß der Angebl. bei der 
Fälſchung damit gerechnet hat und bezivedtie, der O. Kurier werde 
den unrichtigen Kirchenanzeiger gutgläubig nachdrucken, daß E. ſich 
auch der Folgen ſeiner Handlungsweiſe und der Wirkung „auf die 
Bevölkerung N.s“ „genau bewußt“ war. Dieſe Feſtſtellungen reichen 
vollſtändig hin, um das ſubjektive Verſchulden des Angekl. darzutun 
und gehen im zweiten Punkte ſogar über das, was der geſetzliche 
Tatbeſtand des § 360 Ziff. 11 StGB. verlangt, hinaus. Demgegenüber 
iſt es ohne Velaug, ob der Angekl. hauptſächlich danach trachtete, 
den O.⸗Kurier zu blamieren, oder ob er ernſtlich beſtrebt war, durch 
ſein Tun Gewißheit über das Verfahren des Dr. N. in Bezug auf 
den Kirchenanzeiger und deſſen Nachdruck zu erhalten. 

(BayobsG., StrSen., Urt. v. 22. Jan. 1930, Revgieg. I Nr. 1004/29.) 


2. Kraftfahrzeugverkehrsverordnung. 


6. 8 18 Abſ. 2 KraftfVerkVoO. Pflichten des Führers 
bei Annäherung an einen nicht mit Schranken verſehenen 
Bahnübergang. f) 

Der erk. Sen.: JW. 1929, 1485 hat dargelegt, welche Sorgfalt 
der Kraftfahrzeugführer bei Überquerung eines ſchienengleichen, nicht 
durch Schranken geſicherten Bahnüberganges anzuwenden hat. Er 
glaubt an ſeiner Auffajjung, die mit der anderer Obergerichte, nament- 
lich des RG., übereinſtimmt, ohne Einſchränkung feſthalten zu ſollen. 
Der Kraftfahrer, der ſich einem unbeſchrankten Bahnübergange nähert, 
wird durch keine an der Überfahrt ſichtbare Warnungseinrichtung auf 
das gleichzeitige Heraunahen eines Zuges aufmerkſam gemacht. Das 
bloße Pfeifen und Läuten von der Maſchine des Zuges aus, iſt, wie 
die tägliche Erfahrung lehrt und wie auch jeder Kraftfahrer weiß, 
nur ein unzureichendes Warnungsmittel. Der Kraftfahrzeugführer 
muß in jedem Falle damit rechnen, daß in dem gleichen Zeitpunkt, in 
dem er ſich dem Übergang nähert, auch ein Zug vorüberfahren kann. 
Will er ſich nicht leichthin in die Gefahrenzone der ganz beſonderen 
Art — der Eijenbahnzug kann weder ausweichen noch ſelbſt bei 
langſamſter Fahrt, auf ſehr kurze Entfernung anhalten — begeben, 
ſo darf er die Fahrt über die Gleiſe nur wagen, wenn er ſich vorher 
beſtimmt und ſicher davon überzeugt hat, daß nicht in dem gleichen 
Augenblick ein Zug in der Annäherung begriffen iſt. Das iſt ein 
Gebot der gewöhnlichen, ganz allgemein und in jedem Falle zu ver⸗ 
langenden Vorſicht. Nur das Maß der anzuwendenden Vorſicht wird 
verſchieden ſein je nach der größeren oder geringeren Schwierigkeit, 
mit der die unbedingt erforderliche Gewißheit zu erlangen iſt. Kann 
der Kraftfahrer ſie ſich nur unter Aufbietung eines Höchſtmaßes 
von Sorgfalt und Umſicht verſchaffen, ſo iſt er auch dazu ohne jede 
Einſchränkung verpflichtet. Es iſt gegebenenfalls von ihm zu fordern, 
daß er ſich nur mit Schrittgeſchwindigkeit an den Eiſenbahnüber⸗ 
gang herantaſtet, um allenfalls ſofort anhalten zu können, und es 
iſt ihm ſogar zuzumuten, daß er in geeignetem Abſtande vor dem 
übergang anhält, ſein Fahrzeug verläßt und ſich durch Umſchau 
vergewiſſert, wenn er ſich in anderer Weiſe eine zuverläſſige Kenntnis 
nicht verſchaffen kann. Unter allen Umſtänden muß dem Kraft⸗ 


Zu 6. Das Urteil, dem beizutreten iſt, nimmt zu der — 
leider recht aktuellen — Frage der Sorgfaltspflicht des Kraftfahrers 
an unbeſchrankten ſchienengleichen Bahnübergängen in gleicher Weiſe 
Stellung, wie die — teilweiſe wörtlich — zitierte Entſch. des. Sen. 
IW. 1929, 1485 und die neuerdings von Arndt, Ræraftf. 1930, 
202 in lückenloſer Geſchloſſenheit angeführte Judikatur des RO. 
und anderer Obergerichte. Grundlage für die Beſtimmung des 
Maßes der anzuwendenden Sorgfalt iſt, wie Arndt a. a. O. zu⸗ 
treffend hervorhebt, nicht 8 18 Abſ. 2, ſondern 8 17 Abſ. 1 Kraftf⸗ 
VerkBO. nach dem der Führer zur gehörigen Vorſicht in Lei⸗ 
tung und Bedienung ſeines Fahrzeugs verpflichtet iſt. „Gehörig“ 
im Sinne dieſer Beſtimmung iſt diejenige Vorſicht, die im konkreten 
Falle als ſachgemäß zu erachten ift, alſo der allgemeinen Verkehrs⸗ 
anſchauung und der Rechtsauffaſſung der Obergerichte entſpricht 
(Müller, Komm. z. KraftfGG., § 17 KraftfVerkO. Aum. 3). 

Der an einen Schienenweg gebundene Eiſenbahnzug, der „weder 
ausweichen, noch, ſelbſt bei langſamſter Fahrt, auf ſehr kurze Ent⸗ 
fernung anhalten“ kann, hat naturgemäß auf Bahnübergängen gegen⸗ 
über den übrigen Verkehrsteilnehmern das Vorfahrtrecht (NG. v. 
3. Febr. 1928: Eger 1929, 259; DLG. Dresden v. 2. Mai 1928: 
Araftf. 1928, 285); vgl. auch § 79 EiſBBetrO. v. 17. Juli 1928, 
wonach bei Annäherung eines Zuges Fuhrwerke aller Art in an⸗ 


fahrzeugführer die Sicherheit des Verkehrs, und zwar auch. en 
Eiſenbahnverkehrs, und namentlich die Rückſicht auf das der 
und die Geſundheit ſowohl der Inſaſſen ſeines Fahrzeug. went 
Inſaſſen des Eiſenbahnzuges höher ſtehen als die eigene Beg mul 
keit und das Beſtreben, das Kraftfahrzeug ſeiner Zweckbeſtim chen, 
entſprechend zu möglichſt raſchem Vorwärtskommen zu geben 
Das Gericht erklärt die Verteidigung des Angehl. als um e 
legt, er habe nicht gewußt, daß man in der geſchloſſenen A ber 
die Signale nicht höre, und es habe deshalb für ihn kein Antal ich 
ſtanden, feine Wagentüre zu öffnen, um die tatſächlich von ihm tal 
gehörten Signale hörbar zu machen. Die Richtigkeit _bielet 1 
sächlichen Annahme, die allerdings eine geradezu auffällige ch. 
erfahrenheit und Unkenntnis des Angekl. vorausſetzt, iſt vom be 
nicht nachzuprüfen. Allein das LG. durfte ſich mit ihr MEN zur 
gnügen, ſondern hatte zu prüfen, ob es dem Angehl. nicht ache 
Fahrläſſigkeit anzurechnen ſei, daß er ſich dieſer Erfahrungsle ah 
nicht bewußt geworden iſt. Im allgemeinen wird ein mit dem satte’ 
lichen Maße von Verſtandeskräften und Lebenserfahrung ausgel al 
ter Kraftfahrzeugführer bei auch nur einiger Überlegung ſich bei ber daß 
näherung an einen ihm bekannten Bahnübergang jagen müßſe ae 
er etwaige Warnungszeichen des Zuges in ſeinem völlig gel d 
nen, ſelbſt Geräuſch verurſachenden Wagen überhören kön op 
daß er deshalb verpflichtet fei, feinen Teil dazu beizutragen o 
die Warnungszeichen, die doch zu dem Zweck abgegeben werden, ihm 
den Verkehrsbeteiligten vernommen und beachtet zu werden g 
zu Gehör kommen. Das hätte der Angekl. ohne beſondere Schu er 
keiten durch das bloße Herablaſſen der Fenſter am Führer 
reichen können. 4 et 
Wenn das BG. unter Hinweis auf die beſondere Beſchafſaßzen 
der Örtlichkeit die Meinung ausſpricht, dem beſtehenden = 
gefährlichen Zuſtand muſſe in anderer Weiſe begegnet we per 
das Gericht hat dabei offenbar durchgreifende Maßnahmen. die 
Reichsbahn im Auge —, und es dürften nicht ſtatt deſſen Alber; 
Sorgfalt und Aufmerkſamkeit der Paſſanten des Überganges Ver 
ſpannte Forderungen geſtellt werden, jo verneint es damit. Naß ſich 
ſchulden des Angekl. aus irrtümlichen Erwägungen. Gewiß lone 
die Berechtigung der von den Kraftfahrern mit großer Eutſeh ien, 
heit vertretenen Forderung nicht beſtreiten, daß auch DIE da 
bahn dazu beitrage, die große Gefahr, die ſowohl dem Einer 
verkehr wie dem Kraftfahrzeugverkehr aus dem Beſtehen der I 1 v 7 
gleichen, unbeſchrankten Bahnübergänge erwachſe, nach Kraft ichung 
mindert werde. Allein die Anſtrengungen, die nach dieſer Bi 
von der Eiſenbahn verlangt werden, müſſen ſich naturnotwen, wo⸗ 
den Grenzen der ihr gegebenen Möglichkeiten halten. Daß ne ge 
durch dieſem Können der Eijenbah heute ſehr enge Grenze cin 
zogen ſind, iſt bekannt. Ob innerhalb dieſer Grenzen an 1 1 
fraglichen Stelle die beſtehende Gefahr durch Einrichtungen eden 
Vorkehrungen der Eiſenbahn beſeitigt oder doch gemindert l nich, 
könnte, hat das Gericht, jedenfalls in dem Strafverfahe herben 


zu entſcheiden. Der Kraftfahrzeugführer muß mit dem wen 
Zuſtande rechnen und ſein Verhalten danach einrichten. Sel 5 die 
der Eiſenbahn eine Unterlaſſung zur Laſt fällt, darf er uu“ ger, 


eigene Vorſicht beiſeite ſetzen. Hat er ſich durch pflichtwiorige fehl 
nachläſſigung der erforderlichen Sorgfalt gegen das Geſetz Puh, 
fo macht ihn ſelbſt ein Mitverſchulden der Eiſenbahn nicht pi die 
Die Anforderungen, die nach der oberſtrichterlichen MIPF- rend 
Sorgfalt und Aufmerkſamkeit der einen Bahnübergang beſan ni 
Kraftfahrzeugführer geſtellt werden, können nicht als mensch 
bezeichnet werden. Es handelt ſich um die Sorge für molten 
liches Leben und Geſundheit, und die Rückſicht auf dieſe Lest u 
und unerſetzlichen Güter geht allen anderen Rücjichten vor, vol 
ſie vor Vernichtung oder Verletzung zu bewahren, darf und 
jedermann äußerſte Sorgfalt und Kraftanſtrengung verlangt 


— — * 
gemeſſener Entfernung von der Bahn zu halten haben. cin a 
übergang bildet ſomit wegen der Summierung der beſonderen 5 Ge, 
gefahren des Eiſenbahn⸗ und Kraftfahrzeugbetriebes e un 
fahrenzone erſter Ordnung für Leben und & Eise 
ſowohl der Inſaſſen des Kraftfahrzeuges, wie derjenigen 
bahnzuges. ug t 
Beim Zuſammentreffen von Eiſenbahn und Kraftfahrze nr 
dem die Eiſenbahn aus vorerwähnten Gründen im Na teil rechen 
der Kraftfahrer daher die Pflicht, feine Vorſicht en Ä 
der Größe der Gefahr auf das im konkreten Falle ere eine! 
Höchſtmaß zu ſteigern. Schon bei der Annäherung daß 0. 
Bahnübergang hat er ſeine Geſchwindigkeit ſo einzurichten ul. 
den Wagen „jederzeit auf kürzeſte Entfernu ee gf 
Stehen bringen kann (NG. v. 7. Febr. 1927: Verkehrsrech nt? 
1927, 188 Nr. 127). Sind die Sicht⸗ und Hörverhältniſſe Mana 
kann der Kraftfahrer alſo die Gewißheit, ob ſich ein ahne 
nur mit Schwierigkeit erlangen (Unüberſichtlichkeit der . pat , 
Nebel, Dunkelheit, Schneetreiben, Staubwolken u. dgl.), o anal, 
in „angemeſſener Entfernung vor dem Bahnübergang 1.1020 
halten und den Motor abzuſtellen“ (RG. v. 25. Ro no, 
Nraft. 1928, 48; NG. v. 16. Nov. 1928: Verkehrsrechm een al 
1928, S. 530). Ja, er muß, wie nicht nur BayObLO., onde 
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auch Mit der Betonung der Möglichkeit, daß der Zuſammenſtoß 
e erfolgen können, wenn der Angekl. die äußerſte Vorſicht 
hang endet hätte, bezweifelt das BG. den urſächlichen Zuſammen⸗ 
gene zwiſchen der Pflichtwidrigkeit des Angekl. und dem ein⸗ 
Frei nen rechtswidrigen Erfolg. Auch dieſe Erwägung kann die 
des gechung des Angekl. nicht rechtfertigen. Die Verantwortlichkeit 
der Zu gekl. wird nicht durch die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß 
treten uſammenſtoß auch bei pflichtmäßigem Verhalten hätte ein⸗ 
grenze Können, ſondern durch die Gewißheit oder einen an Gewißheit 
du zenden Grad der Wahrſcheinlichkeit, daß er auch bei Anwen⸗ 
%, 4 der gebotenen Vorſicht eingetreten wäre (RG. v. 17. Mai 1927: 
ſch. 1927 Nr. 1357). Dieſe Gewißheit oder hohe Wahrſchein⸗ 
ſt aber in keiner Weiſe begründet. Es iſt nicht zu erſehen, 
wa 1 55 der Angekl. den herannahenden Zug nicht hätte ſehen oder 
andere zer deſſen fortgeſetzte Warnungszeichen nicht ebenſo wie 
war ? in der Nähe befindliche Perſonen hätte hören können. Es 
Kung dt gar nicht erforderlich, daß er ausſtieg und ſich zur Er⸗ 
daß nan der Sachlage ans Bahngleis begab. Das BO. überſieht, 
der fach den von ihm übernommenen Feſtſtellungen des Erſtrichters 
als Angekl. noch drei Meter vom Schienenübergang entfernt war, 
ſenß eine Frau ihm zuwinken ſah und gleichzeitig den erſten 
Wa ahnwagen erblickte. Er hätte in dieſem Augenblicke ſeinen 
Ka noch anhalten können, wenn er langſam genug an den 
auf die gang herangefahren wäre und ſich in ſeinen Gedanken 
aber Möglichkeit der Gefahr vorbereitet gehabt hätte. Er hatte 
ſeinen eigenen Angaben bei der Annäherung ſein Haupt⸗ 
auf die größere Löcher aufweiſende Straße und die 
brohe, Straßenpaſſanten gerichtet, hatte alſo der von der Eiſenbahn 
er Gefahr überhaupt nicht die nötige Beachtung geſchenkt. 
ahpd beh., StrSen., Urt. v. 31. Mai 1929, Revfteg. I 326/29.) 


augen 
viele merk 


II. Verfahren. 
1. Strafprozeßordnung. 


at., 88 35, 37 StPO.; $ 181 Abſ. 2 380. Für die 
daß ‚ Bleit der Erſatzzuſtellung iſt es keine Bedingung, 
dem zus zu zuſtellende Schriftſtück in die Hand desjenigen, 
zugeſtellt werden ſoll, gelangt. 
99 35 as in Abweſenheit der Angekl. ergangene Urt. iſt gemäß 
an ze 37 SEO., 8 181 Abs. 2 ZPO. im Wege der Erſatzzuſtellung 
der i 85 ſtellvertretenden Vorſtand der Heil⸗ und Pflegeanſtalt A., 
unter, . des 8181 Abſ. 2 ZPO. als „Hauswirt“ der in der Anſtalt 
Erſaclebrachten Angekl. anzufehen ist, zugeſtellt worden. Bei der 
das = lung wird als Regel des Lebens unterſtellt, daß durch fie 
dem Möuftelfenbe Schriftſtück auch wirklich in die Hand desjenigen, 
für die zugeſtellt werden ſoll, gelangt. Dies ift aber keine Bedingung 
Urteil Gültigkeit der Zuſtellung. Der Umſtand, daß die zuzuſtellende 
abge ertigung von der Anſtaltsverwaltung nicht an die Angelkl. 
fen, wurde, ändert deshalb nichts an der Wirkfankeit der 


(8 
Nr. 185200 StrSen., Beſchl. v. 17. Dez. 1929, BeſchwReg. I 


et: * 

bu Önigsterg (7. Dez. 1928, Kartei des Automobilrechts von 
elt, ., Karte 205, Stichwort „Bahnübergang“) ausdrücklich feſt⸗ 
i Stark Notfalle, alſo bei beſonders ungünſtiger Sicht, ferner 
Fönigsztem Nebel, der „Licht- und Schallwellen abbiegt“ (OLG. 
Den ders a. a. O.), endlich bei ungünſtigem Wind, der ein Über⸗ 
87; U Läutewerks zur Folge haben kann (RG. v. 27. Sept. 
ie Seerkehrsrechtl. Röſch. 1928, 237), ſogar „ausſteigen und 
gehen“ ecke bis zur Gefahrenquelle zu Fuß ab⸗ 


and if wenn er ſich auf dieſe unter Umſtänden recht unbequeme 
dein Zug bende Weiſe die Gewißheit darüber verſchafft hat, daß 
L Der ‚Naht, darf er die Gleiſe überqueren. 
auch Im Verkehrsunfallſachen oft erhobene Einwand, das Eigen⸗ 
5 uſtiſc otors habe — zumal im geſchloſſenen Führerſtande — 
gemein alben Warnungszeichen übertönt, wird von der Rſpr. all⸗ 
Abe, Daß Schuldbefreiungsgrund in der Regel nicht anerkannt. 
Kol, — zumal bei Landſtraßen mit mehreren unbeichrankten 
fa, 5 — durch eine ſolche Steigerung der Anforderung an die 
Me des Kraftfahrers der Zweck des Kraftfahrzeugbetriebes ge⸗ 
b. . dicht unter Umſtänden vereitelt werden kann, wird von der 
bers. Febr. „erkannt (vgl. obiges Urt. des Bay Obs, ſowie RO. 
kön bie 1928: Eger 1929, 259). Das NG. ſtellt feit, daß da⸗ 
werte; dem nutzung einer Straße tatſächlich lahmgelegt werden 
rden, im könne aber dann auf keinem anderen Wege abgeholfen 
iin AUCH 2, durch eine Beſeitigung des verkehrswidrigen und ge⸗ 
bmerunge d utandes, jedenfalls nicht durch Herabminderung der Au⸗ 
uh, nün au die zum Schutze des wertvollſten und unerſetzlichen 
er, h des Lebens und der Geſundheit der Verkehrsteil⸗ 
ufzuwendende Sorgfalt des Kraftfahrers. 
NA. Dr, Erich Nelſon, Berlin, 


Rechtſprechung 


8. 5 44 StPO. Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand bei Einreichung einer von dem Verteidiger nicht 
unterzeichneten Berufungsſchrift. f) 

Am 4. Febr. 1930, d. i. innerhalb der Berufungseinlegungs⸗ 
friſt, kam beim AG. ein v. 1. Febr. 1930 datiertes Schriftſtück 
des Inhalts in Einlauf, daß gegen das bezeichnete Urteil Berufung 
eingelegt werde. Es war eine Vollmacht v. 1. Febr. 1930 beigefügt, 
durch die der Angekl. die RA. X. und Y., feine Verteidiger, zu 
feiner Vertretung in der Beränft. bevollmächtigte. Das Schriftſtück 
enthält links oben die aufgedruckten Namen verſchiedener RA., 
darunter der genannten beiden Verteidiger, und am Schluſſe unter 
dem Text das Wort „Rechtsanwalt“, es fehlt jedoch die Unter⸗ 
ſchrift. Nach feſtſtehender Rſpr. (vgl. insbeſ. RG. Rſpr. 9, 144; RG. 
34, 358; RG.: JW. 1920, 69; Löwe⸗Roſenberg, 18. Aufl., 
Bem. 9a 1. Buch Allgem. Beſt. S. 64/65) ſtellt ein ſolches nicht 
unterzeichnetes Schriflſtück, obwohl es feine Herkunft aus einem 
Rechtsanwaltsbüro erkennen läßt, keine ſchriftliche Rechtsmittel⸗ 
einlegung dar, es entbehrt ſonach der Rechtswirkſamkeit. Mit 
dieſer Begründung hat auch die Erf. „die Berufung des Angehl.“ 
gem. §8 314, 322 StPO. als unzuläſſig verworfen. 

RA. K. hat rechtzeitig für den Angekl. um Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt er⸗ 
ſucht und zur Begründung vorgebracht, daß ihm zwar am 1. Febr. 
1930 der von ſeiner Kanzlei gefertigte Berufungsſchriftſatz zur 
Unterſchrift vorgelegt wurde, daß jedoch noch die Vollmachtsfrage 
für die BerInſt. zu bereinigen geweſen ſei; nach Einlauf der an⸗ 
geforderten neuen Vollmacht habe er feinen Büͤrovorſtand mit der 
wegen drohenden Friſtablaufs eiligen Abſendung der Berufungs⸗ 
ſchrift beauftragt; daß der langjährige und unbedingt zuverläſſige 
Bürovorſtand durch einen ebenſo verläſſigen anderen Angeſtellten 
das Schriftſtück ohne vorherige Unterzeichnung an das Gericht ab⸗ 
ſenden ließ, beruhe lediglich auf einem Verſehen dieſer An⸗ 
geſtellten, für das er nicht verantwortlich gemacht werden könne. 
Die Str. hat das Geſuch zurückgewieſen, weil nach dem eigenen 
Vorbringen des Verteidigers ein unabwendbarer Zufall nicht an⸗ 
enommen werden könne, die Verſäumung der Friſt vielmehr auf 
( Verſchulden beruhe. 

Hiergegen hat NA. K. für den Angekl. rechtzeitig Beſchwerde 
eingelegt. Zu ihrer Begründung macht er noch geltend, daß für 
ſein Perſonal ſchon ſeit langem die Anweiſung beſtehe, alle hinaus⸗ 
gehenden Schriftſtücke noch einmal auf das Vorhandenſein der 
Unterſchrift zu prüfen. Es ſei eine überſpannung der Sorgfalts⸗ 
pflichten eines Anwalts, zu verlangen, daß er jede einzelne den An⸗ 
geſtellten übertragene Maßregel noch perſönlich überwache, zumal, 
wenn es ſich, wie hier, um eine ſtark beſchäftigte Kanzlei handle. 

Die ſachliche Würdigung des Rechtsmittels ergibt folgendes: 
Die tatſächlichen Angaben in dem Geſuche und in der Beſchwerde⸗ 
ſchrift ſind genügend glaubhaft gemacht. Sie rechtfertigen auch die 
Annahme, daß der Verteidiger für das offenſichtliche Verſehen 
ſeiner Angeſtellten nicht verantwortlich iſt. Der Verteidiger hatte 
im gegebenen Falle alles getan, was ihm — zumal als vielbeſchäf⸗ 
tigtem Anwalt — billigerweiſe zuzumuten war, damit die Be⸗ 
rufungseinlegung ordnungs⸗ und friſtgemäß erfolgte. Er durfte 
ſich auf die Pflichttreue und Gewiſſenhaftigkeit ſeiner als zuver⸗ 
läſſig bewährten Angeſtellten verlaſſen und annehmen, daß ſie 


Zu 8. Die Frage, ob ein Verſchulden des Verteidigers als 
unabwendbarer Zufall i. S. des § 44 EBD. erachtet werden könne, 
iſt von jeher Gegenſtand lebhafter Meinungsverſchiedenheiten ge⸗ 
weſen. Im Gegenſatz zu § 232 Abſ. 2 ZPO. enthält die GERD. 
keine Beſtimmung darüber, daß das Verſchulden eines Ver⸗ 
treters für den Vertretenen als unverſchuldet nicht erachtet werden 
darf. Schon daraus iſt zu folgern, daß der Geſetzgeber das Ver⸗ 
ſchulden des Verteidigers nicht ſchlechthin als eine Schuld des. 
Angekl. bewertet wiſſen wollte; dies um jo weniger, als aus der 
ganzen Struktur des Strafprozeſſes ſich ergibt, daß Handlungen 
oder Unterlaſſungen dritter Perſonen dem Angekl. als Verſchulden 
nur ſo weit angerechnet werden dürfen, als ihn dabei eine eigene 
Schuld trifft. Das iſt in dem Beſchluß des OLG. Roſtock v. 10. Juli 
1885, abgedr. bei Alsberg, Strafprozeſſuale Entſch. Bd. 1 
Nr. 156 mit überzeugender Begründung dargelegt. Allerdings hat 
dasſelbe OG. dieſen Standpunkt in einer fpäteren Entſch. vom 
19. Mai 1892 (a. a. O. Nr. 157) wieder aufgegeben und fi der 
gegenteiligen Praxis des NG. unter Bezugnahme auf Entſch. in 
RGSt. 10, 74; Rſpr. 1, 689; 6, 85 und 8, 508 angeſchloſſen. Das 
NE. ſelbſt hat unterſchieden, ob es ſich um die Schuld eines Wahl⸗ 
verteidigers oder eines beſtellten Verteidigers (8 140 StPO.) han⸗ 
dele und im letzteren Falle im Verſchulden des Verteidigers einen 
Wiedereinſetzungsgrund für den Angehl. erblickt, weil es ein reiner 
Zufall ſei, wen der Vorſitzende zu ſeinem Verteidiger beſtelle und 
ob die Wahl auf einen ſorgfältigen oder flüchtig arbeitenden Ver⸗ 
teidiger gefallen ſei (RGSt. 40, 118 ff.). Ich halte dieſe Unter⸗ 
ſcheidung für unbegründet. Aus der ſtaatlichen Beſtellung einer Per⸗ 
ſon zum RA. kann der Bürger ohne Verſchulden entnehmen, daß 
der RA. pflichtgemäß und ſorgfältig mit der erforderlichen Rechts⸗ 
kunde feinen Beruf ausüben werde. Geſchieht dies ſeitens des An⸗ 


3430 


der erteilten allgemeinen Weiſung gemäß die Berufungsſchrift nicht 
ohne ſeine Unterſchrift hinausgeben würden. Das Schriftſtück war 
ihm allerdings einige Tage vorher zur Unterzeichnung vorgelegt 
worden, es kann ihm aber nicht zum Vorwurf gemacht werden, 
daß er die Unterzeichnung damals unterließ, weil die Vollmachts⸗ 
frage noch zu bereinigen war. Es ſtellte auch noch kein Verſchulden 
dar, daß der Verteidiger nach Einlauf der Vollmacht und bei Er⸗ 
teilung des eiligen Abſendungsauftrags nicht daran dachte, daß er 
die Berufungsſchrift noch nicht unterzeichnet hatte. Es iſt zu be⸗ 
achten, daß ihm das Schriftſtück gleichzeitig mit einer großen An⸗ 
zahl anderer von ihm zu unterzeichnender Schriftſtücke vorgelegt 
worden war und daß ihm deshalb ſowie im Hinblick auf den Um⸗ 
fang ſeines Kanzleibetriebs die Nichtunterzeichnung gerade dieſes 
Schriftſtücks leicht in Vergeſſenheit geraten konnte, ohne daß ihn 
hierwegen ein Vorwurf trifft. 

Die Einſendung der rechtsunwirkſamen Berufungsſchrift ſtelit 
fi) daher für den Verteidiger und darum auch für den Angehl. 
als unabwendbarer Zufall dar, der die Verſäumung der Noffriſt 
zur Folge hatte und die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
rechtfertigt (vgl. den ähnlich gelagerten Fall des RS.: JW. 1927, 
2132 31, auch JW. 1926, 2431 2 und RG. 35, 109). 

(BayObeG., StrSen., Beſch l. v. 26. März 1900, Beſchwgteg. 1 
Nr. 83/30.) 


* 

9. 88 243, 324, 238 StPO. Die Verletzung der 88 243 
und 324 StPO. kann einen Reviſionsgcund darſtellen. 
Ein nach $ 238 StPO. die Sachleitung betreffender An⸗ 
trag muß vorbeſchieden werden; rechtliche Bedeutung 
eines Verſtoßes hiergegen. 

Sofort nach dem Aufrufe der Sache iſt vor Eintritt in die 
Hauptverhandlung vom Verteidiger Antrag auf Vornahme eines 
Augenſcheins am Unfallorte gefteit, von den Prozeßbeteiligten dar⸗ 
über verhandelt und vom Gerichte abweiſender Beſchluß gefaßt 
worden. 

Die Behauptung der Rev., daß die Ablehnung des Beweis⸗ 
antrages auf dieſem Mangel beruhe, iſt nicht von der Hand zu 
weiſen; denn es iſt keineswegs ausgeſchloſſen, daß das Gericht bei 
Kenntnis der Ergebniſſe des bisherigen Verfahrens, wie ſie ihm 
durch die ordnungsgemäß vorausgehende Berichterſtattung vermittelt 
worden wäre, den Beweisantrag anders verbeſchieden hätte. Auch 
die Begründung des abweiſenden Beſchl. it unhaltbar. Die Ab⸗ 
lehnung iſt damit gerechtfertigt, daß die Sache genügend geklärt 
erſcheine, obwohl vor dem B., vor dem das ganze Verfahren neu 
durchzuführen war, noch nicht einmal eine Berichterſtattung den 
Gegenſtand der Verhandlung feſtgeſtellt, geſchweige denn eine Beweis⸗ 
erhebung ſtattgefunden hatte. Der Beweisantrag iſt allerdings am 
Schluſſe der Verhandlung vom Verteidiger wiederholt worden; allein 
dadurch konnte der frühere Mangel um des willen nicht geheilt 
werden, weil das Gericht dieſen wiederholten Antrag überhaupt nicht 
verbeſchieden hat, weder durch Beſchl., wie es bei dem Charakter 
des Antrages als primär geſtellten Beweisantrages notwendig ge⸗ 
weſen wäre, noch auch in den Urteilsgründen. 

Begründet iſt ferner die Rüge, die ſich gegen das Verhalten 
des Gerichts zu dem Antrag auf nachträgliche Beeidigung der Zeugin 
B. richtet. Es handelt ſich hier nicht um einen Beweisantrag, ſon⸗ 
dern um einen die Sachleitung betreffenden Antrag i. S. des 8 238 
SPD. Dieſer Antrag mußte durch Beſchl. verbeſchieden und den 
Beteiligten danach noch Gelegenheit zur Außerung gegeben werden. 
Das Gericht hat ſich mit ihm aber überhaupt nicht befaßt; es hat 


walts nicht, ſo kann darin ein mitwirkendes Verſchulden des 
Angekl. nur erblickt werden, wenn für ihn beſondere 
Gründe vorlagen, an der Sorgfalt oder Rechts⸗ 
kunde des Anwalts zu zweifeln. 

Streitig, wie die Frage des Verſchuldens des Anwalts, iſt 
auch die Frage, ob und wieweit das Verſchulden ſeines Geſchäfts⸗ 
perſonals einen Wiedereinſetzungsgrund bildet. Nach dieſer Richtung 
hin geht die Praxis, ſoweit ſie ſich bezüglich der Folgen des Verſchul⸗ 
dens des Anwalts ſelbſt der herrſchenden Judikatur anſchließt, da⸗ 
hin, daß das Verſchulden des Angekl. dem Anwalt und damit dem 


Angekl. dann nicht angerechnet werden darf, wenn es trotz ge⸗ 
höriger Leitung und Überwachung des Angeſtellten für den Anwalt 


unvermeidbar war (ogl. hierzu Loewe⸗Roſenberg zu 8 44 
Note de StPO. und die dort Zit.). Von dem gleichen Rechts⸗ 
ſtandpunkt iſt auch der vorliegende Beſchluß ausgegangen, und es 
kann demſelben nur beigepflichtet werden, daß in dem Vertrauen 
des Anwalts auf die Pflichttreue und Gewiſſenhaftigkeit feiner als 
zuverläſſig bewährten Angeſtellten auch dann ein Verſchulden nicht 
erblickt werden kann, wenn im Einzelfalle eine Kontrolle darüber, 
ob eine allgemein dem zuverläſſigen Büroangeſtellten erteilte An⸗ 
weiſung von dieſem unbeachtet geblieben iſt, unterblieben war. 
Der gegenteilige Standpunkt würde den Bedürfniſſen des Rechts⸗ 
lebens nicht entſprechen und den beſchäftigten Anwalt mit einer ſo 
weitgehenden Kontrollpflicht belaſten, daß eine gewiſſenhafte Be⸗ 
rufsausbildung praktiſch undurchführbar wäre. 
IN. Dr. Siegfried Löwenſtein, Berlin. 
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[Juriſtiſche Wochenſchti 9 


weder beſchlußmäßig dazu Stellung genommen noch im Urt. ſich mi 
ihm auseinandergejest. Dieſe völlige Übergehung des Antrage in 
deutet einen Verſtoß gegen die Prozeßordnung. Es kann da, 
geſtellt bleiben, ob trotz des Fehlens einer formellen beſchlußman hei 
Entſch. im Anſchluß an die Rſpr. des NG. (vgl. Rot. 57, cn 
dieſer Sachlage ein Fall des § 338 Ziff. 8 StßO. oder ein . ah 
licher Prozeßverſtoß anzunehmen iſt. Zur Aufhebung des Urt. Ma 
ein ſolcher Mangel jedenfalls nur dann, wenn die eingetretene was 
ſchränkung der Verteidigung einen weſentlichen Punkt betrifft, put 
dem Beruhen des Urt. auf dem Verſtoß gleichkommt. Die Mer n 
es unterlaſſen, in ihrer Begründung dieſe Vorausſetzung DaB num 
alſo darzulegen, inwiefern die Ausſage der Zeugin ſich auf * 05 
oder mehrere ſacherhebliche Punkte bezogen hat. Indes gen peil 
nach der Rſpr. des Sen., daß ſich dieſe Vorausſetzung aue us 
Protokoll und Urt. ergibt. Nach dem Protokoll betraf bir 3 dez 
ſage der Ehefrau B. namentlich die Entfernung des Kraftwagen der 
Angekl. von dem ſpäteren Unfallsorte in dem Augenblicke, age 
Erntewagen ſeitlich aus dem Feldwege auftauchte, und die 8 bei 
ob der Fuhrwerkslenker in dieſem Zeitpunkte ſich überhang anz 
ſeinem Fuhrwerk befand und nicht hinten aus dem Hohlweg her fh 
nachlief. Beide Punkte waren, wie die Urteilsgründe ergese 
die Entſch. des Gerichts von Bedeutung; es kann ſohin = 
ſchränkung der Verteidigung, die in der Nichtbeachtung des An fen? 
auf nachträgliche Beeidigung der Zeugin B. liegt, nicht als un 
lich bezeichnet werden. be: 300 
(Bayd be., StrSen., Urt. v. 20. Mai 1930, RevReg. I Nr. 209 
N lage 
10. 88 244 A bſ. 2, 397, 155 StPO. Der Neben tie en 
kann ein der Staatsanwaltſchaft wegen Verſtoßen M + 
§ 244 Abſ. 2 zuſtehendes Rügerecht geltend mache ur 
Umfang der Nachprüfung der Innehaltung des 81 


das Rev. ic 
Das Gericht hat den Antrag des Sta. entgegen der Wesel 
des § 244 Abſ. 2 StßpO., wonach die, von einer Partei 9 dürfen, 


Beweisanträge nur durch Gerichtsbeſchluß abgelehnt werden 2 er⸗ 
nicht verbeſchieden, ſondern ohne weiteres das freiſprechende ſtündid 
laſſen und den Antrag ſelbſt in den Urteilsgründen voll 
übergangen. 

Der Nebenkläger, 
ſich dem Verfahren angeſchloſſen hat, iſt als befugt zu e. gat 
dieſen Prozeßverſtoß geltend zu machen. Grundſäßlich ſteh Rech 
nur der Prozeßpartei, die ſelbſt einen Antrag geſtellt hat, ein “ det 
auf ordnungsgemäße Verbeſcheidung des Antrags zn. 50 wire 
reichsgerichtlichen Rſpr. (JW. 1922, 587° 4; 1926, 1221 eine? 
deshalb einem Angekl. das Beſchwerderecht wegen Ablehr vac nicht 
vom Mitangekl, geſtellten Veweisantrags verſagt, wenn er ! 
erkennbar dem Antrag angeſchloſſen hat. en Ui 

Allein die Berechtigung des Nebenkl., ein der Sta. eh — 
ſtoßes gegen 8 244 20.2 StpO. zuſtehendes Rügerecht ſe Re 
geltend zu machen, iſt aus der Zweckbeſtimmung und Dei elin g 
natur der Nebenklage abzuleiten. Die Nebenklage ſoll, wie © daz 
Deutſches RStrProzRecht 589 S. 462 zutreffend ausfübgen; vr 
dienen, die Energie der ſtaatlichen Strafverfolgung zu ür Pt . 
Nebenkl. iſt nicht eine von der Anklagebehörde verſchiedene x dub, 
partei, er iſt vielmehr lediglich ein mit ſelbſtändigen Re eek 
geſtatteter Gehilfe der ftaatlihen Anklagebehörde en br 

muß a 


der erſt nach Erlaſſung des Urt. BE zun, 


Verfahren liegt. - n e 
übrigens erweiſt ſich auch die weitere den Ausführung ge 
Reviſionsſchrift zu entnehmende Rüge, daß das BG. ole 9 wen, 
des 8155 Abſ. 2 SPD. verletzt habe, als durchſchlagen 102 
auch das RevGer., wie im Urt. des Senats v. 19. 3 wing 
RI 203/1929, im Einklang mit dem RE. ausgefühe a 
nicht nachzuprüfen hat, ob der Tatrichter der ihm nach 9.10 * 
obliegenden Aufklärungspflicht gerecht wurde und facht A 
zu einer weiteren Beweisaufnahme gehabt hätte, ſo kommt wenn Ir 
letzung dieſer Prozeßvorſchrift doch dann in Betracht, daß 77 
Urteilsgründe erſehen laſſen oder die Annahme zulaſſen, r 
Gericht ſich der Pflicht, den Sachverhalt von Amts ht ob. 
zuklären, nicht bewußt geweſen iſt oder mindeſtens den Dur 
Umfang dieſer Verpflichtung verkannt hat. 0 
(BayD5LG., StrSen., Urt. v. 11. Juli 1930, Revgieg. PM 
var, 
11. $ 325 StPO. iſt eine der wiätigften mech Be 
ſchaften für die Stellung des Angeklagten in ten Hu 
fungsinſtanz. Nichtverſtändigung des Angeklaßz men 
der EN eines in der erſten Inſtanz nern? 
Sachverſtändigen. Alnus 
Die Prozeßrüge, die ſich gegen die Ablehnung de 4 90 
richtet, die Verhandlung auszuſetzen und den Prof. Dr. K. 


4 


. 


- Lahrg. 1930 Heft 46 


b g 

wmnbigen zu laden, iſt begründet. Die Rev. ficht die Ablehnung 
Yon. deswegen an, weil die in der Berufungsverhandlung ver⸗ 
halb men zwei Sachverſtändigen für eine derartig ſchwierige, außer⸗ 
enge gewöhnlichen ärztlichen Betätigung liegende Frage die 
äßen ehrlichen fachärztlichen Kenntniſſe und Erfahrungen nicht be⸗ 
one d deshalb die Beiziehung einer mediziniſchen Autorität 
. ſei. Allein die Entſcheidung darüber, ob die Begutachtung 
weiterele gehörten Sachverſtändigen genügt oder ob das Gericht eines 
kennen. ſachverſtändigen Gehilfen bedarf, ſteht lediglich dem er⸗ 
wachen Gerichte ſelbſt zu und kann im Reviſionsverfahren nicht 
rüft werden. 


gelgd vernommen worden war, zunächſt zur Berufungsverhandlung 
geladen dann aber ohne Benachrichtigung des Angekl. wieder ab⸗ 
den ſe und dadurch dem Angekl. die Möglichkeit genommen wor⸗ 
10 ke von ihm für notwendig gehaltene perjönlihe Verneh⸗ 
| 


digen 8 für die Berufungsverhandlung als Zeugen und Sachverſtän⸗ 


ohne — auf ihn Verzicht. Der Sachverſtändige wurde abgeladen, 
der Angekl. und der Verteidiger benachrichtigt wurden, 

otokoll über ſeine Vernehmung vor dem Gericht erſter 
A IL der Berufungshauptverhandlung ohne weiteres verleſen. 
(du tun iſt zwar die Benachrichtigung des Angekl. von der Ab⸗ 
Lerſah, eines geladenen Sachverſtändigen oder Zeugen durch keine 
und geſcheporſchrift geboten, wenn ſie auch offenbar ſachgemäß iſt 
degrünchehen ſollte. Trotzdem aber muß die Rüge der Rev. als 
erſten oi anerkannt werden. Nach 8325 StPO. muß ein in der 
dsf Juſtanz vernommener Zeuge oder Sachverſtändiger, deſſen 
auch in der Berufungshauptverhandlung als Beweismittel 
oll, vom BG. perſönlich vernommen werden, wenn es der 
Hestttzeitig vor der Berufungshauptverhandlung verlangt. 
kimmung iſt eine der wichtigſten Rechtsbürgſchaften für die 

9. des Angekl. in der Ber Inſt. Hier hatte der Angehl. nach 
"lage, weil ihm zwar die Ladung des K., nicht aber feine 
die Ladin mitgeteilt wurde, zunächſt keinen Anlaß, von ſich aus 
Ha nig zu verlangen, und ſpäter keine Möglichkeit mehr, vor 
das Ger Verhandlung noch einen ſolchen Antrag zu ſtellen. Könnte 
Ange cht trotzdem den in der Verhandlung geſtellten Antrag des 
ündu auf perſönliche Ladung des Sachverſtändigen mit der Be⸗ 
Wachen ablehnen, das Gericht bedürfe der Vernehmung dieſes 
urch Handigen nicht mehr, fo käme der Angekl. um die ihm 
re SPD. eingeräumte Rechtsgarantie. Dieſes Ergebnis 
10 gelager der Wille des Geſetzes ſein. Es kann deshalb in einem 
önliche eden Falle dem Gerichte das Recht, den Antrag auf per⸗ 
} ernehmung eines Sachverſtändigen aus Erwägungen ab» 
men. die ſonſt die Ablehnung rechtfertigen würden, nicht zu⸗ 


a 
wos, StrSen., Urt. v. 14. März 1930, RevReg. I Nr. 84/30.) 
* 


1 
wbiortz 8 327 StPO. Umfang der Prüfung des LG., wenn 

aß ei vom Amtsanwalt Berufung gegen das Straſ— 
di, delegt wurde. 


ie 
Un tag 
a, m i : 

150 5, Jnldars pouch rechtskräftig geworden iſt (vgl. NSS. 61, 


1 
Abbe 28); 


RO ob n Angekl. das ihm zur Last Gelegte wirklich verübt hat 
berge dieß 
mehr 15 er 


obe 2 . 
mierung Zugrunde legen (vgl. RGSt. 62, 403). Auch eine Er⸗ 
ang une Chufdausfpruches war ihm infolge dieſer Rechtskraft⸗ 
Ken 
in enfalg Angekl. — unbeſchränkt — Berufung eingelegt hat. 
Ra lüg Kin — ohne daß hierin eine unzuläſſige reformatio 
it gen, au — auch die rechtliche Qualifikation der Tat geändert 
RN Net 61, Jig uſpruch hier nicht rechtskräftig geworden 
bert, Die 5 „21 5). 
aß nochmalige Prüfung der Schuldfrage durch die Strͤ. 
Koh ir an ſich gegen 8327 Step O., der Verſtoß ift aber 
Hebnig 8 auch die Str. iſt bei der Überprüfung zu dem 
die Amen, daß der Angekl. der beiden Vergehen ſchuldig 
in , Erörterung. daß auch eine Übertretung des 8 21 
Betracht komme, iſt von ihr nicht in dem Sinne ge⸗ 


Rechtſprechung 
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meint, daß damit eine Schuld des Angekl. nach dieſer Richtung 
ausgeſprochen, alſo der Schuldſpruch erweitert werden ſollte. Das 
ergibt ſich aus der ausdrücklichen Ausführung des Gerichts, daß 
es von der Ergänzung des Urteilsfatzes, alſo des Schuldſpruchs, 
abſehe. Dem entſpricht es, daß es dieſem rechtlichen Geſichtspunkt 
auch bei der Strafzumeſſung erſichtlich keinen Einfluß eingeräumt 
hat, fo daß der Angekl. auch inſoweit nicht beſchwert iſt. 

Eine andere Frage iſt, ob nicht das BG. Feſtſtellungen, welche 
das Verſchulden berühren, wenigſtens inſoweit neu treffen konnte, 
als ſie, ohne an der rechtlichen Qualifikation der Tat etwas zu 
ändern, für die Strafzumeſſung erheblich ſind. Die Frage iſt un⸗ 
bedenklich zu bejahen, ſoweit — bei einem Fahrläſſigkeitsdelikt wie 
hier — die Feſtſtellungen den Grad des Verſchuldens betreffen. Denn 
auf ihn kann ſich die Rechtskraft überhaupt nicht erſtrecken. Die 
Schuldfrage, alſo die Frage, ob der Angekl. der ihm zur Laſt 
gelegten Tat ſchuldig ſei, hängt vom Grade des Verſchuldens nicht 
ab (es ſei denn, daß das Geſetz ausnahmsweiſe einmal hiervon die 
Strafbarkeit abhängig machen ſollte), wohl aber iſt dieſer für die 
Strafzumeſſung von Bedeutung. Es iſt daher nicht einzuſehen, 
warum nicht in dieſem Umfang vom BG. neue tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen zur Frage des Verſchuldens ſollten getroffen werden 
können. Man käme andernfalls zu dem unannehmbaren Ergebnis, 
daß dann, wenn die erſtinſtanzielle Verhandlung Umſtände ergeben 
hat, die das Verſchulden des Täters viel ſchwerer erſcheinen laſſen, 
als der Erſtrichter unter Nichtbeachtung dieſer Umſtände angenommen 
hat, keine Möglichkeit beſtünde, durch beſchränkte Rechtsmittel⸗ 
einlegung eine dem wirklichen ſchwereren Verſchulden entſprechende 
Beſtrafung des Täters herbeizuführen. Es müſſen in dieſem Rahmen 
ſogar Feſtſtellungen für zuläſſig erachtet werden, die von denen des 
Erſtrichters abweichen. 

Mit dieſer Auffaſſung ſetzt ſich der Senat mit RGSt. 61, 209 
nicht in Widerſpruch. Denn das RG. hält neue Feſtſtellungen nur 
inſoweit für unzuläſſig, als fie eine andere rechtliche Beurteilung 
der Tat ergeben; es verlangt — mit Recht —, daß die Feſt⸗ 
ſtellungen des Erſtrichters, welche dieſe rechtliche Beurteilung be⸗ 
gründen, und nicht etwa ſolche, die eine andere Beurteilung recht⸗ 
fertigen, vom BG. der Strafzumeffung zugrunde zu legen ſind. Die 
Auffaſſung, daß auch Feſtſtellungen unzuläſſig ſeien, welche die 
Rechtsgrundlagen der Verurteilung unberührt laſſen und lediglich den 
Grad des die Strafbarkeit begründenden Verſchuldens betreffen, 
iſt der reichsgerichtlichen Rſpr. nicht zu entnehmen. 

Wenn das BG. unter Berückſichtigung der neu feſtgeſtellten 
Umſtände zu dem Urt. kommt, daß der Angekl. „unbekümmert um 
die Folgen in der Dunkelheit mit erheblicher Geſchwindigkeit — 
nämlich mit der vom Erſtrichter feſtgeſtellten — darauf losgefahren 
ſei“ und dadurch grob leichtfertig gehandelt habe, und wenn es damit 
die Verſchärfung der Strafe begründet, fo beſteht hiergegen nach 
dem Dargelegten kein rechtliches Bedenken. Die Annahme der Rev., 
die Str. habe eine alternative Feſtſtellung dahin getroffen, daß die 
Unachtſamkeit des Angekl. auch in Ermüdung infolge Alkohol⸗ 
genuſſes und ſportlicher Betätigung ihren Grund gehabt haben 
können, iſt unzutreffend, das Gericht hat vielmehr dieſe Frage 
ausdrücklich unentſchieden gelaſſen, eine neue Feſtſtellung kommt 
alſo inſoweit überhaupt nicht in Betracht. Übrigens handelt es fi 
hier lediglich um die Erörterung der Gründe, die das feſtgeſtellte Tat⸗ 
beſlandsmerkmal des fahrläſſigen Verſchuldens, nämlich des Ver⸗ 
lierens der Fahrtrichtung infolge Unaufmerkfamkeit erklären ſollen. 
Inſoweit kann eine Bindung des BG. an tatſächliche Erwägungen 
des Erſtrichters niemals in Frage kommen. 


(BayObsG., StrSen., Urt. v. 13. Juni 1930, RevReg. 1 Nr. 204/30.) 


2. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 


13. 3178 GVG. Das Erſcheinen des Angeklagten in 
langer Hoſe und weißem Sportshemd ohne Rock iſt eine 
Ungebühr. 

Die Beſchwerde macht geltend, der Angehl. ſei an dem ſchwülen 
Tage, feiner Gewohnheit gemäß, in der beanſtandeten Sommer- 
kleidung im Auto von D. weggefahren. Dieſe Kleidung gelte nicht 
nur dort, ſondern auch in anderen Städten als durchaus anſtändig. 
Jedenfalls würde in D. kein Gericht das Erſcheinen in einem 
ſolchen Anzug beanſtanden; er habe daher annehmen dürfen, daß 
auch von dem Gerichte in A. kein Anſtoß daran genommen würde. 
Ein beſonderer Anzug ſei vor Gericht nicht vorgeſchrieben. Von 
einer Verletzung der gerichtlichen Würde könne daher nicht ge- 
ſprochen werden. 

Die Würdigung dieſes Vorbringens ergibt folgendes: Für die 
Richter iſt eine beſondere Sitzungskleidung vorgeſchrieben, deren 
Zweck es iſt, die hohe Aufgabe der Gerichtsbarkeit und die Autorität 
und den Ernſt der richterlichen Handlungen ſinnfällig zum Ausdruck 
zu bringen. Die Gerichte können und müſſen deshalb aber auch 
verlangen, daß die Prozeßbeteiligten, mit denen ſie zu verhandeln 
haben, in einer der Würde des Gerichts und der gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen entſprechenden Kleidung erſcheinen. Es wird von nie⸗ 
mandem Beſonderes gefordert, wohl aber kann und muß von jedem 
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verlangt werden, daß er in einer Kleidung kommt, die für einen 
ſolchen Zweck nach der herrſchenden Anſchauung und Geſellſchaftsſitte 
angemeſſen iſt. Zur Zeit ſind nun zwar Beſtrebungen im Gange, die 
auf eine Anderung der üblichen Männertracht hinzielen und an 
ihre Stelle eine Kleidung von der Art, wie fie der Angekl. vor Ge⸗ 
richt getragen hat, ſetzen wollen. Allein die Beſtrebungen haben zu 
einer Anerkennung dieſer Kleidung für alle Gelegenheiten noch 
keineswegs geführt. Für das Auftreten vor Gericht kann ſie noch 
keinesfalls als zuläſſig und angemeſſen gelten. Zweifellos würde auch 
der Angel. ſelbſt dieſen Anzug nicht für angängig halten, wenn 
es ſich darum handelte, bei einem Vorgeſetzten in einer ſeine Perſon 
oder ſein Fortkommen betreffenden wichtigeren Frage vorzuſprechen. 
Mindeſtens aber die gleiche Rückſicht iſt er auch dem Gerichte ſchuldig. 

(BayObsG., StrSen., Beſchl. v. 25. Juni 1930, BeſchwReg. I 
Nr. 172/30.) 


* 


14. $ 182 GVG. Bedeutung der Protokollierung des 
Beſchluſſes über eine Ordnungsſtrafe und der Veranlaſſung 
derſelben. 

Der Vorſitzende verkündete durch Verleſung der Urteilsformel, 
Mitteilung der Gründe und Rechtsmittelbelehrung folgende Eutſch.: 

F 

II. Beſchluß: 

„Gegen die Angekl. wird wegen Ungebühr vor Gericht eine 
Ordnungsſtrafe von 8 RM, umgewandelt für den Fall der Un⸗ 
einbringlichkeit in eine Haftſtrafe von zwei Tagen, feſtgeſetzt.“ 

Hienach iſt der Vorſchrift des § 182 GG., daß die Ver⸗ 
anlaſſung des Ordnungsſtrafbeſchluſſes in das Protokoll auf⸗ 
zunehmen ift, Genüge geleiſtet. Es iſt auch der Angekl. das ge⸗ 
botene Gehör gewährt worden. 

Dagegen ift der Vorſchrift des 9 182 GG., wonach auch der 
Ordnungsſtrafbeſchluß ſelbſt in das Protokoll aufzunehmen iſt, nicht 
genügend Rechnung getragen. 

Der Ordnungsſtrafbeſchluß iſt ein gewöhnlicher ſtrafprozeſſualer 
Beſchluß, der als ſolcher gem. § 34 SPD. als eine mit der Be⸗ 
ſchwerde anfechtbare Entſch. der Begründung bedarf. 

Man könnte daran denken, daß hier durch die Vorſchrift des 
§ 182 GVG. eine beſondere Art der Begründung, nämlich die 
Aufnahme der Beſchlußveranlaſſung in das Protokoll, angeordnet 
ſei und daß damit die regelmäßige Begründungsart nach 8 34 
Stpo. entfalle. Allein dieſe Auffaſſung wäre unzutreffend. Es 
handelt ſich bei der durch 8 182 GVG. vorgeſchriebenen Auf⸗ 
nahme der Beſchlußveranlaſſung in das Protokoll nicht um die 
Niederlegung der Motive, die den Richter zu ſeiner Entſch. bes 
ſtimmt haben, ſondern nur um die Feſtſtellung der objektiven 
Vorgänge, denen dieſe Motive entnommen find. Beurkundung der 
Vorgänge kommt der Feſtſtellung und Wertung der für die Entſch. 
des Richters maßgebenden Tatumſtände nicht gleich. Auch der Zweck 
der Vorſchrift des 8 182 GVG. geht nach einer ganz anderen 
Richtung; fie will, wie in der Rſpr. und Literatur übereinſtimmend 
hervorgehoben wird, dem BeſchwG. die Nachprüfung des Tat⸗ 
beſtandes ermöglichen und im Intereſſe des Anſehens und der 
Autorität des Untergerichts eine Beweiserhebung über deſſen Vor⸗ 
gehen überflüſſig machen (Löwe, Anm. 3 zu § 182). Es kann 
alſo daraus, daß hier die Feſtſtellung der Veranlaſſung des Be⸗ 
ſchluſſes vorgeſchrieben iſt, nicht der Schluß gezogen werden, daß 
die Begründung des Beſchluſſes, wie fie nach 8 34 SPD. geboten 
iſt, entfallen würde. 

Die Begründung der ſtrafprozeſſualen Entſch. bildet einen 
für ihre Geſetzmäßigkeit unerläßlichen Beſtandteil. Sie muß des⸗ 
halb, wenn die Aufnahme der Entſch. in das Protokoll geboten 
und nicht, wie in 8 273 SPD. für die Urteilsgründe in dieſer 
Richtung zwiſchen Entſcheidungsformel und Gründen ausdrücklich 
unterſchieden iſt, in das Protokoll mitaufgenommen werden (vgl. 
Löwe, Anm. 4 zu 8 273 StPO.). 

Sowenig es genügt, daß der Beſchluß ſtatt im Protokoll in 
einem Nachtrag dazu, der nur mit der Unterſchrift des Richters 
verſehen iſt, oder nachträglich in ſchriftlicher Form niedergelegt 
wird (ſ. Löwe, Anm. 3 zu 8 182 GG.), ebenſowenig genügt es, 
daß im Protokoll lediglich der entſcheidende Teil des Beſchluſſes 
(Beſchlußformel), nicht aber ſeine Begründung beurkundet wird. 

Es liegt alſo ein Geſetzesverſtoß darin, daß hier nur die Be⸗ 
ſchlußformel im Protokoll niedergelegt iſt. Daß der Richter nach 
der Feſtſtellung des Protokolls auch dieſe Entſch. mündlich be⸗ 
gründet habe, genügt nicht; denn dieſe mündliche Begründung 
entbehrt eben der vorgeſchriebenen Verlautbarung im Protokoll. 

Der Mangel der Aufnahme der Beſchlußbegründung in das 
Protokoll muß aber nicht unter allen Umſtänden zur Aufhebung 
des Beſchluſſes führen. Er gefährdet den Beſtand des Beſchluſſes 
dann nicht, wenn die Gründe der Entſch. für den Betroffenen 
außer Zweifel ſtehen und auch für das Beichw®. in einer die volle 
Möglichkeit der Nachprüfung ſicherſtellenden Weiſe erkennbar ſind 
(vgl. auch Löwe, Anm. 6 zu § 34 SPD.). 

Prüft man den vorliegenden Fall unter dieſem Geſichts⸗ 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche 50 


punkte, ſo kann kein Zweifel beſtehen, daß die Grunde des 95 
nungsſtrafbeſchluſſes hier ſowohl für die Betroffene als auch es 
das BeſchwG. klarliegen; ſie ergeben ſich aus der Feſtſtellan im 
Protokolls über die den Beſchluß veranlaſſenden Umſtän 
eindeutiger Weiſe. 


238100) 
(Bay bel., StrSen., Beſchl. v. 4. Dez. 1929, Veſchweg. 192 88805 


Oberlandes gerichte. 
Berlin. a) Zivilſachen. 


, 
1. 8 14 Abſ. 1 u. 2 KrSch Schl. Der Entſchäbigungt, 
anſpruch ift in Höhe von 1000 . auch daun unp fan gy. 
wenn bei höheren Entfhädigungsbeträgen als 2000 obuch 
der Anſpruch durch Eintragung in das Reichs ſchulk er 
in Form einer uneigentlichen Schuldbuch forderung Aus“ 
geftellt wird. In Art. 14 DurchfVO. ſollen mit dem on, 
druck „Verfügungen“ nur Abtretungen und Verpfändung 
nicht aber Zwangsverfügungen betroffen werden. 
(RG., 8. ZivSen., Beſchl. v. 19. Sept. 1930, 8 W 7147/30.) 
Mitgeteilt von LGDir. Boeckmann, Berlin, 


b) Strafſachen. 
I. Materielles Recht. 
1. Strafgeſetzbuch. 
2. 88 185 ff. StGB. Beleidigung am Fernſprechen 


Querverbindung. Auslegung des Strafantrages. h 
Die Reviſion iſt inſoweit begründet, als fie, zunächß org 
ſichtlſh des dem BeſchwF. zur Laſt gelegten Vorfalles v. ei 
1929, den Tatbeſtand einer der Zeugin L. zugefügten vier 
gung in Abrede ftellt. Die Stra. geht erſichtlich von der ic 15% 
oder jedenfalls Unwiderlegbarkeit der Einlaſſung des Angel frag! | 
daß er nämlich mit jeinen Worten: „Welches blödſinnige Wei eine 
denn dauernd nach Amt und Nummer?“, die von ihm mee ge⸗ 


pet 


Beamtin erkannte, ſondern für eine „Querverbindungshhal und 
haltene Perſon gemeint habe, die nach ſeiner damaligen Über on ihn 
durch ihre wiederholten Fragen nach Amt und Nummer das d aber 


eingeleitete Geſpräch habe ſtören wollen. Dieſe Annahme Arena 
mit der an anderer Stelle der Urteilsgründe getroffenen Je 1 pur 
daß der Angekl. „in ſein Bewußtſein aufgenommen i 5 er 2 

d 
durch das Geſpräch in eine Verbindung getreten iſt, d. ane 
Zeugin L. ſich gekränkt fühlen mußte, und daß fie die ish 
auf ſich beziehen mußte und konnte” (S. 8 Urteilsabſeheifthner 
einem unvereinbaren Widerſpruch. Hat nämlich der Ange bindunl 
haupt nicht die Vorſtellung gehabt, daß die in feine A 1 2 
hineingeratene Perſon, an die er die beleidigende Außerung einen 
eine Telephonbeamtin ſei, hat er vielmehr die Adreſſatl dun 
Außerung für eine Privatperſon gehalten, die ſeine Ver eidigel, 
nur ſtören wolle, ſo hat ihm der Vorſatz, eine Beamtin zu al 
gefehlt. Zwar kommt es nach feſtſtehender Rſpr. nicht dar 7 ge 
ob der Beleidiger die beleidigte Perſon mit Namen oder be nach 
kannt, und ob er ji die Perſon, gegen die die Beleivihnen Ar 
der Wortfaſſung zunächſt gerichtet iſt, in ihrer individu g pt 
ſchaffenheit als Einzelweſen überhaupt vorgeſtellt hat (Spdec eile 
Anm. 6 zu $ 185; NOS. 23, 247). Stets find aber als dien fit 
beſtimmte Außerung beleidigt nur ſolche Perſonen zu era je, 
ſichtlich welcher der Täter die Vorſtellung hat, daß ſie als En 
oder als Mitglieder der von ihm bezeichneten Perſonenge 95 
durch den ehrverletzenden Vorwurf in den Augen ander all 
troffen werden oder auch nur ſich ſelbſt getroffen, * 
Die zwar nicht ausdrücklich ausgeſprochene, aber 3 
Zusammenhang der Urteilsgründe erkennbare Annahme beg il, 
daß der BeſchwF. durch die fragliche Außerung eine un d 
Perſon treffen wollte, iſt hiernach mit der weiteren Heſiſte eugin 
er das Bewußtſein hatte, jede Telephoniſtin, alſo auch die 3 
müſſe ſich durch dieſe Worte verletzt fühlen, nicht vereinbar daß 

Der vom Vorderrichter zur Anwendung gebrachte 


feine Außerung „blödſinniges Weib“ jede Telephoniſtin, 


Beat 
mittelbaren Beleidigung ift dem geltenden Recht fremd boo e 
441; 57, 209; JW. 1928, 2227; Lpzgomm., Anm. 8 
Olshauſen, Anm. 4 zu 8 185). i op 
Die getroffenen Feſtſtellungen ergeben aber auch weiten et 55 
der Angekl. nicht etwa nur das Angriffsobjekt verwend, 0 
(error in persona sive objecto). Ein ſolcher Fall liegt ift, 07 
der Täter zwar das von ihm ins Auge gefaßte Objekt tee er 
ſich in der Richtung feines Angriffs inſofern geirrt hab mm dem gt 
anderes Objekt zu treffen bezweckte (Beiſpiel: Der Täter w fat 1 
einen Schlag zufügen, er führt den Schlag bewußt gegen le 
hierbei aber infolge einer Perſonenverwechſlung, daß der 
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bes 

i Schlages B.] tatſächlich A. ſei). Ein ſolcher Irrtum iſt recht⸗ nicht als beleidigt angeſehen werden kann, und für die allein als be⸗ 
den Aanglos, ſofern dem tatſächlich Angegriffenen für den betreffen⸗ Mleidigt in Btracht kommende Beamtin des Knotenamtes ein ordnungs⸗ 
dem ten liktsbegriff dieſelbe ſtrafrechtliche Bedeutung zukommt wie mäßiger Strafantrag nicht vorliegt, iſt der Angekl. in dieſem Falle, 
U 


gen, gegen den jich nach der wahren Abſicht des Täters der unter Aufhebung des angefochtenen Urteils, als nicht ſchuldig freie 


eindeiff richten ſollte (RSt. 18, 337; 19, 179). Demgegenüber liegt zuſprechen. 

dalfeghgrhen der Tat de ictus) vor, wenn der e (AG., 2. FerStrSen., Urt. v. 19. Juli 1930, 2 8 290/30.) 
Einte. Ole verletzende Erfolg bei einem anderen als dem Obje 4 5 : 
der a gegen das ſich nach dem unmittelbaren Willen des Täters Mitgeteilt von AOR. Dr. Unger, Berlin. 
Schla griff richten ſollte (Beiſpiel: der vom Täter gegen A. geführte * 


den „geht fehl und trifft an Stelle des A. den neben dieſem ſtehen⸗ 3. 89 241, 240, 43 StGB. Für den Tatbeſtand der 
ASt . In dieſem Falle nimmt die herrſchende Meinung (vgl. Bedrohung reicht die Ankündigung eines nur mit Hilfe 
Käfig 28 und die dort angeführten Entſch.) ein mit einem fahr⸗ überſinnlicher Kräfte zu begehenden Verbrechens nicht 
diefe g. Vergehen in Tateinheit ſtehendes verſuchtes Vergehen an. aus. +) 

beim Wotausſetzungen find vorliegend erfüllt. Hätte ſich der Angekl. 

bibi zisſprechen der beleidigenden Außerung lediglich über die In⸗ 
der fir dt der von ihm angeredeten Perſon geirrt, ſo läge allein 


A., Anhänger der W. Sekte, rief der Frau B. in Erregung 
darüber, daß fie ſich von dem Glauben der W.-Gemeinde abgewandt 
hatte und feine Bekehrungsverſuche geſcheitert waren, zu: 9 

er N. Aa u . habe ich nochmals in Güte zu dir geſprochen. Wenn aber der Meiſter 
aber enn des Angriffsobjekts vor. Der Angekl. hat ſich die ee aufſetzen Hurd; 0 kr 55 die Sprache nehmen und 
one dem fraglichen Telephongeſpräch, als er die beleidigenden dich erblinden laſſen!“ Der äußere Tatbeſtand der Bedrohung ſetzt 
In . 5 ; : 2 : voraus, daß der Täter der Perſon, gegen die ſich die Ankündigung 
Ano e un angeredete Perſon die Zeugin L. oder die Beamtin des des Übels richtet, in einer für ſie Ang en Weiſe in Ausſicht ſtellt, 
es werde ein durch ihn unmittelbar oder mittelbar zu veranlaſſendes 
: : ? 3 - : . Verbrechen begangen werden, und daß hierdurch die freie Willens⸗ 
„bitte en die unmittelbar vorher dreimal zu ihm die Worte beſtimmung er Perſon beeinträchtigt werden kann. Da es nach feſter 
dem % mt und Nummer“ geſagt hatte, verwirklichte ſich anſtatt an Rſpr. (LpzKomm., 6 zu 8 241) für den Begriff des „Bedrohens“ 
unerheblich iſt, ob der Täter das von ihm angekündigte Übel ver⸗ 
wirklichen kann und will, da es vielmehr ausreicht, daß er ſich 

e do . t bewußt ift, die Drohung werde von dem Betroffenen als ernſtlich 
Cyan dic infolge be3 u e nee 985 gemeint aufgefaßt, Einen es hierbei wiederum auf die tatſächlich 
erlauf ine = Sn 555 280. en von ihm gedachten Urſachen⸗ auf den Bedrohten ausgeübte Wirkung ankommt, ift auch in einem 
. Hiern ag 0 u 2 ) 8 N h Falle wie hier, wo der Täter eine allein überſinnliche Einwirkung 
lliebene ach iſt nicht die Zeugin L, ſondern die unermutelt ge⸗ auf den Körper der betroffenen Perſon ankündigt, das Tatbeſtands⸗ 
leidige „selferin des Knotenamtes E. als durch den Angekl. ber merkmal des „Bedrohens“ i. S. des 8 241 StB. zu bejahen. 
. uch erachten. ö . a : Dagegen unterliegt die Annahme des BG., der AngeRl. habe die B. 
Strafantr⸗ die hilfsweiſe Erwägung des Vorderrichters, daß der mit der Begehung des Verbrechens der ſchweren Körperverletzung 
auch a re der Oberpoſtdirektion v. 24. Okt. 1929 ſich jedenfalls (9224 StGB.) dadurch bedroht, daß er ihr für den Fall ihrer 

tun ll Beamtin beziehen würde, iſt nicht frei von Rechts- meiteren Ablehnung der W.fchen Lehre den Verluſt des Sprach- und 
Akten) 0 ieſer form und fristgerecht geſtellte Antrag (Blatt 1 der Sehvermögens in Ausſicht ſtellte, wobei er ihr zu verſtehen gab, daß 
lautet dart die Oberpoſtdirektion gem. 5 196 Sich angebracht hat, er ihr dieſes Übel durch den Meiſter (W.) auf überfinnliche Weise 
gi ahin, daß die bei dem Fernſprechamt Südoſt beſchäftigte werde zufügen laſſen, rechtlichen Bedenken. Die Erfüllung des Tat⸗ 

Vienſtes beam 5. Aug. 1929, während ſie ſich in der aß diese g ihres beſtandes des 8 241 erfordert die Ankündigung eines ſolchen Ver⸗ 

die efand, von dem AngeRl. beleidigt worden ſei, daß dieſe Zeugin, brechens, das in der angekündigten Form überhaupt begangen werden 
nichtlich. e i. S. des 8 359 SPD. anzuſehen ſei, um die ge- kann. Es muß die allgemeine Möglichkeit der Begehung in der 
Poftdipen,; eſtrafung des Angekl. erſucht habe, und daß „bie Ober- vom Täter in Ausſicht geſtellten Art und Weiſe beſtehen. Durch die 
antrag 1 1 als vorgeſetzte Behörde der Helferin L. daher Straf vom BeſchwF. angedrohten Handlungen des „Meiſters“ ſollten aber 
Weiten . 5 196 Steh B. ſtelle“. Es folgt nun die Schilderung des nach der erkennbaren Auffaſſung des BG. lediglich immaterielle 
ang. Schreiben des Angekl. v. 17. Aug. 1929 betreffenden Kräfte zum Zwecke phyſiſcher Wirkungen erregt werden. Solche Kräfte 
5 7. Au 1. Ferner war dieſem Antrag eine Meldung der Zeugin L. können jedoch, wie der erk. Sen. in Übereinſtimmung mit der vom 
NG durch 20 beigefügt, in der fie zum Ausdruck bringt, daß ſie Rö. (RS. 33, 321) für den Tatbeſtand des 8 49 StGB. ver⸗ 


* 


in ihrer „die Außerung des Angekl. „über das blödſinnige Weib“ tretenen Anſicht annimmt, vom Richter nicht als Quellen realer 
dt un Srugsehre beleidigt fühle, und in der fie das Fernſprech' Wirkungen anerkannt werden, ſondern find in rechtlicher Beziehung 
lübbet nach dung eines Strafantrages bittet. Dieſer Strafantrag überhaupt nicht als Mittel zur Herbeiführung irgendwelcher Ver⸗ 
ich fü die einem klaren Wortlaut eine Prozeßvorausſetzung ledig änderungen in der Welt des Tatſächlichen anzuſehen. Für den Tat⸗ 
adangen Feletbigungen, die der Angel. gegenüber der Zeugin L. beſtand des 8241 ift mithin die Ankündigung eines nur mit Hilfe 
fine Aasdehnung auf eine vom Angel. gegen überſinnlicher Kräfte zu begehenden Verbrechens nicht als ausreichend 
gangene ze Perſon, die unbekannte Beamtin des Knotenamtes, be. zu erachten. Auch die Verletzung der 88 240, 43 StGB. kommt hier⸗ 
eine Au Beleidigung, iſt unzuläſſig. Iſt ſchon in dem Falle, daß nach nicht in Frage. 


er or, ung die Beleidigung mehrerer Perſonen enthält — Fall 2 

Ober gaachartigen Idealkonkurrenz — und in dem nur von einer (KG., 2. FerStrSen., Urt. v. 2. Aug. 1930, 2 8 327/30.) 
erfor, eine dieſer Perſonen ein Strafantrag geſtellt iſt, die Straf⸗ Mitgeteilt von FOR. Körner, Charlottenburg. 
A für a wegen der Beleidigung = 1 05 aa, von der * 

. 3 zu die der Strafantrag vorliegt (vgl. Lpzomm., Anm. 2 8 5 5 : 
Ak 9 5 8 194), ſo muß jedenfalls die Wirkſamkeit eines Straf⸗ Sr: 1 e 5 Aided 1 Titels 
ſodei ner in dem ausdrücklich eine beſtimmte Perſon als beleidigt “ glich 5iſch gt. 
Grün iſt, auf die dieſer Perſon zugefügte Beleidigung be⸗ Der Angekl. iſt nicht mehr im Amt. Er darf alſo den Titel 


des g leihen. Eine andere Beurteilung kann auch nicht im Falle Rittmeiſter nur mit einem Zuſatze führen, der zweifelfrei für 
ein for SGB, Platz greifen, da durch dieſe Vorſchrift, die allein jedermann klarſtellt, daß er nicht mehr ein Amt innehat, für 
der den tündiges Antragsrecht des amtlichen Vorgeſetzten enthält, das der Titel Rittmeiſter heute die Amtsbezeichnung iſt (Art. 109 
tag enthaltenden Erklärung keine über ihren Inhalt Abſ. 4 Verf.). Als ſolche Zuſätze werden im Verkehr in der 

ung J der bezeichneten Perſon des Beleidigten hinausgehende Be⸗ Regel die Zeichen a. D. oder i. R. gebraucht und von der Rſpr. 
n eigelegt wird. als ausreichende Kennzeichnung zugelaſſen. Das AG. iſt aber da⸗ 
aan L., für die allein ein Strafantrag geſtellt if, von ausgegangen, daß die erforderliche Klarſtellung auch durch 


badi 8. Das Urteil folgt ziemlich wörtlich RCSt. 33, 321, der Körperintegrität der B. wird ein richtiges Tatſachenwiſſen nie 
Pepe " Entſch. über den Verſuch mit abergläubiſchen Mitteln, und ſprechen. — Wer aber Subjelktiviſt iſt, muß in jedem Einzelfall 
mit aher auch allen ihren Anfeindungen. Ob man die Entſch. prüfen, ob die Tätigkeit eine wirkliche Rechtsgefährlichkeit des 
An ptome {en kann, daß man ſagt, die Handlung hier ſei nicht Willens offenbarte, und das kann hier trotz der Lächerlichkeit der 
Goeſelhaft ich für eine Rechtsgefährlichkeit des Täters, iſt mir recht Drohung der Fall ſein. Die Objektivierung iſt gegeben. Und wenn 
au Mpatp; das iſt doch eine bedenkliche formale Schematiſierung. die Kriminalpolitik zur Unterdrückung folder Taten drängt, dann 
hehe, mittel als rechtlich anzuerkennende Tatmittel einfach ab⸗ bann ihr eine anderweite Konftruktion des Strafrechts nicht entgegen⸗ 
al nöti er zwar eine ſehr einfache Willenserklärung, aber entbehrt ſtehen, auch nicht die Schlagwortgegnerſchaft, es fei das ein Rückfall 
dabeneinen Begründung. Die ganze Theorie widerſpricht zu ſehr der in den „Polizeiſtaat“. — Viel leichter aber läßt ſich die Freiſprechung 
Non Trohun Grundauffaſſung bei 88 240, 241, daß Gefährlichkeit damit begründen, daß der Täter gar nicht erwarten konnte, daß von 
J boch die Ng, ihre Ausführbarkeit nicht nötig iſt. Am eheſten kann ihm die Anwendung des Mittels durch den Meiſter abhänge, daß er 
nacht rei v. Liſzt⸗Schmidt SATIN zu findende Auffaſſung vielleicht auch ſelbſt gar nicht an die Wirkfamkeit glaubte. 
äglichen Prognoſe helfen: von objektiver Gefahr für die Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 
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Zuſätze anderer Art bewirkt werden könne. Die Annahme des 
Ungekl., daß der ehemalige König von Preußen ihn noch jetzt 
als einen nicht entlaſſenen, alſo aktiven, nur in der Dien 
ausübung vorübergehend behinderten es betrachte, wird durch 
die Abdankungsurkunde v. 28. Nov. 1918 widerlegt, worin der 
ehemalige Kaiſer und König alle Offiziere des früheren preuß. 
Heeres, alſo auch den Angehl., des Treueides entbunden und ſie 
aufgefordert hat, zunächſt die Inhaber der tatſächlichen Gewalt 
zu unterſtützen und ſich ſpäter der Neuordnung des Deutſchen 
Reiches zu fügen. Eine Entlaſſung des Angekl. aus ſeiner Dienſt⸗ 
ſtellung als Rittmeiſter konnte nach der Staatsumwälzung nur 
durch die nunmehr hierfür zuſtändige Stelle geſchehen. Durch 8 1 
des Geſ. über die Bildung einer vorläufigen Reichswehr und 8 14 
AusfVoO. hierzu v. 6. März 1919 iſt die Auflöſung des damals 
beſtehenden Heeres ausgeſprochen worden. Die förmliche Ver⸗ 
abſchiedung und Penſionierung der einzelnen aktiven Offiziere hatte 
nach dem OffEntſchcz. v. 13. Sept. 1919 i. Verb. m. dem Off⸗ 
Penſch. v. 31. Mai 1906 i. d. Faſſ. der VO. v. 1. Febr. 1919 
zu erfolgen. Auch wenn der Ungekl. nicht ſelbſt in der Reviſions⸗ 
verhandlung auf die in ſeinen Händen befindliche Entſch. über 
ſeine Verabſchiedung auf Grund dieſer Beſtimmungen Bezug ge⸗ 
nommen hätte, mußte alſo nach Lage der Geſetzgebung hier da⸗ 
von ausgegangen werden, daß der Angehl., der der Reichswehr 
nicht beigetreten iſt, nach Kriegsende rechtsgültig unter Gewährung 
von Penſion verabſchiedet worden iſt. Hieraus folgt, daß der 
Angekl. entgegen feinem irrigen Standpunkte ſeitdem den Titel 
Rittmeiſter nur noch mit einem Zuſatze führen durfte, der für 
jedermann klar und unzweideutig zum Ausdruck brachte, daß er 
das Amt eines Nittmeiſters nicht mehr bekleide. Dem AG. iſt darin 
beigetreten worden, daß neben den allgemein gebräuchlichen Zu⸗ 
ſätzen a. D. und i. R. auch andere geeignete Zuſätze denkbar ſind. 
Irrig iſt indes die Annahme des AG., daß der Angekl. durch 
den Zuſatz „Kgl. Preußiſcher“ fein Penſioniertenverhältnis zweifel⸗ 
frei zum Ausdruck gebracht habe. Die fraglichen Worte können 
und werden bei derartigem Gebrauch im Zweifel dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß die Ernennung des Angekl. zum Ritt⸗ 
meter noch durch den ehemaligen preuß. König erfolgt jet, 
während ſie ſich keineswegs darüber verhalten oder wenigſtens 
ſicher ergeben, daß der Angekl. zur Zeit nicht mehr im Dienſte 
iſt. Eines ſolchen, nicht einen Teil des Titels bildenden, ſondern 
lediglich die Herkunft der Verleihung andeutenden Zuſatzes könnte 
ſich unter Umſtänden auch ein noch im Dienſt befindlicher Offizier 
bedienen. Die Worte „Kgl. Preußiſcher“ ſind hiernach jedenfalls 
objektiv nicht geeignet, le Klarzuſtellen, daß der Titelträger 
das bezeichnete Amt nicht mehr bekleidet. 
(K., 2. StrSen., Urt. v. 24. Sept. 1930, 2 8 431/30.) 
Mitgeteilt von K&R. Körner, Berlin. 
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5. 88 66, 67 StGB.; 8357 StPO. Eine richterliche 
Verfügung, wonach der Verteidiger auf eine Anfrage des 
Angeklagten hin Nachricht vom Stande des Verfahrens er» 
halten ſoll, unterbricht die Verjährung nicht. 8357 StPO. 
iſt nicht anwendbar, wenn bezüglich zweier Angeklagten 
Verjährung eingetreten iſt, indeſſen nur einer von ihnen 
das Urteil mit der Reviſion angefochten hat. 

Durch Urteil des AG. find der BeſchwF. K. und der Mit⸗ 
angekl. W. wegen gemeinſchaftlichen Fiſchens, K. zu Geldſtrafe, W. 
N Haft, verurteilt worden. Gegen dieſes Urteil hat K. Rev., der 

itangekl. W. aber Berufung eingelegt, worauf der AR. durch Beſchl. 
v. 29. Nov. 1929 die Zuſtellung des Urteils an jeden Angekl. an⸗ 
geordnet hat. Seitdem hat eine Unterbrechung der Verjährung hin⸗ 
ſichtlich des BeſchwF. K. nicht ſtattgefunden, vielmehr ift erſt durch 
Verfügung des Vorſitzenden der Str. v. 6. März 1930 Termin zur 
Hauptverhandlung über die Berufung des Mitangekl. W. beſtimmt 
worden. Die Akten waren am 20. Febr. 1930 beim LG. eingelaufen. 

Bis 6. März 1930 iſt keine andere richterliche Handlung vor⸗ 
genommen worden als die — durch einen Schriftſatz des Angekl. K. 
veranlaßte — Verfügung des Richters v. 20. Dez. 1929, wonach der 
Verteidiger vom Stande des Verfahrens Nachricht erhalten ſollte. Da 
dieſe Verfügung für ſich allein ohne jede Bedeutung für den Fort⸗ 
gang des Verfahrens war, ihn keinesfalls fördern wollte, ſondern 
lediglich eine Verſtändigung des Verteidigers über die damalige Lage 
des Verfahrens bezweckte, war fie zur Unterbrechung der Verjährungs⸗ 
friſt nicht geeignet (vgl. RGSt. 56, 380). 

Da der Ablauf der Verjährung als negative Prozeßvorausſetzung 
von Amts wegen zu beachten iſt, war vom Rev. unter Aufhebung 
des landgerichtlichen Schuldſpruchs das Verfahren wider K. wegen 
Unzuläſſigkeit der Strafverfolgung einzuſtellen. Es mag noch darauf 
hingewieſen werden, daß in der Zeit vom 29. Nov. 1929 bis 6. März 
1930 auch keine richterliche Handlung gegen den W. ſtattgefunden 
hat, ſo daß das Rev. nicht etwa in die Lage kam, darüber zu 
befinden, ob trotz 8 68 Abſ. 2 StGB. eine etwa nur gegen W. ge⸗ 
richtete Unterbrechungshandlung zugleich auch die Verjährung gegen 
K. mit unterbrochen hätte (vgl. RGSt. 36, 350). Es iſt allerdings 


Rechtſprechung 


[Surifttiche u 
auch zugunften W.s damals ſchon Verjährung eingetreten, fo daß = 
gegen W. damals das Verfahren einzuftellen geweſen wäre, 2 
hat gegen das LGUrt. keine Rev. eingelegt, und eine Auf mi 
des angefochtenen Urteils auch zugunſten des Mitangekl. W. gebs 
8357 StEO. kam nicht in Frage, weil dieſe Vorſchrift eine Ge 
verletzung bei Anwendung des Strafgeſetzes vorausſeheſ en 
Verjährung aber nur die perſönliche Strafverfolgbarkeit des einen 
Täters berührt (8 68 Abſ. 2 Sto B.). Im gegenwärtigen Reviſt 
verfahren kann mithin das gegen W. trotz vorher eingetretener d 
jährung der Strafverfolgung ergangene BU. nicht bejeitigt wet 
(OLG. Dresden, Urt. v. 1. Okt. 1930, 1 0 St 201/30.) 
Mitgeteilt von OSteal. Dr. Alfred Weber, Dresden, 
* 


m 
6. 5 163 StGB. Hat der Schwörende die von id 
unrichtig bekundete Tatſache für unerheblich geh ent? 
fo kann der ſubjektive Tatbeſtand des $ 163 StGB. ang 
fallen. Fahrläſſig muß der Täter bei der Eidesleih tig 
gehandelt haben; daß er ſich auf die Ausſage unforgl® cht 
vorbereitet hat, kommt ſtrafrechtlich nicht in Betten 
Freiſprechung durch das Reviſionsgericht wegen BE) 
der Fahrläſſigkeit. f) 9. 
Der Angekl. hat, als er am 1. Febr. 1928 vor dem fe 
in dem Rechtsſtreite 15 Cg 436/27 unter Überreichung einer I gg 
lich vorbereiteten Ausſage als Zeuge vernommen wurde, die F uptet 
öffnungsbeſchluß unter Ziff. 1 näher bezeichnete Tatſache beh. a 
und als wahr beſchworen, obwohl fie dem wirblichen Sachve 
nicht entſprach. Er hat dies im Glauben an die Wahrheit int, 
Beſchworenen getan. Beide Vorinſtanzen haben zwar nicht verken 
daß es ſich bei der fälſchlich als wahr beſchworenen Tatſache nut cd 
einen für den Gegenſtand der zeugenſchaftlichen Vernehmung "al 
belanglofen Punkt gehandelt hat, trotzdem aber eine ſtrafbare ung 
läffigkeit darin gefunden, daß der Angekl. bei der Borberet igt 
feiner eidlich zu erſtattenden Ausſage unter Benutzung der ihm im 
Verfügung ſtehenden Erkenntnisquellen die Sorgfaltspflicht, die i 
oblag und nach den Umſtänden und feinen perſönlichen Fa ige 
ihm auch zuzumuten war, nicht angewendet, infolgedeſſen bei 10 
dergabe der zeitlichen Reihenfolge und des wahren Buſammeußſ 5. 
der mit L. gepflogenen Verhandlungen v. 23. Dez. 1926 un ni 
8. Jan. 1927 ſich verſehen und ſchließlich bei Erſtattung und afte 
gung ſeiner Zeugenausſage auf eine derart mangelh det 
Vorbereitung ſich verlaſſen habe. Dieſe Beurteilung 
Fahrläſſigkeitsfrage halt indes der rechtlichen Nachprüfung ME 
Stand, weil ſie eine Überfpannung des Rechtsbegr 
der Fahrläſſigkeit beim Falſcheide erkennen läßt. eſt⸗ 
Der Tatbeſtand des fahrläſſigen Falſcheides ſetzt nach von 
ſtehender Rſpr. voraus, daß die Unkenntnis des Schwörendel, an, 
der objektiven Unrichtigkeit der beſchworenen Ausſage auf E die 
läſſigkeit beruht. Nicht dafür wird der Schwörende beſtraft, da über 
von ihm für wahr gehaltene Ausſage nicht mit der Wahrheit n, 
einſtimmt, ſondern es muß ihm ein fahrläſſiges H fe e 
ſei es ein der Ausſage vorangehendes, ſie beeinfluſſendes, 
ein bei der Ausſage ſelbſt ſtattfindendes ſchuldhaftes Handen aht 


genügend angeſtrengt oder die ihm zu Gebote ae En 1 
enüß', un 
Konnte und mußte ſich der Täter zur Zeit der Eides ge 


lies der 
I er 


bun 
Zu 6. Strafverfahren wegen ſahrläſſigen Falſcheids, DIE her 
einen Irrtum des Schwörenden über einen abſolut ner if 
Punkt veranlaßt wurden, find niemand von Nutzen und ber be 
auch kriminalpolitiſch nicht wünſchenswert. Um fo wohltu en ben 
rührt die friſch zupackende Art, wie hier das OLG. Dres Vot⸗ 
8354 Abſ. 2 Std. anwendet und im Gegenſatz zu beiden en 
inſtanzen, die die Schuldfrage bejaht hatten, den Angel über 
Fehlens der Fahrläſſigkeit ſofort freiſpricht. Was das ur hebel 
die meiſt nicht genügend beachtete, regelmäßig aber ent! che fn 
Bedeutung der Unerheblichkeit der falſch bekundeten Tarſchre 

den inneren Tatbeſtand ſagt, iſt Wort für Wort zu unter fcb. 
Mit Recht weiſt auch das OLG. Dresden die juriſtiſch unſorz 
Vorſtellung des BG. zurück, das die Fahrläſſigkeit in de n de 
fältigen Vorbereitung des Schwörenden, alſo in ein erbt 
Vernehmung und Eidesleiſtung vorangehenden Verhalten e ve 
hatte. Da der Zeuge nur das Wiſſen offenbaren fol, 80° ra A 
der Vernehmung hat, ſo kann die ihn nach 8 163 Sto. . 9 
machende Fahrläſſigkeit begrifflich nicht darin beſtehen, daß hene 
der Vernehmung es unterlaſſen hat, die ihm zu Gebote ͤ00 10 
Erkenntnisquellen auszuſchöpfen, wozu er im übrigen al 

verpflichtet war. Eine Brücke von der Annahme der Fahr 


DM. Jahrg. 1930 Heft 46] 


Wenn ſchon die Gründe des angefochtenen Urteils er⸗ 


laſſen, daß dieſe rechtlichen Geſichtspunkte bei der Würdigung 


a 8 
fee iſt. 


68 
doch Sachverhalts im allgemeinen maßgebend geweſen ſind, ſo wird 
Stun von der Verteidigung mit Recht geltend gemacht, daß die 


Straf und ebenſo der AR. trotz alledem bei der Anwendung des 
Unberselebes zum Nachteil des Angel. geirrt, nämlich Umſtände 
Bert alichtigt gelaſſen haben, die der Annahme eines fahrläſſigen 
Huldens zur Zeit der Eidesleiſtung entgegenſtehen. 
a nächſt hat der Vorderrichter das Verteidigungsvorbringen des 
als nicht widerlegt erachtet, daß er auf ſeine Zeugenausſage 
eweſeben Beweisbeſchluß des L. L. v. 18. Jan. 1928 eingeſtellt 
0 ſei, wonach es ſich bei der Vernehmung nur darum gehandelt 
der Hetzugellen, ob dem Prozeßkl. vom Angekl. als dem Vertreter 
lg zer Stadtbank Ende 1926 oder Anfang 1927 Geſtundung 
fireigg nr Beendigung des beim LG. A. ſchwebenden Rechts⸗ 
wider L. w. R. bewilligt worden war. Nicht minder iſt als un⸗ 
mit „It angeſehen worden, daß der Angekl. über den Verlauf der 
vielfach gepflogenen Verhandlungen, insbeſ. aber darüber, 
nig f eine ſo weit gehende Stundung, wie L. behauptete, dieſem 
völli, erteilt hatte, auch noch zur Zeit ſeiner Ladung als Zeuge 
I im klaren geweſen iſt. 
lich be überdies beſonders im amtsgerichtlichen Urteile ausdrück⸗ 


Zeug, ne iſt, hat der Angekl. auch, als er am Tage vor der 
feine adernehmung der Aufforderung des Prozeßgerichts entſprechend, 
St. b usſage ſchriftlich vorzubereiten, an der Hand der Akten der 
folge die mit L. geführten Verhandlungen der zeitlichen Reihen⸗ 
entſch nach nochmals nachgeprüft und die ihm aus der Erinnerung 
hat, andenen Einzelheiten ſich ins Gedächtnis zurückgerufen 


und an Augenmerk vor allem darauf gerichtet, ob überhaupt 
dabei is zu welcher Zeit Stundung bewilligt worden war, 
zu d aber die Tatſache, wann die Gewährung von Stundung bis 
bereitz ütetermine vom 17. Jan. 1927 vereinbart worden war, ob 
Recht zam 23. Dez. 1926 oder erſt am 8. Jan. 1927 mit Fug und 
Bone unweſentlich gehalten. Dieſe Stellungnahme des Angell. 
nach z. auch unzweideutig im 3. Abſatze feiner ſchriftlich vorbereiteten, 
vorget Sitzungsprotokoll v. 1. Febr. 1928 im Vernehmungstermine 
heißt. genen und genehmigten Ausſage zum Ausdruck, in dem es 
am 8 Weber bei der Verhandlung v. 23. Dez. 1926 noch bei der 
vereinß Jan. 1927 erfolgten Unterredung iſt von mir mit dem Kl. 
ſeiteng der worden, daß vor Betreibung der Zwangsvollſtreckung 
abgem, der Bekl. der Ausgang des Prozeſſes vor dem LG. A. 
daß werden ſollte. Ich habe vielmehr dem Kl. lediglich erklärt, 
telle zie Bekl. keine Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen aus dem Ur⸗ 
en deiten werde, bis ihr das Ergebnis des Gütetermins 
a vor dem LG. A. ſchwebenden Prozeſſe bekannt wäre.“ 
dährund beſteht ferner kein Zweifel darüber, daß die wegen Ge⸗ 
nur ag von Stundung gepflogenen Verhandlungen am 23. Dez. 1926 


mit „geleitet und erſt am 8. Jan. 1927, an welchem Tage L. bie 
Inerſch | Datum des 23. Dez. 1926 verſehene Abtretungsurkunde 
28. Dehriftlich vollzogen hat, zum Abſchluß gelangt find. Während am 


gebnis 1926 der im A. Prozeſſe bevorſtehende Termin, deſſen Er⸗ 
b mt ewartet werden ſollte, noch auf den 5. Jan. 1927 an⸗ 
ändert. par, Hatte ſich die Sachlage am 8. Jan. 1927 inſofern ge⸗ 


berle, ungeordnet worden war. Wie feſtgeſtellt, hat die Termins⸗ 


37 Vorbereitung zur Annahme der Fahrläſſigkeit bei 
der Z8leiſtung iſt gleichwohl denkbar: Man könnte ſagen, 
urch el euge, der ſich über den Gegenſtand ſeiner Ausſage erſt 
ck din privates Vorſtudium informieren mußte, ſich im Augen⸗ 
te bew Eidesleiſtung der Mangelhaftigkeit ſeiner Vorbereitung 

ſein und aus dieſem Grunde in die Richtigkeit des 
0 = Vorbereitung Feſtgeſtellten hätte Zweifel ſetzen müſſen; 
Runden die von ihm feſtgeſtellten Tatſachen gleichwohl als ficher 
Rayer “ hat er fahrläſſig die Unwahrheit geſagt (jo wohl Eber⸗ 
zwei Em Epzäomm. Anm. 3 zu 8163 S1 8 Indeſſen ſprechen 
s laſſen. Zungen dagegen, dieſe Argumentation zur Regel werden 
Die Möglichkeit beſteht nicht nur bei einer unſorgfältigen, 
A Faſſu bei einer gründlichen Vorbereitung. Ihr trägt ſchon 
bͤeſe 8 der Eidesformel Rechnung, fo daß der Zeuge aus 

9 


ind fein er 


brauchen Grunde regelmäßig ſeine Ausſage nicht ab ä 
5 5 zuſchwächen 
a 5 3 2 l. RGSt. 63, 37). Und 15 Der Zeuge ſucht ſich 
aut ein entſcheidenden Zeitpunkt der Vernehmung naturgemüß 
ſeinem „was er weiß, zu beſinnen, als auf den Weg, der ihn 
Waͤndlichg Wiſſen geführt hat; daraus, daß er jetzt nicht die 
da daher et ſeiner Information einer Kontrolle unterzieht, iſt 
her er nicht notwendig ein Vorwurf zu machen. Grundſätzlich iſt 
Vorwurf der Fahrläſſigkeit unter der bezeichneten Vor⸗ 
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iſt, einen für den Gegenſtand der Vernehmung völlig neben⸗ 
ſächlichen Wunkt betroffen hat. Allerdings hat ſich der Vorder⸗ 
richter ohne Rechtsirrtum auf den vom RG. in ſtändiger Rſpr. (vgl. 
RGSt. 10, 338; 46, 142) feſtgehaltenen Standpunkt geſtellt, daß 
es für den äußeren Tatbeſtand des wiſſentlichen wie des fahr⸗ 
läſſigen Falſcheides nicht darauf ankommen kann, ob die Zeugen⸗ 
ausſage in weſentlichen oder in unweſentlichen Punkten von der 
Wahrheit abweicht. Wohl aber iſt als richtig anzuerkennen, daß die 
Erheblichkeit oder Unerheblichkeit einer Ausſage für den Nachweis 
des inneren Tatbeſtandes von ausſchlaggebender Bedeutung wer⸗ 
den kann, inſofern beim fahrläſſigen Falſcheid eines Zeugen der 
Nachweis von der augenſcheinlichen Bedeutungsloſigkeit eines un⸗ 
richtig bekundeten Umſtandes nach Befinden zur Verneinung eines 
fahrläſſigen Verſchuldens führen wird. Zu erwägen iſt dabei immer, 
daß das Gedächtnis erfahrungsgemäß in der Wiedergabe von un⸗ 
weſentlichen Punkten weniger treu und zuverläſſig iſt, als bei 
ſolchen Umſtänden, deren Bedeutung ſich von vornherein aufdrängt, 
ſowie daß der Zeuge häufig keinen Anlaß hat und keine Verpflich⸗ 
tung fühlt, gerade auf einen von ihm für nebenſächlich gehaltenen 
Punkt dieſelbe angeſpannte Aufmerkjamkeit zu richten, wie auf die 
den eigentlichen Gegenſtand der Vernehmung betreffenden Umſtände 
(vgl. RGSt. 12, 317 und LpzKomm. zum StGB. § 163 Anm. 1). 

Ergeben ſich ſchon aus den bisher gekennzeichneten Erwägungen 
begründete Zweifel, ob der Vorderrichter bei Prüfung und Entſchei⸗ 
dung der Schuldfrage das Richtige getroffen hat, wenn er annimmt, 
der Angekl. habe das Verſehen, das ihm bei Vorbereitung ſeiner 
Ausſage zugeſtoßen, durch Außerachtlaſſung der Sorgfalt, zu der er 
verpflichtet und imſtande geweſen, verſchuldet und deshalb aus Fahr⸗ 
läſſigkeit ein falſches Zeugnis mit ſeinem Eide bekräftigt, ſo bietet 
die Urteilsbegründung auch noch nach anderer Richtung Anlaß zu 
durchgreifenden Rechtsbedenken. 

Wie die Rev. mit Nachdruck hervorgehoben hat, iſt als Eides⸗ 
verletzung i. S. des 8 163 StGB. das fahrläſſige Verhalten des 
Schwörenden bei der eidlichen Ausſage ſelbſt unter Strafe 
geſtellt, nicht aber die Verletzung einer durch eine bevorſtehende 
Eidesleiſtung gegebenen Pflicht zur Anſtellung von Nachforſchungen 
und Wiederauffriſchung des Gedächtniſſes. Die ſtrafbare Fahrläſſig⸗ 
keit kann nicht in dem gefunden werden, was der Schwörende vor 
der Eidesleiſtung getan oder unterlaſſen hat, ſondern nur dadurch 
begründet werden, daß er es im Zeitpunkte der Eides⸗ 
leiſtung ſchuldhaft verabſäumt hat, ſein Gedächtnis pflichtgemäß 
anzuſpannen, und insbeſ. äußere Hilfsmittel, die ihm zu Gebote 
ſtanden und fein Erinnerungsvermögen vor Irrtümern zu ſchützen 
geeignet waren, zu dieſem Zwecke zu benutzen. 

Von ſolchen Geſichtspunkten aus betrachtet, iſt der weſentliche 
Mangel des angefochtenen Urteils darin zu erblicken, daß die Strf. 
zwar einwandfrei feſtſtellt, inwiefern der Angekl. bei der zum Zwecke 
der Vorbereitung ſeiner Zeugenausſage vorgenommenen Durchſicht 
der ſchriftlichen Unterlagen, die ſich auf die in Frage kommenden 
Beſprechungen mit L. bezogen, nicht gründlich und ſorgfältig genug 
verfahren iſt und bei der Niederſchrift überſehen hat, daß in dem 
bemängelten Punkte ein Irrtum unterlaufen war, daß ſie aber im 
übrigen ſich mit dem Ausſpruche begnügt, der Angekl. habe fahr⸗ 
läſſig gehandelt, wenn er ſich auf eine „ſolche Vorbereitung“ bei 
feiner Ausſage verlaſſen habe. Dieſe allgemeine Feſtſtellung kann 
nicht für ausreichend erachtet werden. Vielmehr wäre es nach Lage 
des Falles die Aufgabe des Tatrichters geweſen, feſtzuſtellen, ob der 
Angekl. auch in dem Zeitpunkte, als er die Nieder⸗ 
ſchrift verwendete und zum Gegenſtand feiner eidlichen Aus⸗ 
ſage machte, die Möglichkeit hatte, zu erkennen, daß 
der bemängelte Ausſagepunkt dem wirklichen Sachverhalte nicht 
entſprach, weil es zur Feſtſetzung des Gütetermins auf den 17. Jan. 
1927 erſt nach der Beſprechung v. 23. Dez. 1926 gekommen war. 
Nachdem der Angekl. am Abend vorher die ihm zur Verfügung 


ausſetzung nur dann begründet, wenn der Zeuge ſich poſitiv be⸗ 
mußt war, daß ſeine Vorbereitung in weſentlichen Teilen unvoll⸗ 
ſtändig war und daß er daher über ein hinreichend ſicheres Wiſſen 
nicht verfüge. Auch dieſe beiden Bewußtſeinsinhalte ſind aber wie⸗ 
derum nicht untrennbar verbunden: zu berückſichtigen iſt hier die 
bekannte Erfahrungstatſache, daß einem die Erinnerung ſehr leicht 
einen Vorgang als wahrgenommen vortäuſcht, von dem man auf 
andere Weiſe Kenntnis erlangt hat. Glaubt der Zenge, aus ſeinen 
Unterlagen ein Ereignis zu erſehen, ſo wird ſich bei ihm häufig 
der beſtimmte, aber gleichwohl unrichtige Eindruck einſtellen, dieſes 
Ereignis ſei ſeinerzeit auch von ihm ſo erlebt worden, ſpäter ſei 
es ihm nur aus dem Gedächtnis entſchwunden. Wenn er im Ver⸗ 
trauen darauf weitere, vielleicht mühſame und zeitraubende Nach⸗ 
forſchungen unterläßt, obwohl er weiß, daß ſie ihm Gewißheit ver⸗ 
ſchaffen könnten, ſo iſt ihm hieraus jedenfalls nicht der Vorwurf 
ſtrafbaren Verhaltens zu machen. Da der vorliegende Fall wegen 
der klar zutage liegenden Unerheblichkeit des Gegenſtandes der 
unrichtigen Bekundung beſonders milde lag, brauchte das Rev. 
die Möglichkeit, mit Hilfe dieſer Gedankengänge die Annahme der 
Fahrläſſigkeit zu begründen, nicht in Betracht zu ziehen. Dem Ur- 
teil iſt daher allenthalben beizupflichten. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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ſtehenden ſchriftlichen Unterlagen nochmals durchgeſehen und das Klavierhändlerverband Strafanzeige gegen den Angekl. Die l. 
Ergebnis dieſer Durchſicht in einem ſchriftlichen Berichte niedergelegt zu einem Briefwechſel zwiſchen dem Verband und dem Ange 
hatte, lag für ihn im Vernehmungstermin kein Anlaß vor, die Rich⸗ Hierbei äußerte der Angekl. in einem Schreiben u. a.: 
tigkeit des Nachforſchungsergebniſſes, noch dazu in einem durchaus eine feige Tat, eine Frauensperſon zu einer ſolchen Tat au — 
unweſentlichen Punkte, in Zweifel zu ziehen und gegen die Treue leiten“ und in einem ſpäterem Briefe u. a.: „Die Dame hat ME ſe 
und Zuverläſſigkeit ſeines Gedächtniſſes inſoweit Mißtrauen zu meiner feſten Überzeugung nicht aus ihrem Intereſſe oder Interce 
hegen. Daß der Angekl. durch bloße Anſpaunung feines Erinnerungs⸗ des deutſchen Klavierhandels die Anzeige erſtattet, ſondern feig 
vermögens dem Verſehen hätte auf die Spur kommen und es hätte Hintermännern einen Gefallen erwieſen.“ p 
richtigſtellen können, bevor er feine Ausſage beeidete, erſcheint aus⸗ Auf Grund dieſes Sachverhalts und unter der weiteren 7 
geſchloſſen (vgl. ROSE. 22, 197; 25, 122; 57, 234, 63, 372) Ein ſächlichen Annahme, unter dem „Hintermann“ könne nach Fe 
triftiger Grund, auch bei der Eidesleiſtung die vorhandenen Unter⸗ Willen des Angekl. nur der verſtanden werden, der der betreffen 
lagen zur Vermeidung von Irrtümern wiederholt zu benutzen, lag den Dame den Auftrag gegeben habe, auf das Inſerat zu ſchreiug 
um ſo weniger vor, als gegen die Richtigkeit des bemängelten hat der AR. den Angekl. wegen Vergehens nach 8 1 175 
Punktes im Termine kein Einwand erhoben worden iſt und als in zwei Fällen verurteilt. Er hat dabei anerkannt, „daß > 
auch das Prozeßgericht den Angekl. nicht veranlaßt hat, das, was Angekl. an ſich in“ — gemeint iſt offenbar zur — nah 
ihm von dem Gegenstand der Vernehmung bekannt war, im Zu⸗ nehmung berechtigter Intereſſen gehandelt hat“, ihm gleiche 
ſammenhange anzugeben, ſondern die Verleſung des vom Angekl. aber den Schutz des § 193 StGB. mit folgender Begründung 10 
überreichten Schriftſtücks für genügend erachtet hat. Auf welche Weiſe ſagt: Im vorl. Falle handele es ſich um eine reine forme 
ſonſt der Angekl. zur rechtzeitigen Erkenntnis von der Unrichtigkeit Beleidigung. Wenn der Angekl. von „feiger“ Tat und 15 
der beſchworenen Tatſache Hätte kommen können und müſſen, iſt „feigen“ Hintermännern ſpreche, fo habe er damit den print 
ſchlechterdings unerfindlich, zumal, wenn man bedenkt, daß die beleidigt und deſſen ſei er ſich auch bewußt geweſen. per 
Stundungsverhandlungen tatſächlich vom 23. Dez. 1926 bis zum Dieſe Ausführungen ſind nicht geeignet, die Verſagung g 
7. Jan. 1927 im Fluſſe geblieben find und daß die Verlegung des vom Angekl. auf Grund des 8 193 StGB. in Anſpruch * 


Gütetermins vom 5. auf den 17. Jan. 1927 als ein belangloſes nommenen St iheit i 

Zwiſchenereignis der Erinnerung des Angel. ſchnell entſchwunden 18 193 an een auf alle Arten ug 

ſeir mag. > a 5 Beleidigungen, ſoweit ſie d d Kund 
War nach alledem die Annahme eines fahrläſſigen Verſchuldens nde Ehre Neale 1 19 135 So, fal 


des Angekl. bei Leiſtung des Zeugeneides von Rechtsirrtum beein» Außerungen, die bei unanſtößi ieß li buf 
flußt, fo mußte die angefochtene Entſch. in Beachtung der Rev. 5 11 die ee enen 5 San 
wegen fehlerhafter Geſetzesanwendung aufgehoben werden (8358 des $ 193 SGB. (Rt. 60, 335). Der Anſicht des Ford 
Stäß O.). Da weitere tatſächliche Erörterungen behufs Feſtſtellung des richters, daß die feſtgeſtellten brieflichen Außerungen des nge 
inneren Tatbeſtandes nicht mehr in Frage kommen, hatte das Rev. ſolche rein formale Beleidigungen ſeien, kann nicht beige in 
gemäß 8 354 StPO. ſelbſt auf Freiſprechung des Angekl. zu er werden. Dieſe Außerungen enthalten ein abfälliges Werturte hf 


kennen. Verbindung mi i i 105 

g mit der Behauptung eines beftimmten als unehrel der 

(OLG. Dresden, 1. StrSen., Urt. v. 18. Juni 1930, 1 08t 90/30.) gekennzeichneten Verhaltens des Privatkl. Es wird behauptet, 99 

Mitgeteilt von IR. Dr. Drucker, Leipzig. „Hintermann“ habe, ſtatt ſelbſt hervorzutreten, die Dame BE ter“ 

% en ee, un. dieſe Handlungsweiſe 10 der nit 

1 5 t werden als „feig“ bezeichnet. Es iſt alſo M 2 

7. 88 185, 198 StB. Der — näher begründete — die For ehren 
Vorwurf einer feigen Handlungsweiſe ſtellt inhaltlich Fa F gen / 

wie formal eine Beleidigung dar. Erfolgt fie unter dem Auch die an Tatſachenbehauptungen geknüpften abfällig 


Schutz des 8 193 StGB., jo kann eine Beſtrafung nur dann Werturteile genießen wenn be, 
ſtattfinden, wenn der Täter mit dem Bewußtſein der Täter mund e be Wahr = 
unnötigen Verſchärfung handelte. 10 rechtigter Intereſſen bezweckt und die gewählte D hen 
Der Privatkl., der Pianofortefabrikant ift, hatte mit Hilfe für geeignet und notwendig zur Wahrung ſeiner berechtigen, 
einer Dame aus ſeinem Belanntenkreiſe feſtgeſtellt, daß der Intereſſen gehalten hat. Die Strafbarkeit iſt nur dann gen" del 
Angekl., der Klavierhändler ift, ein Zeitungsinſerat unter Chiffre wenn das Vorhandenſein einer Beleidigung, d. h. die MM l 
aufgegeben hatte, in dem der Privalkl. einen unlauteren Wett⸗ Täters, zu beleidigen, gerade aus der gewählten Form z 
bewerb erblickte. Auf ſeine Veranlaſſung erſtattete deshalb der nehmen iſt. Den Beweisgrund für eine ſolche auf tatſächlichem 


Zu 7. Das Urt. iſt bemerkenswert durch die rechtliche An⸗ eſſenwahrnehmung nicht notwendigen Verſchärfung nachgewiesen 4 
nahme, daß eine für eine Außerung feſtgeſtellte formale Ent⸗ Letztere Auffaſſung deckt ſich mit derjenigen des RG. vg Fand 
gleiſung nicht unter allen Umjtänden zu einer Beſtrafung führen Lg. 1925, 153). Ich vermag ihr nicht beizupflichten. Hat gro 
müſſe. Die Gerichtspraxis neigt faſt ausnahmslos dazu, in ſolchem durch eine formal beleidigende Außerung die Ehre eines den 
Falle eine Beſtrafung wegen Beleidigung ohne weiteres auszu⸗ angegriffen, fo braucht zwar deshalb nicht unter allen Um 1 
ſprechen. Daß tatſächlich eine Notwendigkeit zu einer Beſtrafung eine Strafe ausgeſprochen zu werden — z. B. dann nich ere 
nicht immer beſteht, habe ich in meinem Aufſatz „Das Recht der der Tatrichter dem Täter ſeine mangelnde Bildung, ſeine . all 
freien Meinungsäußerung“: JW. 1926, 2671 darzulegen verſucht. tigte Verärgerung über einen vorher erlittenen Angriff, fei aun 

Gehe ich in dieſem weſentlichen Punkte mit dem Od. jo gemeine Erregbarkeit u. dgl. zugute hält —, wohl aber anden. 
kann ich aber dem übrigen Inhalte der Entſch. nicht allenthalben eine Beſtrafung erfolgen. Findet der Richter in den Umſe 5 
folgen. Dies gilt vor allem von der Annahme, daß der Vorwurf unter denen die Beleidigung fiel, oder in der Perſönli ünd⸗ 
der „Feigheit“ ſich überhaupt als eine formale Beleidigung dar- Beleidigenden keine eine Strafbefreiung rechtfertigenden 
ſtelle. Hat jemand da, wo es geboten war, keinen Mut gezeigt, ſo muß ihm die vom Täter gewählte Form für die Be 
etwa ſeine Soldatenpflicht im Kampfe verletzt oder in einer ſon⸗ genügen. Eine beſondere Verſcharfung iſt neben der Jon r 
ſtigen heiklen Lage, wo er hätte ausharren müſſen, die Flucht er⸗ Wanſtandeten Redewendung nicht erforderlich. Die unnötige ; Tod’ 
Fg ſo rechtfertigt ein derartiges Verhalten den Vorwurf der liegt eben ſchon darin, daß der Gedanke nicht durch ein * 15 N 
ſeigheit. Das Wort „feig“ iſt der durch die Sprache ge⸗ liches Wort wiedergegeben, ſondern von der gewöhnlichen. wie 
botene Ausdruck für mutloſes Verhalten. Es iſt nicht erfindlich, lichen Ausdrucksweiſe abgewichen worden iſt. Ebenſowen ed ah 
warum jemand durch Gebrauch dieſes Wortes ſich ſollte einer objektiv zu der beanſtandeten Form noch etwas hinzukommen rec, 
formalen Entgleiſung ſchuldig machen, während er ja nur ein be- um eine Beſtrafung nach 8 193 StGB. Schlußteil u noch 
ſtimmtes Verhalten mit dem entſprechenden fachlichen Ausdruck fertigen, ebenſowenig kann auch nach der ſubjektiven Sele bel 
belegt. Von einer Formverletzung kann immer nur dann die Rede ein »beſonderes Erfordernis aufgeſtellt werden. Das G er 
fein, wenn das gewählte Wort mehr befagt, als der Gedanke, der der Beleidigung nach der inneren Tatſeite das Bewußtſen pen! 
zum Ausdruck gebracht werden ſollte. Deckt ſich das verwendete Täters von einer Kränkung voraus. Wenn man entgegen! 
Wort lediglich mit dem ſachlichen Gehalt des auszuſprechenden Wortlaute des 8193 StGB. Schlußteil, wie es die heſcht 10 
Gedankens, fo iſt für die Annahme einer formalen Beleidigung Lehre, vor allent das RG., tut, hier von einer Adi! t den, 
kein Raum. beleidigen ſpricht, ſo verträgt ſich dieſe Abſicht immerhin men pe’ 


Im Gegenſatz zu dem LG., das eine rein formale Be- an ſich notwendigen Vorſatz der Beleidigung, da mau er in nd 
leidigung als vorliegend angenommen hatte, erachtet das Rev, wußt vorgenommenen Angriff auf fremde Ehre zugleich it abet 
da der Ausdruck „feige“ durch Angabe näherer Tatſachen belegt Abſicht der Ehrenkränkung ausführen kann. Jedenfalls eu 
worden war, neben der Form auch den Inhalt der Behauptung für weitere Erörterungen nach der ſubjektiven Seite en 266 
als ehrkränkend. Dies iſt gewiß zutreffend. Das DLG. hält aber (vgl. im übrigen hierzu meine Ausführungen: JW. 10207 gell 
die Möglichkeit einer Beſtrafung nur dann als gegeben, wenn Das OLG. regt noch die Frage an, ob nicht die feſth 1655 
neben der an ſich vorhandenen, aber durch 8 193 StGB. geſchützten Außerungen des Angekl. ſtatt nach § 185 StGB., nach 8 Bes ) 


Ehrverletzung eine unnötige Verſchärfung der Außerung feſtzuſtellen zu beurteilen ſeien. Zweifel darüber, daß tatfächlich ein icht 
und auf feiten des Täters das Bewußtſein von dieſer zur Inter⸗ nach § 186 StchB. gegeben iſt, beſtehen m. E nicht. Ort 
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biet z 

55 liegende Annahme kann aber die Form nur dann abgeben, 
dor geben der ohnehin gegebenen, aber durch 8 193 StB. 
dieser trufe geſchützten Ehrverletzung eine unnötige Verſchärfung 
Ver durch den gedanklichen Inhalt der Außerung verkörperten 
daneBung vorliegt, die in der ſprachlichen Einkleidung der Ge⸗ 
ener en ihren Ausdruck findet. Die objektive Heſſſtellung 
der wlolchen Verſchärfung iſt die Vorausſetzung für die Prüfung 
mit deiteren Frage, ob der Täter die Verſchärfung vorſätzlich 
notme M Bewußtſein, daß fie zur Intereſſenwahrnehmung nicht 
dom udig war, herbeigeführt hat. Nur wenn auch dieſe Frage 
Vahr Lakrichter bejaht wird, entfällt die Straffreiheit der zur 
un mung berechtigter Intereſſen getanen Außerung. Jede 
Artung des Sachverhalts in dieſer Richtung läßt das angefochtene 

N vermiſſen. 

ſein, Sei der künftigen Hauptverhandlung wird noch zu prüfen 
besten dd nicht die feſtgeſtellten Außerungen des Angekl. den Tat⸗ 


Ve ng in den Vordergrund tritt und daraus das Werturteil 


leldiadührigen Tatſachen als erbracht anzusehen ift. Eine Be⸗ 
dach nach 8185 StGB. iſt nur dann gegeben, wenn die tat- 
N 


Ö. Dresden, Urt. v. 6. Mai 1930, 2 Oste 34/30.) 
* 


nimmt 188 185, 193 Stch , 
ihn; t ſich heraus“ und „Seine Handlungsweiſe richtet 
eig, allen Kreiſen“ als ftrafbare Beleidigungen. Unter⸗ 
ung von Form und Inhalt. f) 
einer n einer Privatklageſache hatte der angekl. Schulleiter zu 
nomme on der Privatkl. unterſchriebenen Eingabe Stellung ge⸗ 
ſaſſerinm und dabei u. a. die Redewendungen gebraucht: „Die Ver⸗ 
lungswefen der Eingabe nehmen es ſich heraus“ und „ihre Hand⸗ 
Das als richtet ſie in allen Kreiſen verantwortlicher Erzieher“. 
* hat ſich zu dieſen Punkten, wie folgt, ausgelaſſen: 
erſte Aus dem Rahmen des 8 193 StGB. heraus fallen der 
90 u 
auen. d 


U 


Die Redewendungen: „Er 


* z. B wendung hat jagen wollen, auch mit anderen Worten, 
Mupten „unternehmen es, ſcheuen ſich nicht zu behaupten, be⸗ 
— unbedenklich“ u. a. m., ausdrücken können. Durch An⸗ 
auch 


„Och. ſelbſt davon, daß der Angekl. „ein abfälliges 
e in Verbindung mit der Behauptung eines beſtimmten 
gegeben krenhaft gekennzeichneten Verhaltens des Privatkl.“ ab⸗ 
185 habe. An der rechtlichen Beurteilung wird, wenn man 
dert (OB. durch den richtigen 8 186 StGB. erſetzt, nichts ge⸗ 
"hung Wenn auch das Vorliegen des Tatbeſtandes eine Unter⸗ 
kehunge gem. § 192 StB. fordert, fo find doch daneben Er⸗ 

ig, , des 8 193 SGB. in gleicher Weiſe angebracht und zu- 
meine e gegenüber § 185 StB. (vgl. hierüber des näheren 
usführungen a. a. O. S. 2674). 

OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


7 
%, Bu 8. Es kann kaum einem Zweifel unterliegen, daß das 
RN) en Beurteilung der Sachlage fehlging. . 
fetten e e Stra. erblickt in der Wendung „die Verfaſſerinnen 
f angiht ic) herausgenommen“ eine formale Beleidigung, indem 
kunden bi welche anderen Worte dent Angell. zu Gebote ge- 
bia. ei Eng um feine Außerung in weniger ſcharfer Form zu 
% Strg efer Sachlage befremdet das Verlangen des DXLG., daß 
del el. 5 ſich genauer hätte darüber ausſprechen ſollen, wie der 
je, aſſerinna ſeinem Standpunkt aus das Vorgehen der Eingabe⸗ 
hohen a hätte in weniger ſcharfer Form ſachgemäß kenn 
dech ſchär unen. Das Revch. weiſt darauf hin, daß der Augell. 
ar tens fere Ausdrücke hätte gebrauchen können, wie „ſich er⸗ 
erding der „ſich erfrechen“. Es meint, daß in dieſem Falle 
to Vorhandenſein einer Beleidigung hätte aus der 
WI dien, amen werden dürfen. Für die Worte „fi erfrechen. 
endungen Auffaſſung beigepflichtet werden, nicht aber für die 
„lich erdreiſten“. Das Wort „dreiſt“ deutet auf ein 
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wendung des von ihm gewählten Ausdrucks aber verletzte er, 
wie er ſich geſagt hat, die Privatkl. an ihrer Ehre. Aus der Form 
der Außerung iſt hier die Beleidigungsabſicht des Angekl. er⸗ 
kennbar. Ebendasſelbe iſt bezüglich des Schlußabſatzes ſeiner erſten 
Eingabe zu ſagen. Die Faſſung, die der Angekl. hier wählte, 
„Ihre Handlungsweiſe richtet ſie in allen Kreiſen verantwortlicher 
Erzieher“ war, wie der Angekl. ebenfalls wußte, für die Privatkl. 
gleichfalls ehrverletzend. Dieſe moraliſierende Betrachtung war in 
der vom Angekl. beliebten Allgemeingültigkeit zur Wahrnehmung 
ſeiner Intereſſen keinesfalls geboten. Hier ging der Angekl. über 
das nach 8 193 StGB. zuläſſige Maß hinaus. Der Schlußſatz war 
in dieſer Allgemeinheit unnötig und in ſeiner ſcharfen und über⸗ 
heblichen Form zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen des 
Angekl. nicht geeignet und nicht geboten.“ 

Das OLG. hob auf die Rev. des Angekl. hin das Str Urt. 
auf und verwies die Sache an die Vorinſtanz zurück. In der Be⸗ 
gründung heißt es u. a.: 

Nach Annahme der Strͤ. kann es keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß der Angekl. mit der Eingabe, in der er zu der Schrift 
des Frauenvereins Stellung nahm, eigene berechtigte Intereſſen 
und ſolche ſeiner Schule wahren wollte und auch wahrgenommen 
hat. Trotz des Vorliegens der Vorausſetzungen des § 193 StGB. 
hat aber die Str. das Vorhandenſein einer Beleidigung aus der 
Form der beiden im Urteil gekennzeichneten Redewendungen 
folgern zu müſſen geglaubt, indem ſie die Meinung vertritt, daß der 
Angekl. die an ſich ihrem gedanklichen Inhalte nach erlaubten 
Außerungen durch die Wahl einzelner Worte ohne ſachlichen 
Anlaß dermaßen verſchärft habe, daß ihre beleidigende Bedeutung 
hervortrete. Die hierfür gegebene Begründung hält indes der recht⸗ 
lichen Nachprüfung nicht Stand. 

Die Eingabe des Frauenvereins enthielt ſchwere Vorwürfe 
gegen den Angekl., die ohne ausreichende Prüfung und 
Würdigung der Maßnahmen erhoben waren, die der Angekl. 
getroffen hatte, und die nicht nur die Billigung der Elternverſamm⸗ 
lung, ſondern auch des Schulamts gefunden hatten. Nicht minder 
iſt feſtgeſtellt, daß die am Verhalten des Angekl. geübte 
Kritik in keiner Weiſe gerechtfertigt geweſen iſt, daß der 
Verein zu dieſer Kritik angeſichts der Form, in der ſie geübt 
wurde, Keinesfalls berufen geweſen iſt und daß der Angekl. 
die Angriffe als ihn ſchwer kompromittierende Bloßſtellungen emp⸗ 
funden hat. 

1. Was zunächſt die vom Angekl. gebrauchte Redewendung 
anlangt: „Die Verfaſſerinnen der Eingabe nehmen es ſich heraus“, 
jo ſoll fie, wie der Angekl. auch gewußt habe, einen ehrver⸗ 
letzenden Beigeſchmack haben, weil ſie nach dem Sprachgebrauche 
den Vorwurf vordringlicher Dreiſtigkeit und ungebührlicher An⸗ 
maßung in ſich ſchließe. Nach Meinung der Str. hätte der Angehl. 
das, was er mit dieſer Redewendung habe ſagen wollen, auch 
mit anderen Worten (wie z. B. unternehmen es, ſcheuen ſich nicht 
zu behaupten, behaupten unbedenklich) ausdrücken können. Da⸗ 
durch, daß er den beanſtandeten Ausdruck wählte, ſoll er, wie er 
ſich gejagt habe, die Ehre der Privatkl. verletzt haben. Dem⸗ 
zufolge ſei aus der Form dieſer Außerung die Veleidigungs⸗ 
abſicht des Angekl. erkennbar. 

Dieſe Erwägungen ſind nicht geeignet, die Entſch. zu tragen. 
Die Str. iſt in den Fehler verfallen, nicht ſcharf genug zwiſchen 


keckes, vorlautes, vielleicht auch anmaßendes und aufdringliches 
Weſen hin. Die Bezeichnung dieſes Verhaltens mit einem kurzen, 
durch den Sprachgebrauch an die Hand gegebenen Worte wird als 
Belegung einer Tatſache mit einem Sach ausdruck gelten dürfen, 
nicht aber als eine beſchimpfende Formgebung anzuſprechen ſein. 
Da nun der Tatrichter die beſprochene Außerung dahin ausgedeutet 
hat, daß die Worte „ſich herausnehmen“ den Vorwurf „vor⸗ 
dringlicher Dreiſtigkeit und ungebührlicher Anmaßung“ enthielten, 
jo entſteht die Frage, ob eine formale Beleidigung um deswillen 
als vorliegend zu erachten ſei, weil eben das LG. die erwähnte 
Auslegung gegeben hat, an die das NevG. natürlich gebunden iſt. 
Selbſt wenn man die Anſicht des OLG. teilen und den Ausdruck 
„ſich erdreiſten“ und dementſprechend auch den Vorwurf „vordring⸗ 
licher Dreiſtigkeit“ als eine formale Beleidigung gelten laſſen wollte, 
würde man dennoch dem Angekl. keine formale Entgleiſung zur 
Laſt legen können. Denn der Ausdruck „ſich herausnehmen“ würde 
dann immer nur dasſelbe bedeuten wie „ſich erdreiſten“, alſo 
ſeinem ſachlichen Gehalte nach dieſem Ausdruck gleichzuſtellen 
ſein. Die Frage, ob eine Formverletzung vorliegt, kann aber 
natürlich ſtets nur nach der dem tatſächlich gebrauchten 
Ausdrucke eigenen Form beurteilt werden. Daß den Worten 
znehmen“, „herausnehmen“ oder „ſich herausnehmen“ kein be⸗ 
ſchimpfender Charakter anhaftet, dürfte unzweifelhaft ſein. Das 
OLG. hat demnach zutreffend im Eingang ſeiner rechtlichen Be⸗ 
urteilung geſagt, daß der Tatrichter den Inhalt der beleidigten 
Außerung mit der Form, in die ſie gekleidet iſt, verwechſelt 
habe. Iſt dem aber ſo, ſo mußte mit dieſer Feſtſtellung, da an ſich 
die Vorausſetzungen des § 193 GtOB. bejaht worden waren, das 
Schickſal des Angel. zu dieſem Punkte beſiegelt ſein. Hielt das 
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dem Inhalte der beleidigenden Außerung und der Form, in die der lichen Form zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen des Angel! 


Gedankeninhalt gekleidet iſt, zu unterſcheiden, und fie iſt in⸗ weder geeignet noch geboten geweſen fei. daß 
folgedeſſen rechtsirrigerweiſe dazu gelangt, die Annahme einer be⸗ Zur Rechtfertigung der weſentlich tatſächlichen Annahme ven 
leidigenden Abſicht des Angekl. in Wirklichkeit auf den ſachlichen die Beleidigungsabſicht des Angekl. aus der von ihm gewah 


Inhalt der Äußerung felbft zu ſtützen. Die zur Strafbarkeit führende Faſſung zu folgern ſei, wird im Urt. nur auf die ſcharſe 15 
Abficht der Beleidigung kann erſt dann aus der Form hervor⸗ überhebliche Form, die der moraliſierenden Betrachtung er 
gehen, wenn die gewählte Ausdrucksform zur Äußerung des Ge⸗ haften ſoll, Bezug genommen. Eine derartige allgemeine nt 
dankeninhalts an ſich nicht erforderlich iſt, wenn alſo ge- weiſung kann indes dazu nicht genügen. Was die Strͤk. bell 
rade durch die fachlich unnötige ſcharfe Form das Recht, auch unter Schärfe und Überheblichkeit der Ausdrucksweiſe verſteht, 
Verletzung fremder Ehre eigene berechtigte Intereſſen zu wahren, zum mindeſten unklar. Welche Außerlichkeit es iſt, in om 
gefliſſentlich überſchritten wird (ngl. RGSt. 40, 317). die beleidigende Bedeutung des fraglichen Satzes als ht 
Im vorl. Falle wäre deshalb vor allem erforderlich geweſen, Angekl. beabſichtigt erkennbar zutage treten joll, wan mch 
nachzuprüfen, wie der Angekl. von ſeinem Standpunkte aus und näher dargelegt. Infolge dieſes Mangels kann vom 22 er 
unbeſchadet der von ihm bezweckten berechtigten Intereſſenwahr⸗ Nachgeprüft werden, ob etwa der Tatrichter in der rechtiihe con 
nehmung das leichtfertige Vorgehen der Eingabeverfaſſerinnen in urteilung geirrt hat. Da es ſich bei dem beanſtandeten wee 
anderer, weniger ſcharfer Form dem Schulamte gegenüber ſach⸗ ſichtlich um eine abfällige Kritik der Handlungsweiſe 2 and 
gemäß hätte kennzeichnen können. Dies hat die Str. nicht ge⸗ troffenen Perſonen handelt, jo iſt der Verdacht nicht von DEE der 
nügend getan. Zwar verweiſt fie auf andere Ausdrücke, verkennt zu weiſen, es könne die Strat. fälſchlicherweiſe die S in 
aber dabei, daß mit dieſen keineswegs auch der Gebankeninhalt, Kritik als ſcharf und überheblich bewertet haben, „ einer 
auf deſſen Hervorhebung es dem Angekl. beſonders bei der Wah⸗ Wirklichkeit ausſchließlich ihr gedanklicher Inhalt ellen, 1 
rung feiner Intereſſen ankommen mußte, zum Ausdruck gebracht gewiſſen Schärfe zeugt. Wäre aber nur das letztere feſtzuſtel des 
worden wäre, nämlich die Betonung der Tatſache, daß die un⸗ läge kein Grund vor, die Anwendbarkeit der Schußvorſchri 
gerechtfertigte und haltloſe Kritik feines Verhaltens von Perſonen 5 193 StGB. von vornherein auszuſchließen. 
ausgegangen war, die zur Übung einer ſolchen Kritik feiner liber- (OLG. Dresden, Urt. v. 2. April 1930, 1 OSt 21/30.) 
zeugung nach nicht berufen waren. Daß der ehrverletzende 
Beigeſchmack, den die gewählte Redewendung nach dem Sprach⸗ 81688. 
gebrauche haben kann, noch nicht zu dem weikgreifenden Schluſſe 9. § 193 StGB. Zu der Anwendbarkeit des 8193 & den 
berechtigt, daß aus der Form dieſer Wendung immer und ohne muß das Gericht im Urteil nicht unter allen Umſian 
Aiden nr a 52 0 ende 5 beſonders Stellung nehmen. 
näheren Ausführung. Unter den obwaltenden Umſtänden hätte es 8 Boat h St 194/30. 
nahegelegen, zu prüfen, ob nicht gerade der Ausdruck „nehmen es CFT ) 


* # 


5 9 4 den · 
ſich heraus“, zumal er weder als beſchimpfend noch ſonſt allge⸗ Mitgeteilt von OSEA. Dr. Alfred Weber, Dresde 
mein als unangemeſſen gelten kann, ein durchaus treffender und * 
völlig ſachgemäßer war und nach Lage der Sache nichts weiter als g alu ße“ 
eine ſtreng fachliche Kritik des ungewöhnlichen Vorgehens des 10. 8193 StGB. Hat jemand die beanſtandete "rem 


Stadtbundes ausdrückte. Dabei wäre zu erwägen geweſen, ob nicht rung nur in Erfüllung einer für vorliegend era des 
gerade die Wahl des beanftandeten Ausdrucks dafür ſpricht, daß ſittlichen Pflicht getan, jo kann ihm der Strafſchus 
der Angekl. in dem Beſtreben, ſachlich unnötig ſcharfe Ausdrücke § 193 StGB. nicht zuteil werden. f) ieſeh 
zu vermeiden, abſichtlich nicht Ausdrücke wie: „ſich erdreiſten“ oder Das LG. hat die im Urteile gekennzeichnete Stelle des Be, auſ⸗ 
„ſich erfrechen“ angewendet hat, bei deren Gebrauch allerdings das weil ſie den offen ausgeſprochenen Vorwurf mangelhafter. Er⸗ 
Vorhandenſein einer Beleidigung unbedenklich aus der Form hätte männiſcher Ausbildung und der Unfähigkeit, als Kaufmann un pie 
entnommen werden dürfen. folg tätig zu fein, in ſich schließe, als Außerungen angeſ ) wall 
2. Aber auch die Erwägungen, aus denen dem BeſchwF. hin⸗ für den Angekl. objektiv beleidigend waren und von den P orden 
ſichtlich des Satzes: „Ihre Handlungsweise richtet fie in allen im Bewußtſein ihres ehrenkrankenden Charakters gemoch ala 
Kreiſen verantwortlicher Erzieher“ der Schutz des § 193 SGB. find. Dieſe Feſtſtellung iſt weſentlich das Ergebnis tal} 
verfagt worden ift, erwecken den Verdacht, daß die Entjc. von Würdigung und daher für das Revch. bindend. 95 Ste 
Rechtsirrtum beeinflußt iſt. Hier wird eine ſtrafbare, ohne ge⸗ Die weitere Frage, ob den Privatkl. der Schutz des 91 100 wel 
rechtfertigten Grund erfolgte Überfchreitung der zum Gedanken⸗ zur Seite ſtehe, hat die Str. verneinen zu muſſen geglau . pe 
ausdruck und ſonach zur Intereſſenwahrnehmung notwendigen die Privatkl. gar nicht den Willen gehabt, mit ihrer Mitteilunb, ez 
Grenzen um deswillen für nachgewieſen erachtet, weil der be⸗ Angekkl. gegenüber berechtigte Intereſſen wahrzunehmen, ſond grund 
anſtandete Satz feiner Faſſung nach eine als allgemeingültig hin⸗ nur für ihre ſittliche Pflicht gehalten hätten, dem Angehl. den 


geſtellte moraliſierende Betrachtung enthalte, die als ſolche in für die Ablehnung ſeiner Bewerbung mitzuteilen. b Reweis 

dieſer Allgemeinheit unnötig und in ihrer ſcharfen und überheb⸗ Zwar war die Str. nach dem Grundſatze der freien 

Bin em — ihre 

OLG. nur eine inhaltliche Beleidigung für gegeben, ſo hätte es, Zu 10. Ich halte die Entſch. und im wejentlichen auc 

da der Sachverhalt einer weiteren Erörterung nicht bedurfte, jo Begründung für zutreffend. Das LG. hat den Zweck der aa br 

fort die Freiſprechung des Angekl. ausſprechen können. berechtigter Intereſſen auf ſeiten — der im Wege der Widerk. id 15 
b) Was die Redewendung anlangt: „Ihre Handlungsweiſe langten — Privatkl. deshalb verneint, weil ſie zu ihrer Verte i 


richtet ſie ...“, jo enthält fie gewiß einen an die Ehre rührenden geltend gemacht hatten, fie hätten es für ihre „ſittliche en. 
Vorwurf. Dieſe Worte beſagten, daß das Verhalten der Eingabe⸗ gehalten, dem Angekl. die beanſtandete Mitteilung zu machen , Gr 
verfaſſerinnen von allen Perſonen, welche hier maßgebend ſeien, G. hat ſich demnach auf den Standpunkt geſtellt, als ob mit b 
verurteilt, d. h. als unangebracht, wenn nicht vielleicht gar ver⸗ füllung einer ſittlichen Pflicht unverträglich ſei i 
werflich hingeſtellt würde. Freilich hat das LG. in dieſer Weife den Wahrung eines Rechts oder der Verfolgung ber e n El 
beleidigenden Charakter der Redewendung nicht begründet. Es er⸗ Intereſſen Die Annahme, daß das Recht im Gegenſatz An Re 
klärt vielmehr, daß hier eine „moraliſierende Betrachtung“ vor- ſtehe, iſt tatſächlich unbegründet. In Wahrheit beſtehen zwi in Stun, 
liege, die in dieſer Allgemeingültigkeit unnötig und in ihrer und Sitte engſte Zuſammenhünge. Dies gilt vor allem vo 192 u, 
ſcharfen, überheblichen Form zur Wahrnehmung berechtigter Inter⸗ recht, das ſeine Rechtsverbote meiſt erſt dann aufſtellt, nachden e DI 
eſſen des Angel. nicht geboten geweſen ſei. Eine moraliſierende die Sitte ein beſtimmtes Verhalten als verwerflich und agte 0 6 
Betrachtung ſtellt an ſich niemals eine Beleidigung dar, auch dann menſchliche Gemeinſchaft untragbar gekennzeichnet hat. Ir nach, „ 
nicht, wenn ſie als „allgemeingültig“ hingeſtellt und in einer LG. die Privatkl., um ihre Willensrichtung feſtzuſtellen, nähmen 
ſcharfen und überheblichen Form abgefaßt ift. Deshalb hätte m. E. fie ein Recht zu ihrer Handlungsweiſe für ſich in 1 ea M 
das OLG. auch in dieſem Punkte eine das Gtrafverfahren end- fo hatte es ſich mit der Angabe der Privatkl. nicht zufen Pie 
gültig erledigende Entſch. fällen können. Wenn es ſtatt deſſen dürfen, fie hätten einer ſittlichen Pflicht genügen wo, vage 5 
noch weitere Ausführungen des Tatrichters fordert, ſo iſt dieſes Angabe enthielt keine Antwort auf die aufgeworfene & Br ob ji 
Verlangen nicht begründet. Ganz offenſichtlich hatte das LG., wie Richter hatte deshalb weiter forſchen und feititellen müſſen Re 
im Falle 1, fo auch hier die Form mit dem Inhalt der Auße⸗ Privatkl. neben einer ſittlichen Pflicht zugleich auch e 
rung verwechſelt. Die Behauptung: „Ihre Handlungsweiſe richtet zu ihrer Handlungsweiſe behaupten wollten. dem 
Sie in allen Kreiſen ...“ enthält unzweifelhaft bloße Sach⸗ Wenn einem ſtellungſuchenden Handlungsgehilſen von on be 
ausdrücke, die auch in ihrer Zuſammenfaſſung nicht den Charakter Stelle ausſchreibenden Kaufmann mitgeteilt wird, daß artige Wi 
einer formalen Entgleifung annehmen. Deshalb hätte das LGG. Einſtellung abſehe, jo halte ich mit dem OLG. eine deren dt, 9 
auch bei einer Neuverhandlung — zu der es tatſächlich nicht ge⸗ teilung unter allen Umſtänden als durch 8193 StcHB. gebe 5 Gr 
kommen iſt — niemals eine „Außerlichkeit“ nachweiſen können, die auch dann, wenn in der ablehnenden Mitteilung gleichzeitig aan 00 
der beanftandeten Redewendung anhaftete und fie zu einer ftraf- angegeben wird, daß dem Stelleſuchenden offenbar die gas Re 
baren Beleidigung ſtempelte. Fähigkeiten fehlen. Ich halte es aber für bedenklich, wenn. Pal 
j DEN. Dr. Alfred Weber, Dresden. ausdrücklich erklärt, „im vorl. Falle habe es ſich für die 


F 
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würdige g , 5 
rbigun, 
Leivalg g nicht behindert, auch Angaben, die der Vertreter der 


guell „. in der Berufungsverhandlung gemacht hat, als Erkenntnis» 
jede 5 für die Willensrichtung der Privatkl. zu benutzen. Wenn ſie 
de ch in jenen Angaben das Zugeſtändnis erblickt hat, daß es 
dere watkl. nicht darum zu tun geweſen, dem Angekl. gegenüber 
Rip ligte Intereſſen wahrzunehmen, fo iſt dieſe Schlußfolgerung nicht 
orbelig. Es wäre vielmehr angeſichts des ſonſtigen Verteidigungs⸗ 
für zngens trotzdem zu prüfen geweſen, ob nicht die Vorausſetzungen 
begeben Anwendung der Schutzvorſchrift des 8 193 StGB. an ſich 
derfole. waren, ob nicht der von den Privatkl. mit ihrem Schreiben 
Chu gte Endzweck unter den obwaltenden Umſtänden an ſich als 
würdig zu beurteilen iſt. 
hätten nn das BG. ausführt, in der Erklärung der Privatkl., fie 
für zes für ihre ſittliche Pflicht gehalten, dem Angekl. den Grund 
daß me Nichteinſtellung mitzuteilen, liege das Zugeſtändnis, 


e mit der Mitteilung jener Begründung „nicht berechtigte 
jener eſſen hätten wahrnehmen wollen“, ſondern daß es ihnen mit 


auffaf itteilung darum zu tun geweſen ſei, ihrer „ſubjektiven Pflicht⸗ 
zu Hung“ zu genügen, mit der „der Angekl. nicht das geringite 
einem gehabt“ habe, ſo beruht dieſe Rechtsauffaſſung des BG. auf 
ledi beundſätlichen Rechtsirrtum. Die Rſpr. zu § 193 StGB. hat 
all 8 ich bezüglich der Wahrnehmung fremder Intereſſen und 
licher meiner (3. B. die Geſamtheit der Staatsbürger bez. öffent⸗ 
dief inrichtungen angehender) Intereſſen ausgeſprochen, daß in 
hir da Fällen nur allgemeine ſittliche Rechtfertigungsgründe 
N a igen zur Annahme berechtigter Intereſſen. Im übrigen aber 
erfülle nicht zu verkennen, daß die Abſicht, eine ſittliche Pflicht zu 
rech gerade in ſehr vielen Fällen der Wahrnehmung eigener 
Fälle tigter Intereſſen vorliegen wird, nämlich in allen den 
oli 0 wo ſittliche Pflicht ſich mit Rechtspflicht, Amtspflicht, Berufs⸗ 
eilig; Leenpflicht und vielen anderen Pflichten deckt oder wenigſtens 
aine sel, deckt. Gewiß ſind die Anforderungen von Sittlichkeit 
un und Recht andererſeits nicht immer identiſch; indeſſen darf 
Re 4 borkehrung eines angeblichen Gegenſatzes zwiſchen Moral und 
rechti, och nicht dazu führen, die Annahme der Wahrnehmung be⸗ 
einer hin Intereſſen um deswillen auszuſchließen, weil der Handelnde 
ſic für lichen Pflicht entſprechen wollte. Im vorl. Falle handelte es 
berech f die Privatkl. gerade um die Wahrnehmung eines eigenen 
nahme aten Intereſſes, nämlich darum, bei einer notwendigen Stellung⸗ 
Teil Rea einer wichtigen Angelegenheit ſich ſelbſt und dem anderen 
echenſchaft über die Gründe der Stellungnahme zu geben. 
2 U dieſer Sachlage hätten die Privatkl., wenn fie die Be⸗ 
dings 0 des Angekl. ohne nähere Begründung ablehnten, ſich aller⸗ 
Nehanlater Umſtänden dem Vorwurfe leichtfertiger und oberflächlicher 
don jung von Stellengeſuchen ausgeſetzt. Hielten fie es deshalb 
h rem fubjektiven Standpunkte aus, der bekannt» 
Stone. Anwendung des 8 193 SIEB. von ausſchlaggebender 
baten Reit iſt (vgl. LpzKomm., Note 7 und 14 zu § 193), für ge- 
berleßt fin Angekl. ſelbſt auf die Gefahr hin, daß dieſer ſich dadurch 
ühlen könne, die Gründe, aus denen ſie die Bewerbung ab⸗ 
u müſſen glaubten, unverblümt mitzuteilen, ſo kann das von 


rad 5 
änlich die Wahrnehmung eines ei enen berechtigten Intereſſes, 
dem an darum gehandelt, bei ihrer Stellungnahme ſich ſelbſt und 
Cine deen Teile Rechenſchaft über die Gründe hierbei zu geben“. 
ters artige Feſtſtellung zu treffen, iſt lediglich Sache des Tat⸗ 
dalrich !bt ein Nev®. eine derartige Darlegung, fo kann der 
der er. an den die Sache zurückgewieſen wird, allzu leicht zu 
dem neu gen — Anſicht kommen, als müſſe er dieſe Auffaſſung 
. Nicht Urteil unter allen Umſtänden zugrunde legen. 
dichter pri iſt zweifellos der Hinweis des OL G., daß der Vorder⸗ 
itte rüſen müffe, ob die Privatkl, ſich durch eine nicht ſofortige 
dellun 30 der Ablehnungsgründe dem Vorwurfe ausſetzten, die 
eine Roh liche oberflächlich zu behandeln. Auch der Umſtand konnte 
dußten, e ſpielen, daß die Angekl. mit einer neuen Anfrage rechnen 
alſo Sch wenn fie den Ablehnungsgrund nicht ſofort mitteilten, ſich 

reibarbeit erſparten, wenn ſie ihn von vornherein angaben. 
bum mi eine Hilfserwägung weiſt das OLG. noch darauf hin, daß 
Nagend udeſten ein ähnlicher Fall i. S. des § 193 StGB. für vor⸗ 
KB, 8 erachten iſt“. Auch hier iſt die Form bedenklich. Das 
dach. unte den Vorderrichter nur veranlaſſen, bei ſeiner neuen 
10 feu dieſen Geſichtspunkt zu prüfen. Ob er wirklich einſchlug, 
a uſtellen, wäre Sache des Tatrichters. Daß das OLG. nicht 
De powie der hervorgehobene poſitive Satz an ſich verſtanden 
Arge ber unte — der Anſicht war, der feſtgeſtellte Sachverhalt recht⸗ 
57 n die Strafloſigkeit des Angekl. aus dem Geſichtspunkt 
misch. — Falles“, beweiſt der Umſtand, daß es die angefochtene 
ih. die & den ihr zugrunde liegenden Feſtſtellungen aufgehoben 
Ei Dig ache an das CG. zurückverwieſen hat, anſtatt eine Frei⸗ 
ders 22 0 5 verfügen. Tatſächlich brauchte aber auf die Annahme 
all, Sachne den Falles“ überhaupt nicht zugekommen zu werden, da 
zu Uma delt nach Ergänzung der lückenhaften Feſtſtellungen unter 
fh beurteilenden ſchon durch die Beantwortung der Frage endgültig 

„ dere, war, ob den Privatkl. berechtigte Intereſſen zur Seite 

ren Wahrnehmung in ihrer Abſicht lag. 
DEN. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Rechtſprechung 


3439 


ihnen verfolgte Intereſſe nicht als ein dem Rechte oder den guten 
Sitten zuwiderlaufendes bezeichnet werden, iſt vielmehr als ſchutz⸗ 
würdiges Intereſſe anzuſehen. Zum mindeſten iſt ein ähnlicher 
Fall i. S. des 8 193 SGB. für vorliegend zu erachten. Ob die 
beanſtandeten Außerungen lediglich durch ihren Inhalt beleidigend 
wirken oder ob ſich die Abſicht, den Angekl. zu beleidigen, etwa 
zugleich aus der Form oder den begleitenden Umſtänden entnehmen 
läßt und aus dieſem Grunde für die Anwendung der Schutzvorſchrift 
des 8193 StGB. kein Raum iſt, wird der Tatrichter noch zu ent⸗ 
ſcheiden haben. 
(OLG. Dresden, Urt. v. 14. Mai 1930, 1 OSt 72/30.) 
* 


11. 8 193 StGB. Iſt die Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen zu bejahen, wenn die Mitteilung einer dem 
Geſchäft oder der Perſon des Außernden naheſte henden 
Perſon gemacht wird? Zum Begriff der ähnlichen Fälle. 5) 

1 


Das LG. hatte der Privatklage des K. nicht entſprochen, 
ſoweit dieſer Beſtrafung des Angekl. wegen Beleidigung forderte, 
weil er in Beziehung auf K. einen Brief des Inhalts geſchrieben 
hatte: „Heute früh ſtand Termin an. Ich hatte vorausgeſetzt, daß 
Herr K. bei ſeiner Einvernahme der Wahrheit die Ehre geben 
würde. Genannter Herr hat zu meiner überraſchung ausgeſagt, es 
ſei über die Rückübernahme der Aktien nichts vereinbart worden.“ 
Dieſes Schreiben hatte der angekl. Geſchäftsführer der Firma H. 
an einen gewiſſen D. geſchickt, um ihn über den weiteren Ver⸗ 
lauf des Prozeſſes ſeiner Firma gegen die H.⸗Bank zu unter⸗ 
richten, die der Angekl. ſelbſt mitgegründet hatte. D. war Vor⸗ 
ſitzender einer anderen Bank, deren Tochtergeſellſchaft die H.⸗ 
Bank war. Er hatte ſich um den Prozeß inſofern beſonders be- 
müht, als er verſucht hatte, einen Vergleich zuſtande zu bringen. 
Das OLG. beſtätigte die Freiſprechung des Angekl. 

Die Rev. verttitt die Auffaſſung, daß der Angekl. mit feiner 
Mitteilung die Grenzen der zuläſſigen Verteidigung überſchritten 
und ſich mit dem, was Recht und gute Sitte erheiſchen, derart in 
Widerſpruch geſetzt habe, daß von einer berechtigten Intereſſen⸗ 
wahrung nicht die Rede fein könne. Nach den beſonderen Um⸗ 
ſtänden des vorl. Falles bietet jedoch die Annahme der Str. 
keinen Anlaß zu durchgreifenden Rechtsbedenken. 


Es it davon auszugehen, daß der Angekl., der die bekl. 
Firma H. als deren Geſchäftsführer vertrat und ſeinerzeit die 
Bank ſelbſt gegründet hatte, genau wußte, daß die Bank nur ein 
von der Girozentrale abgezweigtes Unternehmen darſtellt, ſowie 
Kenntnis davon hatte, daß D. als Präſident der Girozentrale ſich 
um gütliche Beilegung des Rechtsſtreites durch Unterbreitung eines 
Vergleichsvorſchlages bemüht, alſo ein gewiſſes Entgegenkommen 
bewieſen hatte. Unter ſolchen Verhältniſſen tritt allerdings in der 
Feſtſtellung des Urteils, daß der Angekl., wenn er dem Leiter 
der Girozentrale den für erforderlich erachteten Bericht von ſeinem 


Zu 11. Wenn das Geſetz den Strafſchutz des 8193 SIEB. 
u. a. davon abhängig macht, daß der Außernde „zur Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen“ handelt, ſo iſt dem Wortlaute 
nach dabei zunächſt nur an die Intereſſen des Außernden ſelbſt 
zu denken. Indeſſen würde die Beſchränkung auf die eigenen 
Intereſſen des Außernden dem Zwecke des Geſetzes nicht gerecht. 
Es gibt Verhältniſſe, unter denen jemand an dem Schickſal eines 
anderen ſolchen Anteil nimmt, als ob es ſich um ſein eigenes 
handele. Die eheliche Gemeinſchaft bringt beide Teile in ſo enge 
Beziehungen, daß im Regelfalle ein Ereignis den einen Ehegatten 
genau in derſelben Weiſe berührt, wie den anderen. Demgemäß 
hat auch die Rſpr., insbef. das RG. (vgl. Goltd Arch. 60, 140), an⸗ 
genommen, daß vertrauliche Mitteilungen unter Eheleuten unter 
den Schutz des § 193 StGB. fallen können. Verwandtſchaftliche 
Beziehungen werden oft gleichen Charakter und demgemäß auch 
gleiche Rechtsfolgen zeigen. Eltern nehmen lebhafteſten Anteil an 
den Erlebniſſen ihrer Kinder und umgekehrt. Aber auch ent⸗ 
ferntere Verwandte und ſogar Perſonen, die nicht durch Bande 
der Verwandtſchaft miteinander verknüpft ſind, können in einem 
ſolchen Verhältnis zueinander leben, daß die Gewährung des 
Strafſchutzes berechtigt erſcheint. Nach RGSt. 23, 423 ſteht das 
Recht zur Kritik zwar nicht jedem zu, der an einem Vorkommnis 
im allgemeinen ein Intereſſe hat; jedoch ſoll die Kritik, und 
unter Umſtänden auch das Recht, die Ehre anderer zu verletzen, 
dann ſtatthaft ſein, wenn es ſich um eine Sache handelt, die den 
Täter wegen eines beſonderen Verhältniſſes zu ihr 
nahe angeht. Die Rſpr. der Obergerichte hat ſich dieſen Grundſatz 
des RG. zu eigen gemacht. So meint das OLG. Roſtock (Höchſt⸗ 
RRſpr. 2, 48), daß ſolche den Strafſchutz des 8 193 StGB. aus⸗ 
wirkende Beziehungen auch auf Freundſchaft oder auf einer Ge⸗ 
ſchäftsverbindung beruhen können. Das OLG. Celle (Höchſtaeſpr. 
2, 287) hat das Privileg des $ 193 SGB. einem Arbeiter ge⸗ 
währt, der die Tochter ſeines Arbeitgebers von der Verlobung mit 
einem Dritten durch eine beleidigende Außerung abbringen wollte, 
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Standpunkte aus wahrheitsgemäß erſtattete, zur Wahrnehmung 
eines berechtigten Intereſſes gehandelt hat, weder ein Rechts⸗ 
irrtum noch ein Verſtoß wider das Denk. zutage. Es war dem 
Angel. billigerweiſe nicht zuzumuten, daß er mit Rücksicht auf 
die Ehre des Privatkl. von der ihm zwecks Wahrung ſeines 
Rechtes geboten erſcheinenden ſachlichen Stellungnahme 
zur zeugenſchaftlichen Ausſage des Privatkl. abſah und darauf 
verzichtete, fein eigenes Prozeßvorbringen, obwohl. es der Privatkl. 
als falſch bezeichnet hatte, trotzdem als wahr aufrechtzuerhalten. 
Vielmehr iſt anzuerkennen, daß ſich die ehrverletzende Behauptung 
zwar äußerlich als Nichtachtung fremder Ehre darſtellt, daß 
ſie ihrem inneren Weſen nach aber nicht gegen die Perſon 
des Privatkl., ſondern auf die Ausübung oder Verkeidigung eines 
Rechtes gerichtet war. Zum mindeſten aber würde nach Anſicht des 
Senats von einem „ähnlichen Falle“ i. S. des § 193 StGB. ge⸗ 
ſprochen werden können, vor allem ſchon im Hinblick auf den ver⸗ 
traulichen Charakter des Briefes. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 30. April 1930, 1 OSt 58/30.) 


II. 


Die Frau des Privatkl. R., die von ihrem Mann getrennt 
lebte und gegen ihn prozeſſierte, hatte den Angekl. — einen alten 
Bekannten — aufgeſucht, um mit ihm Rückſprache über den 
ſchwebenden Prozeß zu nehmen. Dabei war die Sprache auf ein 
von einem gewiſſen R. verbreitetes Gerücht gekommen, wonach 
der Mann der R. — ein Ruſſe — im Kriege Spionage zugunſten 
Rußlands getrieben haben ſollte. Der Angekl. erklärte ſich bereit, 
was ihm von dieſem Gerücht noch in Erinnerung war, der R. 


und dabei ausgeführt: „Es iſt nicht einzuſehen, warum ein mit 
den Familienverhältniſſen ſeines Auftraggebers durch jahrelange 
Anſtellung vertrauter Arbeiter nicht ... berechtigt fein ſollte, im 
Einverſtändnis des Arbeitgebers die Schlichtung von Familien⸗ 
angelegenheiten zu übernehmen ...“ Daß auch durch Vertrag oder 
Auftragserteilung jemand in die Lage kommen kann, fremde 
Intereſſen in der bezeichneten Weiſe wahrzunehmen, hat das RG. : 
RSt. 24, 307; 39, 399 und ferner in 37, 104; 38, 131 aus⸗ 
geſprochen, wo es ſich um Auskunfterteilung von Auskunfteien 
an ihre Mitglieder handelte. 

Zu I: Von dieſem Stande der Rſpr. aus werden gegen die 
Beurteilung des erſten Falles keine Bedenken zu erheben ſein. 
Der Angekl. hat die beanſtandete Außerung in einem Rechtsſtreit 
ſeiner Firma getan, deren Geſchäftsführer er war. Er mußte ein 
begreifliches Intereſſe daran haben, daß der Prozeß für ſein Ge⸗ 
ſchäft günſtig auslief, und brauchte deshalb, wenn er der Über⸗ 
zeugung war, in dieſem Prozeß habe der Privatkl. K. einen Falſch⸗ 
eid geleiſtet, dieſe Tatſache nicht ruhig hinzunehmen. Teilte er 
ſeinen Verdacht dem D. mit, ſo tat er es keiner fremden, un⸗ 
beteiligten Perſon gegenüber. Denn D. war als Leiter des Bank⸗ 
konzerns, zu dem die H. Bank gehörte, an deren Schickſal inter⸗ 
eſſiert. Er war ferner auch in den Augen des Angekl. ein Mann, 
der ſeine Teilnahme an dem ſchwebenden Prozeſſe ſchon dadurch 
bewieſen hatte, daß er auf einen Vergleich hinarbeitete. Wandte ſich 
der Angekl. an D., ſo konnte er dies mit dem Gedanken tun, daß 
D. feinen Einfluß als der H.⸗Bank naheſtehende Perſon geltend 
machen und unter Umſtänden nochmals zugunſten der vom Angekl. 
vertretenen Firma eine Beilegung des Rechtsſtreites anſtreben 
würde. Bei dieſem Sachverhalt liegt keine Überſpannung des Be⸗ 
griffes der „naheſtehenden Intereſſen“ vor, wenn dem Ungehl. 
der Schutz des § 193 StchB. zugeſprochen worden iſt. Der Angekl. 
hat mit ſeinem Schreiben Intereſſen wahrgenommen, die zwar nicht 
ſeine perſönlichen, aber doch die des von ihm vertretenen Ge⸗ 
ſchäfts waren und die außerdem auch noch diejenige Perſon mit 
betrafen, an welche der Brief gerichtet war. Die Hilfserwägung 
des OG., daß zum mindeſten von einem „ähnlichen Falle“ i. ©. 
des 8 193 Stöß B. geſprochen werden dürfe, braucht m. E. zur 
Stütze des RevlUrt. nicht herangezogen zu werden. 

Zu. II: Im Gegenſatze zu I wird man im Falle II Bedenken 
gegen die Annahme der Inſtanzgerichte ſowie des OVG., daß auch 
hier 8 193 StB. einſchlage, nicht unterdrücken können. Es han⸗ 
delt ſich hier um zwei verſchiedene Gelegenheiten, bei denen die 
beanſtandete Außerung 1 5 worden iſt. Bei beiden ſoll es ſich 
um einen „ähnlichen Fall“ i. S. des 8 193 StGB. handeln. 

1. Was den erſten Fall anlangt, ſo iſt die Außerung über die 
angebliche Spionagetätigkeit des Privatkl. R. vom Angehl. der 
Frau des R. gegenüber getan worden, als fie den Angekl., ihren 
alten Bekannten, um Nat fragte, wie fie den Prozeß weiterführen 
könne. Die Tatſache allein, daß die R. der Familie des Angekl. 
ſeit langen Jahren naheſtand, kann kaum einen Grund bilden, in 
dem gegenfeitigen Meinungsaustauſch die Erörterung perſönlicher 
oder den Angekl. nahe angehender Intereſſen zu finden. Eine 
bloße Bekannkſchaft oder auch Freundſchaft iſt an ſich noch nicht 
geeignet, ein derartiges Band zwiſchen den ſich freundſchaftlich 
naheſtehenden Perſonen zu knüpfen, daß ihre gegenſeitigen Mit⸗ 
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17 
brieflich mitzuteilen. In dem Briefe wurde die — tatfächlich mi 
erweisbare — Behauptung von der angeblichen Spionagetäti e 
R.s wiederholt. Später überreichte der Angekl., als er zu mat 
Außerung als Zeuge geladen war, dem Gericht eine alt kl. 
dieſes Briefes. In den Gründen des den Angekl. auf die Beten 
N.3 hin freifprechenden LGUrt. heißt es: „Nach dem Inhalt | 
Briefes konnte ſich der Vorwurf der Spionage nur auf eine m 
im Dienſte Rußlands gegen Deutſchland getätigte beziehen. 4 if 
mag es richtig fein, daß Spionage für Rußland nicht geeign ken 
in den Augen der Ruſſen ehrverletzend für den Privatkl. zu w palfl. 
aber in den Augen der Deutſchen. Denn wenn ber Pri bann 
während des Weltkrieges ſeinen Aufenthalt in Deutſchland dieſe 
benutzte, gegen Deutſchland für Rußland zu ſpionieren, würde chtlch 
Tatſache geeignet fein, ihn in den Augen der Deutſchen ver 
zu machen und herabzuwürdigen.“ 
Das OLG. verwarf die Rev. des Privatkl. ſoweit 
Das LGG. hat hinſichtlich des Briefes feſtgeſtellt, daß, enen, 
dem Angekl. das Verbreiten einer für den Privatkl. ehreurühn t 
nicht aber erweislich wahren Tatſache zur Laſt fällt, jener er 
ausſchließlich den Zweck verfolgt hat, der ſeit langen Jahren pan 
Familie naheſtehenden Ehefrau des Privatkl., die mit ihrem der 
ihr getrennt lebenden Ehemann in Rechtsdifferenzen lag und i ine 
Sorge um ihren künftigen Lebensunterhalt nach Rat ſuchlo, Gy, 
für die Verfolgung ihrer Rechte wertvolle Mitteilung zu nian in 
und daß er nur dasjenige mitgeteilt hat, was ihm durch enen 
den Rechtsſtreitigkeiten der Eheleute auf ſeiten des Mannes u zu 
den Perſönlichkeit in früheren Jahren über den Prival 
Ohren gekommen war. dlage 
Wenn die Berufungskammer auß dieſer tatſächlichen Grun 
3 den 
teilungen ohne weiteres das Privileg des § 193 StGB. verdiente, 
Dazu müßten die freundſchaftlichen Beziehungen eine ga 0⸗ 
ſondere Form angenommen haben. Man denke an Ver cht 
ſchäftsungewandte bejahrte Frau, die es im jahrelangen Seren 
gewöhnt iſt, einem — ihrem verſtorbenen Gatten eng befren nut 
Manne alle Vorkommniſſe anzuvertrauen und jedes Geſchi . 
ſeinem Rate gemäß auszuführen. Oder ein in der Familie in 
gezogenes Waifenkind betrachtet das Familienoberhaußt icheige 
ſpäteren Zeiten als den zuverläſſigen Berater in allen 1119 ein 
Angelegenheiten. In ſolchen Ausnahmefällen liegt tatſäch un iber 
beſonderes Verhältnis vor, bei dem ein Meinungsaustaitl®) er 
ernſte Dinge als ein von der Geſellſchaft anerkannter Lebeneiedoch 
(vgl. Kohler: Goltd Arch. 47, 101) gelten darf. Zu weit erden, 
würden die Grenzen für den Strafſchutz dann gezogen e Be 
wenn man verwandtſchaftliche Verhältniſſe, freundſchaftch gen 
ziehungen u. dgl. ohne weiteres als unter 8 193 Sich B. a az 
anſprechen wollte. Im vorl. Falle ſteht nichts weiter, ie ihren 
daß die Frau, zu der ſich der Angekl., und zwar übe nahe“ 
Mann, ausgeſprochen hat, feit langen Jahren feiner Fami icht ge 
ſtand. Dieſes bloße Freundſchaftsverhäktnis kann m. E. M 
nügen, um die Jutereſſen der Frau als den Angekl. nahe u h 
anzuerkennen. Auch der Umſtand, daß die Frau den beine“ 
Angekl. zur Prozeßſache gegen ihren Mann erbat, kann 5172 del 
anderen Beurteilung führen. Zwar iſt in R68St. 59, den, it 
Strafſchuß des 8 193 Ste B. für einen Fall gewährt won geg 
dem jemand Stoff für ſeinen Strafprozeß ſammelte. Deluge, 
hat hier ſeinen Standpunkt damit begründet, daß einem let jet 
dasſelbe zu tun erlaubt fein müſſe, was dem Sta. geſta ul 
Für den Zivilprozeß läßt ſich ein gleicher Rechtfertigung an in 
nicht aufſtellen. Das OLG. Breslau (JW. 1926, 8691) hal rachel 
einem dem obigen völlig parallel liegenden Falle ausge hoff 
daß auch die Auskunfterteilung zur Beſchaffung von Pr Mr if 
in einem Zivilprozeß unter § 193 G:®B. falle. InbiNief 
Engelhard beizupflichten, wenn er in der Beſprecheaſheten 
Entſch. erklärt, ein allgemeines Recht zur Wahrheits fend, del 
ſei nicht anzuerkennen. Eine Zwangslage beſtehe für jema beine 
einer Frau Material für ihren Scheidungsprozeß liefere, in ſolge 
Weiſe; entſchließe er ſich zum Reden, fo müſſe er auch. Wahl 
tragen. Das OLG. nimmt freilich mit der Str. nicht die u bu 
von Rechten oder die Wahrnehmung berechtigter Interef vn 
den Angekl. an, ſondern hält einen „ähnlichen Fall“ luf oft 
8 193 StGB. für gegeben. Indeſſen auch gegen dieſe u 
beftehen Bedenken. Die Annahme eines „ähnlichen Falles 1 Au 
wie aus dem Obigen erhellt, auf eine ungerechtfertig aue 
dehnung des Begriffes der Intereſſenwahrnehmung hint 
und die vom Geſetz für den Strafſchutz gezogenen Brem 
fällig machen. doch 1 
Gleichwohl könnte die Strafloſigkeit des Angel. icht 10 
Betracht kommen, wenn auch aus einem vom OLG. > 5 
herangezogenen Geſichtspunkte. Und zwar ließe ſich 9 zucht 
digungscharakter der beanſtandeten Außerung — den der ſerneilſgh 
nur hypothetiſch feſtgeſtellt hat — wohl überhaupt veraß e 
Zwar enthält die Nachrede der Spionage den Vorwurf icht e 
der Beredete ſtrafbar gemacht habe. Indeſſen iſt damit U HAN) 
weiteres gejagt, dafr der Übeltäter einer verwerflichen 
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Eeder Annahme gekommen iſt, es liege ein „ähnlicher Fall“ 

von 8 193 StB. vor, bei dem gleichermaßen wie in den 
05 — in dieſer Geſetzesſtelle vorgeſehenen Fällen das Recht des 
dem nen auf Nichtverletzung ſeiner Ehre mit Rückſicht auf eine 
letze echte und der Sitte entſprechende Zweckverfolgung des Ver⸗ 
urteil en zurückzutreten habe, ſo tritt hierin keine rechtsirrige Be⸗ 

Hung zutage (vgl. RGSt. 59, 174). 
nlangend die Zeugenausſage des Angell., fo tragen die in⸗ 
von der Vorinſtanz getroffenen Feſtſtellungen, wonach der 
den cl die in jener Zeugniserſtattung enthaltene Außerung über 
getan bivatkl. lediglich zur Erfüllung einer geſetzlichen Pflicht 
ähnli hat, die Auffaſſung, daß es ſich dabei ebenfalls um einen 
dem ichen Fall“ handele (RGSt. 41, 255) und daß auch hier in 
gebn als erwieſen angeſehenen Sachhergange weder eine Kund⸗ 
die agsform noch Begleitumftände erkennbar ſeien, in denen ſich 

© bſicht der Beleidigung offenbare. 

6. Dresden, Urt. v. 17. Juni 1930, 2 OSt 43/30.) 
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* 
Yan 5 360 Ziff. 11 StOB. Die Verſendung eines 
den skettenbriefes an eine einzelne Perſon erfüllt nicht 
Tatbeſtand des groben Unfuges. f) 
bom Der äußere Tatbeſtand des groben Unfugs erfordert nach der 
ſteſſu Rent, geteilten herrſchenden Meinung in der Rſpr. die Feſt⸗ 
Rem daß die Handlung des Täters geeignet iſt, die All⸗ 
oder einheit als ſolche — im Gegenſatz zu einzelnen Perſonen 
miteinem geſchloſſenen Perſonenkreis — körperlich oder geiſtig un⸗ 
bar zu beläſtigen, und daß dieſe Beläſtigung zugleich eine 
Dip ung oder Gefährdung des äußeren Beltandes der öffentlichen 
nung darſtellt. 
ang Dieſe Tatbeſtandsmerkmale werden durch die Feſtſtellungen im 
be efochtenen Urt. nicht erfüllt. Der AR. hat lediglich feſtgeſtellt, daß 
ſandt ugekl. einen fog. Glückskettenbrief an eine einzelne Perſon ge⸗ 
drohn hat, und daß dieſe Perſon allein durch den eine bedingte An⸗ 
Du eg künftigen Unheils enthaltenden Inhalt beläſtigt worden iſt. 
fährd atſachen reichen nicht aus, um eine Beläſtigung oder Ge⸗ 
s ung des Publikums als ſolchen annehmen zu können. 
— genügt nicht, daß die abſtrakte Möglichkeit der Wahrnehm⸗ 
ſchuldz 
her geworden ſei. Lit doch das Strafgeſetz für eine große 
Mögli don Handlungen, jo gerade auch für den Landesverrat, die 
nicht keit offen, anſtatt auf Zuchthaus oder Gefängnis auf die 
entehrende Feſtungshaft zu erkennen. Hat jemand Spionage 
en, ſo wird die Beurteilung, inwieweit dieſes Tun ein ver⸗ 
ches Handeln darſtellte, im weſentlichen von dem Stand⸗ 
ein Nu. abhängen, von dem aus die Beurteilung erfolgt. Treibt 
hierin ſſe in Deutſchland Spionage, jo werden ſeine Vollsgenoſſen 
Der unter keinen Umſtänden etwas Ehrenrühriges erblicken. 
im abeutſche wird ſich bei der Beurteilung desſelben Vorganges 
könn gemeinen kaum auf einen anderen Standpunkt ſtellen 
Handl » auch er muß berückſichtigen, daß der Ruſſe durch ſeine 
er in agsweiſe jedenfalls ſeinem Vaterlande dienen wollte. Daß 
Licht Deutſchland tätig wurde, kann ihn nicht in ein ſchlechtes 
fre bringen, weil die Spionage im Regelfalle ſtets in einem 
Seite n Staate ausgeübt wird. Nur dann würde von deutſcher 
wenn em Ruſſen ein verwerfliches Verhalten vorzuwerfen ſein, 
Tewige, B. der Ruſſe ſich während des Weltkrieges nicht nur in 


ah: 
Ton hand aufgehalten, ſondern ſich hier vielleicht auch noch be⸗ 
nieruner Vergünſtigungen erfreut (Befreiung von der Inter⸗ 


anlaſſth uſw.) und unter dieſen oder ähnlichen Verhältniſſen Ver⸗ 
und zeug gehabt hätte, Deutſchland beſonders dankbar zu ſein 


Bergen einer Beſtrafung führen konnte, it von vornherein klar. 
rechtlich aft konnte nur fein, wie hier die Befreiung von der Strafe 
1188 ch am beſten zu begründen war. Das BayObLG. (LZ. 1914, 
Rechts meint, daß die Ausſage eines Zeugen ſchon an ſich der 
Ku idrigkeit entbehre und deshalb, wenn fie die Ehre eines 
Stonkp, angreife, nicht beſtraft werden könne. Will man dieſen 
Umſtändalkt nicht teilen, fo hält doch 8 193 StGB. unter allen 
bie en her. Zweifel können aber auch hier beſtehen, auf welche 
Re, teren Alternativen man die Strafloſigkeit ſtützen ſoll. 
M. c 41, 255 nimmt hier wiederum einen „ähnlichen Fall“ an. 
Haupt. Kann eine ſachliche Zeugenausſage aber ſchon unter den 
vor gell des 8 193 StGB. untergebracht werden. Wer als Zeuge 
Erſtatturicht fteht, hat zwar um deswillen noch kein Recht zur 
lab N ing einer Ausſage in dem Sinne, daß er, auf feine Zeugen⸗ 
befuas pochend, nun unter allen Umſtänden zur Ausſageerſtatkung 
ſtetz der ie. Ob zur Zeugenvernehmung zu verſchreiten ſei, hat 
Hewej er Richter zu entſcheiden. Sobald aber das Gericht in die 
genügt erhebung eintritt, der Zeuge alſo ſeiner Zeugenpflicht 
de Füllt er zugleich auch ein Recht auszuſagen. Auch in an⸗ 
Der on len iſt ja oft genug das Recht die Kehrſeite der Pflicht. 
Beamte ‚einem Vorgeſetzten zur Hausſuchung ausgeſchickte Polizei⸗ 
iſt verpflichtet, der Anordnung zu entſprechen, und, 
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barkeit der beläſtigenden Handlung durch das Publikum beſtand, in 
Wirklichkeit aber die Handlung allein von der unmittelbar be⸗ 
troffenen Perſon wahrgenommen worden iſt und auch nur von ihr 
unmittelbar wahrgenommen werden konnte. Ebenſowenig rechtfertigt 
der feſtgeſtellte Sachverhalt die Folgerung, daß durch die Handlung 
des Angekl. der äußere Beſtand der öffenklichen Ordnung unmittelbar 
verletzt oder gefährdet worden iſt. Das Gefühl der Beunruhigung oder 
Beläſtigung im Briefempfänger ließ den äußeren Beſtand der 
öffentlichen Ordnung unberührt (vgl. RGSt. 36, 213). 
(OLG. Dresden, Urt. v. 1. April 1930, 2 OSt* 22/30.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 
Düſſeldorf. 

13. Reformatio in pejus durch Verhängung einer 
höheren Erſatzfreiheitsſtrafe. 

Es liegt keine Strafſchärfung vor, wenn das BG. an Stelle 
der in erſter Inſtanz erkannten Freiheitsſtrafe eine Geldſtrafe ver⸗ 
hängt. Die Geldſtrafe iſt ſtets ohne Rückſicht auf ihre Höhe gegenüber 
einer Gefängnisſtrafe die mildere Strafe. Nur darf dieſer Geldſtrafe 
nicht eine höhere Freiheitsſtrafe als die in der Vorinſtanz erkannte 
ſubſtituiert werden. Im übrigen richtet ſich das Maß der Erſatzſtrafe 
nach dem freien Ermeſſen des Gerichts (8 29 Abſ. 3 StGB.) (vgl. 
auch Löwe⸗Roſenberg, Aum. 4a zu § 331 StPD.). Das BG. 
war daher nicht behindert, die Geldſtrafe auf 200 % zu bemeſſen, 
es durfte jedoch keine höhere Erſatzfreiheitsſtrafe als eine Woche 
Gefängnis ſubſtituieren. 

(OLG. Düſſeldorf, StrSen, Urt. v. 25. April 1930, 8 108/30.) 
* 
Hamburg. 

14. 8 366 Nr. 11 StB. Die Verſendung von Ketten- 
brie fen iſt kein grober Unfug. 

Die beiden Angekl. erhielten einen „Kettenbrief“, inhalts deſſen 
ſie um Weitergabe an neun Perſonen ihrer Bekanntſchaft mit dem 
Hinweis darauf erſucht wurden, daß bei entſprechender Erledigung 
innerhalb von acht Tagen dem Empfänger ein unerwartetes Glück 


gleichzeitig berechtigt, ſie auszuführen. Die Eltern ſind gegen⸗ 
über den Kindern erziehungsberechtigt, auf der anderen Seite 
aber auch verpflichtet. Dieſe Pflicht gibt ihnen auch cin 
Recht auf Züchtigung des Kindes. (Vgl. auch § 1627 BGB.: 
„Der Vater hat .. das Recht und die Pflicht, für die Perſon und 
das Vermögen des Kindes zu ſorgen“.) Würde im Prozeß 
neben dem aufgerufenen Zeugen aus der Zuhörermenge jemand 
das Wort ergreifen, ſo würde ihn der Richter bedeuten, daß er 
verpflichtet ſei, zu ſchweigen und nur der aufgerufene Zeuge 
das Recht habe, zur Sache Auskunft zu geben. 

Wollte man aber ſelbſt von der Wahrung eines „Rechts“ 
nicht ſprechen, fo müßte man dem ausſagenden Zeugen zum min- 
deſten zugeſtehen, daß er während der Ausſageerſtattung ſich in 
der „Wahrnehmung berechtigter Intereſſen“ befinde. Denn für den 
Zeugen beſtänden dreierlei Möglichkeiten: Er könnte die Ausſage 
überhaupt verweigern; dann würde ihn Ordnungsſtrafe treffen. 
Er könnte ferner, um dem Vorwurf der Beleidigung eines anderen 
von vornherein zu begegnen, falſch ausſagen; dann würde er ſich 
ſchwerer Kriminalſtrafe ausſetzen. Als dritte Möglichkeit ſteht dem 
Zeugen die Bekundung der Wahrheit offen, gleichviel, ob er hier⸗ 
mit einem anderen an feiner Ehre kränke oder nicht. Entſchließt 
ſich der Zeuge in dieſem Sinne, ſo kann ihm dieſe Stellungnahme 
nicht verdacht werden. Er handelt zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen, wenn er ohne Rückſicht auf den Dritten fein Ausſage 
wahrheitsgemäß erſtattet. 

OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Zu 12. Der Entſch. iſt zunächſt darin beizutreten, daß die Be⸗ 
läſtigung oder Beunruhigung einer einzelnen Perſon keinen groben 
Unfug darſtellen kann (die gegenteilige, von Binding, Lehrb. 1, 
190 geführte Meinung wird kaum noch vertreten). Der Ausſender 
eines Glückskettenbriefs will allerdings haben, daß der erſte 
Empfänger mehrere Abſchriften des Briefs an andere Perſonen 
weiterleitet, die ihrerſeits den Brief weiter verbreiten ſollen, uſw. 
(Hydraſyſtem). Solange aber eine ſolche Weiterleitung nicht erfolgt iſt, 
kann von einer Beunruhigung des Publikums nicht die Rede fein. 
Aber auch wenn der Glückskettenbrief weiterverbreitet worden iſt, 
muß die Beſtrafung wegen groben Unfugs dann ſcheitern, daß es 
an einer Verletzung oder Gefährdung des äußeren Beſtandes der 
Ordnung fehlt; daß bei einer unbeſtimmten Zahl von Menfchen 
Beunruhigung hervorgerufen wird, genügt allein noch nicht. — Die 
Entſch. ſteht, wie fie ſelbſt hervorhebt, im Einklang mit der in 
Wiſſenſchaft und Rſpr. (vgl. insbeſ. RGSt. 31, 192) durchaus herr⸗ 
ſchenden, auf die Entſtehungsgeſchichte gegründeten Anſicht. 

Daß, rein meuſchlich betrachtet, die Verſendung von Glücks⸗ 
Rettenbriefen ein Unfug iſt, wird niemand beſtreiten; aber den Tat⸗ 
beſtand des 8360 Ziff. 1 erfüllt fie nicht. 

Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. B. 
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begegnen, bei Nichtbefolgung ihnen ein Unglück zuſtoßen würde. Sie Königsberg. 


haben jeweils neun Abſchriften des Briefes an Bekannte oder Ver⸗ 15. 8 360 Ziff. 8 StGB. Unzuläſſigkeit des guſaß 
wandte verſandt. De A. 20 8 „fr.“ zu einem entzogenen Amtstitel. 5) „ bb 
Die Vorinſtanz hat in dieſem Vorgehen eine Zuwiderhandlung Dem Angekl., einem früheren Dolmetſcherinſpektor iſt 


a 8 t 
gegen 8360 Abs. 11 Stch B. geſehen, da eine unmittelbare Beun Fjhigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter aberkannt. Er petrelß 
ruhigung unbeftimmt vieler Perſonen durch ein derartiges Verhalten ui Ir 0 ata ce neh En Sd ir de Wache 
herbeigeführt werde. h „Rechtsbüro ... fr. Dolmetſcherinſpektor.“ Der Angekl. iſt 1 
f Die Rev. der Angekl. mußte Erfolg haben. Es mag ſein, daß Übertretung des 8360 Ziff. 8 StGB. verurteilt. Der Senat 9 
in der Auffaſſung und im Sprachgebrauch des täglichen Lebens das achtet auch den äußeren Tatbeſtand dieſer Übertretung für gegeb 
Vorgehen der Angekl. ſich als eine grob ungebührliche Handlung Allerdings kann der Anſicht des Rel., daß der Angebl. ® 3 
darſtellt, bie, wenn man die ganze Kette ins Auge faßt, eine un⸗ Bezeichnung „Dolmetſcherinſpektor“ unter keinen Umſtänden, N ih 
mittelbare Beläſtigung eines zahlenmäßig nicht abzugrenzenden Per⸗ ohne einen Zuſatz, ſei es mit einem Zuſatz, gebrauchen durfte, male 


ſonenkreiſes herbeiführen konnte. Manche Empfänger, insbeſ. zu immt werden; vielmehr war der Angekl. lediglich nicht 1 

Aberglauben neigende Perſonen, ‚konnten durch den Hinweis auf aun ien del ohne 755 Zuſatz öder mit ‚gu 
ein etwa drohendes Unglück in ihrer ſeeliſchen Ruhe erheblich ge⸗ ſolchen Zuſatz zu bedienen, der nach der Verkehrsauffaſſung die ben 
ſtört werden. deutung hat, daß der Träger in Ehren aus feinem Amt geht 


Es muß aber mit der herrſchenden Meinung (Ols hauſen, ſei und deshalb auf den Titel eines, wenn auch nicht mehr im 
Stc B., 11. Aufl. 8 360 Abs. 11 S. 1072; Rt. 34, 364), die ihre en Bead ach kun ee ruch babe Zufäbe . 
gute Begründung in der Nebeneinanderſtellung des ruheſtörenden letzteren Art find „a. D.; i. R. u. a.“. Dagegen würde die 1 
Lärms und des groben Unfugs in 8 360 Abſ. 11 StGB. hat, davon zeichnung „früherer Dolmetſcherinſpektor“ keine derartige zT he 
ausgegangen werden, daß zu der unmittelbaren Beläſtigung des führung ſein; denn ſie würde nach Sprachgebrauch und Werke! 
Publikums auch noch das Tatbeſtandsmerkmal der Störung oder auffaſſung nur zum Ausdruck bringen, daß der Angekl. früher De 
Gefährdung des äußeren Beſtandes ber öffentlichen Ordnung Amt bekleidet, dies aber verloren habe. Ein derartiger, nur aste 
hinzutreten muß. Eine ſolche Störung verlangt ſtets eine Ein⸗ berichtender Hinweis könnte den Angehl. ebenſowenig verwehrt 5 
wirkung des Täters auf das Publikum, welche äußerlich ſichtbar wie die Mitteilung an beſtimmte oder unbeſtimmte Dritte, baß 
wird, z. B. Panik infolge eines Senſationsmeldungen bringenden früher einmal Dolmetſcher geweſen ſei. Die Enlſch. KJ. Hit 
Extrablattes, wird aber regelmäßig wenigſtens nicht ſchon in dem © 59 beſagt nur, daß die Bezeichnung „Amtsrichter a. D. 
einen größeren Perſonenkreis in ſeinen Empfindungen verlegenden Beilegung des Amtsrichtertitels ee 4 ' 
Inhalt eines Preſſeartikels zu finden ſein. Es ſcheint aber völlig Erforderlich 545 b früherer 
ausgeſchloſſen, daß eine ſolche Gefährdung oder Störung des äußeren Erforderlich = 15 151 us ee arten kennen lich, 
Beſtandes der Ordnung eintritt, wenn der Inhalt eines Schreibens 90 einer Form gebrauch 175 0 dei e Au 170 3 Titelfüpun 
555 11 zu gent von Bekannten oder Freunden zu Bekannten Deubel daz ee 75 Een en gebrauch he 
5 a = ShS Urt. v. 19. Mai 1930, R III 50/30 nicht. Die Vorſchrift des § 360 Ziff. 8 StGB. bezweckt, den ie, 
BED. ER „ a 5 1205 lichen Verkehr gegen Gefahren zu ſchützen, die ſich aus eine. 
Mitgeteut von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. mißbräuchliche Benutzung von Bezeichnungen erfolgenden ger 
* anmaßung ergeben, durch die der Anſchein einer beamteten oder 


Zu 15. 1. Die Frage, ob und — bejahendenfalls — mit welchem macht werden, wenn ein Bedürfnis hierzu vorhanden iſt (uno 
Zuſatz die Führung amtlicher und beruflicher Titel nach Aufgabe des § 2 Anm. 7). Aber dies iſt nicht einmal der Fall. Das ſta aus j 
Amtes und des Berufes zuläſſig iſt, und die weitere Frage, mit politiſche Bedürfnis nach Titelſchutz kann auch ohne ſolche biet 
welchen Rechtsbehelfen bezüglichen Verſtößen entgegenzutreten iſt, dehnende ſtrafrechtliche Rechtſprechung befriedigt werden. Schutze er 
werden in der Literatur und Rſpr. immer noch nicht einhellig bee des 8 360 Ziff. 8 StGB. ift „die ſtaatliche Autorität L 
antwortet. Die Kontroverſe ſchwebt nun ſeit mehr als zwanzig Verwaltung“ (Frank, Et&B. Bem. zu 8360 Ziff. 8). por 
Jahren. Die veröffentlichten Entſch. haben es hauptſächlich zu tun der Befriedigung des Bedürfniſſes eines Standes na Schu 
mit den Verſuchen ehemaliger RA., den Anwaltstitel in der oder unlauterer Konkurrenz dienen die Nor nen des ue 
jener Form als Aushängeſchild für eine weiter betriebene Sach⸗ (Callmann, UnlWG., Einl. S. 34, 8 16 Anm. A 3; Bau mon 
waltertätigkeit zu benutzen. Üblich find folgende Formen: Rechts⸗ UnlWG. S. 128); im beſonderen kann der täuſchenden Erwe 
anwalt a. D., fr. Rechtsanwalt, freireſignierter Rechtsanwalt, früherer des Anſcheins der Zugehörigkeit zu einem ſich beſonderer inels 
Rechtsanwalt u. dgl. In Fluß kam die Erörterung dadurch, daß trauenswürdigkeit erfreuenden Stand entgegengetreten werden . oft, 
ein und derſelbe frühere Anwalt, der zur Vermeidung des drohenden der 88 1 und 3 UnlWG. Nach 8 360 Ziff. 8 St&B. werde Re it 
ehrengerichtlichen Ausſchluſſes „freiwillig“ aus dem Stand ausgefhie wer — um im Anwaltsbereich zu bleiben — den Titel Rechte 
den war und ſich Rechtsanwalt a. D. nannte, von den oberſten führt, ohne es zu ſein; aber auch der, der ihn mit Zuſäzen 
Gerichten zweier verſchiedener Bundesſtaaten verſchieden behandelt die die Tatſache, daß der Titelführer nicht bzw. nicht mehr - 
worden it: Das OLG. Braunſchweig: DIE. 1909, 720 verurteilte iſt, nicht deutlich kenntlich machen, alſo die Titelführung „ Ie 
ihn gemäß 8 360 Ziff. 8 StchB.; das KG.: DIZ. 1909, 87 ſprach fliſſeutlich verſchleierter Form“ (OG.: Seuff. 74, 564. 
ihn frei, hätte ihn jedoch — wie die Gründe des Urteils zeigen — fraudulos, in der Abſichl der Geſetzesumgehung gewählte 8 geit 
beſtraft, wenn er durch einen ehrengerichtlichen oder ſtrafrichterlichen find z. B.: „z. Zt. a.“ (dieſer Zuſatz, der bedeuten ſoll „zur t. 
Spruch aus dem Staude ausgeſchloſſen geweſen wäre. Roſenfeld: ausgeſchloſſen“, iſt mit Recht für unzuläſſig erklärt durch 1 für 
Di. 1909, 1135 wiederum in feiner kritiſchen Beſprechung der 3, 59); „fr. Anwalt“ (mit Recht in dem oben abgedruckten Ur e 
beiden Urteile erklärt das Urteil des KG. im Ergebnis für richtig, unzuläſſig erklärt). ef 
hält aber die Benennung Rechtsanwalt mit dem Zuſatz „a. D.“ auch Nicht aber ift die ſtaatliche Autorität der Verwaltung 9 5 
nach erfolgter Ausſchließung nicht für ſtrafbar, weil der Beiſatz es wenn ein ausgeſchloſſener Anwalt den Titel Rechtsanwalt ſuhel 


(, 
m! 


verbiete, von einer Führung des Titels zu ſprechen. Wie ſich aus Zuſätzen wie: „a. D.“, „früher“, denn er ſagt damit gene hat, 
den Gründen der oben abgedruckten Entſcheidung ergibt, hatte die ſtändlich, daß er früher den Titel geführt, den Beruf ausgelb! iger? 
erſte Inſtanz jeglichen Gebrauch des früheren Titels, ſei es mit Solche im geſchäftlichen Verkehr erfolgende Hinweiſe auf rie en 
welchem Zuſatz immer, für unzuläſſig erklärt. Das OLG. Königs⸗ Zugehörigkeit zu einem Stand, deſſen Mitglieder beſonders illi 
berg hält den Gebrauch des früheren Titels mit einem Beiſatz, der trauen genießen, ſind bei einem nicht honorig — ſei es freiſ get 


als hiſtoriſch berichtender Hinweis ſich unzweideutig Rundgibt, für ſei es durch Urteil — ausgeſchiedenen Anwalt, unlauterer 5 and 
nicht ſtrafbar, weil da keine Titelführung mehr vorliege, während bewerb. Gegen ſolche Unlauterkeit möge der betroffene Bere 
Titelführung noch ſei und daher gegen § 360 Ziff. 8 verſtoße der ſich ſchützen durch Klage gemäß 88 1, 3 (13) Unl WG. Dieſer. 
Gebrauch des Titels mit Zuſätzen, wie „a. D.“, durch einen nicht iſt kein anderer als der gegen den Gebrauch irreführender Tit 1922 
in Ehren aus dem Amt Geſchiedenen; wobei offen bleibt, ob hier⸗ z. B. „Volksanwalt“ (JW. 1923, 927), „Steueranwalt“ (JW. 30. 
unter nach Meinung des Gerichts auch derjenige fällt, der drohender 37), „techniſcher Anwalt“ oder „Induſtrieanwalt“ (JW. 1930, 1 
Ausſchließung durch freiwilliges Ausſcheiden zuvorgekommen iſt. 3. Es iſt alſo eine volle Befriedigung des Bedürfuiſſeh ach 
2. Daß eine einheitliche Rſpr. auf dieſem Gebiet bisher nicht Abwehr unzuläſſigen Titelgebrauchs de lege lata gewähr dem 
zu erzielen war, ſcheint darin begründet zu ſein, daß man ein ohne daß es problematiſcher Konitruktionen bedürfte. Neben zivil, 
zweifellos vorhandenes Bedürfnis, nämlich das Bedürfnis eines Kreis der ſtrafbaren Verſtöße ſteht der der nach dem Unl inſowel 
Standes nach Schutz vor Titelbeeinträchtigung durch unlautere Kon⸗ rechtlich verfolgbaren. Die beiden Kreiſe überſchneiden ſich, ie un 
kurrenten, zu befriedigen ſucht mit dem unadäquaten, geſetzlich nicht eine nach 8 360 Ziff. 8 StGB. ſtrafbare Titelſührung zugle echtlich 
dafür geſchaffenen Mittel des 8 360 Ziff. 8 StchB. Dem drohenden lauterer Wettbewerb iſt; dieſe Fälle können alſo ſowohl 8 aus“ 
Übergreifen des „imperialiſtiſchen Zugs“ (Roſenthal: JW. 1928, als zivilrechtlich verfolgt werden. Beiſpiel: Ein nicht in Egg „fe 
1216) des Unf®®. auf das ſtrafrechtliche Gebiet muß man ſchon geſchiedener Anwalt treibt Sachwaltergeſchäfte unter dem Tul For 
wegen des 8 2 StB. wachſam gegenüber ſtehen. Tatbeſtände, die Rechtsanwalt“. Außerhalb der beiden Kreiſe dagegen ſteht pra 
nach dem Willen des Geſetzgebers nicht ſtraſbar find, dürfen auch beſtand des nicht geſchäftlichen, ſondern bloß privaten Gebe ichs 
dann nicht im Wege der Auslegung zu ſtrafbaren Handlungen ge des auf die ehemalige Standeszugehörigkeit hinweiſenden 
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kauen Rechtsſtellung erweckt wird. Solche Gefahren werden aber 
Wei daß der Angekl. jich des Zuſatzes „fr.“ bedient, in keiner 
insde beſeitigt. Denn dieſer Zuſatz wird vom Durchſchnittspublikum, 
agel von den Kreiſen, die ſich zur Beſorgung ihrer Rechts⸗ 
ſundegenheiten eines Rechtsbüros bedienen, nicht ohne weiteres ver⸗ 
ite en und erweckt daher den Anſchein, dem Träger gebühre der 
Zusa „Dolmetſcherinſpektor“ mit einem dem Publikum unbekannten 


5. 
(Och. Königsberg, Urt. v. 3. April 1930, 6 8 86/30.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg 


Vertin, 2. Strafrechtliche Nebengeſetze. 
Nicht G. 8 30 Gew.; 88 30, 5, 3 RPreßG.; 8 10 PrPreß. 
neh i gewerbsmäßiger, öffentlicher Verkauf von Feſtteil⸗ 
merkarten. 
er welch dem vom Vorderrichter ſeſtgeſtellten Sachverhalt, inſoweit 
gekr gen der Beſchränkung der Rev. auf die Verurteilung des An⸗ 
horn wegen Übertretung der Straßen handels polizeis O. in Frage 
Grup t, hat der Angekl. am 3. Auguſt 1929 in N. innerhalb einer 
de 18 von 40—50 Menſchen Teilnehmerkarten für ein Waldfeſt 
fen oten Hilfe zum Preiſe von 10 Pf. das Stück verkauft, ohne 
einen ein Entgelt dafür zu beziehen. — Es handelt ſich alſo um 
Kar nicht gewerbsmäßigen, öffentlichen Verkauf von Feſtteilnehmer⸗ 
Det Nichtgewerbsmäßigkeit liegt vor, da der Verkauf ſich nicht 
forth. eines Geſchäftsbekriebes darſtellt, noch ſonſt zum Zwecke der 
erſof ſetzten oder auf ſpätere Fortſetzung berechneten Gewinnerzielung 
tätige Wer ferner für einen anderen unentgeltlich in der Weiſe 
Net rd, daß evtl. lediglich der Auftraggeber den Gewinn erlangt, 
diesen nicht gewerbsmäßig (RO.: Ich. Erg 7, 168). Schon aus 
den Grunde kann die Straßenhandelspolizei O. auf den vorliegen⸗ 
Poli fall keine Anwendung finden. Denn der Geſamtinhalt der 
Rei RD, und auch ſchon ihre Überſchrift (Straßen handel) laſſen 
Stra Zweifel aufkommen, daß lediglich der gewerbsmäßige 
Verk nhandel getroffen werden ſoll. Für den nicht gewerbsmäßigen 
Abe auf enthält die StraßenhandelspolizeiV O. keine Beſtimmung. — 
Straſbeſth ſonſt iſt eine für die vorliegende Tat in Frage kommende 
de 9 eſtimmung nicht erſichtlich. — § 10 PrPreßG. v. 12. Mai 1851, 
zen Öffentlichen Verkauf von Druckſchriften verbot, iſt durch das 
; m. 8. Nov. 1925 (GS. 169) aufgehoben. 5 30 Abſ. 2 RPreßG. 
um Mai 1874 findet keine Anwendung, da es ſich vorliegend nicht 
Berkant „unentgeltliche Verteilung“ handelt, ſondern um einen 
(bar, 


6 
50 


ein m.“ 0 

fee i. S. dieſer Beſtimmung nach dem von der Vorinſtanz 
9 en 

n : 

Be nicht erfolgt iſt; ferner auch in dem Verkauf der Feſtteil⸗ 


Auto karte kein ſelbſtändiger, ſondern dem Gebrauchszweck, die 
d 


gti, unbe findet auch F 45 Ackewc , aus deſſen Abiap 1 und 5 
hergeleitet ale eine Verbotsmöglichkeit für den vorliegenden Fall 
ee 


ich hier um einen öffentlichen, nicht gewerbsmäßigen Verkauf 
ausdrüe über den weder 843 Gewd., noch auch ſonſt die GewO. eine 
liche Verbotsbeſtimmung enthält. Es fehlt daher für den 
nden Fall an einer gültigen Strafvorſchr. (vgl. Friedrichs, 
Ungepr ©. 1911 S. 118 Anm. 24 zu $ 6b). Danach mußte der 
Lage iſt inſoweit freigeſprochen werden. — Ob die Polizei in der 
erlaſſene gegebenenfalls auf Grund einer gemäß 8 6b Pol Verw. 
mä zigenn, Straßenverkehrs polizeiV O. gegen einen nicht gewerbs⸗ 
iſt Er öffentlichen Verkauf von Feſtteilnehmerkarten einzuſchreiten, 
a0 nicht zu erörtern. 
„1. StrSen., Urt. v. 12. Aug. 1930, 1 8 413/80.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Stienen, Berlin. 


3 i 
fenen nicht honorig ausgeſchiedenen Anwalt. Iſt hier eine Ge⸗ 
Deren, e Peſteht wirklich ein ernſthaftes, vom Geſetzgeber zu 
Veise tligendes Bedürfnis, einem ehemaligen — ſei es auf welche 
Üben; er — ausgeſchiedenen Anwalt zu verbieten, auf ſeiner 
„Nachts arte oder auf ſeinem Türſchild zu rein privaten Zwecken ſich 
anwalt a. D.“ u. dgl. zu nennen? Habeat sibi! 


RA. Dr. Sigbert Feuchtwanger, München. 


— 
ud: 
uhr d Der Entf. iſt in den Punkten zuzuſtimmen: 
ze Rechtswirkſamkeit der Pol VO. als auch die Eigenſchaft 


Rechtſprechung 
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17. Stahlruten find Waffen. }) 

Der Angekl. hat am 9. Jan. 1930 bei einem Wortwechſel 
auf öffentlicher Straße eine Stahlrute hervorgeholt, die er in der 
Taſche bei ſich getragen hatte. — Die Pol BO. d. RegPräf. in N. 
beftimmt: „Das Tragen von Hieb⸗ oder Stichwaffen iſt ver⸗ 
boten.“ — Gegen die Rechtswirkſamkeit d. Pol VO. beſtehen weder 
in formeller, noch in materieller Hinſicht Bedenken. In letzterer 
Beziehung findet die Pol VO. ihre geſetzliche Grundlage in 88 6a 
und b Pol Verwcß. v. 11. März 1850 (GS. 265) ſowie in & 10 
II 17 ALR. (vgl. KG.: IF6., ErgBd., 8, 340 ff.; ferner Urt. 
in 1 8 775/27; 1 8 1230/27; 1 8 39/29; 1 8 160/29). Der 
Vorderrichter hat auch ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt, daß die 
Stahlrute des Angekl. eine „Hiebwaffe“ darſtellt. Eine „Waffe“ 
liegt nach allgemein anerkannten Grundſätzen dann vor, wenn der 
betreffende Gegenſtand zur Zufügung von Verletzungen beim An⸗ 
griff oder bei der Verteidigung geeignet iſt und hierzu, insbeſ. 
nach ſeinem natürlichen Zweck, beſtimmt iſt; ihm alſo nach der Art 
ſeiner Anfertigung oder Zurichtung der techniſche Begriff der 
Hieb⸗, Stich⸗ oder Stoßwaffe zukommt (vgl. RGSt. 1, 445; 44, 
141; OG. 66, 325 und die bereits angeführten Entſch. des KG.). 
Das AG. hat feſtgeſtellt, daß die von dem Angell. benutzte 
Stahlrute objektiv zu Angriffs⸗ und Verteidigungszwecken be⸗ 
ſtimmt iſt und hat daraus den Schluß gezogen, daß ſie eine Hieb⸗ 
waffe i. S. des Geſetzes darſtellt. Das ſteht im Einklang mit 
der ſtändigen oben hervorgehobenen Rſpr. des KGG. Es iſt nicht 
erſichtlich, zu welchem anderen Zweck die Stahlrute verwendet 
werden ſoll, es ſei denn als Waffe. Das hat auch das AG. offen⸗ 
ſichtlich angenommen. Eine Stahlrute iſt eben in erſter Linie ihrer 
Herſtellung und Natur nach als Angriffs- und Verteidigungswaffe 
beſtimmt und auch geeignet, Körperverletzungen zu verurſachen. 
Sie iſt alſo ebenſo eine Hiebwaffe im Rechtsſinn, wie das KG. 
dieſe Eigenschaft auch für den Gummiknüppel bejaht hat (vgl. 
Urt. 1 8 39/29). Auch den Begriff des „Tragens“ hat der Vor⸗ 
derrichter nicht verkannt, da ſowohl die Möglichkeit für den 
Angekl. vorhanden war, von der Waffe ohne weitere Schwierig⸗ 
keit jederzeit Gebrauch zu machen (vgl. KG. a. a. O. und Urt. 
1 8 152/14), als auch die Abſicht, gegebenenfalls von ihr Gebrauch 
zu machen, nach dem vom Vorderrichter feſtgeſtellten Sachverhalt 
vorgelegen hat. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 29. Juli 1930, 1 8 384/30.) 


Mitgeteilt von KR. Dr. Stienen, Neutempelhof. 


* 
Dresden. 

18. § 5 Abi. 2 UnlWG. Die Muſikaufführung einer 
angeblich hiſtoriſchen Kapelle ſtellt eine Veranſtaltung 
i. S. des Unl WG. dar. 5) 

Das Urteil ſtellt feſt, daß der Angekl. als Kapellmeiſter 
öffentliche Muſikaufſührungen mit einer Kapelle, deren jämtliche 
Mitglieder, wie auch er ſelbſt, die Uniform des ehemaligen D.er 
Küraſſierregiments trugen, veranſtaltet hat, obwohl außer ihm ſelbſt 
kein Mitglied ſeiner jetzigen Kapelle Angehöriger des genannten 
Regiments geweſen iſt. Es kommt zur Freiſprechung, weil nach 
ſeiner Anſicht in dem Auftreten und Konzertieren mit einer an⸗ 
geblich hiſtoriſchen Kapelle keine „Veranſtaltung“ i. S. von 8 5 
Abſ. 2 UnlWG. erblickt werden könne. 

Dieſe Anſicht iſt rechtsirrtümlich. Der Begriff der Veranſtal⸗ 
tung i. S. von 85 Abſ. 2 bezeichnet „jede nach außen wirkende 
Kundgebung, die einen Gedanken in ſinnfälliger Weiſe zum Aus⸗ 


einer Stahlrute als Hiebwaffe im techniſchen Sinne iſt zutreffend 
bejaht. Die Entſch. gibt zu Bemerkungen nur dadurch Anlaß, daß 
feit Inkrafttreten der auf Grund des Art. 48 RVerf. erlaſſenen 
Vo. des Reichspräſ.gegen Waffenmißbrauch v. 25. Juli 
1930 (RG Bl. I, 352) formell eine andere Rechtslage geſchaffen 
iſt. Das Führen von Hieb⸗ und Stoßwaffen im techniſchen Sinne iſt 
durch dieſe VO. reichsrechtlich geregelt. Für Pol O., die denſelben 
Gegenſtand zum Inhalt haben, iſt während der Geltungsdauer der 
VO. daher kein Raum niehr (wohl aber für PolV O,, die nicht das 
Führen, ſondern Handel, Erwerb, Beſitz regeln). Materiell iſt die 
Rechtslage inſofern unverändert geblieben, als das Führen einer 
Stahlrute auch unter das Verbot des 8 1 VO. v. 25. Juli 1930 
fällt, nur mit erhöhter Strafdrohung. Wäre die Tat nach dem 
28. Juli 1930 (Ausgabetag der Nr. 32 des RGBl., alſo Tag des 
Inkrafttretens der BD.) begangen, fo hätte daher die Verurteilung 
auf Grund des § 1 Vo. gegen Waffenmißbrauch, gegebenenfalls 
auf Grund ihres 8 3 erfolgen müſſen. 
Mindi. Dr. Hoche, Berlin. 


Zu 18. Der Entſch. iſt im Ergebnis und im weſentlichen Teil 

der Begründung zuzuſtimmen. 
Es entſpricht dem in der Rſpr. des MG. entwickelten Be⸗ 
griffe der „Verauſtaltung“ i. S. des § 5 Abſ. 2 UWG, wenn das 
OLG. in dem Auftreten einer Muſikkapelle in der Uniform eines 
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rules 


Juriſtiſche Bosen, 


druck bringt“ (RGSSt. 46, 427; ebenſo Roſenthal, UnlWG., 


8. Aufl., Note 22 zu $ 5). 

Dadurch, daß ein Muſikunternehmer ſeine Kapelle bei öffent⸗ 
lichen Ausführungen in der Uniform eines ehemaligen Regiments 
auftreten läßt, wird er regelmäßig zum Ausdruck bringen wollen, 
daß es ſich mindeſtens in Anbetracht der Mehrzahl ſeiner Kapell⸗ 
mitglieder um Angehörige der ehemaligen Regimentskapelle han⸗ 
delt. Hierin liegt eine nach außen, nämlich auf das die Konzerte 
beſuchende Publikum wirkende Kundgebung, die durch den Augen⸗ 
ſchein aufgefaßt wird, alſo gerade dasjenige, was der Vorderrichter 
„als Bekanntmachung oder Mitteilung“ bei der in Frage kommen⸗ 
den Veranſtaltung vermißt. Demnach wird der Freiſpruch durch 
die Ausführungen des angefochtenen Urteils über den Begriff der 
Veranſtaltung nicht getragen. 

Bei der künftigen Entſch. wird zu berückſichtigen ſein, daß 
der Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
bei muſikaliſchen Aufführungen ſehr wohl durch Angaben über die 
Herkunft und Zuſammenſetzung der Kapelle erweckt werden kann. 
Es iſt allgemein bekannt, daß gewiſſe Militärkapellen der ehe 
maligen Regimenter vor anderen große künſtleriſche Vorzüge be- 
ſaßen. Auch begegnet es keinem rechtlichen Bedenken, derartige 
Angaben über die betreffende Kapelle als ſolche über geſchäft⸗ 
liche Verhältniſſe i. S. von § 4 Unl WG. aufzufaſſen, denn 
ſie ſind dazu beſtimmt, die Leiſtungen der Muſiker ebenſo zu 
kennzeichnen, wie in anderen Fällen die Beſchaffenheit einer be- 
ſtimmten Ware gekennzeichnet werden ſoll. 

Unter „geſchäftliche Verhältniſſe“ gehört alles, was im Han⸗ 
dels⸗ und Gewerbebetrieb von Bedeutung iſt. Gewerbe i. S. der 
GewO. ſcheidet nur dann aus, wenn z. B. eine rein künſtleriſche 
oder rein wiſſenſchaftliche Betätigung vorliegt. Das iſt hier aber 
offenbar nicht der Fall; denn die fraglichen Muſikaufführungen 
fanden in einem Bräu, einer Bierwirtſchaft, ſtatt als Unter⸗ 
haltungsmuſik, nicht als rein künſtleriſche Darbietungen. Ein 
höheres Kunſtintereſſe (vgl. §§ 55 Ziff. 4, 33 a, 33 b Gemd.) 
waltete offenſichtlich bei dieſer Unterhaltungsmuſik nicht ob. Da 
fie überdies vom Angekl., der Obermuſikmeiſter a. D. und jetzt 
Kapellmeiſter iſt, zu Erwerbszwecken und gegen Entgelt dargeboten 
wurde, lag eine gewerbliche Darbietung geſchäftlicher Art vor. 

Endlich ſei noch darauf hingewieſen, daß in Übereinſtimmung 
mit dem Vorderrichter eine Irreführung des Publikums 
durch die vom Angekl. getroffene Veranſtaltung für durchaus mög⸗ 
lich zu erachten iſt. Für das Urteil des Publikums über die Be⸗ 
ſchaffenheit der gewerblichen Leiſtungen der Kapelle ſpielt natur⸗ 
gemäß die Frage der „Echtheit“ der Kapelle eine Rolle. Die Mit⸗ 
glieder einer alten eingeſpielten Militärkapelle von anerkanntem 
Ruf wirken für den Beſuch der vom Angekl. veranſtalteten Kon⸗ 
zerte zweifellos zugkräftig, weil das Publikum in Erinnerung an 
die Leiſtungen der betreffenden ehemaligen Regimentskapelle ſich 
von derartigen Kapellmitgliedern etwas beſonders Gutes verſpricht. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 25. Juni 1930, 1 OSta 58/30.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 
Hamburg. 

19. 5 80b BranntwVerwertungs O.; $ 144 Branntw⸗ 

Mon G. Anbieten von Entgällungsverfahren. 


Der Angekf. hat am 16. Jan. 1929 im Hamburger Fremden⸗ 
blatt folgende Anzeige erſcheinen laſſen: 
„Entgällungsverfahren für vergällt. Sprit nach dem Aus⸗ 
lande zu verkaufen. St... Goldbeckufer 40.“ 
Er iſt daraufhin wegen Verſtoßes gegen 8 144 BranntwMon. 
und § 80 b BranntwVerwertO. in eine Ordnungsſtrafe genommen. 
Die Rev. des Angekl. rügt Verletzung der Vorſchrift des 


ehemaligen Küraſſierregiments eine „nach außen wirkende Kund⸗ 
gebung“ erblickt, „die einen Gedanken in ſinnfälliger Weiſe zum 
Ausdruck bringt“, nämlich den Gedanken, daß es ſich mindeſtens 
bei der Mehrzahl der Kapellenmitglieder um Augehörige der ehe⸗ 
maligen Regimentskapelle handle. Dieſe Auffaſſung iſt nicht zu be⸗ 
anſtanden. Es iſt auch zutreffend, daß damit der „Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots“ (8 4 UnlWG.) erweckt werden ſollte, 
und daß dieſe Angabe eine ſolche über „geſchäftliche Verhältniſſe“ 
darſtellt. Da nun in Wahrheit im obigen Falle kein weiteres Mit⸗ 
glied der Kapelle (außer dem Angel. ſelbſt) Angehöriger des ehe⸗ 
maligen Küraſſierregiments geweſen iſt, war die Angabe allerdings 
„zur Irreführung des Publikums geeignet“. Damit waren die Tat⸗ 
beſtandsmerkmale der 88 4, 5 Abſ. 2 Unl Wah. erfüllt. 

Bedenklich iſt nur, daß das OLG. die beſondere Zugkraft 
der Muſikkapelle und die ſich daraus ergebende mögliche Irre⸗ 
führung des Publikums damit begründet, daß die Militärmuſiker 
als „Mitglieder einer alten eingeſpielten Muſikkapelle“ erſcheinen; 
von dem bewährten muſikaliſchen Zuſammenſpiel einer guten Vor⸗ 
kriegsmuſikkapelle wäre wohl 1930 ſelbſt dann nicht mehr viel 
übrig geweſen, weun die jetzt zuſammengeſtellte Musikkapelle über⸗ 
wiegend aus Mitgliedern der früheren Muſikkapelle gebildet wäre. 

Prof. Dr. Konrad Engländer, Leipzig. 


genannten 8 80 b. Er habe keine Mittel und Einrichtungen 1 
dieſer Beſtimmung, ſondern nur ein „chemiſches Verfahren“, Aus- 
dieſes auch nicht für das Monopolgebiet, ſondern nur für das 
land angeboten. 
Dem Rechtsmittel war der Erfolg zu verſagen. bes 
Ein chemiſches Verfahren, auf deſſen Wege die Entgällung 19 
Branntweins herbeigeführt werden ſoll, bezweckt die NBejeitigif 
gewiſſer Vergällungsſtoffe oder ihrer Wirkung. Durch ſeine An 
dung ſoll der Branntwein wieder zu ſeiner reinen Natur zul bet 
geführt oder ihr doch wieder angenähert werden. Es wird verwe 
als „Mittel“ zu Erreichung eines beſtimmten Zieles und iſt ug 
zwanglos der Vorſchrift des SSOb einzuordnen. Der 
Letztere gilt im ganzen Bereich des Monopolgeſetzes. in. 
Angekl. hat das Mittel demnach im Geltungsbereich des 8 80 b 1 
geboten. Ob das ſchließliche Ziel des Angebots auf Verwertung a 
Auslande ging und eine dort erfolgte Verwertung gegen das 0 
polgeſetz verſtößt, iſt ohne Bedeutung. Mittel und Veranſtaltung 
ſolcher Art ſollen eben im Monopolbereiche nicht angeboten werde 
Nur durch ſolche klare Handhabung kann der Gefahr entgehen 
getreten werden, die gerade in Ankündigungen der vom Ange el. 9 
brauchten Art liegt. 
(SLG. Hamburg, StrSen., Urt. v. 3. Juli 1930, R II 135/30) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 


* 
Naumburg. 


20. 88 6, 10 und 12 Maßd. Die Benüpung amtlic 
geprüfter Meßgeräte, auf denen die Eichſtempelung (ge 
leſerlich geworden oder auf denen überhaupt feine IP 
ſichtbar iſt, begründet nicht die Strafbarkeit. f) 25 

Das Ach. hat in tatſächlicher Hinſicht feſtgeſtellt, daß . 
Angekl. am 4. Dez. 1929 bei ſeinem Fiſchhandel unter anderen 9 
eichten Gewichten drei Gewichte benutzt hat, auf denen berhach 
kein Eichſtempel ſichtbar war, und ein Gewicht, bei dem ice 
der Reit der Zahl zu bemerken war, die nicht mehr mit Sich 
feſtgeſtellt werden kounte. alig 

Die Angabe des Angekl., daß die fraglichen Gewichte lehman 
im Jahre 1927 geeicht und die Eichſtempel nur durch den Ver opt 
abgenutzt und unleſerlich geworden feien, konnte nicht wibe 
werden. Das AG. hat deshalb den Angekl. von der Anklage | 
Übertretung der Maß. freigeſprochen. { ſeinem 

Da die beanſtandeten Gewichte von dem Angekl. bei ſen des 
Fiſchhandel, alſo im öffentlichen Verkehr zwecks Beſtimmung ai 
Umfangs von Leiſtungen und in Ausübung eines Gewerbes ſbar 
gewandt worden find, würde er ſich nach 886, 22 Maß. IMd id 
gemacht haben, wenn die Gewichte nicht geeicht waren. Die Ener 
hängt hiernach allein davon ab, was i. S. des 86 Maß 
„geeichten“ Gewichten zu verſtehen iſt, ob ein einmal ordnu 
geeichtes Gewicht dieſe Eigenſchaft auch dann behält, wenn der 
ſtempel ſpäter verlorengeht, oder ob ein ſolches Gewicht nur l 
als geeicht anzuſehen iſt, als es einen deutlich erkennbaren 
ſtempel trägt. 192² 

Das DRS. Marienwerder hat in feiner Eutſch. v. 12. Okt. vum 
(JW. 1923, 619%) die letzte Anſicht vertreten, in feiner Entſch. an 
1. Dez. 1924 (JW. 1925, 2278) den anderen Standpunkt ge 
genommen. Dieſen hält auch der Rege. Drewitz in ſeiner Auch 
ſprechung der beiden Eutſch. (. IW. 1925, 2278) für richtig. fat 
Stenglein Bd. 1 Anm. 9 billigt dieſe Auffaſſung. Der Sen. 
fi) dem angeſchloſſen. 0 

Die Maß. ſpricht ic) hierüber nicht aus; fie beſagt im und 
lediglich, daß die Eichung in der vorſchriftsmäßigen Prüfung 
Stempelung durch die zuſtändige Behörde beſteht. deren 

Auch die Eichordnung (v. 8. Nov. 1911 [RGGBl. 960), 
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— „ in 
Zu 20. Das Rev. irrt, wenn es annimmt, daß ich mid m 
JW. 1925, 2278 dem Standpunkt des OLG. Marienwerder in ut 
Urt. v. 1. Dez. 1924 angeſchloſſen hätte darin, daß ein Meß 
auch dann noch als geeicht i S. der Maß. gilt, wenn JENE, new 
zeichen innerhalb der Nacheichfriſt unleſerlich geworden oder ver 
gegangen ſind. % und 
Es iſt immer ein ſehr unerwünſchter Zuſtand, wenn erg chen 
dasſelbe OLG. in verſchiedenen Zeiten zu grundſätzlich engere 
Tatfällen entgegengeſetzte Auffaſſungen vertritt, ohne die f 
abweichende Meinung als aufgegeben zu bezeichnen. era rt 
Ich habe mich (a. a. O.) rückhaltlos zu der erften Aufl. 
des OLG. Marienwerder in feinem Urt. v. 12. Okt. 1922 
1923, 619) bekannt. Ben 
Den Ausführungen des NevG. vermag ich nicht zu 1 — in 
Nach § 10 MaßdO. beſteht die Eichung eines Meßgerütz de. 
deſſen Prüfung und Stempelung durch die zuſtändige Bolte 
Daraus folgt eindeutig, daß ein vorſchriftsmäßig amtlich geb' 
Meßgerät ohne die behördliche, vorſchriftsmäßige Stem pe 
nicht als geeicht i. S. des §S 10 Maß O. zu gelten hat. — nut 
Im eichpflichtigen Verkehr dürfen aber nach 86 Maß. 
geeichte Meßgeräte angewendet und bereitgehalten werden. iger! 
Der Geſetzgeber hätte auftett der Stempelung am . 


ya 


iR 
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nie beſtimmt, daß die den Vorſchriften der MaßdD. nicht mehr ent- 


der een Meßgeräte durch Beſeitigung oder Entwertung 
biefe, eichen verkehrsunfähig zu machen ſind, bietet für die Entſch. 


Frage keine Handhabe. 
rüte Der Eichſtempel ift das durch die Maßd. für eichpflichtige Ge 
NaßdBorgeſchriebene Zeugnis, daß das Gerät den Vorſchriften der 
durch ‚ entipricht. Die Beſeitigung oder Entwertung der Eichzeichen 
ausbendie, Eichbehörde iſt der Vorgang, durch den dieſes Zeugnis 
155 ücklich zurückgenommen wird. Dadurch wird das Gerät zweifel⸗ 
nicht einem ungeeichten, nicht verkehrsfähigen. Daraus folgt aber 
haben daß jeder Verluſt des Eichſtempels ſchlechthin dieſes Ergebnis 
aufß muß, denn die ausdrückliche Rückgängigmachung bzw. Wieder⸗ 
kom bung der Eichung iſt etwas anderes als das zufällige Abhanden⸗ 
mäßgen oder Unleſerlichwerden der Eichzeichen bei ſonſt ordnungs⸗ 
igen Gewichten und Meßgeräten. 
gerät Die Auslegung des Begriffs „geeicht“ dahin, daß nur Meß⸗ 
gemäß mit lesbarem Eichſtempel als geeichte anzuſehen ſind und 
dem dem nur verwendet werden dürfen, hat zwar für ſich, daß ſie 
Naß, wecke des Geſetzes, die Verwendung falſcher oder ungenauer 
Binder und Gewichte im Intereſſe der Verkehrsſicherheit zu ver⸗ 
Die u, beſſer entſpricht und fo eine wirkſame Kontrolle möglich iſt. 
band r. Geſichtspunkt kann aber, ſoweit es ſich um die Strafbarkeit 
dies „nicht als ausſchlaggebend erachtet werden. Da das Geſetz in 
meine unkte nicht eindeutig iſt, muß vielmehr nach den allge⸗ 
Auffaßz Regeln über die Auslegung von Strafgeſetzen die mildere 
Gewüſſung Platz greifen, nämlich daß nur der Gebrauch ſolcher 
etwa und Meßgeräte nach 88 6, 22 Maß. ſtrafbar iſt, die 
ſind 0 von der Eichbehörde überhaupt nicht geprüft oder geſtempelt 
oder Oder bei denen die Eichzeichen von der Behörde wieder beſeitigt 
Fri entwertet worden find, oder die nicht innerhalb der feſtgeſetzten 
Aachgeeicht worden ſind. 
geeich daß die von dem Angekl. benutzten Gewichte überhaupt nicht 
15 worden ſind, hat aber nicht feſtgeſtellt werden können. 
dem ns eine Verletzung der Nacheichpflicht des §8 11 Maßd. ift 
Zahl ngekl. nicht nachgewieſen. Es iſt nicht feſtgeſtellt, daß die 
war“ von der auf dem einen Gewichte noch ein Reſt wahrnehmbar 
Befunden hb geweſen iſt, daß alſo die letzte Eichung 1925 ſtatt⸗ 
1 abe. 
im „Laßt ji) dem Angekl. aber nicht widerlegen, daß die Gewichte 
ſtoß a hre 1927 geeicht worden ſind, ſo konnte ihm weder ein Ver⸗ 
die Magen $6 noch gegen § 11 Maß. nachgewieſen werden, denn 
Abla BO. ſchreibt auch nicht vor, daß die Meßgeräte ſchon vor 
werde der Nacheichfriſt des 8 11 Maßd. zur Nacheichung gebracht 
(© ! müffen, wenn die Eichzeichen unkenntlich geworden ſind. 
N. Naumburg, StSen., Urt. v. 4. Juni 1930, 8 179/30.) 


1 9 

Richt ebenſogut einen Eichſchein als amtliche Beglaubigung der 
ben gkeit eines Meßgeräts wählen können; das iſt nur vorgeſchrie⸗ 
ohne dee ganz kleinen Meßgeräten, die keine Stempelung vertragen, 
ſonſt durch Schaden zu leiden (ſiehe über ſolche 88 80, 100 Eichd.), 
das Poe nicht vorgeſehen, weil die Stempelung am Meßgerät für 
Desert olikum die leichtere Kontrolle der geſetzlichen Zuläſſigkeit 
zen im Warenhandel iſt. 

des mus den AusfBeſt z. Maßd., nämlich aus 8 12 EichD., folgt 
handenen, daß zur Verkehrsfähigkeit eines Meßgeräts das Vor⸗ 
lung a d ſelbſtverſtändlich die Erkennbarkeit der Eichſtempe⸗ 

hört. 


1908 Blato, einer der Mitarbeiter an der geltenden Maß O. von 
derſelz ſagt in feinem Komm. z. MaßO. in Erläuterung des 8 10 
wenn „als ungeeicht gelten Meßgeräte ohne Stempelung, auch 
ſind, as vorſchriftsmäßig von einer zuſtändigen Behörde geprüft 

enſo mit undeutlich gewordenen Stempel⸗ und Jahreszeichen“. 
Abfallen Technik der Stempelung iſt ſo vervollkommnet, daß ein 
0 


re RR : 
und ud einer Nach eichfriſt von zwei Jahren kaum mehr vorkommt 
ur heich 


Bert 

0 "Hulben des Benupers zurückzuführen ift. 
Hand 

Eichusdertehrs hat in ſolchen Fällen alsbald für Erneuerung der 


aber geduldet, 
gin, 5 Stempelzeichen innerhalb der Nacheichungsfriſt verloren- 


ein 195 würden dieſe nicht von ſolchen Meßgeräten zu unterſcheiden 
leitigungen von behördlicher Seite die Verkehrsfähigkeit durch Be⸗ 
deren 0 ber Eichzeichen entzogen wurde, auch nicht von ſolchen, 
ſichlich empelzeichen, weil länger als zwei Jahre zurückliegend, ab⸗ 
18 wür beſeitigt oder bis zur Unleſerlichkeit beſchädigt wären, und 
bis amit der ganze Eich⸗ und Nacheichzwang gemäß 88 6 
mac I der Maß O. aufs ernſteſte geſährdet fein. Unleſerlichkeit 
Koll No wie das Fehlen von Eichzeichen eine polizeiliche Kon 
ontrolſ rechtzeitigen Nacheichung unmöglich. Und die polizeiliche 
Iren ann und ſoll ſich nur auf eine äußerliche Nachſchau er⸗ 
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Rechtſprechung 


II. Verfahren. 


Berlin. 1. Strafprozeßordnung. 

21. 88 138, 346 Abſ. 1 StPO. Die Rechtfertigung der 
Reviſion durch die Ehefrau des Angeklagten iſt zuläſſig. 

Die Str. hat die Reviſion des Angekl. gem. 8 346 Abſ. 1 
SPD. als unzuläſſig verworfen, weil die Reviſionsanträge und 
ihre Begründung nicht vom Angekl. als Beſchw . perſönlich zu 
Protokoll des Urkundsbeamten angebracht worden waren, ſondern 
durch feine von ihm hierzu mit ſchriftlicher Vollmacht er- 
mächtigte Ehefrau. Die Frage, ob der BeſchwF. im Strafver⸗ 
fahren ſich bei der Ausübung ſeiner Rechte außerhalb der Haupt⸗ 
verhandlung durch andere Perſonen als den Verteidiger auf Grund 
einer Vollmacht vertreten laſſen dürfe, iſt beſtritten. Der Kommen⸗ 
tar von Loewe⸗Roſenberg, 18. Aufl., Anm. 6 zu 8 138 
StPO. und einzelne OLG. folgern allerdings aus der Tatſache, 
daß die SPD. ſolche Bevollmächtigte nirgends erwähnt, daß 
fi) ferner die Abgabe von Erklärungen für den Beſchuldigten ſach⸗ 
lich als ein Akt der Verteidigung darſtellt, die Unzuläſſigkeit der⸗ 
artiger Vertretungen. Der 1., 2. und 4. StrSen. des KG. haben 
jedoch demgegenüber in ſtändiger Rſpr. Handlungen, die außerhalb 
der Hauptverhandlung von Bevollmächtigten für den Beſchwß. 
vorgenommen werden, nicht als Verteidigung im engeren Sinne des 
Geſetzes, alſo nicht als genehmigungspflichtig angeſehen, zumal die 
beſonderen Gefahren, die der Geſetzgeber bei der Beſtimmung des 
8 138 Abſ. 1 StPO. im Auge gehabt hat, für die Wahrnehmung 
der Intereſſen von Angekl. außerhalb der Hauptverhandlung in 
irgendwie erſichtlichem Maße nicht beſtehen (vgl. 4 V 218/28; 
1 8 257/21 und 1184/26: Goltd Arch. 71, 227; 1 8 276/80; 2 W 
330/29; ferner die Zitate in Loewe-Roſenberg a. a. O.). 

(KG., 4. FerStrSen., Beſchl. v. 8. Sept. 1930, 4 W 189/30.) 
Mitgeteilt von AGR. Bruſt, Potsdam. 


* 
Dresden. 

22. 8 264 Abſ. 1 StPO. Zwei ſelbſtändige Begeben⸗ 
heiten find auch durch Annahme eines Fortſetzungszu⸗ 
ſammenhanges nicht zu einer Handlung von rechtlicher 
Einheit zuſammenzufaſſen. f) 

Die Reviſionsbeſchwerde geht dahin, daß durch das LG. gegen 
8264 Abſ. 1 StPO. verſtoßen worden ſei, inſofern es auch die 
Außerung des BeſchwF. gegenüber der Privatkl. L.: „Halten Sie 
die Freſſe, Sie freches Weib, ſonſt hau ich Ihnen noch paar runter!“ 
und inſoweit eine „andere Tat“ als die im Eröffnungsbeſchluſſe be⸗ 
zeichnete zum Gegenſtand der Urteilsfindung gemacht habe. 


des Geſetzes das OLG. Poſen in einem Urt. v. 12. März 1905; ebenſo 
ſpricht ſich auch Bazille-Meuth, Maß⸗ und Gewichtsrecht, 1913 
S. 269 und 274, aus. 

Eine Duldung von Meßgeräten im eichpflichtigen Verkehr mit 
unkenntlichen Eichzeichen oder gar ohne ſolche entſpricht nicht den 
Abſichten des Geſetzgebers. 

Die Auslegung des Rev. iſt nicht zu billigen. 

RegR. Dr. Drewitz, Berlin. 


Zu 22. Das OLG. beanſtandet es mit Recht, daß der Angekl. nicht 
nur wegen der im Eröffnungsbeſchluß bezeichneten Tat, ſondern noch 
wegen einer weiteren Tat verurteilt wurde, ohne daß dies etwa 
auf Grund des 8266 SPD. zuläſſig geweſen wäre. 

Es lagen vor allem, entgegen der Annahme der Vorinſtanz, 
die Vorausſetzungen der 88 264, 265 StPO. nicht vor, die die Ab⸗ 
urteilung einer und derſelben Tat ermöglichen, welche der Eröffnungs⸗ 
beſchluß dem Angekl. bereits zur Laſt legte, ohne ſie voll⸗ 
ſländig oder richtig erkannt zu haben. Das NevGer. hat mit Recht 
in dem gegebenen Falle das Vorliegen eines fortgeſetzten Deliktes, 
das ja unter §§ 264, 265 SPD. fallen würde, verneint. Die 
zugrunde liegenden Vorkommniſſe beſtanden darin, daß der Angehl. 
zunächſt den Privatkl. nach § 185 StGB. beleidigte und eine 
Stunde ſpäter im Laufe einer dienſtlichen Unterredung gegenüber 
einem interpellierenden Gemeindebeamten dem Privatkl. eine ſtraf⸗ 
bare Handlung nachſagte. Es wird ausdrücklich feſtgeſtellt, daß die 
ſpätere Ausſprache mit dem Gemeindebeamten dem Täter gänzlich 
unvorhergeſehen kam. Damit wird die Möglichkeit ſo gut wie aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Täter von vornherein auf Grund eines ein⸗ 
heitlichen Planes, d. h. mit dem vorher gefaßten Vorſatz handelte, 
die einheitlich vorgeſtellte Beleidigung in eine üble Nachrede (oder 
Verleumdung) ausmünden zu laſſen. Das Gegenteil wäre zwar denk⸗ 
bar, widerſpricht aber ſo ſehr aller Lebenserfahrung, daß mangels 
nachgewieſener beſonderer Umſtände das RevGer. eine ſolche ganz 
entfernte Möglichkeit nicht in Betracht zu ziehen hatte. 

Ebenſowenig wie ein fortgeſetztes Delikt war ſonſtwie eine 
Tateinheit i. S. der 88 264, 265 StPO. gegeben. Tatidentitat in 
dieſem Sinne iſt auch bei Realkonkurrenz i. S. des 874 SGB. 
nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen (3. B. wenn eine Anklage auf Dieb⸗ 
ſtahl lautete, die Verurteilung wegen Begünſtigung dieſes Dieb⸗ 
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ö 1 ſein 

Sie ift begründet. Gegen die Perſon des Beſchw§. iſt das Wege des 8 266 Abſ. 1 SPD. nicht mehr möglich geweſen 9 
Privatklageverfahren nur wegen der zum Gemeindebeamten B. ge (NESt. 42, 91; 62, 132). 
a 1 „Die L. 9 7 uns An Bi Socken an ße (OLG. Dresden, Urt. v. 11. Febr. 1930, 2 O8t 301/29.) 
öffnet worden, während nach Ausweis der Akten jene andere Auße⸗ 1 A Speäden 
rung zuerſt vor dem BG. zur Sprache gekommen iſt. Mitgeteilt von OSta. Dr Alfred Weber, Dre 

Der im angefochtenen Urteil feſtgeſtellte Sachverhalt ergibt, daß 4 pie 
die Außerung des BeſchwF. gegenüber der Privatkl. am 925. Okt. 23. 85 304, 473 Abſ. 1 Stpo. Das Gericht Fr 
1928 gelegentlich eines Auftrittes zwiſchen dieſer und jeiner Frau, Erſtattung der notwendigen Auslagen aus der 1 
feine Bemerkung zu B. aber etwa eine Stunde ſpäter bei einer dienſt⸗ kaſſe auch nachträglich noch anordnen. Der Staa auf‘ 
lichen Befragung durch dieſen erfolgt iſt. Die erſtere Außerung als kann den die notwendigen Auslagen der Staatskaff 
vom Eröffnungsbeſchluſſe mitumfaßt anzuſehen, war nur angängig, erlegenden Gerichtsbeſchluß anfechten. — 
wenn ſie mit der letzterwähnten Bemerkung zur ſelben „Tat“ i. S. Die Staatsanwaltſchaft hat ihre Berufung gegen das die An nd’ 
des 8264 Abſ. 1 StPO. gerechnet werden konnte. Ihrem dem Geiſte freiſprechende Urteil erſter Inſtanz im Laufe der Berufungsverhee⸗ 
dieſer Geſetzesſtelle zu entnehmenden verfahrensrechtlichen Be⸗ lung mit Zuſtimmung der Angekl. zurückgenommen. Durch den 
griffe nach bedeutet „Tat“ alles dasjenige Geſchehen, was in feinem kündeten Gerichtsbeſchluß iſt hierauf das Verfahren eingeſtellt wa | 
Verlaufe das natürliche Bild ein und derſelben Begebenheit unter Belaftung der Staatskaſſe mit den Koſten des Verfahr 
darbietet. Daß die beiden Außerungen ein ſolches Bild lieferten, kann Einige Zeit nach der Hauptverhandlung ſind dann durch den 4 im 
nicht anerkannt werden. Vielmehr ſtellen fie ſich als zwei ſelb⸗ fochtenen Beſchluß des BG. der Staats kaſſe auch die der Angel. 0 
ſtändige Begebenheiten dar. Das zweite Geſchehen war nicht bloß zweiten Rechtszug erwachſenen notwendigen Auslagen auf 


zeitlich vom erſten losgelöſt, es ereignete ſich auch unter völlig ver⸗ des Verteidigers auferlegt worden. il; 
änderten Verhältniſſen. Das eine Mal handelte es ſich um einen Die Beſchwerde der Staatsanwaltſchaft gegen dieſe Eniſch. 
inmitten eines Auftrittes an die Privatkl. gerichteten Zuruf, das nach $ 304 StPO. zuläſſig. Sie iſt aber nicht begründet. ug 
andere Mal um eine im Rahmen einer dienſtlichen Unterredung Die BeſchwF. vertritt im Anſchluß an die Rſpr. des KG. \ 


gemachte Angabe. Fehlt jedoch der natürliche Zuſammenhang des Ge- Alsberg: OLG. III, 549) die Anſicht, daß die nachträglich , 
ſchehens, der in 8 264 Abſ. 1 StPO. für den prozeßgeſetzlichen Begriff ordnung der Erſtattung der notwendigen Auslagen aus der Senat 
der „Tat“ vorausgeſetzt wird, ſo kann er durch die nur künſtliche Kaffe unzuläſſig iſt. Dieſer Rechtsauffaſſung vermag ic der 
Zuſammenfaſſung von Vorgängen zu einer „Handlung“ von rechtlicher in dieſer Allgemeinheit nicht anzuſchließen. . 
Einheit, wie ſie das LG. durch Annahme eines Fortſetzungszuſammen⸗ Wenn eine Hauptverhandlung mit einem Urteil ſchließt; e 
hangs zwiſchen den beiden Außerungen vorgenommen hat, nicht er⸗ die in dem Urteil getroffene Koſtenentſch. für das erk. Gericht rage 
ſetzt werden (RGSt. 61, 317). Im übrigen war im vorl. Falle auch dend, auch wenn ein der Entſch. bedürftiger Punkt der see 
die Zuſammenfaſſung zur rechtlichen Einheit einer Fortſetzungs⸗ bei der Urteilsfällung verſehentlich übergangen worden iſt. ab⸗ 
handlung deswegen nicht begründet, weil nichts die Annahme unter⸗ eine Abänderung oder auch nur Ergänzung des Urteils iſt nach 
ftügt, daß der BeſchwF. ſchon bei der zuerſt getanen Außerung feine geſehen von offenſichtlichen Schreib⸗ oder Faſſungsfehlern — ber 
ſpätere Ausſprache gegenüber dem Gemeindebeamten, deſſen dienſtliche der Verkündung nicht mehr zuläſſig. Dieſe Grundſätze gelten aich 
Interpellation ihm gänzlich unvorhergeſehen kam, in ſeinen Vorſatz nicht für Beſchlüſſe. Im Gegenteil ſind die Gerichte grund mit 
mitaufgenommen gehabt hätte. Da demnach beim Mangel natürlichen befugt, ihre eigenen, einer Rechtskraft nicht fähigen, d. h. nicht vz 
Zuſammenhangs die der Privatkl. gegenüber getane Außerung nicht ſoſortiger Beſchwerde anfechtbaren Beſchlüſſe und Verfügun ri 
zu ber im Eröffnungsbeſchluſſe bezeichneten „Tat“ gehörte, durfte fie ändern und zurückzunehmen, wenn jie einen Anlaß hierzu en dez 
nicht mit zum Gegenſtand der Urteilsfindung gemacht werden. Das Es iſt deshalb auch bei Gerichtsbeſchlüſſen, welche die Einhell ud 
letztere hätte übrigens im gegenwärtigen Falle, weil diefe Außerung Verfahrens aussprechen, mindeſtens eine Ergänzung hinſu , er 
zum erſten Male in der Berufungsverhandlung gerichtlich eines in der Entf. übergangenen Punktes für ftatthaft 3 im 
zur Sprache kam, ſogar dann nicht geſchehen dürfen, wenn fie auch achten, einerlei, ob fie außerhalb der Hauptverhandlung ober 
ſchon vom LG. als ſelbſtändige Tat aufgefaßt und in dieſer Ver⸗ Rahmen derſelben ergehen. % hender 
handlung von der Privatkl. nach Stellung beſonderen Strafantrags Um einen ſolchen Fall handelt es ſich aber in vorliegſ hat 
unter Zuſtimmung des Angekl. Antrag auf ihre Mitaburteilung ge» Sache. Die zuläſſige Rücknahme des von der Staatsauwaltſ en 
ſtellt worden wäre, denn die Einbeziehung einer neuen ſelbſtändigen eingelegten Rechtsmittels hatte nach den geſetzlichen Beſtmm 50 
Tat in das Strafverfahren erſt durch das BG. würde ſelbſt im die notwendige Folge, daß die gerichtlichen Koſten des Berufen 


verfahrens der Staatskaſſe zur Laſt fielen (8 473 Abſ. 1 = 


ni il 
igel 
ſtahls erging). Wo die Grenzen der Tatidentität liegen, iſt nicht durch die Einlegung des Rechtsmittels erwachſenden not 
leicht zu ſagen. Das OLG, verlangt, es müſſe ſich das natürliche Auslagen der Staatskajfe aufgebürdet werden. Ob dies ge! pon 
Bild einer und derſelben Begebenheit darbieten. Nach RcSSt. 61, ſoll oder nicht, hat das Gericht nach pflichtmäßigem Ermeſt gel 
314 (17) umfaßt die Identität der Tat den vom Eröffnungsbeſchluß Amts wegen zu prüfen und zu entſcheiden. Ein Antrag des r il 
betroffenen Vorgang einſchließlich aller damit zuſammenhängenden oder Verkeidigers auf Erſtattung der Auslagen hat hierbei gil 
oder darauf bezüglichen Vorkommniſſe und tatſächlichen ſofern Bedeutung, als er das Gericht nötigt, im Falle der 1 
Umſtände, die geeignet ſind, das in dieſen Bereich fallende Tun des übernahme der Koſten auf die Staatskaſſe dies ausdrücklich = a’ 
Angekl. unter irgendeinem rechtlichen Geſichtspunkt als ſtrafbar ſprechen. Aus dem Einſtellungsbeſchluß in d mit degli 
erſcheinen zu laſſen. Nach dieſer Formel wäre die Entſch. des vorl. gefochtenen Entſch, iſt nun zu entnehmen, daß das G. bei er 
Falles zweifelhaft, Maßgebend wird für 8265 StPO. vielmehr fein des Einſtellungsbeſchluſſes die Frage der Auslagenerſtattung daher 
die Identität des zur Laſt gelegten Vorgangs, ein⸗ haupt nicht geprüft hat, wie es ſeine Pflicht war. Es war Gn⸗ 
ſchließlich der zu ſeiner Ermöglichung oder zur befugt, nachträglich den in der Hauptverhandlung erlaſſenen ber⸗ 
Erreichung etwaiger Zielvorſtellungen begangenen ſtellungsbeſchluß hinſichtlich dieſes entſcheidungsbedürftigen, aus age 
Handlungen ſowie der nachträglichen Begünſti⸗ ſehentlich übergangenen Punktes der Koſtenfrage durch den 


gungen oder Verfehlungen, welche die gleiche Tat fochtenen Beſchluß zu ergänzen. 0.80) 
betreffen. Danach wäre Tatidentität z. B. anzunehmen, wenn (OL. Dresden, Beſchl. v. 11. Juli 1930, 2 OSt Reg 3600 
der Täter an der Tat nicht teilnahm, ſie aber durch pflichtwidrige Mitgetellt von OStül. Dr. Alfred Weber, Dresd 


Nichtanzeige ermöglichte, wenn er die bei ihm gefundenen Sachen 
ſich nicht durch Raubmord verſchafft, ſondern ſie nur einem bereits 8 ann 
tot Aufgefundenen abgenommenen hat, ebenſo wenn er eine Sache 24. 8 412 StPO. Nur die erſte Ladung zur Heine! 
nicht durch Diebſtahl, ſondern durch Kauf vom Diebe erlangt hat, verhandlung muß den Hinweis auf die Folgen 

wenn er nicht ſelbſt der Täter eines Deliktes war, ſondern nur in Ausbleibens des Angeklagten enthalten. echte 
Begünſtigungsabſicht den Verdacht auf ſich gelenkt hat. Eine derartige Im Berufungs verfahren iſt eine Verwerfung des N zur 
Tatvorgangseinheit fehlt, wenn der Täter auf Grund eines und mittels nach 8 329 SPD. nur ſtatthaft, wenn der Beſchwös 320 
desſelben Grolles bei verſchiedenen Anuläſſen die nämliche Perſon Berufungsverhandlung ordnungsgemäß, alſo auch mit dem in 8 iſt. 


bald beſchimpft, bald bei neuer, nicht vorausgeſehener Gelegenheit Abf. 1 Satz 2 StPO. vorgeſchriebenen Hinweiſe geladen worde n 
einer ſtrafbaren Handlung bezichtigt. Dagegen hält das LG. die Anwendung des 8 412 StPO. aug iger 

Es ift endlich richtig und allgemein angenommene Anſicht, daß für zuläſſig, wenn die Ladung des Angekl. keinen ausben hae 
die unter den Vorausſetzungen des 8 266 StBD. zuläſſige Ab- Hinweis auf die geſetzlichen Folgen ſeines Ausbleibens Rechte, 
urteilung einer neuen im Eröffnungsbeſchluſſe nicht angenommenen habe. Es ſtützt feine Anſicht darauf, daß die Belehrung über? Por, 


Tat dann unterbleiben muß, wenn die neue Tat erſt während des folgen in der StPO. die Ausnahme bilde, daß es an ei uch 
Berufungsverfahrens aufgegriffen wird. Damit würde dem Angekl. ſchrift über die Notwendigkeit des fraglichen Hinweiſes er 
eine Inſtanz genommen, worüber er fih als Laie bei feiner Zu⸗ Strafbefehlseinſpruchsverfahren fehle und daß dies zu dene 4 
ſtimmung zur ſofortigen Aburteilung nicht immer klar iſt; ferner nötige, daß das Geſetz für die Ladung des Angekl. in g 
würde das BG. mit einer ihm nicht mehr zuſtehenden Tätigkeit br Verfahren den Hinweis auf die geſetzlichen Folgen des eſehen 1 
faßt werden. erſcheinens nicht als weſentlichen Beſtandteil der Ladung 21 gi 
Prof. Ur. Köhler, Erlangen. wiſſen wolle. Des weiteren betont es aber, daß die Ange 


Ee we es 
Allen Ver 


den 8 handlungstermine, der beim Ausbleiben der Angekl. auf 
Finde. Okt. 1929 verlegt wurde, unter dem formularmäßigen 
word eis auf die geſetzlichen Folgen des Nichterſcheinens geladen 
haltene war und daß im übrigen der in der zweiten Ladung ent. 
mehr 5 Hinweis auch dahin ausgelegt werden konnte, daß es nicht 
gelaſſeg enge, wenn fie ſich, wie ihr in der erſten Ladung nach⸗ 
5 un 
00 

90% orführung — perſönlich kommen müſſe. Schließlich gibt das 
ewa biner Überzeugung davon Ausdruck, daß die Angel. nicht 


rden 
ab haupt 
fra nicht, Kann zweifelhaft ſein. Selbſt wenn aber das Fehlen des 
zufaſſe n Hinweiſes als ein weſentlicher Mangel der Ladung auf⸗ 

zen wäre, jo würde dies nach Anſicht des Senats doch immer 
die Ladung zu dem erſten, nach erfolgtem Einſpruch gem. 


5 r für die ſpätere Ladung zu einem neuen 
von n. ine. Ebenſowenig wie die Friſtbeſtimmung des $ 217 SPD. 
erſten dem Plaz greift, wenn es ſich um die Ladung des in der 
dauptoe euptverhandlung ausgebliebenen Angekl. zu einer neuen 
delt Kerhandlung oder um die Vorführung zu einer ſolchen han⸗ 
ebene ö we Roſenberg, Komm. z. Hp. 8 217 Anm 9), 
weiſeg enig erſcheint die wiederholte Aufnahme des fraglichen Hin⸗ 
wenn die die Ladung zur neuen Hauptverhandlung erforderlich, 
Vero ie erſte Ladung, wie im vorl. Falle, unter ausdrücklicher 
Neibenz ng vor den geſetzlichen Solgen unentſchuldigten Aus⸗ 
des 5 erfolgt war. Hatte die Angekl. ſchon der erſten Ladung 
ſich eldenweiſes ungeachtet keine Folge geleiſtet, jo ſtellte 
üderfünne, nochmalige Verwarnung in der zweiten Ladung als eine 
laſſunaſſige und 8 Maßnahme dar, durch deren Unter⸗ 
Angeß die Angekl. nicht beſchwert ift. Der Einwand der Rev., die 
Schluß habe aus dem Durchſtreichen des Hinweiſes einen falſchen 
ſehen ziehen können, verdient deshalb keine Beachtung, ganz ab⸗ 

davon, daß er von der Str. für widerlegt oder mindeſtens für 


un d 
des weil die Beſtimmung des § 412 Abſ. 1 nur auf den Beginn 
Löwer 
O Dresden, Urt. v. 9. Juli 1930, 1 08t 118/30.) 
Mitgeteilt von OStel. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Laſſeldorf. * 


mug. 8 412 StPO. Der Einſpruch eines ausgebliebenen 
frühe agten iſt auch dann zu verwerfen, wenn er in einem 
war. yen Verhandlungstermin entſchuldigt ausgeblieben 


& Im vorl. Falle iſt die Verwerfung des Einſpruchs wegen 
Danbn, des Angekl. erfolgt, nachdem er in einem früheren Ver⸗ 
, Bstermin entſchuldigt ausgeblieben war. Das BayOhL®. 

einem Urt. v. 15. Okt. 1928 (DRZ. 1928 Sp. 425 Nr. 949) 


auf Ein 25. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen: 8 412 StPO. ſieht für die 
unber uuſpruch des Angekl. gegen den amtsrichterlichen Strafbefehl 
lich 8 Hauptverhandlung ein Kontumazverfahren vor, das ähn⸗ 

Eftenigen für die Ber Inſt. (5329 StPO.) ausgeſtaltet iſt. 
ing g, puch des ohne genügende Entſchuldigung ausgebliebenen 


as ſon iſt ohne Beweisaufnahme durch Urt. zu verwerfen, gegen 
ereg = ag die Berufung wie auch — mit Ausnahme des in Abſ. II 
Stand en Falles — der Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen 


gestützt gegeben iſt; beide Rechtsmittel können allerdings nur darauf 
5 zwerden, ein Fall der Säumnis habe nicht vorgelegen. 
Faup e Rſpr. hat die Anwendung dieſer Beſtimmung auf die erſte 
detrieh handlung beſchränkt: ihr Sinn ſei, den ordnungsmäßigen 
bus Verfahrens zu ſichern und deſſen beliebiger Verſchlep⸗ 
dacdiene ch den Angekl. vorzubeugen. Sei dieſer im erſten Termin 
ang, gleichgültig, aus welchem Grunde dann die Verhandlung 
Wi De: ausgeſetzt wurde, jo könne eine Verſchleppungsabſicht 
gandlun hr unterſtellt werden, wenn er in einer weiteren Hauptver⸗ 
eblaußts ausbleibe. Bay.: DRZ. 1928 Sp. 425 Nr. 949 hat 
einge dieſen Grundsatz auch dann anwenden zu müͤſſen, wenn der 
Rum 7 im erſten Termin zwar nicht erſchienen, aber ordnungs⸗ 
Ants . ochutbigt geweſen ſei. Allein in dieſem Falle ift, wie die 
Re pi: tig ausführt, weder ein jicheres Indiz für noch gegen die 
Aigkeit des Angekkl., zur glatten Abwicklung des Verfahrens 
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den Standpunkt vertreten, daß § 412 Abſ. 1 StPO. auch dann nicht 
anwendbar ſei, wenn der Angell. im erſten Termin nicht er⸗ 
ſchienen ſei, aber ſein Ausbleiben genügend entſchuldet habe und 
infolgedeſſen die Verhandlung habe ausgeſetzt werden müſſen. Dieſer 
Auffaſſung kann nicht beigepflichtet werden. Da nämlich das Geſetz 
den Angekl., der nach Einlegung des Einſpruchs in der Hauptver⸗ 
handlung nicht erſcheint, ſo behandelt, als ob er den Einſpruch 
zurückgenommen habe, eine Zurücknahme des Einſpruchs aber nur bis 
zum Beginn der Hauptverhandlung zuläſſig iſt (8 411 Abſ. 1 StppO.), 
kann die Verwerfung des Einſpruchs ſo lange erfolgen, als das Ge⸗ 
richt nicht in die Verhandlung eingetreten iſt (vgl. auch OLG. 
Roſtock v. 9. Nov. 1927 bei Alsberg, Strafproz. Entſch. der 
OLG. Bd. III Nr. 147 und in HöchſtatRſpr. 1928 Nr. 194). Ein Be⸗ 
ginn der Hauptverhandlung i. S. des 8 411 SPD. liegt aber nicht 
vor, wenn der frühere Verhandlungstermin wegen entſchuldigten 
Ausbleibens des Angekl. hatte vertagt werden müſſen. Die hier ver⸗ 
tretene Auffaſſung über die Tragweite des § 412 SPD. widerſpricht 
auch nicht dem Zwecke der Geſetzesbeſtimmung, der in den Motiven 
zur StPO. dahin erläutert wird, daß eine Verſchleppung der Straf⸗ 
vollſtreckung durch den Angekl. verhindert werden ſolle. Wenn näm⸗ 
lich der Angekl. in dem früheren Einſpruchstermin erſchienen und 
die Verhandlung aus irgendwelchen Gründen ausgeſetzt worden iſt, 
dann kann allerdings von einer Verſchleppungsabſicht keine Rede 
mehr fein, da der Angehl. durch ſein Erſcheinen den ernſtlichen 
Willen bekundet hat, zur Erledigung des Straffalles beizutragen, 
und die Ausſetzung aus ſachlichen Gründen, vielleicht ſogar wider 
den Willen des Angekl. erfolgte. Iſt dieſer aber ſchon im erſten 
Verhandlungstermin, wenn auch mit Entſchuldigung, ausgeblieben, 
fo ſpricht dies, wie die Str. zutreffend ausführt, weder für noch 
gegen ſeine Verſchleppungsabſicht. Eher kann man, wenn er auch 
im zweiten Verhandlungstermine und diesmal ohne Entſchuldigung 
ausbleibt, hieraus rückſchließend folgern, daß er auch ſchon zur Zeit 
des erſten Verhandlungstermins nicht die ernſte Abſicht hatte, zur 
Erledigung der Sache betzutragen. Dies gilt im vorl. Fall um ſo mehr, 
als bereits das zum erſten Verhandlungstermin eingereichte ärztliche 
Zeugnis mit großer Wahrſcheinlichkeit erkennen läßt, daß der 
Angekl. bei einigem guten Willen die Möglichkeit gehabt hätte, 
vor Gericht zu erſcheinen. Der Augekl. kann ſich auch nicht darüber 
beſchweren, daß er durch das von den Vorinſtanzen geübte Ver⸗ 
fahren zur Aburteilung gelangt ſei, ohne vor Gericht zur Sache 
gehört worden zu fein. Denn einmal hatte das AG. gemäß $ 408 
SPD. vor Erlaß des Strafbeſehls eine Prüfung der Schuld⸗ und der 
Straffrage vorgenommen, und ſodann hatte der Angekl., wenn er 
glaubte, den zweiten Verhandlungstermin vor dem AG. ohne 
eigenes Verſchulden verſäumt zu haben, gemäß 8 412 Abſ. 2 
StpO. die Möglichkeit, die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
zu beantragen. Legte er aber Berufung ein, ſo mußte er damit 
rechnen, daß das BG. nur die Auslegung des 8 412 Sto. durch 
das AG. nachprüfte, da nach der einhelligen höchſtrichterlichen Rſpr. 
die Berufung gegen das den Einſpruch wegen Säumnis des Angell. 
verwerfende Urt. nur darauf geſtützt werden kann, daß der Fall der 
Säumnis i. S. des § 412 StPO. nicht vorgelegen habe. 
(OLG. Düſſeldorf, StrSen., Urt. v. 8. März 1930, 8 543/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. G. Pünnel, Duisburg. 
* 


Hamburg. 

26. § 360 Abi. 2 StPO. Iſt bei einem Verurteilten 
gegen Stellung einer Kaution vor rechtskräftiger Entſch. 
über einen ſchwebenden Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens die Strafvollſtreckung unterbrochen, ſo iſt 
nach rechtskräftiger Anordnung der Wiederaufnahme des 


mitzuwirken, geſchaffen. Erſt durch ſein Erſcheinen in der neu an⸗ 
beraumten Hauptverhandlung kann der Angekl. den Nachweis er⸗ 
bringen, daß ihm eine Verſchleppungsabſicht fernliegt, und hiermit 
ein für allemal für den weiteren Gang des Verfahrens, ſelbſt wenn 
noch ſo viele Vertagungen ſtattfinden, ſeine Kontumazierung abwenden. 

Zu Unrecht beruft ſich das Bay Obe. zur Begründung ſeiner ab⸗ 
weichenden Anſicht auf feine eigene Entſch.: DRZ. 1925 Sp. 172 
Nr. 492 und Jurqdſch. 2 Nr. 1457. Denn in beiden Urt. handelte 
es ſich um Fälle, in denen der Angekl. im erſten Termin erſchienen 
war. Das entſchuldigte Nichterſcheinen kann aber bei der Beurteilung 
der Verhandlungswilligkeit des Angekl. dem tatſächlichen Erſcheinen 
vor Gericht ſchon deshalb nicht gleichgeſtellt werden, weil gerade 
das wiederholte Ausbleiben die Vermutung ſehr nahelegt, daß der 
Angekl. ſchon das erſtemal eine Entſchuldigung nur vorgeſchützt und 
in Wirklichkeit die Hinauszögerung des Verfahrens gewollt habe. 
Gegen dieſe Rſpr. beſtehen um fo weniger Bedenken, als die recht⸗ 
zeitige Stellung des Wiedereinſetzungsantrages bzw. die Einlegung 
der Berufung dem Angekl. die Möglichkeit geben, doch noch eine 
Sachentſcheidung zu erwirken, vorausgeſetzt, daß er nachweiſt, die 
Verwerfung ſei zu Unrecht erfolgt, ſein Ausbleiben ſei entſchuldigt, 
d. h. objektiv entſchuldbar geweſen (Loewe⸗Roſenberg, 8412 
Anm. 3). 

RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 
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Verfahrens die geleiſtete Kaution zurückzugeben, falls 
nicht Fluchtverdacht vorliegt. 5 

Welche Wirkungen die Verordnung der Wiederaufnahme des 
Verfahrens und der Erneuerung der Hauptverhandlung hinſichtlich 
der Vollſtreckbarkeit des von dem Wiederaufnahmeantrag be⸗ 
troffenen Urteils hat, ob letzteres „feine rechtliche Wirkſamkeit 
völlig verloren hat“ (RGSt. 30, 421), oder ob dieſe jo lange un⸗ 
berührt bleibt, als nicht die Aufhebung oder Abänderung erfolgt, 
iſt nicht zweifellos. Der StrSen. hat ſich in ſeinem Beſchluſſe vom 
17. Mai 1926 (BS St 174/26) auf den letzteren Standpunkt ge⸗ 
ſtellt und hält an dieſem aus praktiſchem Bedürfnis (vgl. Löwe, 
StPO., 18. Aufl., 8 360 Anm. 1 S. 868) und mit Rückſicht auf 
die Wortfaſſung des § 373 Abſ. 1 StcßßO. (verb. „in der erneuten 
Hauptverhandlung iſt das frühere Urteil aufrechtzuerhal⸗ 
ten‘ oder unter ſeiner Aufhebung anderweit in der Sache zu 
entſcheiden“) feſt. 

Danach wird im Falle des 8 370 Abſ. 2 EVD. die Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils zwar nicht grundſätzlich unzuläſſig, es kann 
aber die Unterbrechung der Vollſtreckung angeordnet werden. Solche 
Unterbrechung war in dem früheren Stadium des Verfahrens von 
einer Sicherheitsleiſtung abhängig gemacht. Nachdem in weiterer 
Durchführung des letzteren es aber zu einer Beſchlußfaſſung nach 
§ 370 Abſ. 2 SPD. gekommen iſt, kann nach der Sachlage von 
einer Feſthaltung der geleiſteten Sicherheit abgeſehen werden. Nach 
Auffaſſung des StrSen. wird der Verurteilte auch bei Wegfall der 
durch die Sicherſtellung geſchaffenen Bindung, nachdem er ſich in 
der früheren Hauptverhandlung freiwillig geſtellt und bereits mehr 
als ein Jahr der Strafe verbüßt hat, ſich ſchwerlich dem weiteren 
Verfahren entziehen, zumal ein Erfolg ſeiner Wiederaufnahme⸗ 
beſtrebungen ſolchenfalls kaum zu erwarten wäre. 

(OLG. Hamburg, Beſchl. v. 14. April 1930, Bo St 97/30, V 1495/27.) 
* 


27. 8 467 Ubf.2 StPO. Freiſprechung aus anderen 
Gründen, als dem Angeklagten erwünſcht ift, euthält keine 
Beſchwerung. Die Ausübung des Ermeſſens aus 8 467 
Ab ſ. 2 StPO. iſt in ſoweit reviſibel, als fie auf erſichtlich 
falſchen rechtlichen Erwägungen beruht. 

Die Verhandlung in der erſten Inſtanz brachte das Gericht zu 
der Überzeugung, daß der Angehl. der Tat an ſich ſchuldig, aber wegen 
ſeines geiſtigen Zuſtandes zur Zeit des Vorfalls aus 8 51 StGB. 
freizuſprechen ſei. Der Antrag der Verteidigung, die erwachſenen not⸗ 
wendigen Auslagen zu erſetzen, it abgelehnt. Dieſe Anſicht des AG. 
erhielt im Tenor des Urteils folgende Faſſung: 

Der Angekl. wird auf Grund 851 StGB. freigeſprochen. Die 
Staats kaſſe trägt die Koſten des Verfahrens. 

Die Berufung, welche Freiſprechung mangels Tatverdachts er⸗ 
ſtrebte, hat das LG. zurückgewieſen mit der Maßgabe, daß in dem 
Tenor des Urteils die Worte „auf Grund des § 51 SGB.“ ge 
ſtrichen werden. 

Die Str. erachtet die Berufung in der Hauptſache mangels 
Fehlens eines Beſchwerdegrundes nicht ſür zuläſſig, die Berufung im 
Koſtenpunkt zwar für zuläſſig, aber für nicht begründet. 

Der Rev. des Angekl. iſt nur zum Teil ſtattzugeben. 

Das Urteil des AG. beſchwerte den Angekl. in der Hauptſache 


Zu 26. Die berüchtigte Streitfrage, ob die nach 8 370 Abſ. 2 
StPO. ergehende Anordnung der Vollſtreckbarkeit des Urteils ohne 
weiteres ein Ende bereitet, wird vom OLG. Hamburg leider ver⸗ 
neinend beantwortet (ebenſo auch das BaybbeG.: JW. 1929, 
149121). Wenn man aber die für und wider vorgebrachten 
Gründe auf ſich wirken läßt, ſo gewinnt man den Eindruck, daß 
die verneinende Anſicht lediglich einer übertriebenen Angſtlichkeit 
entſpringt, die ſich mit formaliſtiſchen Scheingründen umgibt. Wie 
überzeugend muten dagegen ſchon die Ausführungen des OLG. 
Jena v. 12. März 1901 an (Alsberg Bd. II Nr. 315 a): „Weit 
entſchiedener als im Zivilprozeſſe weiſen im Strafprozeſſe die all⸗ 
gemeinen Grundſätze den Gedanken ab, daß die gegen ideale, un⸗ 
erſetzliche Güter gerichtete Vollſtreckung eines Urkeils fortgeſetzt 
werde, bezüglich deſſen auf Grund neuer Erörterungen hat feſt⸗ 
geſtellt werden müſſen, daß die überzeugung von der Schuld des 
Angekl., wie man bei den 1 bebeischen Beratungen ſich aus⸗ 
drückte, als in ihrem Fundamente erſchüttert anzuſehen iſt.“ 
Gerade daraus, daß die SPD. für ein weit früheres Stadium des 
Wiederaufnahmeverfahrens, die bloße Antragſtellung ($ 360 Abſ. 1), 
ſchon die Unterbrechung der Vollſtreckung zuläßt, kann man ent⸗ 
nehmen, daß es eine ſolche Unterbrechung für das Stadium des 
8 370 Abſ. 2 wohl als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt hat. Der 
Entwurf des Einfch. z. StGB. iſt leider zaghaft; er ſchreibt nur 
vor, daß das Gericht zugleich mit der Anordnung der Wieder- 
aufnahme eine Entſcheidung über die weitere Vollſtreckung zu 
treffen hat. Beſſer wäre es wohl geweſen, die weitere Volt⸗ 
ſtreckung des Strafurteils zu verbieten und lediglich eine Ent⸗ 
ſcheidung über die Verhängung der Unterſuchungshaft nach all⸗ 
gemeinen Grundſätzen vorzuſchreiben. 

LGR. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


Juriſtiſche Segel, 


nicht. Er konnte nicht verlangen, daß die Schuldfrage gerade aus pe 
Grunde verneint wurde, der ihm erwünſcht war (L ö w e⸗Roſenbel 5 
18. Aufl., S. 731). Die Ausmerzung der Worte „auf Grund . 
§ 51 StGB.“, die in den Tenor nicht hineingehören, andererſete n 
ſeinem klaren Sinn der Freiſprechung nichts ändern, erſcheint 
bedenklich. 181 
Die Berufung im Koſtenpunkt dagegen war zuläſſig (Lon 
Roſenberg S. 1034 Ziff. 3). Sie ergriff aber nur die Prüfung die 
Koſtenpunkts. Prozeſſual ſelbſtändig und unabhängig davon blieb r 
Entſch. in der Sache ſeloſt. Da das Urteil inſoweit nicht in zulöſſi 
Weiſe angefochten iſt, hat die Vorinſtanz die Hauptverhandlung 
Recht auf den Nebenpunkt der Koſten beſchränkt. digen 
Das LG. glaubt dem Angekl. die Erſtattung der notwend lt 
Auslagen verſagen zu müſſen. Es geht dabei von dem Geſichtspule. 
aus, daß die, wie ſich herausgeſtellt habe, nicht begründete Ank er 
abſeiten der StA. mit gutem Grunde erhoben ſei, ſogar wege ee 
möglichen Gemeingefährlichkeit des Angekl. im öffentlichen Int ab⸗ 
gelegen habe. Dieſe Ausführung, mit welcher das LG. ſeinen 65 
lehnenden Standpunkt allein ſtützt, erſcheint mindeſtens zu eng n, 
bleiben hierbei wichtige Intereſſen des Angel., alſo derjenigen 
welche insbeſ. durch Annahme eines Verteidigers ſich pekuniäre vom 
auferlegt hat, unberückſichtigt. In erſter Linie iſt die Frage bete 
Standpunkt des Angekl. aus zu beurteilen. Es Können Geſichtspur er 
mancherlei Art maßgebend ſein, z. B. rechtliche Verwickeltheit Fl 
Straffache, Unfähigkeit, die eigenen Rechte ordentlich geltend zu M den 
infolge mangelnder geiſtiger Eigenſchaften uſw. Im vorliegen 
Falle ließe es ſich ſehr wohl denken, daß die geiſtig abnormen keit 
hältniſſe des Angekkl. und die dadurch herbeigeführte Zweifelhafein eff 
der ganzen Sachlage die Heranziehung eines Verteidigers im Inter 1 
des Angel. wie auch zur Klärung des Sachverhalts notwendig MM 
Nun iſt allerdings nach 8467 Abſ. 2 StPO. die Frage der ſſen 
ſtattung der dort genannten Auslagen grundſätzlich in das Exil 
des LG. geſtellt. Ob und wieweit ſolche Ermeſſensfragen reviſib 
iſt beſtritten. In RGRſpr. 6, 533 wird mit aller Schärfe ausgeſpre 
daß die Entſch. als eine in das Ermeſſen geſtellte ſich jeder nem 
prüfung des Rev. entziehe. RGSt. 16, 425; 45, 63 gehen von lung 
pflichtmäßigen Ermeſſen des Richters aus, geſtatten keine Per 
der Angemeſſenheit der Entſch. und etwaiger für fie ſprechender? enen 
keitsgründe, laſſen aber die Reviſionsmöglichkeit wegen vorgeko 
Rechtsirrtums mindeſtens offen (vgl. RGSt. 16, 425 verbis: „er 
nicht erſichtlich, daß die Str., indem fie von der Auferlegung N 
Auslagen auf die Staatskaſſe abſieht, von einem Rechtsiraeug 74, 
führt wurde“). Erheblich viel weiter geht das Bay Obe St. 19, 
wo es ausſpricht: ſens⸗ 
Die Anwendung des 8 467 Abſ. 2 SPD. iſt an ſich Ermef enn 
frage, jedoch der Nachprüfung des RevG. dann nicht entzogen, auch 
fie auf einer rechtsirrigen Erwägung des Tatrichters beruht (. 


Geſichtspunkten geprüft werden. Ergibt die angefochtene Ent des 
dieſer letzten Beziehung einen erſichtlichen Irrtum als Grundla fenen 
Spruchs, ſo muß es die Aufgabe der zur rechtlichen Prüfung ber nut 
Inſtanz ſein, einzugreifen. Selbſtverſtändlich darf ſolcher Gauge ande 
klar erkennbare rechtliche Erwägungen zu ſeinem Gegen gen’ 
haben und an fie anknüpfen. So aber liegt die Sache im 9 
wärtigen Fall. 

(OLG. Hamburg, Urt. v. 23. Sept. 1929, R II 220/29.) 5 

Mitgeteilt von RA. Minden, Hann 
* 


Hamm. 1 61 in 
28. 8 147 StPO. Dem Verteidiger ift die Einſich 
die Akten der Sozialen Gerichtshilfe zu gewähren. dem 
Der BeſchwF. ift der Verteidiger des Angekl. Er hat bei dem 
Vorſitzenden beantragt, ihm Einſicht in die mit den Strafalua rer, 
Gericht vorliegenden Akten der Sozialen Gerichtshilfe zu ge diefe 
Durch Verfügung des Vorſitzenden iſt ihm die Einſichtnahme ! 
Akten verweigert worden. Stb. 
Die angefochtene Verfügung verſtößt gegen 8 147 handen 
wonach der Verteidiger zur Einſicht der dem Gericht vorlie vel 
Akten beſugt iſt. Der Zweck dieſer Geſetzesbeſtimmung iſt, Ait, die 
hindern, daß das Gericht feine Information aus Quellen 1% j dem 
dem Verteidiger unbekannt bleiben. Darum gehören zu den Akten 
Gericht vorliegenden Akten“ Beiakten jeder Art, auch DIE eſaht 
der Sozialen Gerichtshilfe. Denn auch bei dieſen beſteht die e be⸗ 
daß das Gericht ihren Inhalt bei der Urteilsfindung irgend" d 
rückſichtigt, während der Verteidiger die Akten nicht Ken und 
dadurch außerſtande iſt, auf etwaige Unrichtigkeiten hinzuweiſ itigel 
ein etwa hervorgerufenes Vorurteil gegen den Angekl. zu bez 
Eine entgegenſtehende Verwaltungsanordnung, auf die der Sr 
richter ſich beruft, kann die zwingende Vorſchrift des 8 147 
nicht außer Kraft ſetzen. 59/200 
(OG. Hamm, Fer StrSen., Beſchl. v. 20. Aug. 1929, 11 W feld. 
Mitgeteilt von NV. Daltrop, Bielef 
— 


Ben 


„ Safrg. 1930 Het 46 Rechtſprechung 3449 
Kiel. 


nac 20. 88 61, 67 StPO. Abermalige Beeibigung des 
Areder Beweisaufnahme von neuem vernommenen Zeu- 
x iſt nicht erforderlich. f) 

dan; Die Reviſion findet einen Verſtoß gegen 88 61, 67 StPO. 
nenen aß der Zeuge nach Beendigung der Beweisaufnahme von 
bereit vernommen, aber auf ſeine neue Ausſage nicht nochmals 
67 digt worden iſt. Die Beantwortung der Frage, ob die 88 61, 
weite a. O. verletzt ſind, hängt davon ab, ob es ſich bei der 
Jener Abhörung um eine „nochmalige Vernehmung“ i. S. des 
weil yeiro. gehandelt hat. Lag eine ſolche nicht vor, fo ſtanden, 
auch er Zeuge bei ſeinem erſten Vorruf promiſſoriſch beeidigt war, 
des gſeine weiteren Bekundungen unter Eid, und eine Verletzung 
nehneſetes war dann nicht gegeben. Um eine „nochmalige Ver⸗ 
ſunehmg handelt es ſich hier nicht. Eine ſolche iſt nur dann an⸗ 
herbei zen, wenn ein Zeuge bereits entlaſſen war, dann aber wieder 
laſſunberufen und von neuem gehört worden ilt. Eine Ent⸗ 
noch 9. der Zeugen hatte jedoch vor ſeiner abermaligen Abhörung 
fehle nicht ſtattgefunden. Obwohl die Beweisaufnahme zunächſt ge⸗ 
das ſen war und die Prozeßbeteiligten zu ihren Schlußvorträgen 
getrete ort erhalten hatten, mußte mit der hier tatſächlich ein⸗ 
Aus nen Möglichkeit gerechnet werden, daß in den Schluß⸗ 
Fr hrungen Geſichtspunkte zur Sprache kamen, die weitere 
Besen an den Zeugen erforderten. Daraus ergibt fich, daß die 
di ehmung noch nicht endgültig abgeſchloſſen war, bevor nicht 
aus) Hauptverhandlung beendigt oder die Entlaſſung des Zeugen 
Zeno kücklich ausgeſprochen war. In der erneuten Anhörung des 
malen nach Wiedereröffnung der Verhandlung iſt ſomit eine noch⸗ 
halbe Vernehmung i. ©. des § 67 GEBD. nicht zu erblichen. Des⸗ 
dp brauchte der Zeuge nicht nochmals beeidigt zu werden. Der 
Weber n geleiſtete Voreid deckt feine sämtlichen Bekundungen. 
Haupt er Zeuge noch einer der Prozeßbeteiligten konnte in der 
auch bearhandlung ſelbſt darüber in Zweifel geraten, daß der Zeuge 
die er ei ſeinem zweiten Vorruf unter Eid ſtand. Demnach verſagt 

„Verfahrensrüge. 
LO. Kiel. Fer Sen, Urt. v. 4. Sept 1929, 8 135/29.) 
Mitgeteilt von LGR. Schumacher, Altona. 


denburg. 2. Jugendgerichtsgeſetz. 

lann 30. 8 17 368.:); 88 25, 26 Goch. Der Amtsrichter 
in Jugendſachen nicht ohne Schöffen entſcheiden. 

Very 8 das Ich. 1923 erfaffen wurde, kam für den Fall der 
außer dung einer Jugendſache mit einer Strafſache gegen Erwachſene 
unf dem SchöffGG. (von Schwurgerichtsſachen abgeſehen) die mit 
Reit (gotern beſetzte Str., aljo ein Gericht mit höherer Zuſtändig⸗ 
ſich N SD.) in Frage. Erſt durch die Nov. v. 1924 veränderte 
Age dahin, daß für ſolche zuſammenhängenden Sachen in dem 
dor Ju 29. über dieſe Frage liegt bereits ziemlich viel Nfpr. 
dehonzeſonders eingehend wird fie in NGSt. 46, 196; 19, 27 
der zelt. Als entſcheidendes Moment wird daſelbſt bezeichnet, ob 
gültzeenge bereits endgültig entlaſſen war und ſich als end⸗ 
die 1 entlaſſen betrachten konnte. Der bloße Umſtand z. B., daß 
verhandeute Vernehmung nach einer Unterbrechung der Haupt⸗ 
Brunn olung ftattfindet, reicht noch nicht aus, Zweifel zu be⸗ 
Wirk, ab ſich der Zeuge bei feinen Erklärungen der Fort⸗ 
ift, ung feiner durch den Eid übernommenen Verpflichtung bewußt 
mit Geb die Tatſache, daß ſich der Zeuge — ſei es ohne, ſei es 
de Gaehmigung des Vorſizenden — aus dem Sitzungsſaal oder 
Vielm Gerichtsgebäude entfernt hat, iſt allein nichk entſcheidend. 
eine aid muß die Entlafjung des Zeugen ſeitens des Vorſttzenden 
enthalt tenubar endgültige geweſen ſein. Der vorliegende Fall 
ſchluß nur inſofern eine Beſonderheit, als der Zeuge nach Ab⸗ 
Prozent Beweisaufnahme und nach den Schlußvorträgen der 
teiligten nochmals vorgerufen und vernommen worden iſt. 
Sieg könnte hier Zweifel haben, ob der Zeuge nicht die 
Lernen ng der Beweisaufnahme für definitiv und die nachträgliche 
zung mehr für „inoffiziell“ gehalten hat. j 
Scleßnudem halte ich die obige Entſch. für richtig. Denn die 
n ung der Beweisaufnahme und der Beginn der Pladoyers 
werden on den Zeugen nicht als endgültige Entlaſſung gedeutet 
lung zumal der Vorſitzende bei Wiederaufnahme der Verhand⸗ 
daß Br nochmaliger Vorrufung von Zeugen ſtets erklären wird, 
auch t die Verhandlung nochmals aufnimmt. Der Vorſitzende wird 
leſteten ſolchen Fällen immer den Zeugen an den bereits ge⸗ 
Cor 1 Eid erinnern, was ſich allerdings keineswegs mit der 
zufun des § 67 SPD. (Verſicherung der Richtigkeit unter Be⸗ 
eines auf den früher geleiſteten Eid) deckt, aber doch die Gefahr 
ernehnen kuunus des Zeugen über den Begriff der „nochmaligen 
aueſchllegt. 6 und fo die Gefahr des mangelnden Eidesbewußtſeins 


RA. Dr. G. v. Scanzoni, München. 
U 
8 17 366, ſoll geändert werden. 


Fall der 8s 25, 26 GVG. der AR. ohne Schöffen zuſtändig jein- 
würde, ſofern man der Begründung zu § 24 JGG. (RTVerh. Bd. 375 
Nr. 5171, wörtlich folgen wollte. Allein, es würde dem Sinne 
und Geiſt des JGG. nicht entſprechen, einen Jugendlichen vom 
Amtsrichter ohne Schöffen aburteilen zu laſſen. Wenn, wie nicht 
zweifelhaft iſt, in den Fällen, in denen ſonſt der Amtrsirichter allein 
entſcheidet, das Jugendgericht, alſo ein Schöff GG., dann zuſtändig iſt, 
wenn nur Jugendliche angeklagt ſind, ſo kann dadurch, daß ein 
Erwachſener mitbeteiligt iſt, die Lage des Jugendlichen nicht inſo⸗ 
fern ungünſtiger geſtaltet werden, als das Verfahren mit geringeren 
Kautelen umgeben iſt (zutreffend BayObL®. = IW. 1929, 2753). 
Der Satz „Jugendgerichte find die Schöffen gerichte“ (8 17 JGG.) 
iſt der Leitſatz, der den 88 25, 26 GVG. vorgeht, wenn auch dieſa 
Vorſchriften zeitlich ſpäter als das JGG. erlaſſen find. Es iſt 
nicht dafür zu halten, daß das JGG. infofern abgeändert worden 
iſt, ſondern dahin zu entſcheiden, daß der in den Vorſchriften für 
den Fall des Zuſammenhangs einer Jugendſache mit einer Straf- 
ſache gegen Erwachſene enthaltenen Widerſpruch ſeine Löſung derart 
finden muß, daß für ſolche zuſammenhängenden Sachen wegen der 
Beteiligung des Jugendlichen das SchöffGG. zuſtändig fein muß, 
freilich ohne Jugendſchöffen, vielmehr in der gewöhnlichen Beſetzung. 
Dem BG. iſt zuzuſtimmen, wenn es feine Entſch. damit begründet, 
daß es nicht dem Geſetz, insbeſ. nicht der Nov. z. GVG. von 1924 
entſprechen kann, daß jugendliche Angekl. durch eine Verhandlung 
vor dem AR. ohne Schöffen der ihnen durch das JGG. einge⸗ 
räumten Rechtswohltat der Aburteilung durch ein mit mehreren 
Richtern beſetztes Gericht verluſtig gehen ſollten. 

(OLG. Hamburg, StrSen., Urt. v. 19. Juni 1930, R II 142/30.) 

Mitgeteilt von Sen Präſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 


Lanoͤgerichte. 


Berlin. Strafſachen. 


1. Die Wahrunterſtellung im Strafprozeß zugunften 
des Angeklagten erfordert nicht, daß das Gericht von der 
Wahrheit der als wahr unterſtellten Tatſache auch über- 
zeugt iſt. ) 

Der Angekl. behauptet u. a., daß die Idee, ſich Material gegen 
die Firma zu beſchaffen, von dem ihm bisher befreundeten RA. Dr. Sch. 
ſtamme und daß Sch. auch derjenige geweſen fei, der nach feiner 
— des Angekl. — Rückkehr nach B. das ganze Erpreſſungsmanöver 
angeregt und führend beeinflußt habe. Es folgen eine Reihe von 
Einzelbehauptungen unter Benennung von Zeugen. 

In der Sache ſelbſt kann nach dem Geſtändnis des Angel. 
nicht zweifelhaft fein, daß der Angekl. ſich teils der vollendeten, teils 
der verſuchten Erpreſſung ſchuldig gemacht hat. 

Es folgen nähere Ausführungen hierüber. Sodann fährt das 
Urteil fort: 

Was nun die von dem Angekl. über die angebliche Mittäter⸗ 
ſchaft des RA. Sch. aufgeſtellten Behauptungen anlangt, ſo bietet 
der bisher erwieſene Sachverhalt keinen Anhalt dafür, daß der 
RA. Sch. ſich in der von dem Angekl. behaupteten Weiſe mitſchuldig 
gemacht hat. Das Gericht läßt es deshalb auch völlig dahingeſtellt, 
ob ſich der RA. Sch. an der Tat des Angekl., wie von dieſem be⸗ 
hauptet, beteiligt hat. Da jedoch, wie die nachfolgenden Ausführungen 
zur Strafbemeſſung erſehen laſſen, dieſe behauptete Beteiligung, wenn 
ſie wirklich zutreffen würde, für das Strafmaß in ganz geringem 
Maße erheblich iſt, hat das Gericht, ohne damit irgendeine objektive 
Feſtſtellung zum Nachteil des RA. Sch. treffen zu wollen, die vom 
Angekl. hinſichtlich der Mitſchuld des RA. Sch. behaupteten Tatſachen 
als wahr unterſtellt. Für das Gericht war hierbei die Erwägung be⸗ 
ſtimmend, daß von einer weiteren Verzögerung ganz erhebliche Ge⸗ 
fahren für die ordnungsmäßige Durchführung des Verfahrens gegen 
den Angekl. zu befürchten find, denen gegenüber der Nutzen, den 
eine Nachprüfung der Behauptungen des Angekl. für die Findung 
einer der Gerechtigkeit entſprechenden Strafe im günſtigſten Falle 
haben könnte, nicht in Betracht kommen Rann. 

Die Wahrunterſtellung hat aber weiter zur notwendigen Folge, 
daß in bezug auf den Angekl. die als wahr unterſtellten Tatſachen 
genau ſo gewertet werden müſſen, als ob ſie als wahr erwieſen wären. 
Demnach war der Angekl. der Wahrunterſtellung entſprechend wegen 
gemeinſchaftlicher fortgeſetzter, teils vollendeter, teils verſuchter Er⸗ 
preſſung zu verurteilen. 

(LG. III Berlin, 4. Gr. Strf., Urt. v. 4. Okt. 1930.) 
Mitgeteilt von LGDir. Beringer, Berlin. 
* 
Göttingen. 

2. Der Vollſtreckung einer eintägigen Erſatzfrei⸗ 
heitsſtrafe ſteht teilweiſe Jahlung der Geldſtrafe nicht 
im Wege. 

(SG. Göttingen, Kl. Stred., Beſchl. v. 19. Sept. 1930, 4 0 127/30.) 


Mitgeteilt von Lm. Meyerhoff, Göttingen. 
* 


Zu 1. Vgl. Aufſatz Beringer oben S. 3380. 
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Rechtſprechung 


Juristische Wogenjehilt 


Koblenz. 

3. § 150 StPO.; SS 1, 11, 8, 10 UmjSt®. Der zum 
Verteidiger von Amts wegen beſtellte Rechtsanwalt hat 
gegen die Staatskaſſe einen Anſpruch auf Erſtattung der 
nach ſeinen Gebühren berechneten Umſatzſteuer. 

Die von dem zum Verteidiger beſtellten RA. geführte Ver⸗ 
teidigung unterliegt als Leiſtung, die der RA. innerhalb der von 
ihm ausgeübten gewerblichen und beruflichen Tätigkeit im Inlande 
gegen Entgelt ausübt, gemäß § 1 Ziff. 1 Umſ StG. i. d. Faſſ. vom 
8. Mai 1926 der Umſatzſteuer. Dabei iſt es nicht von Belang, daß der 
Gebührenanſpruch des beſtellten Verteidigers nicht auf einem privat⸗ 
rechtlichen Vertrage beruht. Denn § 1 UmſstGg. bezieht ſich nach 
anerkannter Rſpr. auf alle entgeltlichen Leiſtungen ohne Rückſicht auf 
die Natur des ihnen zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes. Der 
beſtellte Verteidiger hat hiernach von den ihm zuſtehenden Gebühren 
Umſatzſteuer zu entrichten (vgl. 888, 10 UmſeStch.). 

Der zur Entrichtung von Umſatzſteuer Verpflichtete iſt berechtigt, 
die Steuer auf den Empfänger der ſteuerpflichtigen Leiſtung abzu⸗ 
wälzen. Dieſe Abwälzung kann ferner nach 8 11 UmjSt®. dann, 
wenn als Entgelt für eine Leiſtung geſetzlich bemeſſene Gebühren 
angeſetzt werden, in der Weiſe erfolgen, daß dem Leiſtungsempfänger 
die Steuer geſondert in Rechnung geſtellt wird. Hieraus iſt zu 
folgern, daß der RA., ſoweit ſich das Entgelt für ſeine Tätigkeit 
auf die in der RAGebO. feſtgeſetzten Gebühren beſchränken, feinen 
Auftraggeber auch ohne beſondere Vereinbarung mit dem auf die 
Gebühren entfallenden Umſatzſteuerbetrage belaſten darf. 

Dieſe Folgerung hat das OLG. Roſtock in einer Entſch. vom 
2. Febr. 1920 (JW. 1920, 569) auf die Fälle beſchränkt, in denen 
die Leiſtung des RA. auf Grund eines privatrechtlichen Vertrages er⸗ 
bracht wird. Die Abwälzbarkeit der Umſatzſteuer iſt aber dem ent⸗ 
gegen auch dort anzunehmen, wo der RA., wie im vorliegenden Falle, 
als von Amts wegen beſtellter Verteidiger, auf ſtaatliche Anordnung 
hin tätig wird und einen Gebührenanſpruch gegen die Staatskaſſe 
erlangt. 

Zwar ließ der Wortlaut des 812 des früheren, dem DRG, 
Roſtock noch vorliegenden UmfStG. v. 24. Dez. 1929 an ſich die 
Auslegung zu, daß die Umſatzſteuer lediglich bei Leiſtungen aus 
Verträgen abgewälzt werden könne; denn in dieſer Beſtimmung war 
von einer Abwälzung nur „bei Leiſtungen aus Verträgen, die nach 
dem Inkrafttreten dieſes Gef. abgeſchloſſen ſind“, die Rede. Es er⸗ 
ſcheint indeſſen ſchon für das alte UmjStG. zweifelhaft, ob der enge 
Wortlaut des § 12, wie das OLG. in Roſtock meint, in der Abſicht 
gewählt iſt, die Abwalzbarkeit der Steuer aus nichtvertraglichen 
Leiſtungen auszuſchließen, oder ob er ſich nicht vielmehr daraus er⸗ 
klärt, daß an jener Stelle des Gef. nur der Regelfall ſteuerpflichtiger 
Leiſtungen ausdrücklich erwähnt worden iſt, ohne daß deswegen die 
ſonſtigen ſteuerpflichtigen Leiſtungen einer Sonderbehandlung unter⸗ 
worfen werden ſollten (vgl. dazu den der Entſch. des OLG. in 
Roſtock entgegengeſetzten Beſchluß des OLG. Celle v. 13. April 1920: 
JW. 1920 568). Auf jeden Fall aber läßt ſich die Einſchränkung 
der Abwälzbarkeit auf vertragliche Leiſtungen angeſichts des heutigen 
UmjSt®. nicht mehr vertreten. Der an die Stelle des früheren 8 12 
getretene § 11 dieſes Geſ. gilt nämlich auch feinem Wortlaut nach 
nicht mehr allein für Leiſtungen aus Verträgen, ſondern er geſtattet 
die Steuerabwälzung bei umſatzſteuerpflichtigen Leiſtungen ſchlechthin. 
Daraus folgt, daß nicht nur bei vertraglichen, ſondern bei allen 
unter 81 UmſStG. fallenden Leiſtungen dann, wenn als Entgelt 
geſetzlich bemeſſene Gebühren angeſetzt werden, der Steuerpflichtige 
gemäß 8 11 UmjiSt®. berechtigt iſt, die Umſatzſteuer dem Leiſtungs⸗ 
empfänger geſondert in Rechnung zu ſtellen. 

Dieſer durch ſteuerrechtliche Erwägungen gebotene Schluß ent⸗ 
ſpricht auch den Vorſchriften der SPD. Nach 8150 Abſ. 1 StPO. 
find nämlich dem zum Verteidiger beſtellten RA. für die geführte 
Verteidigung die Gebühren nach Maßgabe der Gebo. aus der 
Staatskaſſe zu zahlen. Dieſe Beſtimmung enthält zwar keine aus⸗ 
drückliche Regelung der Steuerabwälzung. Bei ſinngemäßer Aus⸗ 
legung muß aber aus ihr gefolgert werden, daß der von Amts wegen 
zum Verteidiger hinſichtlich der kraft Geſetzes, d. h. ohne beſondere 
Vereinbarung entſtehenden Vergütungsanſprüche gleichgeſtellt ſein ſoll. 
Da zu dieſen Anſprüchen auch der Anſpruch auf Erſtattung der von 
den geſetzlichen Gebühren zu entrichtenden Umſatzſteuer gehört, muß 
folglich die von dem beſtellten Verteidiger geſchuldete Umſatzſteuer 
auch auf Grund der StPO. auf den Staat abgewälzt werden können. 

(LG. Koblenz, Str®., Beſchl. v. 20. Juni 1930, 3 J 2421/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dronke, Koblenz. 
* 
Weimar. 

4. § 2 Abſ. 2 StGB. Das am 23. Juli 1929 außer 
Kraft getretene RepSchG. war kein reines Zeitgeſetz. Mit 
ſeinem Außerkrafttreten ſind die aus ihm entſtandenen 
Strafanſprüche erloſchen. 

(LG. Weimar, Gr. Str., Urt. v. 27. Juni 1930, N 52/30.) 

Abgedruckt JW. 1930, 2600 2. a 


Zu 4. Im Gegenfag zu der Feſtſtellung des LG. Weimar hat 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt 1 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. Eine Vertragsklauſel, durch die uneingeſchränke 
Haftung einer Verkäuferin feſtgelegt wird, iſt nichtig, 
Eine Firma hatte in einem ihrer zahlreichen Bahnhofskios M 
eine Verkäuferin mit der Abrede eingeſtellt, daß ſie zuſammen lfte 
einer anderen, mit der fie Wechſeldienſt verſah, je für die 9 
von Fehlbeträgen aufzukommen hätte; hierfür hatten beide | dl 
Kaution von je 300 % geſtellt. Nachdem nun unaufgeklärie 91 
beträge in teilweiſe recht erheblicher Höhe eingetreten waren, Kune 
ihr die Firma zum 31. Dez. des laufenden Jahres, behielt als 
Kaution ein und wies ſie gleichzeitig an, bis dahin eine Stelle 
Büfettfräulein zu verſehen. Ihre Weigerung führte nunmehr zu ee 
friſtloſen Entlaſſung, der gegenüber ſie Klage auf den Dezen her 
lohn und die ganze Kaution erhob, weil ſie die Vereinbarung! 
die Haftung als einen Verſtoß gegen die guten Sitten und 
gemäß für nichtig anſah. a 
Wenn die Kl. den Alleinverſchluß der Waren gehabt hätte, 12 
könnte man von einem Verwahrungsvertrage ſprechen und alen 
ihr auch die Beweisführung dafür zumuten, daß ſie an der ich 
ſtehung der Fehlbeträge ſchuldlos ſei. Jene wurde aber unmöß 
gemacht, weil noch eine zweite Verkäuferin, die noch dazu habt 
Vertreterin war, zeitweilig die Verkaufsſtände unter ſich 8 wol 
hatte, alſo bei dem Wechſel eine Inventur nicht ausführbar lle, 
und außerdem während der zeitweiligen Abweſenheit eine Kon en 
woher das Manko ſtamme, ſich von ſelbſt verbot. Unter Den 
Umſtänden mußte der Beweis für ein Verſchulden der Kl. von wider 
Bekl. geführt werden. Verneine man dieſes, jo käme es einer ne 
die guten Sitten laufenden Regelung gleich, denn nur dann 21 
angängig, dem wirtſchaftlich Schwächeren das Betriebsriſiko 
zubürden, wenn der Verdienſt entſprechend oder bei geriaſf' e. 
Verdienſte ein Mankogeld feſtgeſetzt ſei, was aber nicht der Ja 
Dadurch, daß der Bekl. von jeder Beweislaſt entbunden ſei, der auf 
aber ohne jeden Ausgleich die Haftung für jegliche Fehlbeträge 
gebürdet werde, ergebe ji) die Nichtigkeit der ſtrittigen Vert 
vereinbarung. „% 
Die friſtloſe Entlaſſung ſei deshalb nicht gerechtfertigt, den 
der Kl. angeſichts ihrer bisherigen Stellung nicht zugemutet w lein 
könnte, einfach den Arbeitsplatz zu wechſeln und als Buffetfräl 
tätig zu ſein. 
(RArbG., Urt. v. 27. Sept. 1930, 134/30.) 


C. Verwaltungsbehürden und Verwaltungsgerichte⸗ 


I. Reich. 


Entscheidungen der Oberprüfftelle für Schund⸗ und 
Sch mutzſchriſten. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Willy Hoffmann, Leipzig 


N er 
1. Ein Schriftwerk darf nicht allein um ſein 
jugendgefährdenden Wirkung willen indiziert werden. . 
. .. Gegenüber dem Wortlaut und der Abſicht des un 
18. Dez. 1926 iſt es nicht angängig, eine Schrift ausſchließlia Ge⸗ 
dieſer gefährdenden Wirkung willen auf die Liſte zu ſetzen. gend 
ſetz, das ſich ſelbſt bewußt als Geſetz zur Bewahrung der Jun he 
vor Schund⸗ und Schmutzſchriften bezeichnet, nicht Cie 
als Geſetz zur Bewahrung der Jugend vor fie gefährdenden oe 
ten, und das nach 8 1 Schund⸗ und Schmutz ſchrifte dende 
Objekte der Indizierung bezeichnet, nicht aber ingendgefafn „und 
Schriften ſchlechthin, läßt ſich nicht dahin auslegen, daß die ＋ die 
gefährdenden Schriften allein um dieſer Wirkung willen auf 
— 1 et 
nicht ein kleiner Teil der Abgeordneten (116: 263) für die melt 
längerung des RepSchG. geſtimmt; das Verhältnis war fahrten 
umgekehrt. So ſtellt auch das NG. an der vom LG. ange nen 
Stelle RG. 63, 244 feſt: „Bei der dritten Beratung MM ng 


von den 431 anweſenden Abgeordneten für die Verläng ne 
263 Abgeordnete, dagegen 166, 2 enthielten ſich der 5 ©. 
eine 


Zu 1. Es iſt nicht recht verſtändlich, daß der Dienſthen zw 
fo ſchwere Bedingung überhaupt ſtellen und die Angeſtellte! m Pitt) 
nehmen konnte, obwohl erfterer ſich jagen mußte, daß fie ta groß” 
niemals voll erfüllt werden würde. Ob die Angeſtellte ſich ihrer "per 
weite bewußt war, kann dahingeſtellt bleiben. Es kommt h ice 
zugute, daß ſie nicht allein die Beſtände verwaltete und \ 
Unnftand eine wirkſame Kontrolle ausſchloß. al 

OgRegR. O. Hanow, Frankfurt a b. 


F I Jahrg, 1930 Heft 46 


Li 

. zu ſetzen ſeien. Es notigt vielmehr die Prüfſtellen, zunächſt 
1 tiv den Schund⸗ und Schmutzcharakter der Schrift feſtzuſtellen 
An 111 danach die Frage der Gefährdung der Jugend zu prüfen. 
ſtelle er Anſicht muß die ObPrüfSt. feſthalten. Die von der Prüf⸗ 
195 berlin für die Indizierung der Schrift gegebene Begründung, 
fen etont materialiſtiſche Behandlung und die Form der Darſtellung 
des Vorgänge darin bilden eine Gefahr für die Jugend und 
lehne ſei das Buch als Schmußz anzuſehen“, iſt de lege lata 

N 


(Obprüfct., Entſch. v. 17. Juni 1930, Nr. 95.) 
* 
2. Begriff der „Schundſchrift“. 

. Die Gefährdung der Jugend durch die Lektüre einer 
nei wie der vorliegenden liegt zwar nicht auf dem Gebiete ber 
wohl echtlichen Moral, die die Lektüre von Schmutzſchriften bedeutet, 
die . iſt die Schrift geeignet, in anderer Richtung nachteilig auf 
fe ittliche Anſchauung der Jugend einzuwirken. Die gehäufte Dar⸗ 
gehend ſchwerſter Verbrechen und Verbrechensverſuche mit ins einzelne 
zieht er Beſchreibung ihrer Ausführung, die die ganze Schrift durch⸗ 
ihrer und durch die erkennbar wird, daß dieſe Darſtellung nur um 
reiz ſelbſt willen geſchieht, iſt geeignet, für Jugendliche einen An⸗ 
ben zur Begehung ähnlicher Verbrechen oder zur Anwendung ähnlicher 
Urteil heriſcher Mittel zu geben, jedenfalls aber das noch ungefeſtigte 
Gut des Jugendlichen über den Begriff von Recht und Unrecht, 
wehr d Böſe zu verwirren, das Gefühl des Abſcheues oder der Ab⸗ 
aber e ſolche Handlungen zu ertöten oder abzuſtumpfen, ſomit 
ine N ne fittliche Schädigung herbeizuführen, deren Verhinderung der 
Lerb des ef. v. 18. Dez. 1926 iſt. Daß der Verf. den geſchilderten 

abs den gegenüber ſelbſt auf einem ablehnenden, ſie verurteilenden 
losen punkt ſteht, wird dem Jugendlichen bei der Lektüre der end⸗ 
bier Fortſetzungen nicht zum Bewußtſein gebracht. Die Erkennung 
1 80 Einſtellung des Verf. iſt zwar dem Erwachſenen möglich, der 
er Lektüre Tendenz und Ziel der Schrift ins Auge faßt, nicht 
Eindrü nt Jugendlichen, der an den momentanen Schilderungen und 
auf kicken haftet und ſie ohne Prüfung der Tendenz der Schrift 
iR 15 einwirken läßt. Vom Standpunkt des Jugendlichen aus 
0 er die Frage der Gefährdung der Jugend zu betrachten. 
bPrüſSt., Entſch. v. 17. Juni 1930, Nr. 99.) 


Reichsfinanzhof. 


Verien; 
Pete von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
N a Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 
Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
3 finanzhofs abgedruckt.] 
J. 


§ 368 RAb gd. 

1 8 Hat jemand ſeines Vorteils wegen Gegenſtände, 
an ſi enen er weiß, daß Steuern für fie hinterzogen find, 
in ich gebracht, jo lann er ſich nicht auch noch der Hehlerei 
wachen Begehungsform des „Verheimlichens“ ſtrafbar 


bo 


ae Steuerhehlerei in der Begehungsform des „An- 
Ta ders“ erfordert in ſubjektiver Hinſicht, daß der 
daß im Augenblick des „Anſichbringens“ gewußt hat, 
teuern für die Gegenſtände hinterzogen find. 

geit ach 8.922 NUbgD. haftet, wer eine Steuerhehlerei begeht, 
Stay, er nicht Steuerſchuldner iſt, für den Betrag, in deſſen Höhe 
alſo einnahmen verkürzt werden. Dieſer Haftungsanſpruch ſeßzt 
ſeſtgeſtelt s daß eine Steuerhehlerei des BeſchwF. einwandfrei 
ſtraft lt iſt. Nach 8 368 RAbgO. wird wegen Steuerhehlerei be⸗ 
oder wer ſeines Vorteils wegen Gegenſtände, von denen er weiß 
hinter en Umſtänden nach annehmen muß, daß Steuern für ſie 
ſezt Zogen find, kauft oder font an ſich bringt, verheimlicht, ab- 
er zu ihrem Abſatz mitwirkt. Die Vorſchrift knüpft an 8 259 
Streit An, hat aber die für das gemeine Strafrecht beſtehende 
mſichhrage, ob das „Verheimlichen“ eine Unterart des „Sonſt⸗ 
bisher eingens“ iſt, durch veränderte Workſtellung entſprechend der 
beg in herrſchenden, auch vom RG. geteilten Meinung verneinend 
Nach ns (vgl. Mrozek, NAbgD., 3. Aufl, $ 368 Aum. 3). 
179. — Rip. des NG. zu § 259 StGB. (vgl. insbeſ. RGSt. 51, 
derſchi 5, 208) find „das Sonſtanſichbringen“ und „Verheimlichen“ 
ſtellungdene Formen der Hehlerei. Dabei iſt die wahlweiſe Feſt⸗ 
oder g, daß der Angekl. den Gegenſtand entweder an ſich gebracht 
Nöglteeperheimlicht habe, zuläſſig, ſofern beide offen gelaſſenen 
denke ‚Reiten ausreichend tatſächlich feſtgeſtellt und rechtlich be- 
Häufmfret begründet find (vgl. ROSt. DL, 180). Dagegen ift eine 
dr; — umulation, der beiden Feſtſtellungen des „Anſich⸗ 
ein — und des „Verheimlichens“ nicht denkbar. Denn wenn 
Schr 9 einen Gegenſtand mit dem hehleriſchen Vorſatz an ſich 
dine J. hat, ſo iſt eine ſpätere Verheimlichung nichts weiter als 
ſewalt. übung der durch das Anſichbringen erlangten Verfügungs⸗ 
de eine bloße Verwertung des bereits hehleriſch Erworbenen 
Mgemäß eine ſtrafloſe Nachtat (RGSt. 51, 183). Legt 
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man dieſe auch für § 368 RAbg d. geltenden Grundſätze zugrunde, 
ſo kann die Anfechtungsentſcheidung nicht aufrechterhalten werden. 
Denn in ihr ſind beide Formen der Steuerhehlerei nebeneinander 
(kumulativ) feſtgeſtellt: Verheimlichen der Tabakpakete durch Ab⸗ 
leugnen vor den Zollbeamten am 3. März 1930 und Anſich⸗ 
bringen des Tabaks zum eigenen Verbrauch und zur Weiterver⸗ 
äußerung. 

Wegen dieſes Rechtsirrtums war die angefochtene Entſch. 
aufzuheben, und es war die Sache zur anderweiten Erörterung und 
Entſch. an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Dabei wird folgendes 
zu beachten ſein. Die Form der Steuerhehlerei in dem „Anſich⸗ 
bringen“ des Tabaks erfordert in ſubjektiver Hinſicht, daß im 
Augenblick des Anſichbringens der BeſchwF. gewußt 
hat, daß Zoll und Tabakſteuer hinterzogen find (vgl. ROSE. 56, 6). 
Gegebenenfalls iſt eine dahingehende Feſtſtellung in klarer Weiſe 
zu treffen. Der in der Anfechtungsentſcheidung enthaltene Saß: 
„Daß ſich in den beiden untergeſtellten Kartons geſchmuggelter 
hollandiſcher Tabak befand, hat er in ſeiner erſten Vernehmung 
v. 3. März 1930 übrigens ausdrücklich zugegeben“, enthält eine 
ſolche klare Feſtſtellung nicht. Läßt ſich andererſeits nicht feſt⸗ 
ſtellen, daß der Beſchwy. im Augenblick des „Anſichbringens“ 
gewußt hat, daß Zoll und Tabakſteuer hinterzogen ſind, hat er 
aber dieſe Kenntnis in dem Augenblick gehabt, wo er die Frage 
der Zollbeamten, ob er geſchmuggelten holländiſchen Tabak in 
ſeinen Wohnräumen aufbewahrt habe, verneinte, ſo kann in dieſem 
Ableugnen des Beſitzes das Merkmal des „Verheimlichens“ ge⸗ 
funden werden (RGSSt. 47, 241, 242). 


(RFB., 4. Sen., Urt. v. 1. Okt. 1930, IV A 173/30.) 


Reichsverſicherungsamt. 


‚Serichtet von Senatspräſident Dr. Ziel ke, Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


1. 88 912, 1222 RVO. Keine Ordnungsſtrafen gegen 
juriſtiſche Perſonen. Strafverfügungen gegen juriſtiſche 
Perſonen auf dem Gebiete des Ordnungsſtrafrechts der 
RVO. find unzuläſſig. Die in den 89 912, 1222 RVO. dem 
Unternehmer „gleichſtehend“ bezeichneten Vertreter treten 
an die Stelle des Unternehmers, nicht neben ihn. 

Das RVerfA. hat in ſtändiger Rechtsübung daran feſt⸗ 
gehalten, daß auch auf dem Gebiete des Ordnungsſtrafrechts der 
RVO. perſönliches Verſchulden des Täters Vorausſetzung für die 
Beſtrafung iſt und daß daher juriſtiſche Perſonen als ſolche nicht 
beſtraft werden können. Das bedeutet für die Auslegung des 
8 912 bzw. 1222 RVO, daß die dem Unternehmer „gleichſtehend“ 
Bezeichneten an die Stelle der Unternehmer treten. Dieſe Auf⸗ 
fafjung, die ſich auf die Begründung zur RVO. S. 254, 333, 335, 
435 ſtützen kann, wird auch ganz überwiegend im Schrifttum ver⸗ 
treten. Es iſt zuzugeben, daß die Wortfaſſung der 88 912, 1222 
RVO. („ſtehen gleich“) nicht jeden Zweifel ausſchließt. Immerhin 
hat die RVO., wo fie neben dem Unternehmer die Straffällig⸗ 
keit anderer Perſonen bezeichnen wollte, ſich eines eindeutigen 
Wortlauts bedient, fo z. B. in 8913 Abſ. 2 a. a. O. Dazu kommt, 
daß in 8 912 Nr. 4 a. a. O. den juriſtiſchen Perſonen die ge⸗ 
ſchäftsunfähigen Unternehmer angereiht ſind, bei denen kein 
Zweifel beſtehen kann, daß ihre geſetzlichen Vertreter an ihrer 
Stelle und nicht neben ihnen beſtraft werden ſollen. Daß die Hand⸗ 
habung des Ordnungsſtrafrechts dadurch eine gewiſſe Erſchwerung 
erfahren kann, daß einzelne Vorſtandsmitglieder oder Geſchäfts⸗ 
führer ihr Verſchulden beſtreiten, liegt auf der Hand. Es iſt jedoch 
mit Recht darauf hingewieſen, daß im allgemeinen von der Ver⸗ 
mutung ausgegangen werden kann, daß die ſämtlichen Mitglieder 
des Vorſtandes (Geſchäftsführers uſw.) ein Verſchulden trifft und 
daß es gegebenenfalls Sache des einzelnen Vorſtandsmitglieds 
(Geſchäftsführers uſw.) iſt, ſich von dieſer Vermutung zu befreien. 
Ahnliche Erſchwerungen des Schuldnachweiſes finden ſich auch auf 
anderen Rechtsgebieten (vgl. Landmann, Komm. zur Gewd., 
7. Aufl., Bd. 2 S. 721 Anm. 3 Abſ. 6 zu § 146). 

Die Ausführungen des Genoſſenſchaſtsvorſtandes darüber, daß 
die Heranziehung zu der Strafe unzertrennlich mit der Mitglied⸗ 
ſchaft verbunden ſei, ſind irrig. Mit dieſem Gedanken wäre un⸗ 
vereinbar, daß — wie die Berchen. meint — neben der Firma die in 
§ 912 (1222) der RVO. aufgeführten phyſiſchen Perſonen ſollen 
geſtraft werden können. Allerdings war dem vor Einführung der 
RBO. geltenden Recht eine Beſtrafung der geſetzlichen Verkreter 
juriſtiſcher Perſonen wegen Verſtöße gegen die Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften unbekannt. Nach damaligem Recht kam nur Beitrafung 
der Unternehmer ſelbſt in Frage, und es wurde als Strafe die 
Verſetzung des Betriebes in eine höhere Gefahrklaſſe zugelaſſen. 
Dieſer Rechtszuſtand iſt durch die RVO, grundſätzlich geändert wor⸗ 
den. Die erwähnte Strafe iſt fallen gelaſſen und an Stelle der 
Straffälligkeit des Unternehmers iſt bei den in den 88 912, 1222 
RVO. aufgeführten Unternehmern die Beſtrafung der geſetzlichen 
Vertreter eingeführt worden. 
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Auch die ins Feld geführten „praktiſchen Erwägungen“ er- 
ſcheinen nicht durchſchlagend. Nach der Auffaſſung des Senats 
ſpricht gerade der Umſtand, daß der Geſetzgeber die in 8 912 
(1222) RVO. aufgeführten phyſiſchen Perſonen mit Strafen be⸗ 
droht hat, obwohl es vom Standpunkte der Beitreibbarkeit der 
Strafe ſicherlich bequemer geweſen wäre, die Unternehmer ſelbſt 
als ſtraffällig zu bezeichnen, dafür, daß die angeführten juriſtiſchen 
Perſonen nicht als deliktfähig angeſehen wurden. 

Endlich kann aus 8357 RAbgO. vom 13. Dezember 1919 
(RG Bl. 1993) kein Beweis dafür hergeleitet werden, daß die 
RVO. die juriſtiſchen Perſonen als deliktfähig behandeln wollte. 
Die erwähnte Vorſchrift führt allerdings in das moderne Steuer⸗ 
recht im beſchränkten Umfang die Strafbarkeit juriſtiſcher Perſonen 
ein, aber nur für die Fälle, „wo das Geſetz die Strafe für ver⸗ 
wirkt erklärt, ohne daß ein Verſchulden einer natürlichen Perſon 
feſtgeſtellt zu werden braucht“. Die Vorſchrift beſchränkt ſich alſo 
auf ſog. Formaldelikte und wahrt grundſätzlich das Verſchuldens⸗ 
prinzip, das auch das Ordnungsſtrafrecht der RVO. beherrſcht. 


(RVerſA., Entſch. v. 10. März 1930, I 74/29 BS II, EuM. 27, 
222.) 3. 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Prenßiſches Oberverwalkungsgericht. 


Berichtet von OVOR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Zur Abwägung des Verſchuldens und des Straf- 
maßes im Diſziplinarverfahren. f) 

Dem Angeſchuldigten war, abgeſehen von der Verwendung 
ſtädtiſcher Gelder für Zwecke feines Dienſtgeſpanns und Pacht⸗ 
landes, zum diſziplinaren Vorwurfe lediglich zu machen, daß er in⸗ 
folge ſchlimmſter Nachläſſigkeit bei der Verwaltung der ihm über⸗ 
tragenen Kaſſengeſchäfte, insbeſ. durch das Unterlaſſen jeder ge⸗ 
ordneten Buchführung, außerſtande iſt, einen Fehlbetrag von unge⸗ 
wöhnlicher Höhe zu belegen. Hierdurch, in Verbindung mit der Ver⸗ 
miſchung amtlicher und privater Gelder, hat er ſich in weiten Kreiſen 
der Offentlichkeit dem Verdacht einer kriminell ſtrafbaren Handlung 
ausgeſetzt. Ein Beamter, namentlich in der Vertrauensſtellung eines 
Oberförſters, vergeht ſich nach der ſtänd. Rſpr. des Gerichtshofs 
1 ſchon durch die fahrläſſige Erregung ſolchen Ver⸗ 
dachts. 

Anlangend die Strafabmeſſung, ſo würde der Senat bei der 
Schwere der feſtgeſtellten Verfehlung nicht gezögert haben, die vom 
Vorderrichter verhängte Strafe der Dienſtentlaſſung aufrechtzu⸗ 
erhalten, wenn es ſich um einen ausgebildeten Kaſſenbeamten ge⸗ 


Zu 1. Das vorl. Urteil gewinnt an Intereſſe, wenn man es 
vergleicht mit zwei anderen Entſch. von ebenfalls grundſätzlicher Be⸗ 
deutung. Nach einem Urt. des Großen Diſziplinarſenates v. 31. Okt. 
1916 birgt der Mangel an geiſtigen und techniſchen Fähigkeiten, 
die zur ordnungsmäßigen Erfüllung der Berufspflichten erforderlich 
find, regelmäßig keine Verletzung der allgemeinen Amtspflichten in 
ſich, er kann daher nicht zur diſziplinariſchen Beſtrafung, ſondern 
nur zur unfreiwilligen Zurruheſetzung führen (Amtl. Samml. 1916 
S. 74; Brand, Die preuß. Diſziplinargeſetze, 1929, S. 91 Anm. 9). 
Nach dem Urt. des OVG. v. 8. Jan. 1929 (OVG. 83, 418) ſchützen 
Geſetzesunkenntnis und mangelnde beamtenmäßige Vorbildung nicht 
vor Diſziplinarſtrafen. Ein Unterſchied zwiſchen beſonders vor» 
gebildeten und nicht vorgebildeten Beamten beſteht nicht. Verkennung 
der Rechtslage und Rechtsirrtum können einen juriſtiſch oder ver⸗ 
waltungsmäßig nicht vorgebildeten Beamten ſtrafmildernd nicht anders 
als bei geſchulten Beamten angerechnet werden. Scheinbar bewegen 
fi alle drei Entſch. auf gleichem Gebiet, ohne zu gleichen Ergeb⸗ 
niſſen zu gelangen. Fälle dieſer Art ſind aber von beſonderer Be⸗ 
deutung wegen der häufigen Beſetzung von Beamtenſtellen mit beruflich 
nicht vorgebildeten Perſonen. Unterſcheidet man indeſſen die vor⸗ 
erwähnten Fälle genauer, ſo ergibt ſich keine grundſätzliche Ver⸗ 
ſchiedenheit in der Auffaſſung, ſobald man die für das Diſziplinar⸗ 
recht grundlegende Frage des Verſchuldens zum Ausgangspunkt 
nimmt. In dem Urt. des Großen Diſziplinarſenates handelt es ſich 
um „geiſtige oder techuiſche Fähigkeiten“. Daß das Nichtvorhanden⸗ 
ſein dieſer nicht als Vorſatz oder Fahrläſſigkeit angerechnet werden 
kann, iſt erſichtlich. Zu erwägen wird nur ſein, inwieweit den 
mangelhaft begabten Beamten nicht ein Verſchulden trifft, wenn er 
es unterläßt, erforderlichenfalls die Mängel feiner Begabung durch 
Einholung von Rat und Hilfe auszugleichen. Das iſt der Sinn des 
Urt. des OVG. v. 8. Jan. 1929 (OVG. 83, 418), das ſich freilich 
nicht auf das Vorhandenſein von Mängeln in der Begabung be⸗ 
ſchränkt, ſondern auch auf Geſetzesunkenntnis und mangelnde be⸗ 
amtenmäßige Vorbildung ſich bezieht. Diejer Auffaſſung wird man 
unbedingt zuſtimmen müſſen. Die Offentlichkeit darf keinesfalls 
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handelt hätte, für den peinlicfte Geriffenhaftigkeit bei der Bes 
waltung amtlicher Gelder zur gewohnten Sebitvertänblichkeik di 
worden iſt. Es war aber zu bedenken, daß im vorliegenden 500 
einem in Kaſſengeſchäften völlig unerfahrenen und zu ihrer Oder 
rung auch nicht beſtimmten Oberförſter durch das Verfahren die 
Überweiſung von Vorſchüſſen zur Verlohnung einerſeits und dur ie 
Abführung der Holzkaufgelder ſeitens der Förſter andererſeit in 
gegen den Beſtimmungen eine erhebliche Kaſſenverwaltung 5 0 
zwungen worden iſt. Aus 8 23 Abſ. 1 der angeblich veralteten, , 
her aber nicht außer Kraft geſetzten Inſtruktion der Regierung b 
3. Mai 1852 ergab ſich ohne weiteres die Unzuläffigkeit DE un 
trauung von Forſtbeamten mit Kaſſengeſchäften. Der Sachverſen 
dige L. weiſt mit Recht darauf hin, daß ſonſt jede Behörde ber 
ift, Verwaltung und Kaffe ſcharf zu trennen. Wenn ſchon der je el 

5 abweichen wollte, jo 22 


förſter übertragenen Kaſſengeſchäfte erlaſſen und insbel. 
mungen über die in 8 7 letzter Abſ. der Geſchäftsanweiſung ung 
Oberförſter vorgeſchriebene beſchränkte Buchführung und Rechmi die 
legung treffen müſſen. Dies iſt aber ebenſo verſäumt worde ent? 
die Regelung der Kaſſengeſchäfte der Förſter, welche durch migen 
gegen § 8 ihrer Dienſtanweiſung zur Regel gewordenen freihän naler 
Holzverkäufe dauernd amtliche Gelder zu betreuen hatten. Ger eben 
Beſtimmungen hätte es um ſo dringender bedurft, als es ſich hat, 
nicht um Kaſſenbeamte handelte. Wie der Förſter B. bekunbel Wen 
find ihm bei feinem Dienſtantritt überhaupt keine Dien 

ſchriften, nicht einmal die Geſchäftsanweiſung für die Förſter 

Stadt, vorgelegt worden. Die ſonſt vorhandenen Inſtruktionen 

den ebenſo wie die vorgenannte Regierungsinſtruktion teils al er 
altet behandelt, ohne daß aber an ihrer Stelle neue Rorjchrifieh 2 
laſſen wurden, teils blieben ſie ſelbſt leitenden Beamten des heil 
giſtrats unbekannt. Dadurch war ſchließlich eine Rechtsunſiche ale 
entſtanden, die u. a. zur Folge haben mußte, daß die Kaſſenoe in 
tung nach ungeſchriebenen, mit den formell noch geltenden Auchen 
mungen nicht in Einklang ſtehenden Gewohnheiten und Dreamer 
geführt wurde. Dabei ließ die Stadtverwaltung die ihr unten 
Beamten im Vertrauen auf deren Zuverläſſigkeit nach free er. 
lieben ſchalten und walten. Die von dem damaligen Kaſſenb 
nenten vorgenommenen monatlichen Reviſionen ſtellten keine dat 
ſame Kontrolle über die Höhe der ungedeckten Vorſchüſſe des 
denn ſie beſchränkten ſich auf einen Vergleich des Sollbeſm en 
mit dem Iſtbeſtand und auf Stichproben. Dem Kaſſenbezs ce 
hätte bei der Unterſchrift der Anweiſungen für die Lohnvorſ unbe? 
und noch mehr dem Expedienten bei dem Anweiſungsentwurf 5 des 
dingt auffallen müffen, wie hoch der nicht abgerechnete Vor chuß „g 
Angeſchuͤldigten angewachſen war. Wenn der Kaſſendezernent uter⸗ 
gegen einwendet, daß dies angeſichts der Fülle der von ihm zu ne 
ſchreibenden Kaſſenanweiſungen ausgeſchloſſen geweſen ſei, 10, Kon- 
ihm hierin nicht gefolgt werden. Seine Verantwortung für die aber 
trolle in Kaſſenſachen wurde dadurch nicht beſeitigt. Jedenfalls ae 
bleibt das betonte Verſagen oder der gänzliche Mangel einer Kon 


darunter leiden, daß den Beamten die Geſetzeskenntnis und beute 
mäßige Vorbildung fehlt, denn bekanntlich ſind die Beamten 4 
Publikums wegen da, und nicht umgekehrt. Der entgegeng den 
Standpunkt würde ſchließlich dazu führen, daß auch f T wäre 
zünftigen Beamten das Maß feiner Unkenntniſſe proporkiondt auf 
dem Maße feiner Verantwortungsfreiheit, mithin eine Prändi oh 
die Unwiſſenheit fein. — Die oben mitgeteilte Entſch. v. 8 mil 
1929 bringt nun inſofern einen neuen, intereſſanten Geſichtsp er 
hinein, als hier eine Art von konkurrierendem Verſchulden d 
geſetzten Dienſtbehörde angenommen wird. Der Angeſchuldigte zus 
nicht an Mangel geiſtiger oder techniſcher Fähigkeiten, di find: 
ordnungsmäßigen Erfüllung feiner Berufspflichten erforderlich ober 
Mangelnde beamtenmäßige Vorbildung für ſeinen Beruf al ole, 
förſter kommt auch nicht in Frage, wohl aber für die Kaſſengel Aber. 
die ihm der Magiſtrat entgegen jeglicher Verwaltungsübung 1929 
tragen hat. Aus den Gründen der Enlſch. des OVG. v. 8. Jan. kl 
iſt das Verſchulden des Angeſchuldigten zu bejahen. Nun aber dem 
mildernd die „weitgehende Mitſchuld“ des Magiſtrats mit, ie ig 
dieſer nicht nur einen Beamten Verrichtungen übertrug, für 1 lieh, 
die Vorbildung fehlte, ſondern auch es an jeder Kontrolle fen 70 
In erſterer Hinſicht liegt ein offenſichtlicher Verſtoß vor gegen den, 
II 10 ALR.: „Es ſoll niemandem ein Amt aufgetragen menge 
der ſich dazu nicht hinlänglich qualifiziert und Proben ſein nt 
ſchicklichkeit abgelegt hat.“ Die zivilrechtliche Haftung des Mac 
hierfür ergibt ſich aus § 75 daſelbſt: „Wer wiſſentlich eine Be 
einer dazu nicht tauglichen Perſon anvertraut, muß een | 
und den einzelnen Bürgern desſelben für allen durch die Une grei 
und Untauglichkeit eines ſolchen Bedienten entſtandenen n 
gerecht werden.“ Die Haftung des Magiſtrats wegen fehlend Rich, 
trolle folgt aus g s daſelbſt. Die vorl. Entſch, der nach ID, int 
tung zuzuſtimmen iſt, iſt mithin über das Diſziplinarrech näßigen 
von Bedeutung, indem ſie zugleich die Frage des verwaltungsn ärt 
Verſchuldens für den Fall der Haftbarmachung des Magiſtea elan, 
Geh. RegR. Prof. Dr. Helfriß, Br 
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U 

* ſtädtiſchen Forſtbüro beſtehen. Dieſe Unzulänglichkeit der Lei⸗ 

ind, und Beaufſichtigung von jeiten des Magiſtrats ſchuf ſonach 

günſtigen Boden für die Verfehlungen des Angeſchuldigten, 

er bedeutet geradezu eine weitgehende Mitſchuld 

und Behörde. Weiterhin fielen ſeine bisherige Unbeſcholtenheit 
eine anerkannte forſtliche Tüchtigkeit zugunſten des Ange⸗ 


en 
un 
did 


f H 
Gufpigten in die Wagſchale. 


die z; Tenn der Senat von der Dienſtentlaſſung abſah und nur auf 
lich höchſtzuläſſige Ordnungsſtrafe erkannte, ſo entſchloß er ſich end⸗ 
i N nerzu auch in der Erwägung, daß der Angeſchuldigte, der der 
ges gen anderweitigen Regelung entſprechend amtlich keine Kaſſen⸗ 
in gelte mehr zu verſehen haben wird, in Zukunft gar nicht mehr 
dase Lage kommen kaun, ähnliche Verfehlungen zu begehen, und 


ia 
di 


U 


werden. 


„micht“ wegfallen. 


liche r ſeine jetzige, rein forſttechniſche Betätigung noch erforder⸗ 


u Vertrauen ihm abzusprechen, liegt keinerlei Anlaß vor. 
OG., 1. (Diſz.⸗) Sen., Urt. v. 8. Nov. 1929, D U 53/27.) 


Berichtigungen 


Ar. 40/41 der JW. 
) S. 3042 Nr. 5 (8 851 R.): 


i den Tabellen über die Strafbeſtimmungen der Unſallverſicherung 
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1. Spalte VI. Die Geldſtrafe beträgt 1— 10 000 K.,, nicht, wie 
angegeben, 1—1000 RM. Sie beruht auf Art. 43 des Geſ. 
v. 14. Juli 1925 (RGBl. I, 97); 

2. Spalte VIII zu a) Die 88 1792 und 1793 müſſen geſtrichen 

Ergänzend ſei auf RVerſA. v. 

RVerſANachr. 1925, 158 verwieſen; 
b) S. 3043 Nr. 10 (8909 R O.): Spalte III d: es muß ſtatt 
„8 766“ 8677 heißen. 


10. Dez. 1924: 


Spohr. 


JW. 1930, 2779 6 muß in Zeile 6 der Überſchrift das Wort 
D. S. 


Die Zeilerſchen Amwertungszahlen. 


Gs. 

hu nette Geldwertzahlen en e 
Juli 1930 1,493 Bill. 87,0 % 1,30 Bill. 
Auguſt 148 „ 87.5 % LEE, 
September 19 88,0 0% 729 
Oktober 1,454 „ 88,5 % 1229 


Überfiht der Kechtſprechung. 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
1 Bürgerliches Geſetzbuch. a 
bie une och d. Eine Vertragsklauſel, durch 


Aufer; eingeſchränkte Haftung einer Ver⸗ 
e 
Spt feſtgelegt wird, iſt nichtig. RArbch. 


N) 
eren BGB, Nichtigkeit eines Sicherungs⸗ 
eſtinnungsvertrages wegen mangelnder 
nde, heit der zu übereignenden Gegen⸗ 
Agerg Bei Übertragung eines Waren⸗ 
bird, „das für ein Ladengeſchäft gehalten 
dgenturnügl nicht die Angabe, daß der 
genen Mübergang an ſämtlichen vorhan⸗ 
aren en vereinbart wird, weil die 
11 1568 auernd wechſeln. RG. 3394 2 
bas 3150 600. Gegenüber einer Klage 
s Gerig BOB. geht es nicht an, daß 
ich aus icht ſich mit der Feſtſtellung eines 
Kenne, eimer Reihe von Verfehlungen er- 
nen Geſamtbildes begnügt, ohne daß 
ds orgänge aufgeführt würden. RG. 


uſwe Aufwertungsgeſetz. 
cafe ung. Begriff der „Grundkredit⸗ 
kart 4 des Yufim®. und einer „Bank⸗ 
oJ. 6 derer preußiſchen Provinz“. $2 
Ya 4. PrDurchfVo. zur Durchfüh⸗ 
dülteinde Ablöfung der Markanleihen der 
tig. Nh 3096 v. 10. Juli 1928 it rechts⸗ 


br 
eh 
1 ae den unlauteren Wettbewerb. 
alter auf 2 ANIME, Die Muſitaufführung 
Dae, Ver geblich hiſtoriſchen Kapelle ſtellt 
„Donſtaltung i. S. des Unl WG. dar. 
resden 344318 


2. verfahren. 
0537 n 
Ber der 1.4 ZPO. (ſchriftliche Beantwor⸗ 
0 Me oeißftage unter eidesſtattlicher 
er i i = 
HER Eheſachen nicht an 


N Konkursordnung. 


ume Abs 
Heart Nr. 1 Ko.; 8259 StGB. 
Wand DEM des „Verheimlichens“ im Tat⸗ 
heng er Hehlerei und des Konkursver⸗ 
tellt der Schuldner in Gemein⸗ 


ſchaft mit ſeiner Ehefrau gegenüber ſeinen 
Gläubigern die wiſſentlich unwahre Be⸗ 
hauptung auf, er habe ſein Geſchäft ſeiner 
Ehefrau verkauft, ſo kann darin zwar kein 
„Beiſeiteſchaffen“, wohl aber ein „Ver⸗ 
heimlichen“ von Vermögensſtücken gefunden 
werden. Den Begriff des „Verheimlichens“ 
i. S. des 8239 Abſ. 1 Nr. 1 KO. erfüllt jede 
Beranftaltung, die geeignet iſt, die Zuge⸗ 
hörigkeit einer Sache zur Maſſe zu ver⸗ 
ſchleiern. RG. 340917 


Gerichtskoſtengeſetz. 


84 GKG. Der beſtellte Verteidiger kann 
die Feſtſetzung ſeiner Gebühren durch das 
Gericht, nicht im Juſtizverwaltungswege, 
verlangen. RG. 3425 41 


Rechtsanwalts gebührenordnung. 


867 RAGebd.; 8 4 GRG. Der beſtellte 
Verteidiger kann die Feſtſetzung ſeiner Ge⸗ 
bühren durch das Gericht, nicht im Juſtiz⸗ 
verwaltungswege, verlangen. Tätigkeiten 
des Verteidigers, welche die Vorverhand⸗ 
lungsgebühr zur Entſtehung bringen. RG. 
3425 &1 


151 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


82 Abſ. 2 StGB. Das am 23. Juli 1929 
außer Kraft getretene RepSh®. war kein 
reines Zeitgeſetz. Mit ſeinem Außerkraft⸗ 
treten ſind die aus ihm entſtandenen Straf⸗ 
anſprüche erloſchen. LG. Weimar 3450 4 

8 27 b StGB. Zur Auslegung des § 27b 
StGB. RG. 540413 

Der Vollſtreckung einer eintägigen Erſatz⸗ 
freiheitsſtrafe ſteht teilmeife Zahlung der 
Geldſtrafe nicht im Wege. LG. Göttingen 
34492 

8 66 StGB.; 8337 Stpo. Das Re⸗ 
viſionsgericht hat von Amts wegen nach⸗ 
zuprüfen, ob ein Verfahrens hindernis, wie 
3. B. Amneſtie oder Verjährung, vorliegt. 
RG. 342137 

88 66. 67 StGB. Eine richterliche Ver⸗ 
fügung, wonach der Verteidiger auf eine 
Anfrage des Angeklagten hin Nachricht 
vom Stande des Verfahrens erhalten ſoll, 
unterbricht die Verjährung nicht. OLG. 
Dresden 34345 

8 69 StGB. Wird gegen die Verſäumung 


der Einſpruchsfriſt gegen einen Strafbefehl 
Wiedereinſetzung gewährt, ſo tritt mit der 
„Rechtskraft“ des Strafbefehls im Fort⸗ 
gange der Verjährung ein Stillſtand ein. 
BayObLG. 34261 

8 73 StGB.; 8 359 Ziff. 5 StPO. Der 
Wegfall einer tateinheitlich zuſammentref⸗ 
fenden ſtrafbaren Handlung, deren Straf⸗ 
geſetz nicht als das ſchwerſte angewendet 
worden iſt, rechtfertigt nicht die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens. NG. 34223 

8157 Nr. 1 StGB. Hat der Zeuge in 
einer eidlichen Ausſage mehrere unwahre 
Angaben gemacht und ſind hinſichtlich einer 
derſelben die Vorausſetzungen des Straf⸗ 
ermäßigungsgrundes des $ 157 Nr. 1 
StGB. gegeben, jo hängt die Anwendbar⸗ 
keit des 8157 Nr. 1 StGB. auf das ein⸗ 
heitliche Meineidsdelikt von dem inneren 
Zuſammenhang der einzelnen Teile der 
Ausſage, insbeſondere davon ab, ob der 
Zeuge durch die nach § 157 Nr. 1 StGB. 
milder zu beurteilende unwahre Angabe 
auch zur Entſtellung des Sachverhalts in 
anderen Punkten getrieben wurde. RG. 
3400 6 

8161 Abſ. 1 StGB.; $ 358 Abſ. 2 StPO. 
Der Ausſpruch dauernder Unfähigkeit zur 
eidlichen Vernehmung als Zeuge oder Sad)» 
verſtändiger iſt nicht Nebenſtrafe, ſondern 
polizeiliche Sicherungsmaßregel. Des halb 
verſtößt Erweiterung des unvollſtändigen 
Ausſpruchs nicht gegen § 358 Abſ. 2 StPO. 
RG. 3401 7 

8 163 StGB. Die Unerheblichkeit der 
Tatſache, die fälſchlich an Eides Statt ver⸗ 
ſichert iſt, iſt von Bedeutung für die Frage, 
welches Maß von Sorgfalt anzuwenden 
war. RG. 34018 

8163 StGB. Hat der Schwörende die 
von ihm unrichtig bekundete Tatſache für 
unerheblich gehalten, ſo kann der ſubjektive 
Tatbeſtand des 8163 StGB. entfallen. 
Fahrläſſig muß der Täter bei der Eides⸗ 
leiſtung gehandelt haben; daß er ſich auf 
die Ausſage unſorgfältig vorbereitet hat, 
kommt ſtrafrechtlich nicht in Betracht. Frei⸗ 
ſprechung durch das Reviſionsgericht wegen 
9497 der Fahrläſſigkeit. OSG. Dresden 
3434 6 

88 164,193 StGB. Der Schutz des § 193 
StGB. kann nach ſtändiger Rechtſprechung 
dem Verleumder nicht zugebilligt werden, 
der gegen einen anderen eine falſche An⸗ 
zeige aus eigenem Antriebe erſtattet, alſo 
ohne daß er ſelbſt ſich gegen eine Anſchul⸗ 
digung verteidigen muß und ohne daß es 


ich dabei um das Ableugnen von Tat⸗ 
ſachen handelt, die gegen den Verleumder 
als belaſtende Umſtände verwertet werden 
ſollen. Bay Ob. 34262 

88 185 ff. SIEB. Beleidigung am Fern⸗ 
ſprecher bei Querverbindung. Auslegung 
des Strafantrages. KG. 3432? 

85 185, 193 StGB. Die Redewendun⸗ 
gen: „Er nimmt ſich heraus“ und „Seine 
Handlungsweiſe richtet ihn in allen Krei⸗ 
ſen“ als ſtrafbare Beleidigungen. Unter⸗ 
ſcheidung von Form und Inhalt. OLG. 
Dresden 34378 

88 185, 193 StB. Der — näher be⸗ 
gründete — Vorwurf einer feigen Hand⸗ 
lungsweiſe ſtellt inhaltlich wie formal eine 
Beleidigung dar. Erfolgt ſie unter dem 
Schutz des § 193 StGB., fo kann eine 
Beſtrafung nur dann ſtattfinden, wenn 
der Täter mit dem Bewußtſein der un⸗ 
nötigen Verſchärfung handelte. OLG. Dres⸗ 
den 3436 7 

88 185 ff. StGB. Zur Tateinheit zwiſchen 
übler Nachrede und einfacher Beleidigung. 
RG. 34019 

88 186, 193 StB. Zum Begriff der 
Kollektivbeleidigung. § 193 und unbewie⸗ 
jene Behauptung. BayOb G. 3426 3 

8198 StGB. Hat jemand die beanſtan⸗ 
dete Außerung nur in Erfüllung einer 
für vorwiegend erachteten ſittlichen Pflicht 
getan, ſo kann ihm der Strafſchutz des 
§ 193 StGB. nicht zuteil werden. OLG. 
Dresden 3438 19 

8 193 StGB. Sit die Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen zu bejahen, wenn 
die Mitteilung einer dem Geſchäft oder 
der Perſon des Außernden naheſtehen⸗ 
den Perſon gemacht wird? Zum Begriff 
der ähnlichen Fälle. OLG. Dresden 3439 11 

8 193 StGB. Zu der Anwendbarkeit des 
8193 StGB. muß das Gericht im Urteil 
nicht unter allen Umſtänden beſonders 
Stellung nehmen. OLG. Dresden 3438 9 

88 223. 223 a Abſ. 2 StB. Das An⸗ 
binden an einen Baum enthält nur dann 
eine Körperverletzung, wenn der Körper 
des Betroffenen dadurch in Mitleidenſchaft 
verſetzt wurde. RG. 3402 10 

88 241, 240, 43 StGB. Für den Tat- 
beſtand der Bedrohung reicht die An⸗ 
kündigung eines nur mit Hilfe überſinn⸗ 
licher Kräfte zu begehenden Verbrechens 
nicht aus. KG. 3433 3 

88 240, 324 StGB.: 88 12, 14 Nahr⸗ 
MittG. v. 14. Mai 1879. Begriff der „Ge⸗ 
walt“ im Tatbeſtand der Nötigung. Das 
Eingießen von Petroleum in die Pumpe 
eines Brunnens, um einem Dritten die 
Benutzung des Brunnens zu verekeln, ſtellt 
keine Nötigung dar, da es an einer Ge⸗ 
waltanwendung dieſes Verhaltens unter 
dem Geſichtspunkt einer Brunnenvergif⸗ 
tung. RG. 3403 11 

8 242 StB. Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit beim Diebſtahl. RG. 340413 

8 242 StGB. Die Wegnahme eines 
Gegenſtandes in der Abſicht, ihn zu be⸗ 
ſeitigen, iſt Diebſtahl nur, wenn daneben 
die Abſicht der Zueignung beſtand. RG. 
3403 12 

88 249, 259 StGB. 1. Die Wegnahme 
beim Raube kann in der Brechung des 
Mitgewahrſams und der Erlangung des 
alleinigen Gewahrſams beſtehen. 2. Zur 
Auslegung des Begriffs der „Straße“ im 
8250 Nr. 3 StGB. Von der Straße aus 
offene Hausniſchen können zur Straße ge⸗ 
hören, nicht aber der Flur im Innern 
eines Hauſes, und zwar gleichgültig, ob die 
Haustür geſchloſſen iſt oder offenſteht. 
3. Das die Strafbarkeit erhöhende Merk⸗ 
mal der Begehung des Raubes auf einer 
Straße (5 250 Nr. 3 StGB.) bildet einen 
untrennbaren Teil der Schuldfrage. RG. 
3407 14 


8 257 StGB. Begünftigung durch Zur⸗ 
verfügungſtellen von Unterſchlupf für 
Schmugglerware ſeitens eines Grundſtücks⸗ 
eigentümers. Nimmt er die Ware in eigene 
Verwahrung, ſo geht ſein Verhalten über 
ein bloßes Unterlaſſen hinaus. RG. 340718 

8257 StGB. Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit beim Diebſtahl. Der Tatbeſtand 
der perſönlichen Begünſtigung erfordert, 
daß die Lage des Vortäters durch eine 
dazu beſtimmte und geeignete Handlung 
verbeſſert wird. Strafloſigkeit der Be⸗ 
günſtigung iſt nicht nur dann anzunehmen, 
wenn der Begünſtiger einen Teilnehmer 
der Vortat, an der er ſelbſt ſtrafbar be⸗ 
teiligt war, und zugleich ſich ſelbſt der 
Beſtrafung entziehen will, ſondern auch 
dann, wenn Begünſtiger und Begünſtigter 
ſich unabhängig voneinander zweier ſelb⸗ 
ſtändiger Straftaten ſchuldig gemacht hat⸗ 
ten, die Entdeckung der einen jedoch die 
der anderen mit großer Wahrſcheinlichkeit 
zur Folge hatte, ſo daß das Beſtreben 
der eigenen Sicherung auch die Sicherung 
des anderen Täters erforderte. RG. 340413 

8 257 StGB. Vorausſetzungen der 
Strafbarkeit der Täter und Teilnehmer 
der Vortat wegen Begünſtigung und An⸗ 
ſtiftung zur Begünſtigung. Zur Zeit der 
Beiſtandsleiſtung muß die Vortat nicht 
nur rechtlich vollendet, ſondern tatſächlich 
abgeſchloſſen fein. RG. 3408 16 

8259 StGB.; 8 239 Abſ. 1 Nr. 1 KO. 
Zum Begriff des „Verheimlichens“ im Tat⸗ 
beſtand der Hehlerei und des Konkursver⸗ 
brechens. Stellt der Schuldner in Gemein⸗ 
ſchaft mit ſeiner Ehefrau gegenüber ſeinen 
Gläubigern die wiſſentlich unwahre Be⸗ 
hauptung auf, er habe ſein Geſchäft ſeiner 
Ehefrau verkauft, ſo kann darin zwar kein 
„Beiſeiteſchaffen“, wohl aber ein „Ver⸗ 
heimlichen“ von Vermögensſtücken gefunden 
werden. Den Begriff des „Verheimlichens“ 
i. S. des § 239 Abſ. 1 Nr. 1 KO. erfüllt jede 
Veranſtaltung, die geeignet iſt, die Zuge⸗ 
hörigkeit einer Sache zur Maſſe zu ver⸗ 
ſchleiern. RG. 3409 17 

§ 259 StGB. Zur Verurteilung wegen 
Hehlerei genügt die alternative Feſtſtellung, 
daß der Vortäter die Sache entweder 
durch Diebſtahl oder durch Unterſchlagung 
erlangt habe. Zur Auslegung des 827 b 
StGB. RG. 340413 

8 267 StGB. Von Menſchen auf Stoff 
hergeſtellte, über eine Tatſache Aufſchluß 
gebende Zeichen ſind Urkunden nur dann, 
wenn der Herſteller mit ihnen eine Er⸗ 
klärung als von ihm herrührend abgeben 
will. RG. 3410 18 

8269 StGB. Der Tatbeſtand dieſer Vor⸗ 
ſchrift kann dadurch verwirklicht werden, 
daß der Täter einen die echte Unterſchrift 
tragenden Papierſtreifen durch Zuſammen⸗ 
kleben mit einem Stück Papier, das be⸗ 
reits einen beſtimmten Text aufweiſt, zu 
einer einheitlichen Erklärung verbindet. 
RG. 341119 

88 303, 304 StB. Sachbeſchädigung 
durch Verletzung der äußeren Erſcheinung 
ſowie durch Trennung einer zuſammen⸗ 
geſetzten Sache. Für die Anwendung des 
8304 StGB. genügt es, daß die Sache 
für einen kürzeren Zeitraum den dort be⸗ 
zeichneten Zwecken dienen ſollte. R. 
3403 12 

8304 StGB. Zum Begriffe einer zum 
öffentlichen Nutzen dienenden Sache. Bay⸗ 
Ob LG. 3427 4 5 

8310 StGB. Iſt der Brand durch die 
Tätigkeit der von dem Täter herbeigerufe⸗ 
nen Perſonen gelöſcht worden, ſo iſt der 
Täter nur dann ſtraffrei, wenn er dieſe 
Perſonen zum Zwecke der Löſchung her⸗ 
beigerufen hatte. RG. 3412 20 

8332 StGB. Paſſive Beſtechung. Die 
Gewährung des Geſchlechtsverkehrs von 


ſeiten einer käuflichen Dirne gegen „un 
übliche Entgelt ſtellt auch dann dat 
„Vorteil“ i. S. dieſer Beſtimmung sein 
wenn die Dirne den Beſucher nicht iin 
geſchäftsmäßig behandelte, ſonder gun 
perſönliches Intereſſe entgegenbrach eee 
die Annahme eines Vorteils als je 
leiſtung für in der Vergangene g 
gende Amtspflichtverletzungen iſt nach 
StGB. jtrafbar. RG. 3412 21 die © 
8 348 Abſ. 1 und 2 StGB. Durch d zei 
ſcheinigung der übereinftimmung d ein 
Ausfertigungen einer Urkunde kaum gi 
Falſchbeurkundung begangen ER‘ 
Tatbeſtände des 8348 Abſ. 1 Sts. 5 
beurkundung im Amte) und des un 
Abſ. 2 Sto B. (urkundenverfälſchung nei 
Urkundenbeſeitigung im Amte) men 
untereinander im Fortſetzungszu 
hang ſtehen. RG. 3413 22 Sie 
Vermögensvorteil i. S. des 8340 auf 
iſt auch die Erhaltung eines ber” gg, 
andere Weiſe erreichten Vorteils. 
341423 168. i 
Zwiſchen 88354, 348 Abſ. 2 init 
keine Geſetzeseinheit, vielmehr Ta 
möglich. RG. 341425 166705 
8 360 Ziff. 8 StGB. Unzuläſſigle gz 
Zuſatz „fr.“ zu einem entzogenen 
titel. OLG. Königsberg 34425 9 bes 
8 360 Ziff. 8 StB. Die Füh rue 
Titels „Königlich Preußiſcher Rittm 
iſt unbefugt. KG. 3433 4 robel 
8 360 Ziff. 11 StB. Verübung FE a 
Unfugs durch Lancierung bewußt Tal 
Nachrichten in die Preſſe. Mittelbare 
keit. Bay Opec. 3427 5 bunt 
8 360 Ziff. 11 Ste B. Die Verengeh 
eines Glückskettenbriefes an eine ©, de 
Perſon erfüllt nicht den Tatbeh e 
groben Unfugs. OLG. Dresden pl 
8 360 Nr. 11 SIEB. Die Verf 
von Kettenbriefen iſt kein grober 
OLG. Hamburg 344114 
Reichspreßgeſez. —, gi) 
88 30, 5, 3 RPreßG.; 8 30 Gewe e 
PrpreßGG. Nicht gewerbsmäßiger, graz 
licher Verkauf von Feſtteilnehme 
KG. 3443 16 
Maß⸗ und Gewichtsordnung. ab 
88 6, 10 und 12 Maß O. Die rien 
amtlich geprüfter Meßgeräte, auf on an 
Eichſtempelung unleſerlich gewore ficht 
auf denen überhaupt keine ſolche 
iſt, begründet nicht die Strafbarkeit 
Naumburg 3444 20 6a 
Verordnung über den Kraftfahrzeuge 1 
918 Abſ. 2 KraftfVertBO. Pflach, n 
Führers bei Annäherung an eingergonl 
mit Schranken verſehenen Bahn 
Bay Obs. 3428 6 


una 
Verordnung gegen BaffenmißbtT 90 
Waff BO. Stahlruten find Ball 
3443 17 


Geſetz zum Schutz der Republif 316 

SE Nr. 1 RepSch&. v. 1922 h 
327 StPO. Das Merkmal der Augen 
fung erfordert nicht, daß die . Zeug! 
von einer „Roheit der Geſinnung 0 
ablegt. NG. 3414 25 Tatbeſege⸗ 

8 19 Abſ. 2 RepSchc. Zum nen e 
der Unterſtützung einer aufgelof wenne 
einigung. Er kann darin gefunden al 
daß der Täter dazu mitwirkt, geht 10 
den Eindruck zu erwecken, die V bein 
halte noch zuſammen und beſte n 1 
fort. Für den inneren Tatbeſtan 
bedingter Vorſatz. RG. 3414 ° 
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dens, 
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9182 601 19 
tung d. GRBE, Bedeutung der Protokollie⸗ 
frafe es Beſchluſſes über eine Ordnungs⸗ 


nd d ſelben. 
aydogch. 3432 1. Veranlaſſung derſelben 
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Strafprozeßordnung. 


die 
ſugunz,dahrunterſtelung im Strafprozeß 
daß nr des Angeklagten erfordert nicht, 
Wr elt von der Wahrheit der als 
„Ig iterſtellten Tatſache auch überzeugt 
dan a oeraeng 
. 2 Stpo. Gerichtsſtand für Preß⸗ 
ungt, erſchienen, d. h. zur Ausgabe ge⸗ 
„gut eine Druckſchrift unter anderem 
aufgege ſie zwecks Verbreitung zur Poſt 
835 en worden iſt. RG. 3416 27 
Für de 37 Stchd.; 8 181 Abſ. 2 38d. 
s keine Gültigkeit der Erſatzzuſtellung iſt 
Gi, edingung, daß das zuzuſtellende 
fugeſtell nd in die Hand desjenigen, dem 
ag et werden ſoll, gelangt. Baydb s;. 


85 
San PO. Eine Verletzung des 854 
64041; begründet nicht die Reviſion. RG. 


86 
bine „StPO. Ein Zeuge, der ſich nach 
top Plichen Vernehmung zur Sache auf 
ferne nung des Vorſitzenden zunächſt ent⸗ 
rufen, braucht, wenn er wieder herein⸗ 
ige erneut vernommen wird, die 
fung it dieſer Ausſage nicht unter Be⸗ 
ern auf den geleiſteten Eid zu ver⸗ 
keltg boſofern nicht ſeine Vernehmung be⸗ 


endet dr ſeiner Entfernung erkennbar be⸗ 
7 ar. NG. 3416 50 
Falle SPD. Zur Frage, inwieweit im 
VEN 1 nochmaligen Vernehmung eines 
eh, eme nachträgliche Ausſage trotz 
über achtung von 867 StPO. von einem 
f ledenzeleiſteten Eid mitumfaßt wird. Das 
ich unn falls dann nicht der Fall, wenn es 
ON 47 Anen Nacheid Handelt. NG. 3416 28 


Nite 

110 gewähren. OLG. Hamm 3448 28 

ſter zun ebd. 881, 11, 8, 10 Umſstc. 
lte & Verteidiger von Amts wegen be⸗ 
DE au 

del en Anſpruch auf Erſtattung der 
er 
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r Pirhandlung iſt zuläſſig. Maßgeben⸗ 
Hop, Probotoffinnett; Unbeachtlichkeit eines 


ius Urte; racht wird, iſt für den Beſtand 
hr Arten ohne Bedeutung. Feſtſtellungen 
igt reifen nicht auf Vorhaltungen 
anten genen, die dem Angekl. aus den 
lu ſeine acht worden ſind, ſondern nur 
Se gen, eigenen dazu abgegebenen Er⸗ 
le Wer en 89229 und 268 StPO. 
in beilun pflichtung des Vorſitzenden zur 
„ die eines an ihn gerichteten Briefes 
bes 24g eteidiger. Nc 340413 
e ss 34024, 238 SPD. Die Verletzung 
Sten und 324 StPO. kann einen 
and. 3 darſtellen. Ein nach 8 238 
dp muß Sachleitung betreffender Au⸗ 
% ng sorbeichieden werden; rechtliche 
7 Verſtoßes hiergegen. Bay⸗ 


7 


ung Sto. Grundſätze für die Be⸗ 
von Augenſcheinbeweisanträgen. 


Bezweckt der Antrag die Entkräftung einer 
beſtimmten Zeugenausſage, ſo darf das 
Gericht ſich mit der beanſtandeten Aus⸗ 
ſage nicht begnügen. Es darf jedoch den 
Antrag ablehnen, wenn es das, was durch 
den Antrag bewieſen werden ſoll, ſchon 
als durch das ſonſtige Beweisergebnis 
widerlegt anſieht. RG. 3417 81 

88 244, 246 StPO. Geht das Gericht 
auf einen während der Urteilsverkündung 
geſtellten Beweisantrag ein, wozu es nicht 
verpflichtet iſt, ſo muß es den Antrag 
ordnungsgemäß beſcheiden. Behandlung des 
Beweisantrages als Verſchleppungsantrag, 
weil er nur wegen der Höhe des verkün⸗ 
deten Strafmaßes geſtellt wurde. RG. 
3417 52 

88 244, 256 StPO. Der Antrag, zum 
Beineife einer beſtimmten Tatſache eine 
amtliche Auskunft einzuholen, darf nicht 
mit der Begründung abgelehnt werden, 
daß das Gegenteil der zu beweiſenden 
Tatſache bereits bewieſen ſei. RG. 3417 30 

88 244 Abſ. 2, 397, 155 StPO. Der 
Nebeukläger kann ein der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft wegen Verſtoßes gegen § 244 Abſ. 2 
zuſtehendes Rügerecht geltend machen. Bay⸗ 
Ob LG. 3430 10 

8 264 Abſ. 1 StPO. Zwei ſelbſtändige 
Begebenheiten ſind auch durch Annahme 
eines Fortſetzungszuſammenhanges nicht zu 
einer Handlung von rechtlicher Einheit 
zuſammenzufaſſen. OLG. Dresden 3445 22 

8265 Abſ. 4 StPO. Beantragt der An⸗ 
geflagte Vertagung, um ihm Gelegenheit 
zur Beibringung von Belegen für eine 
Schutzbehauptung zu geben, ſo kann dieſer 
Antrag zwar deshalb abgelehnt werden, 
weil das Gericht die Vertagung für un⸗ 
angemeſſen hält, nicht aber mit der Be⸗ 
gründung, daß das Gegenteil der Schutz⸗ 
e ſei. RG. 3418 33 

88 271, 275 StPO. Werden die Urteils⸗ 
gründe gemäß 8 275 Abf. 1 StPO. voll⸗ 
ſtändig in das Protololl aufgenommen, 
ſo muß das Protokoll einſchließlich der 
Urteilsgründe von dem Vorſitzenden und 
dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle 
unterzeichnet werden. Sind dagegen die 
Urteilsgründe nur äußerlich dem Pro⸗ 
tokoll angefügt worden, ſo muß das Pro⸗ 
tokoll für ſich allein von dem Vorſitzenden 
und dem Urkundsbeamten der Geſchäfts⸗ 
ſtelle unterzeichnet werden; die Unter⸗ 
ſchrift des Vorſitzenden lediglich unter den 
Urteilsgründen genügt in dieſem Fall 
nicht. RG. 3416 29 

8302 StpO. Der Verteidiger bedarf 
nicht nur zur Zurücknahme, ſondern auch 
zum Verzicht auf Rechtsmittel ausdrück⸗ 
licher Ermächtigung. Als Rechtsmittelver⸗ 
zicht ſtellt ſich auch die Beſchränkung eines 
Rechtsmittels auf den Strafausſpruch bei 
oder nach der Einlegung des Rechtsmittels 
dar. In der Ermächtigung zur Zurück⸗ 
nahme von Rechtsmitteln iſt die Ermächti⸗ 
gung zum Verzicht auf Rechtsmittel nicht 
enthalten. Die erteilte ausdrückliche Er⸗ 
mächtigung kann jederzeit durch formloſe 


mündliche Erklärung des Angeklagten 
gegenüber dem Verteidiger widerrufen 
werden. RG. 3419 34 


88 304, 473 Abſ. 1 SPD. Das Gericht 
kann die Erſtattung der notwendigen Aus⸗ 
lagen aus der Staatskaſſe auch nachträg⸗ 
lich noch anordnen. Der Staatsanwalt 
kaun den die notwendigen Auslagen der 
Staatskaſſe auferlegenden Gerichtsbeſchluß 
anfechten. OLG. Dresden 3446 23 

88 318, 327 StPO. Hat der Angeklagte 
durch Beſchränkung der Berufung auf das 
Strafmaß den Schuldausſpruch rechts⸗ 
kräftig werden laſſen, ſo darf ſich das 
BG. bei der Strafzumeſſung nicht von der 
Erwägung leiten laſſen, daß die Schuld⸗ 
feſtſtellung unrichtig ſei und eine ſtrafbare 
Handlung nicht vorliege. RG. 3414 25 


88 325, 52 Abſ. 2 Satz 2, 53, 55 StPO. 
Verfahrensrechtliche Erklärungen förmlicher 
Natur ſind im allgemeinen einem Wider⸗ 
ruf nicht zugänglich. Eine nach 8 325 
StPO. abgegebene Zuſtimmung der Staats⸗ 
anwaltſchaft oder des Angeklagten zur 
Verleſung der dort genannten Schrift⸗ 
ſtücke iſt als unwiderruflich anzuſehen. 
RG. 3420 85 

8325 StPO. iſt eine der wichtigſten 
Rechtsbürgſchaften für die Stellung des 
Angekl. in der Berufungsinſtanz. Nicht⸗ 
verſtändigung des Angekl. von der Ab⸗ 
ladung eines in der erſten Inſtanz ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen. Bay Obs. 
3430 11 

8327 StPO, Umfang der Prüfung des 
OG., wenn lediglich vom Amtsanwalt Be⸗ 
rufung gegen das Strafmaß eingelegt 
wurde. BayObLG. 3431 12 

8331 StPO. Reformatio in pejus durch 
Verhängung einer höheren Erſatzfreiheits⸗ 
ſtrafe. OLG. Düſſeldorf 344123 

8 337 StpdO. Eine tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung, die der Erfahrung des täglichen 
Lebens widerſpricht, iſt für das Nevn®. 
nicht bindend. RG. 3403 12 

8337 StPO.; 866 StGB. Das Rev. 
hat von Amts wegen nachzuprüfen, ob 
ein Verfahrenshindernis, wie z. B. 
Amneſtie oder Verjährung, vorliegt. RG. 
3412 57 

8337 StPO. Die Reviſion kann nicht 
auf geſetzwidrige Verfügungen der Staats⸗ 
anwaltſchaft geſtützt werden, auch wenn ſie 
zum Verluſt eines Beweismittels geführt 
haben. RG. 3421.36 

8344 StPO. Selbſtändigkeit der Re⸗ 
viſionsbegründung. Unzuläſſigkeit der Be⸗ 
zugnahme auf Schriftſätze des Verteidigers 
eines Mitangeklagten. RG. 3404 18 

8345 Abſ. 2 StPO. Erforderniſſe der 
Reviſionsbegründung. Bringt der Urkunds⸗ 
beamte der Geſchäftsſtelle durch einen bei 
ſeiner Unterſchrift gemachten Zuſatz zum 
Ausdruck, daß er die Verantwortung für 
den Inhalt der im weſentlichen von dem 
Angeklagten verfaßten Reviſtonsbegrün⸗ 
dung nicht übernehmen wolle, fo er⸗ 
mangelt die Reviſionsbegründung der ge⸗ 
hörigen Form. RG. 3421 38 

88 346 Abſ. 1, 138 StPO. Die Recht⸗ 
fertigung der Reviſion durch die Ehefrau 
des Angeklagten iſt zuläſſig. KG. 3445 21 

8357 StPO. iſt nicht anwendbar, wenn 
bezüglich zweier Angeklagten Verjährung 
eingetreten iſt, indeſſen nur einer von 
ihnen das Urteil mit der Reviſion an⸗ 
gefochten hat. OLG. Dresden 3434 5 

8358 Abſ. 2 StPO.; 8 161 Abſ. 1 StGB. 
Der Ausſpruch dauernder Unfähigkeit zur 
eidlichen Vernehmung als Zeuge oder 
Sachverſtändiger iſt nicht Nebenſtrafe, ſon⸗ 
dern poltzeiliche Sicherungsmaßregel. Des⸗ 
halb verſtößt Erweiterung des unvollſtän⸗ 
digen Ausſpruchs nicht gegen § 358 Abſ. 2 
StPO. RG. 34017 

8359 Ziff. 5 StPO.; 8 73 StGB. Der 
Wegfall einer tateinheitlich zuſammen⸗ 
treffenden ſtrafbaren Handlung, deren 
Strafgeſetz nicht als das ſchwerſte angewen⸗ 
det worden iſt, rechtfertigt nicht die Wie⸗ 
deraufnahme des Verfahrens. RG. 3422 39 

§ 360 Abſ. 2 StpO, Iſt bei einem Ver⸗ 
urteilten gegen Stellung einer Kaution vor 
rechtskräftiger Entſcheidung über einen 
ſchwebenden Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens die Strafvollſtreckung un⸗ 
terbrochen, ſo iſt nach rechtskräftiger An⸗ 
ordnung der Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens die geleiſtete Kaution zurückzu⸗ 
geben, falls nicht Fluchtverdacht vorliegt. 
OLG. Hamburg 3447 26 

88 391, 393, 402 StPO. Prozeſſuale 
Bedeutung des Todes des Nebenklägers, 
wenn der Nebenkläger gegen das frei⸗ 
ſprechende Urteil erſter Inſtanz Berufung 


3456 


und ſodann der Angeklagte gegen das 
Berufungsurteil Reviſion eingelegt hat. 
Das Berufungsurteil wird durch den Tod 
des Nebenklägers nicht hinfällig, das Re⸗ 
viſionsverfahren iſt daher durchzuführen. 
RG. 3423 40 

8412 StPO. Nur die erſte Ladung zur 
Hauptverhandlung muß den Hinweis auf 
die Folgen eines Ausbleibens des An⸗ 
gekl. enthalten. OLG. Dresden 3446 24 

8412 StPD. Der Einſpruch eines aus⸗ 
gebliebenen Angeklagten iſt auch dann zu 
verwerfen, wenn er in einem früheren 
Verhandlungstermin entſchuldigt ausgeblie⸗ 
ben war. OLG. Düſſeldorf 3447 25 


Geſetz betr. die Entſchädigung der im Wie⸗ 
deraufnahmeverfahren freigeſprochenen Per⸗ 
ſonen. 

88 2 und 5 Ge. v. 20. Mai 1898 betr. 
die Entſchädigung der im Wiederauf⸗ 
nahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen; 
88 21 ff. RWehrG.; AusfVoO. zu dieſem. 
1. Wenn die gerichtliche Klage auch nur 
für einen Teilbetrag innerhalb der Aus⸗ 
ſchlußfriſt des 85 Ab. 3 erhoben wird, fo 
iſt damit doch die Friſt für den ganzen 
Anſpruch gewahrt. 2. Lehnt die Heeresver⸗ 
waltung die Wiedereinſtellung eines Reichs- 
wehrangehörigen, gegen den durch Straf⸗ 
urteil auf Dienſtentlaſſung erkannt war, 
nach ſeiner Freiſprechung im Wiederauf⸗ 
nahmeverfahren ab, ſo beruht der aus 
dem Fehlen des Anſtellungsverhältniſſes 
ſich ergebende Vermögensſchaden auf der 
Strafvollſtreckung. 3. Der nach obiger 
Ausf VO. die Dienſtentlaſſung rechtſertigende 
Tatbeſtand des unwürdigen Verhaltens 
kann nur während des Beſtehens des Mili⸗ 
tärdienſtverhältniſſes verwirklicht werden. 
4. Bei Bemeſſung des einem Reichswehr⸗ 
ſoldaten durch die Entlaſſung erwachſenen 
Schadens iſt der Verluſt des Anſpruchs auf 
Dienſtkletdung, freie ärztliche Behandlung 
uſw. zu berückſichtigen. 5. Vermögenswert 


Rechtſprechung Juriſtiſche BE. 
. 0 


des Anſpruchs auf den Zivilverſorgungs⸗ 
ſchein. RG. 3390 1 


Jugendgerichtsgeſetz. 
817 JGG.; §8 25, 26 GVG. Der Amts⸗ 
richter kann in Jugendſachen nicht ohne 
Schöffen entſcheiden. OLG. Hamburg 3149 30 


C. 
Stenerrecht. 
Reichsabgabenordnung. 

§ 368 RAbgO. a) Hat jemand feines 
Vorteils wegen Gegenſtände, von denen er 
weiß, daß Steuern für ſie hinterzogen ſind, 
an ſich gebracht, ſo kann er ſich nicht auch 
noch der Hehlerei in der Begehungsform 
des „Verheimlichens“ ſtrafbar machen. 
b) Steuerhehlerei in der Begehungsform 
des „Anſichbringens“ erfordert in ſubjek⸗ 
tiver Hinſicht, daß der Täter im Augen⸗ 
blick des „Anſichbringens“ gewußt hat, daß 
Steuern für die Gegenſtände hinterzogen 
find. RF. 34511 

§ 369 RAbgO. Die Rückfalls vorſchrift des 
8369 RAbgD. gilt auch für die Zoll⸗ 
hehlerei. Verurteilungen wegen verbotener 
Einfuhr vermögen den Rückfall nach 8 369 
RAbgO. nicht zu begründen. RG. 3415 28 


Branntweinverwertungsordnung. 
8 80 b BranntwVerwertungsO.; 8 144 
BranntwMonch. Anbieten von Entgäl⸗ 
lungsverfahren. OLG. Hamburg 343419 


D 


Sonſtiges öffentliches Recht. 
Reichs verfaſſung. 

Art. 153 RVerf. 8 2 Abſ. 6 der 4. Pr⸗ 
DurchſVo. zur Durchführung der Ab⸗ 
löſung der Markanleihen der Gemeinden 
a v. 10. Juli 1926 iſt rechtsgültig. RG. 
3396 4 


Entſcheidungen der Oberprüfſtelle 
Schund⸗ und Schmuzſchriften 
vgl. S. 3450/51. 


Gewerbeordnung. 


0. 
8 0 Gewd.; 88 30, 5, 3 Ne 
§ 10 PrpreßG. Nicht gewerbsmäß ae 
fentlicher Verkauf von Feſtteilnehme 
KG. 3443 16 


Unfallfürſorgegeſetz für Beamte und 
ſonen des Soldatenſtandes. 


88 1, 2, 7 Rounfgürſc. b. 18 
1901. Beweislaſt für das Vorliege 1 Hel 
Betriebsunfalles oder der vorſäzlich vu 
beiführung des Unfalles. Beweiene, pe 
Tötung oder Körperverletzung eiche 
Vorliegen der Notwehr bei poll, pie 
Feſtnahme und Körperverletzung 7, und 
Vorausſetzungen der Freiheitsbe 0s 
und des Waffengebrauches. NO. 


Soziale Verfiherungsgefedt 
ſiehe S. 3451. 


Kriegsſchädenſchlußgeſeh. „er 
5.14 Abſ. 1 u. 2 Krahedid. Je wm 
ſchädigungsanſpruch iſt in Höh a 
1000 AM auch dann unpfänbbatr a 
bei höheren Entſchädigungsbeträg⸗ aut 
20 000 RM der Anſpruch durch EN 
in das Reichsſchuldbuch in Form pic! 
uneigentlichen Schuldbuchforderung Tale 
geſtellt wird. In Art. 14 Durchf. mi 
mit dem Ausdruck „Verfügungen u 
Abtretungen und Verpfändungen joe! 
aber Zwangsverfügungen betroſſe 
den. KG. 34321 


Preußiſches Disziplinarrecht. 
Zur Abwägung des Verſchulde fahre 
des Strafmaßes im Diſziplinarve 
Pr OVG. 34521 


Deutſcher Anwaltverein. 


Abgeordnetenverſammlung vom 9. November 1030 in München. 


pie be 


Die Abgeordnetenverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins hat ſoeben Kenntnis erhalten von den Vorſchlägen, 
geſetzgebenden Körperſchaften zur Anderung der Gerichtsverfaſſung und der Zivilprozeßordnung vorgelegt werden ſollen. mob 

Die Anwaltſchaft weiß, daß fie in der gegenwärtigen Notlage, trotz ihrer eigenen Bedrängnis, ihr Opfer beiſteue He 
Sie wird ſich daher mit einem mäßigen prozentualen Abſchlag auf ihre Armenrechtsgebühren, auch in Eheſachen, auf die 


der Not abfinden müſſen und abfinden. 


Darüber hinaus aber muß fie ihrem tiefen Bedauern darüber Ausdruck geben, daß die Regierung es nicht verſtal 


den 1. 


die wichtigſten Grundlagen der Rechtspflege gegen angebliche finanzwirtſchaftliche Anſprüche geringen Vorteils zu verteidigen 
Sie lehnt daher mit Entſchiedenheit ab: 
a) jede Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit; 
b) jede weitere Beſchränkung der Rechtsmittel. 

Als berufene Vertreterin der Rechtſuchenden betrachtet ſie die in dieſer Richtung von der Regierung vorgeſchlagenef eie 
regeln als eine unerträgliche Verkümmerung der Rechtsſicherheit und des Rechtsſchutzes, insbeſondere für die Minderbem gut 
Sie begreift nicht, daß die von ihr gemachten, einer wirklichen Erſparnis dienenden Vorſchläge zur Beſſerung 
fahrens vollkommen unbeachtet geblieben ſind. 
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